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PROKLA-Redaktion 


Editorial: Korruptes Empire 


In den letzten Jahren wurde Korruption 
zu einem von den Medien stark beachte- 
ten Thema. Auch in Deutschland musste 
man zur Kenntnis nehmen, dass Korrup- 
tion nicht nur in fernen Ländern statt- 
findet, sondern auch hier zur Normalität 
gehört. Inzwischen hat so gut wie jede 
Großstadt ihren Skandal um den Bau 
von Müllverbrennungs- oder Kläranlagen. 
Die Annahme von illegalen (weil an- 
onymen) Parteispenden und dubiosen 
„Beraterverträgen“, zinsgünstigen Kredi- 
ten oder „Geschenken“ durch die Herren 
Kohl, Scharping und Konsorten machten 
deutlich, dass die einst von Flick betrie- 
bene „Pflege der politischen Landschaft“ 
wohl doch kein Einzelfall war. 
Korruption beschränkt sich allerdings 
längst nicht mehr auf den klassischen 
Fall der Bestechung eines Amtsträgers. 
Sie findet nicht nur an den Schnittstellen 
von privatwirtschaftlicher und öffentli- 
cher Sphäre statt, sondern längst auch 
innerhalb kapitalistischer Marktökono- 
mie. Der Absturz der New Economy 
machte Bilanzfälschungen großen Stils 
sichtbar: Ob bei Enron oder em.tv, Ge- 
winne und Umsätze wurden durch „krea- 
tive“ Buchführung aufgebläht, um Anle- 
ger und Kreditgeber systematisch zu täu- 
schen. Korruptives Verhalten kennt aber 
auch die Old Economy: so werden z.B. 
die im Zuge der Übernahme von Man- 
nesmann durch Vodafone an den Vor- 
standsvorsitzenden von Mannesmann ge- 
zahlten Abfindungen inzwischen vor Ge- 
sicht verhandelt. 

Dass Korruption allgegenwärtig ist, wird 
inzwischen kaum noch bestritten. Doch 


wird sie noch immer als ein vor allem 
individuelles Fehlverhalten aufgefasst. 
Immer noch gilt Korruption als eine 
bloße Abweichung vom normalen Ver- 
lauf kapitalistischer Geschäftigkeit. Der 
Kapitalismus „an sich“, ob er nun aus 
neoliberaler Perspektive gefeiert oder aus 
marxistischer Sicht kritisiert wird, scheint 
mit Korruption erst einmal nichts zu tun 
zu haben. Nicht nur die Häufigkeit der 
Korruption, sondern auch ihr systemi- 
scher Charakter sollten da allerdings 
stutzig machen, Korruption ist anschei- 
nend ein integraler Bestandteil jedes „hi- 
storischen“ Kapitalismus und insbeson- 
dere im Zuge der Globalisierung wurde 
der Radius der Korruption nochmals er- 
heblich ausgeweitet: Korruption charak- 
terisiert das „kapitalistische Empire“ in 
allen Poren. 

Wie weit dieser Radius reicht, macht der 
Beitrag von Werner Rügemer deutlich: 
Korruption ist kein Phänomen bestimm- 
ter Länder oder Bereiche, sie findet prak- 
tisch überall statt. Insbesondere ist die 
Vorstellung von „korrupten“ Drittwelt- 
ländern einerseits und weitgehend „sau- 
beren“ Vertretern der ersten Welt grund- 
verkehrt, denn auch in der Dritten Welt 
sind es vor allem Unternehmen aus der 
ersten Welt, die häufig mit politischer 
Rückendeckung der eigenen Regierung, 
korrumpieren. 

Mit den ın der letzten Zeit bekannt ge- 
wordenen Bilanzfälschungen, vor allem 
des US-amerikanischen Energiehändlers 
Enron beschäftigt sich Thomas Sablowskt. 
Er zeigt auf, dass die Bilanzfälschungen, 
die u.a. bei Enron stattfanden, nicht al- 
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lein auf ein betrügerisches Management 
zurückzuführen sind, sondern dass sie 
durchaus der Logik eines am „Sharehol- 
der Value“ orientierten Wertpapierkapita- 
lismus entspringen. 

Die Schäden, die vor allem die öffentli- 
chen Haushalte durch Korruption neh- 
men, etwa durch eine überteuerte Auf- 
tragsvergabe, sind enorm. Die Bereitstel- 
lung öffentlicher Güter, vor allem auf in- 
ternationaler Ebene, wird durch Korrup- 
tion erheblich erschwert. Peter Eigen und 
Christian Eigen-Zucchi sehen in der 
Kontrolle von Korruption daher selbst 
eines der wichtigsten nationalen und 
globalen öffentlichen Güter. 

Auch wenn die Existenz weitverzweigter 
Korruptionsnetze in einem Land weitge- 
hend bekannt ist, heißt dies nicht, dass 
damit auch schon Struktur und Verlauf 
der Korruption richtig erfasst wären. So 
zeigt Boris Kagarlitzky in seinem Beitrag, 
dass die Korruption in Russland keines- 
wegs auf die Reste des alten der Markt- 
wirtschaft gegenüber feindlich eingestell- 
ten Systems zurückgeht. Vielmehr erfuhr 
die Korruption gerade bei der Privatisie- 
rung des Staatseigentums einen erhebli- 
chen Aufschwung und ist jetzt ein Pro- 
blem des neu entstandenen „politischen 
Kapitalismus“. Ähnliche Fehleinschät- 
zungen gibt es auch gegenüber der italie- 
nischen Situation. In seinem Artikel 
macht Mauro Magatti deutlich, dass das 
in den Wer Jahren aufgedeckte, fast all- 
umfassende italienische Korruptionssy- 
stem kein Fremdkörper des italienischen 


Kapitalismus war, sondern in den 80er 
Jahren zu seinen konstitutiven Elemen- 
ten gehörte, da es für eine Reihe von 
komplexen Problemen einfache Lösun- 
gen bereit stellte. 

Mit der subjektiven Seite der Korruption 
beschäftigt sich Dietmar J. Wetzel, der in 
einem empirischen Projekt das Arbeits- 
handeln von Führungskräften untersuch- 
te und dabei nicht nur eine Funktionali- 
sierung der Moral sondern auch eine ge- 
wisse „Selbstkorrumpierung“ feststellen 
konnte. 


Außerhalb des Schwerpunkts erscheinen 
in dieser Ausgabe zwei Beiträge. Torsten 
Bultmann und Oliver Schöller untersu- 
chen die Entwicklungstendenzen des 
deutschen Bildungssystems, das dabei ist, 
sich immer mehr auf „Markt“ und 
„Wettbewerb“ zu orientieren, was nicht 
nur für das Verhältnis der Bildungseinrich- 
tungen untereinander gilt, sondern auch 
für den Einzelnen, der das Bildungs- 
system durchläuft: er soll in erster Linie 
fit gemacht werden für den Markt. 
Johannes Agnoli, der mit seiner Trans- 
formation der Demokratie (1966) eine 
ganze Studentengeneration beeinflusste 
(sein Rückblick Zwanzig Jahre danach eı- 
schien in PROKLA 62, 1986), starb am 
4. Mai in Italien. Anlässlich seines Todes 
erinnert Wolf.Dieter Narr schlaglichtartig 
an zentrale Aspekte von Agnolis Versuch, 
Theorie subversiv, als Partisanenarbeit zu 
betreiben. 


Cail for papers: 
Nach der Globalisierung - 
neuer Imperialismus im 21. Jahrhundert? 


Globalisierung ist ein Prozess der Deregulierung von Grenzen, der Privatisierung öf- 
fentlicher Güter und daher der Stärkung privater Mächte auf den globalen Märkten. 
Im „alten“ Imperialismus des ausgehenden 19. und beginnenden 20. Jahrhunderts, so 
wie ıhn Hobson, Hilferding, Rosa Luxenburg, Lenin oder Karl Kautsky analysierten, 
ging es vor allem um die Ausweitung nationalstaatlicher Grenzen oder Finflusszonen, 
z.T. unter Einsatz militärischer Macht. Die Aufteilung der Welt unter die imperialisti- 
schen Staaten war das Ergebnis und zugleich die Ursache für den kriegerischen Auf- 
einanderprall im Ersten Weltkrieg, mit all seinen desaströsen Konsequenzen, die im 
Zweiten Weltkrieg ihren Höhepunkt fanden. 

Die Nachkriegsära in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts war gekennzeichnet 
durch ein international reguliertes System der Staaten, der „eingebetteten“ Souveränität 
in eine Weltordnung, für die internationale Organisationen wie die UNO oder das Sy- 
stem von Bretton Woods standen. Ein wesentlicher Stabilitätsanker dieses Systems war 
die Blockkonfrontation zwischen „freier Welt“ und „sozialistischem Lager“, die sich in 
der Folge von Glasnost und Perestroika auflöste. Die neoliberale Variante der Globali- 
sierung hatte damit anscheinend gesiegt. Eine lange Periode friedlicher Entwicklung 
einer „Geoökonomie“, reguliert durch Institutionen der „global governance“ schien 
heraufzudämmern. Allerdings brachen schon bald die ersten Widersprüche auf: Öko- 
nomisch im Zusammenhang mit den verheerenden Finanz- und Währungskrisen in 
Asien, Lateinamerika, Osteuropa und in der Türkei; politisch-kulturell mit einem neu- 
en globalen Kulturkampf, in dem (unter Mitwirkung vieler ehemals linker oder linksli- 
beraler Intellektueller) ein neues Feindbild aufgebaut wurde: das der „Fundamentali- 
sten“ und „Terroristen“, die gegen die „westlichen Werte“ kämpften. 

Das geopolitische Feindbild ist eine Funktionsbedingung der Geoökonomie. Das In- 
dustrialisierungsmodell der vergangenen 250 Jahre ist extrem abhängig von fossilen 
Energieträgern, insbesondere von der Ölversorgung. Die Ölvorräte freilich befinden 
sich in Weltregionen, fern von den industriellen Verarbeitungs- und Konsumzentren, 
wo das Öl benötigt wird. Dass die Energieversorgung nicht allein dem Markt überlas- 
sen werden kann, sondern der politischen und militärischen Sicherung bedarf, wird 
von der NATO-Sicherheitsdoktrin 1991 und 1999 explizit ausgesprochen. Auch der 
Bericht des Vizepräsidenten Cheney vom Sommer 2001 folgert aus der Abhängigkeit 
der USA von Energieimporten, dass die Außen- und Militärpolitik auf deren Sicherung 
abgestellt werden sollte. Ein neuer Imperialismus, der wesentlich Energieimperialismus 
ist und ein eindeutig bestimmbares Feindbild benötigt, scheint sich abzuzeichnen. 

Um Entstehungsgründe, Dynamik, Widersprüche, Instabilitäten der neuen Weltord- 
nung zu begreifen, wären unter anderem folgende Themen zu behandeln: 


- Unilateralismus und Militarisierung der Aussenpolitik am Beispiel nicht nur der 


USA 


189 


- Terrorismus und Staatsterrorismus. Die Bedeutung von Menschen- und Völkerrecht, 
die Einteilung der Welt in „Gute“ und „Schurkenstaaten“. 

- Was bleibt vom Konzept der Global Governance? 

- Lässt sich tatsächlich von einem „Energieimperialismus“ sprechen? Welchen Einfluss 
hat die „fossilistische“ Dimension der (Post)-Industriegesellschaften? 

- Weit verbreitet ist die Rede von privatisierten und informalisierten „neuen Kriegen“, 
wie lässt sich der Irakkrieg in diese Analysen einordnen? 

- Welches ist die Rolle globaler Finanzmärkte, von WTO und GATS bei der Entste- 
hung neuer Ungleichheit en in der Welt? 

- Wie steht es um neue Tendenzen zur Regionalisierung und Blockbildung innerhalb 
der neuen Weltordnung? 

- EU-Europa als eine neue Währungs - und Militärmacht? 


Für PROKLA 133, die im Dezember 2003 erscheinen wird, suchen wir Beiträge zu den 
skizzierten Themen. Die Texte sollten einen Umfang von ca. 50.000 Zeichen haben 
(einschl. Leerzeichen) und müssten bis zum 25.9.2003 vorliegen. Ein kurzes Expose 
von ein bis zwei Seiten sollte möglichst bald, spätestens bis zum 16. Juli an die Redak- 
tion geschickt werden, e-mail: redaktion@prokla.de 


Weitere Informationen: finden sich unter: www.prokla.de 


Die Waffe der Kritik... zeitschrift für linke theorie & debatte 
“Letztlich sollen aber alle Beiträge in den Grundrissen dazu 
dienen, die Reflexion der gesellschaftlich-geschichtlichen 
Entwicklung im Hinblick auf deren emanzipatorische 
Überwindung voranzutreiben.” 


Aus dem Editorial der Nr. 1 


probenummer? Bestellungen an: grundrisse@gmx.net oder an 
“grundrisse”, Antonigasse 100/8A - 1180 Wien, 
weitere Infos: hitp://www.grundrisse.net 


Wolf-Dieter Narr 


Theoretisieren als Partisanenarbeit 
Zum Politikum subversiven Denktuns am Exempel 
Johannes Agnoli (22.2.1925 - 4.5.2003) 


„Aber sonst bin ich einer, der, wie Kant sagte, sich seines Verstandes bedient“ 
(Johannes Agnoli 1998: 211) 


„Ebenso wie die Philosophie mit dem Zweifel, ebenso beginnt ein Leben, das 
menschenwürdig genannt werden kann, mit der Ironie“ 
(Sören Kierkegaard 1961: 4) 


„Handle nach der Maxime, "alle Verhältnisse umzuwerfen, in denen der Mensch ein 
erniedrigtes, ein geknechtetes, ein verlassenes, em verächtliches Wesen ist” (Marx)“ 
(Johannes Agnoli 1989: 24) 


Johannes Agnolis, des ein wenig älteren Freundes und Kollegen, intellektuelles 
Porträt zu zeichnen, verlangte breiteres Ausholen, verlangte mehrere Porträts, 
verlangte die sich wandelnden zeitlichen Hintergründe zu kennzeichnen, von 
denen die Porträts sich abheben und die diese Porträts eigensinnig wiederge- 
ben. Von italienischem Faschismus, Krieg und Gefangenschaft über das 
Spranger- und Eschenburg-Tübingen der jung restaurativen BRD bis zu letzte- 
rer neuen Welt-militär-machtgelüsten auf dem kapitalistisch imperialen, kata- 
strophal unaufhebbar ungleichen und mörderischen Weltmarkt und seinen 
etatistischen und anderen, charaktermaskigen Herrschaftsagenturen wäre zu 
sprechen. Solche Porträtskizzen eines widerspenstigen Intellektuellen, in der 
auch Widersprüche der Zeit und der Person sich äußern, füllten rasch ein 
Buch. So spannend ein solches Geschichte-gegenwärtig-Herholen wäre, dem 
veri criterium zugetan, dem Kriterium des Wahren, Vernünftigen, Billigen, das 
Gianbattista Vico hochgehalten hat, Objekt und Subjekt von Agnolis Disser- 
tation (siehe auch Agnoli 2001: 240-260), so wenig könnte dies, zeitlich und 
räumlich eingekastelt, gerade einige 10 Tage nach Agnolis Tod in der Taufri- 
sche seines 79. Lebensjahrs gelingen. 

Ich will stattdessen versuchen, einige kurze Anstrahllichter auf diesen raren In- 


tellektuellen Johannes Agnoli zu werfen und dessen, was er verstandesscharf 
und vernunft-, das heißt zugleich vorstellungsvoll verkörperte und in jedem 
Wort agierte. Hierbei versteht es sich von selbst - obwohl sich sonst Agnolı- 
geschult und zurecht, fast nichts, vor allem nichts irgendwie herrschend Eta- 
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bliertes von selbst versteht bzw. verstehen sollte, auch und gerade nicht die 
herrschaftsgenetisch auszulegenden „Fakten“ und die fast überall geteilten 
„Normen“ -, dass ich diese kurzen Anstrahlungen mit der Taschenlampe 
betreibe. Gerade den intellektuell nahen Anderen kann man nur so weit, wie 
irgend möglich „an und für sich selbst“ zu verstehen und anderen zu präsen- 
tieren suchen, je mehr man zum einen um die Distanz weiß und sich zum 
anderen über sich selbst und das, was man von sich in den anderen überträgt 
(projiziert) Rechenschaft ablegt. Und wenn der Johannes Agnoli eines war, 
dann war er und bleibt er eine homo prose. 


Opposita, Widersprüche, Spannungen, strukturelle Ambivalenzen 


Subversion und Utopie 


Subversives Denken, das war es was Agnoli ein Leben lang witzig betrieb -, ein 
Adjektiv, das im aufklärerischen 18. Jahrhundert verstandesscharf bedeutete. 
Seiner letzten Vorlesung im Wintersemester 1989/1990 hat er deshalb den 
Namen Theorie und Geschichte der Subversion gegeben (Agnolı 1996). Ob- 
gleich, vielleicht auch von mır überlesen, allen Assoziationen zur griechischen 
Mythologie und zur griechischen Geschichte zum Trotz, die Agnolı trefflich 
kannte - einer der wenigen nıcht „Halbgebildeten“, weil er ‚seinen’ „humani- 
stischen“ Stoff kannte, ihn aber im Unterschied zu den meisten Neuhumani- 
sten mit eigenem Verstand durchdrungen hatte -, obwohl, sage ich, der Name 
Sokrates nicht auftaucht, war er ihm mutatis mutandis Seelenverwandter. Die 
unablässig bohrende Frage, was hat es mit deiner Behauptung und deinen Be- 
griffen auf sich, war bei Johannes Agnolı geradezu habituell geworden. Seine 
Fragerei hatte sich, dem 2% tausendjährigen Abstand und den in ihnen enthal- 
tenen geschichtlichen Erfahrungen nicht zuletzt der kapitalistisch-etatistisch- 
kolonialistisch-kriegerischen Moderne gemäss ausgedehnt und vertieft. Sie 
wurde unverändert aufklärerisch getrieben. „Kant, der ‚Alleszermalmer’ “* 
(2001: 106-120) ist ex- oder implizit gegenwärtig. Vor allem wurde Agnoli in 
systematischer Kritik an der herrschenden Gesellschaftsformation von Karl 
Marx geschult und - den frühen, mittleren und späten Marx zusammenneh- 
mend -, von dessen anarchischem Misstrauen gegen Herrschaftsäußerungen al- 
ler Art. Darum stellt die Erinnerung an Kierkegaards Dissertation, die ich im 
2. Motto betrieben habe, keine willkürliche Assoziation dar. In dieser, die den 
sprechenden Titel trägt Über den Begriff der Ironie und im Untertitel sogleich 
hinzufügt Mit ständiger Rücksicht auf Sokrates, heißt es in der VIII. These: 
„Die Ironie als unendliche und absolute Negativität ist die leichteste und un- 
scheinbarste Bezeichnung der Subjektivität.“ Ecce: Johannes Agnolı. 

Das ıst sein Ansatz, nicht mehr der des Sokrates, auch der kein Konformist 
bekanntlich. Ein Querdenker, weil er die Wurzeln der Begriffe und sach- 
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zwangsartig behaupteten Sach- und Konventionsverhalte aufschaufelte. „Mit 
der Perspektive, ‚die Ordnung’ als Synonym für Herrschaft sich umzuwer- 
fen, ist die Quintessenz der Sache selbst offengelegt; im wörtlichen Sinn der 
strategische Punkt, an dem die Herrschaft des Menschen über den Men- 
schen ausgehebelt werden kann. Das ist der Punkt, an dem der archimedi- 
sche Hebel der Emanzipation ansetzt“ (so Zur Sache selbst, am Beginn der 
Entdeckung der Geschichte als einer Kette der subversiver Akte, Agnoli 
1996: 13f). Im ersten Hauptkapitel, Finsternis, Licht und das Recht auf Wi- 
derstand, setzt Agnoli fort: „Alle subversive Theorie, ganz gleich welchen 
Inhalts, erscheint der konstituierten Ordnung nicht nur als Produkt licht- 
scheuer Elemente, sondern selbst als Fremdkörper: ein Feind, ein Agent, der 
sich zum Zwecke der Zersetzung im Reich des Guten einrichtet. Daher ge- 
rieten dıe Ketzer, die Hexen, die Atheisten und Materialisten in einen hölli- 
schen, schwefligen Geruch: Kreaturen des Bösen, Boten des Teufels. Ihre 
Dissidenz bewies in den Augen der Ordnung nicht nur eine Abweichung 
von der Orthodoxie, sondern die Perversion eines absichtlichen, gewollten 
Irrtums: Die Ketzer waren unbelehrbar. Und dies nicht nur im Glauben, 
sondern auch im Irdischen, in Sachen der Form Staat, in der Politik, in der 
ein breiter, leicht gangbarer Weg von der Inquisition zum Verfassungs- 
schutz und anderen Staatsorganen führt, ganz egal, wie die Form des Staates 
im einzelnen beschaffen sein mag“ (ebd.: 20). 

Die ‚unendliche’ Geschichte der subversiven Denkens und Verhaltens, menschli- 
cher Äußerungen insgesamt, individuell immer erneuert von säuglingsfrüh an, 
darum zwangssozialisiert, belegt die Gründung materialistisch verstandener 
und verwirklichter Menschenrechte im geschichtlichen Gattungswesen. 
Mensch. In seinen neu und neu geborenen Individuen orientiert sich dieses 
gesellschaftsbedingt dauernd im freilich oft verdämmernden oder illusionär 
gartenlaubisch verkehrten Licht der Utopie, realer historischer Möglichkeiten 
auf Erden. Subversion und Utopie, dass fast alles anders sein kann, dass Herr- 
schaft und Ungleichheit, das ewige Tandem nicht sein müssen, gehören me- 
dallien-doppelseitig zusammen. Darum ist der anti-utopische Zug der Zeit mit 
nur dem Schein nach guten historischen Gründen in Sachen nazistisch- 
stalinistische Herrschafts- und Zerstörungsgeschichte des 20. Jahrhunderts eine 
der herrschaftsvollsten Waffen der Gegenwart. Schon die Idee anderer gesell- 
schaftlicher Möglichkeiten, der Springquell aller Kritik, wird diskriminiert. 

„Es wird sich bei der Verhandlung zeigen“, so Agnoli noch vor der oben zi- 
tierten Subversionsstelle, „dass das Utopische sich der Subversion immer bei- 
mischt.“ „Utopie als Hoffnung eines Besseren. Diese Hoffnung kommt nie an 
ihr Ende, vor allem nicht in dürftigen Zeiten. Utopie, das ist der ‚Traum von 
einer Sache’ (Marx), dem nur das Bewusstsein fehlt, um sie wirklich zu haben. 
Gäbe es sie nicht, verschwände alles Utopische aus dem Denken, dann geriete 
das ‚subvertere’ in Vergessenheit, dann würde das Menschliche an der Gesell- 
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schaft verschwinden: das heißt eine Humanität, die sich nicht im Mitleid für 
das geknechtete Wesen und in barmherziger Hilfe erschöpft, sondern für sein 
freies Glück kämpft“ (ebd.: 12). 

„Diese Vorlesung war der Versuch“, so formuliert Agnoli am Ende derselben, 
die nicht selten, historisch die materiellen Umstände besser bedenkend, an ei- 
nen ganz anderen und doch hier ähnlichen Zeitgenossen, an Albert Camus’ 
L’Homme revolte&‘ erinnert, „die Subversion auf den Begriff zu bringen, das 
heißt die gängigen Darstellungen zu überwinden und zu einem Kriterium der 
Subversion zu gelangen; zu einem Begriff, der entscheiden hilft, ob Subversi- 
on, also Umwälzung, tatsächlich stattfindet. Was Umwälzung sei, wurde an- 
hand des kategorischen Imperativs bestimmt - aber nicht anhand des kant- 
schen, sondern anhand des marxschen: alle Verhältnisse umzuwerfen, in de- 
nen der Mensch ein gedemütigtes, ein geknechtetes, ein verlassenes und ver- 
ächtliches Wesen ist. Marx also. Und jetzt erheben sich zwar keine Zweifel, 
aber doch Einwände, denn dieses Motto macht ım Grunde doch den Kern 
des kommunistischen Projekts aus. Was Marx mit dem kategorischen Impera- 
tiv sagt, sei eigentlich das Projekt des Kommunismus, ein Satz der die Revolu- 
tion einläuten soll. Aber, so kann man in der Bild-Zeitung lesen, der Kom- 
munismus ist tot“ (ebd.: 225). 

Ich werde, um die Porträtskizze nicht ungebührlich zu verlängern, allzu wenı- 
ge andere Aspekte nur dürr, nicht mit Agnoli Zitaten behängt, pointieren. 
Der Schluss dieser Vorlesung lohnt aber des Johannes Agnoli halber und vor 
allem dessen, was er zukunftgerichtet für uns eigensinnig nachdenkens- und 
nachahmungswürdig vertrat, in Gänze zitiert zu werden. Sollte er nicht als 
Lockspeise zu mehr Verlangen nach solcher Nahrung verführen? 

„In der anbrechenden Kälte der neuen Weltordnung müsste sich die subversi- 
ve Theorie ihre geschichtliche Aufgabe aufs Neue aneignen, die darin besteht, 
immer dann das ganz Andere zu vergegenwärtigen, wenn die Aktualität der 
Revolution bis auf weiteres suspendiert worden ist. Dann ist die Zeit nicht so 
sehr der subversiven Aktion als der subversiven Theorie. Die Subversion ist 
eine Arbeit auf die Revolution hin, sie ist nicht die Revolution selbst - doch 
ist sie notwendig, um der Revolution behilflich zu sein in der schwierigen Zeit 
des Überwinterns. Es ist nicht das erste Mal der Fall: Es hat in der Geschichte 
immer wieder Perioden des Überwinterns gegeben. Man denke nur an die Ära 
Adenauer, und eben so eine Zeit scheint bevorzustehen. Solche Zeiten muss 
die Revolution überdauern, und dabei hat ihr die Subversion behilflich zu 
sein. Ob daher Kommunismus, Revolution und revolutionäres Subjekt tat- 
sächlich tot sind, bleibt dabei eine offene Frage. Spinoza, Hegel, Marx ist der 
Totenschein wiederholte Male ausgestellt worden - na und? 

Was ins Haus steht, ist eine harte, mühselige Maulwurfsarbeit; sie ist alles, was 
heute zu tun bleibt. Natürlich ist Maulwurfsarbeit nicht sonderlich befriedi- 
gend, denn ein sichtbarer Erfolg bleibt naturgemäß aus. Es ist eine Arbeit, die 
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man auf sich nimmt, ohne zu wissen, ob sie jemals zu einem guten Ende 
führt, eine Arbeit, deren Wert für die geschichtliche Perspektive im Ungewis- 
sen bleibt. 

Man muss ein Maulwurf auch dann sein, wenn viele Illusionen zerstoben 
sind. Vielleicht gibt es Leute, die sich auch in der Aufbruchstimmung der spä- 
ten 60er keine Illusionen gemacht haben, die sich schon damals bewusst wa- 
ren, dass man noch einiges wird aushalten müssen, die sich daher nicht der Il- 
lusion hingaben, im Osten liege die utopische Gesellschaft. Und es mag Illu- 
sionen geben, die existenznotwendig sind; doch oft ist es nötig, sie zu ernüch- 
tern. 1968 habe ich dem Rudi Dutschke eine schöne Illusion zerstört. Wir tra- 
fen uns auf einer Party, er stürmte ins Zimmer - er war überhaupt ein sehr 
stürmischer junger Mann -, kam auf mich zu und sagte: ‚Wenn wir uns ver- 
binden, können wir demnächst in Berlin die Räterepublik ausrufen.’ Da ge- 
nügte die einfache Bemerkung: ‚Und was machen wir mit den Besatzungs- 
truppen? Was macht die Berliner Räterepublik mit dem amerikanischen, engli- 
schen und französischen Soldaten?” 

Die Illusionen sind zerstört, die Weltlage ist widersprüchlich - und da ist es 
gut, eine gewisse Vorsicht walten zu lassen. Den Vorwurf des Illusionismus 
kann man gegen seine Urheber wenden. Und damit komme ich zum Be- 
schluss, der da lautet: Das der Kommunismus passe sein soll, dass die Gesell- 
schaft der Freien und Gleichen tot sein soll, dass die liberale Demokratie und 
der nackte Kapitalismus den Endsieg über die Geschichte errungen haben sol- 
len - das ist die Illusion der bürgerlichen Jahrtausendwende. In diesem Sinne 
ende ich mit Goethe: Ich lasse euch hoffen“ (ebd.: 226f). 


Negation und Position 


Diesen Tandem begleitet das erste. Die Negation ist Agnolis Stärke. Eine Stär- 
ke, deren wir dringend bedürfen. Eine Negation mit dem großen „Ja“ im 
Hintergrund. Dass die Utopie von Freiheit und Gleichheit aller überall mög- 
lich und aufs dringendste anzustreben sei. Indes die täuschungswiderspenstige 
Negation zuerst und andauernd - übrigens auch dann noch und immer er- 
neut, wenn gesellschaftlich bessere Formen und Inhalte des Handelns in Gang 
kommen sollten. Selbstkritik ist gerade dann, wie Vladimir Majakowski einmal 
formulierte, „die Universalarzenei“. 

Wie hat Johannes Agnoli nicht nur in seiner wohl zeitweise am meisten ver- 
breiteten Schrift, Die Transformation der Demokratie, einem Studenten bewe- 
genden Buch mit einem ersten Teil des nicht zu vergessenden, des wieder zu 
lesenden Peter Brückner, die Glaubensformel des Westens und seiner den 
freiheitlich demokratischen Grund berufs-, also wissenschaftsfeindlich ord- 
nenden (Politik-JWissenschaftler bis heute in ihrer rissigen Kläglichkeit ent- 
hüllt. Welcher permanente Quell- und Legitimationsgrund an repressiven 
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Normen und Sicherungspraktiken nicht nur. Und willst du nicht „Verfas- 
sungspatriot“ sein - ein Ausdruck, den Agnoli wohlbegründet mit Sarkasmen 
überhäuft hat -, so stellst du dich außerhalb des „Konsens der Demokraten in 
diesem Lande“. Also kannst und darfst du nichts werden. Die Behauptung der 
funktionstüchtigen und normatıv politisch moralisch menschenrechtlich un- 
bestreitbar gültigen „repräsentativen Demokratie“ hat Agnoli vielmehr mit al- 
ler wissenschaftlichen Nadel und Faden gründlich widerlegt - so Wissenschaft 
im Minimum zuerst darin besteht, ‚wirklichkeitswissenschaftlich’ (Max Weber) 
zu sagen, was ist. Die vielfachen, zwangs- und opportunitätsblindmachenden 
Als Obs. Als ob von gewählten Politikern verantwortlich Politik, selbst wenn 
sie wollten - diesen Wollen haben sie in aller Regel einmal gewählt meist 
schon vergessen -, verantwortlich gemacht werden könne. Als ob Verantwort- 
lichkeit, so von einer solchen überhaupt die Rede sein könnte, anders als eine 
Verantwortlichkeit den dominanten ökonomischen Interessen und Funktio- 
nen gegenüber bedeute. Als ob an dem, was „repräsentative Demokratie“ ge- 
nannt wird, auch nur eines der beiden Begriffstermini stimmten. Daran, dass 
die gewählten Politiker, die Legislativen zu mal, das „Volk“ vergegenwärtigen 
könnten, haben nicht einmal die seriösen liberalen Theoretiker gedacht. De- 
ren Liberalismus bestand allemal primär darin, und er tut es bis heute so, die 
soziale Entbindung der wirtschaftlich Interessierten mit Besitz um umfängli- 
cheren Besitzes willen zu verlangen. Auf dass die freie Konkurrenz die beste- 
henden und vermehrten herrschenden Ungleichheiten, als seien sie natur- 
wüchsig zustande gekommen, bestätige und bestärke. Darım kann bestenfalls 
qua Wahl und qua Repräsentanten von einer auf die periodische Dauer ver- 
fassungsgestellten Elitezirkulation die Rede sein. Joseph A. Schumpeter ideo- 
logisierte hierbei viel weniger als all die Philosophen, Verfassungs- und Demo- 
kratietheoretiker und tutti quanti bis in unsere Tage. Diese leben geradezu von 
der professionalisierten „kognitiven Dissonanz“ (Leon Festinger). Sprich sie 
gleichen, das, was wirklich ist, dem was sie, frei allen subversiven Denkens, frei 
allen wagemutigen Selbstdenkbemühens konventionell idealisch wollen, so 
aneinander an, dass das ‚schlechte’ Wirkliche, die Nichtdemokratie im seich- 
ten Ideal silbrig glänzend, status quo konform, aufgehoben wird. Heute von 
Demokratie zu reden, das bringen doch nur solche Leute hin, die auf Selbst- 
und Fremdtäuschung programmiert sind - denn „lügen“ im banalen Sinne 
tun die wenigsten - und die der Sprachkritik des „Schwierigen“ in Hugo von 
Hofmannsthals gleichnamigem Stück gemäß begriffeln. „Worte (Begriffe, Nor- 
men, vgl. den herrschenden Gebrauch der Menschenrechte, WDN), die alles 
Wirkliche verflachen und im Geschwätz beruhigen“. 

Gewiss, an Agnolıs Transformation der Demokratie und anderen einschlägi- 
gen Schriften hapert es zuweilen an Analyse, die Stoffe der Gegenwart und 
Exempel derselben durchdränge und ‚empirisch’ untermalte. Über den einen 
oder anderen Ausdruck a la „Involution“, der zu sehr voraussetzt früher sei es 
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anders gewesen, kann man füglich streiten. Welche eine Lust, wenn Johannes 
Agnoli gegenüber saß. Indes, das, was Johannes Agnoli demokratietheoretisch 
und in Richtung angebliche demokratische Praxis ‚fundamental” kritisch zu 
sagen wusste, trifft im Kern nach wie vor den Nagel auf den Kopf. Ja, mehr 
denn je. „Demokratie“, „Demokratie“ - ich träume schlecht. 

Die Kunst des Neinsagens gegen alle möglichen neuen Begriffe und begriffli- 
chen Neutöner, die Kunst des Neinsagens gegen die Fülle der Verblendungs- 
zusammenhänge und ihre mehr oder minder sublimen Repressionen, in Zei- 
ten grassierender Arbeitslosigkeit zumal, kann gar nicht gut und andauernd 
genug gelernt werden. Viel zu rasch drängen wir alle danach, uns zufrieden zu 
geben, damit wir in und um uns ‚unsere Ruhe’ haben. Dagegen nützt unter 
anderem nur eines: immer erneut Johannes Agnoli lesen. Hier ist er Aufklärer 
sondersgleichen. 

Immer erneut hat Agnoli angemahnt, es sei nicht genug die Kunst es richti- 
gen, also am veri criterium ausgewissenen Nein-Sagens zu üben (vgl. auch 
Klaus Heinrichs glücklicherweise wieder aufgelegtes Buch Die Kunst Nein zu 
sagen). Linke, Sozialisten, Kommunisten, also diejenigen, auf die hin er 
sprach, privilegierte Intellektuelle zumal, müssten auch und vor allem sagen, 
und an entsprechenden Konzepten arbeiten, wie Gesellschaft anders organı- 
siert werden könne, ohne deshalb gar im Sinne schlechter Planutopien in der 
Garküche der Zukunft allenfalls selbst einnebelnde Dämpfe zu erzeugen. 
Agnoli hat dazu selbst nicht allzu viel beigetragen. Indes: er wusste um dieses 
dringliche Desiderat. So wie man Utopien ein Stück ausmalen muss, nicht in 
Form bukolischer Paradieschen, damit sie zeitgemäßen Relevanz gewinnen 
und die Hebelkraft der Kritik seriös befördern. 


Politik und Ökonomie 


Worum es Johannes Agnolı ging, war aus der Kritik der politischen Ökono- 
mie auf den ausladenden Schultern von Marx, antidogmatisch, was sich für 
ihn von selbst verstand, jenseits aller Marx widersprechenden, aber marzistisch 
so viel geübten theoriepositivistischen „Ableiterei“, eine Kritik der Politik zu 
entwickeln. Das hat er immer erneut geleistet. Ansätze, wie eine solche kri- 
tisch-politökonomisch fundierte und orientierte Kritik der Politik zu leisten 
sei, hat er nicht nur in seinen eher demokratietheoretischen Schriften gege- 
ben. Er hat sie vor allem in seinen, insbesondere dem italienischen Faschis- 
mus geltenden, in jeder Zeile trefflich informierten Faschismus-Schriften gelei- 
stet (Agnoli 1997). In diesem dem Faschismus gewidmeten Aufsatzband findet 
sich übrigens auch das Muster einer Rezension, nämlich Agnolis Auseinander- 
setzung mit Ernst Noltes geistes- und verschwörungsgeschichtlicher Faschis- 
musphänomenologie diesseits aller Unterstellungen. Eine bei Marx in die 
Schule gegangene Kritik der Politik begegnet selbst dort, wo man sie weniger 
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vermutet. Etwa in einem Aufsatz zu zwei Weltfriedensversuchen, der Pax Ro- 
mana und der Pax Christiana (Agnoli 2001). 

„Die kritische Politologie“, heifft es in einem Vortrag Von der kritischen Poli- 
tologie zur Kritik der Politik, „fand hierin ihre Aufgabe, ihre Berechtigung - 
und ihre Grenze“ (Agnoli 1989: 17). Gemeint ist die Grenze des Vergleichs Ver- 
fassungsnorm Verfassungswirklichkeit, demokratischer Anspruch demokrati- 
sche Wirklichkeit, parteilicher Anspruch parteiliche Wirklichkeit u.ä.m. „Der 
Bruch zwischen Norm und Wirklichkeit wird täglich erfahren - und in diese 
Wunde muss täglich und ohne Erbarmen nach wie vor hineingebohrt werden: 
dass ‚alle Staatsgewalt vom Volke ausgeht’, nur dass dem Volk alle Gewalt aus 
den Händen gerissen wurde; dass die Würde des Menschen unantastbar seı und 
der Staat sie zu schützen und zu achten habe, während in Wirklichkeit der 
Staat eine gehobenere Würde für sich beansprucht und von den Menschen 
verlangt, sie zu schützen...“ Der erkannte Widerspruch entgleite jedoch leicht 
ins abstrakt Mechanisch-Moralische. Die Täuschung entstehe, andere Politi- 
ker, ein „Politikwechsel“ könne fast alles zum Besseren, wenn nicht zum Be- 
sten richten. Die Normen selber würden in ihrem Herrschaftsgehalt, in ihrem 
Formzwang nicht einsichtig. „Dem zugrunde liegt, dass die Verlötung von Nor- 
men und Wirklichkeit - historisch-materialistisch oder idealistisch, das bleibt 
sich gleich - verkannt wird. Die kritische Politologie begreift nicht, dass die 
Norm als Teil der Wirklichkeit sich in objektive Zwangsregelungen und in mit 
Staatsgewalt durchsetzbare Regulierungen umsetzt.“ Erst die „radikalen Kate- 
gorien einer ursprünglichen marxschen Analyse“ ermöglichen es den „Schutz 
der Norm“ durch „die Veränderung der Wirklichkeit“ zu ersetzen. „Es geht 
nicht mehr darum, die Verfälschung der Norm durch die Politik aufzuzeigen. 
Vielmehr wird die politische Norm zur Diskussion und zur Destruktion ge- 
stellt“ (ebd.: 18). Jetzt erst schlägt die „Anklage gegen das Prinzip der Herr- 
schaft“, jetzt kann die Vorstellung kritisiert werden, Herrschaft sei „naturnot- 
wendig“ - wie analog Krieg - und, erneut analog allenfalls zu „bändigen“. 

So wenig von Agnolı kritische politökonomische Analysen ım engeren Sinne 
vorliegen, so wenig er, die Quanten- und Qualitätssprünge der Globalisierung 
mitten in der kapitalistischen Welt-Vergesellschaftung wahrnehmend, diesel- 
ben genauer ın seine Reflexionen einbezogen hat, so wenig trifft Agnoli die 
Kritik, er habe die „Autonomie“ „der Politik“ überschätzt. Im Gegenteil. Un- 
gleich ausgeprägter etwa als bei den meisten Globalisierungskritikern oder 
‚Staats und ‚Kapital’-Kritikern zuvor, kritisiert Agnoli die unterschiedlich legi- 
timierten Staatsformen und folgerichtig kritisiert er auch die Parteien/Partei 
ohne Wenn und Aber. In diesem Sinne verbindet Agnolı, selten wie dies auch 
aus historischen Gründen der Fall ist, das sozsalistisch-kommunistische Erbe - 
Eigentum und Freiheit exkludieren einander, sıe bedingen und verstärken sich 
nicht wechselweise wie die Liberalen meinen - mit dem Erbe anarchistischer 
Tradition. Seine Staatskritik, seine Parteikritik, seine Kritik an herrschenden 
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politischen Formen ist radikal. Solche herrschenden Formen, staatliche Insti- 
tutionen und Prozeduren, die Form der Partei u.ä.m. können nicht für eman- 
zipatorische Politik, wie das von Lukacs geerbte, allemal mit äußerster Vor- 
sicht zu behandelnde Verbum heißt, umfunktioniert werden. Diejenigen, die 
staatliche Mittel und Prozeduren, einschließlich des staatlich gesatzten und 
vom staatlichen Gewaltmonopol notfalls mit Zwang durchgesetzten Rechts, 
nur übernehmen wollen, indem sie meinen, ein Personenaustausch genüge, 
ein grundlegend institutionell organisatorischer könne später nachgeholt wer- 
den, täuschen sich und andere. Heute kann man sagen, dass eine solche Täu- 
schung, intellektuell gesprochen, schuldhaft ist, weil die historischen Exempel 
aus dem 19. und 20. Jahrhundert eine deutliche und klare, eine gegenwärtig 
zutreffende Sprache sprechen. Johannes Agnoli als Pareto-Kenner wusste oh- 
nehin Bescheid. 


Johannes Agnoli im Spiegel der Zeit, 
die Zeit im Spiegel von Johannes Agnoli 


Nicht nur habe ich eine Fülle von Aspekten noch nicht einmal berührt, die 
Agnolis schmales, aber gewichtiges Deuvre nun wenigstens nachlesbar macht. 
Vielmehr muss ich auch diese Überschrift weitgehend als Ankündigung ohne 
Folge behandeln. Ich will nur darauf hinweisen, wie spannend es wäre, Ge- 
schichte und Gegenwart von Agnolis Wahl- und hauptsächlichem Wirkungs- 
land in Agnolis eigener Geschichte, zum Teil jedenfalls ausgewiesen in eige- 
nen oder leicht zugänglichen anderen Schriften und deren zeitgenössischem 
Kontext zu spiegeln. Johannes Agnoli stellt zweifelsohne einen ‚schaffenden 
Spiegel’ dar, nicht einen, es gäbe denn einen solchen, der schlicht nur wieder- 
gibt. Welche weitertreibenden Kenntnisse wären daraus zu schöpfen (und 
nicht primär aus der Frage, wie der in der FAZ vom 8.Mai, die daraus fast so 
etwas wie ein kritisches Argument schmiedete, wie es dazu gekommen ist, dass 
Johannes Agnoli als junger Mann bei den Faschisten gedient hat). 

Johannes Agnolı und der Republikanische Club 

Johannes Agnoli und die Studentenbewegung (vgl. dazu Agnoli 1998). 
Johannes Agnoli und die Mescalero-Affäre - ein Indiz für den Mangel an Au- 
genmaß herrschender Politik und andere Mängel, wenn es denn eines gibt; ei 
nes auch, das zeigt, dass nicht primär ‚der’ Terrorismus rund um die RAF 
heute noch ein Problem der „Bewältigung“ darstellt, sondern der nach dem 
11.9.2001 verschärft gesetzlich und mit riesiger Massnahmenschatulle zusätz- 
lich aufgelegte, staatlich publizistische Anti-Terrorismus. 

Johannes Agnoli und die Verfassungsfragen der Republik just zu einer „Zeit“, 
da sie in geradezu albern oberflächlicher Weise in Sachen BRD und EU erör- 
tert werden. 

Und vieles andere mehr. 
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Sei eine Frau oder ein Mann und folge mir nicht nach 
(frei nach Nietzsche) 


Seinen Hegel kannte der Johannes Agnoli. Wenn denn einer. Darum wusste 
er auch über Marx besser Bescheid als viele. Seine eigene Kritik mehr beein- 
flusst hat freilich, so man in dieser Weise geistesgeschichtlich argumentieren 
will, das Mount-Everest-Philosophie-Massiv Immanuel Kant. 

Gerade weil Johannes Agnoli ‚seinen’ Hegel kannte, wusste er um den Stel- 
lenwert dessen, was Hegel unter „Versöhnung“ verstand und welchen zentra- 
len Stellenwert diese, erstlich und letztlich religiös christliche Kategorie beı 
Hegel besaß. Agnoli war, unbeschadet seiner persönlichen Verbindlichkeit, sei- 
ner Furchtlosigkeit, sich in ‚andere Kreise’, etwa als geladener Redner der CSU 
zu begeben - keusch verengte Berührungsängstlichkeit kannte er selbstbewusst, 
sich seiner Sache sıcher, nicht -, ein Nicht-Versöhnler. Der Grad seiner Selbst- 
und Fremdtäuschung - und ganz ohne solche kommt niemand aus - war 
auffällig und erfrischend gering. Das macht seinen Rang als Kritiker aus. Das 
ist das Zeichen seiner anhaltenden Subversion. Darum nicht zuletzt kann 
man, ja sollte man bei Johannes Agnoli immer erneut in Schule gehen. Liest 
man seine Aufsätze, dicke Bücher hat er nicht geschrieben, dann bereitet die 
Lektüre nicht nur intellektuellen Spaß. Karl Kraus’ Zeichen eines guten Bu- 
ches gilt bei ihm andauernd. Dass einem bei der Lektüre eine Fülle von Ein- 
fällen kommen. Vielmehr wirkt der bis zum 4. Mai unmittelbar persönliche, 
nun mittelbar lesende Austausch mit Johannes Agnolı wie ein Purgatorium, 
wie eine intellektuell politische Reinigung. Das hängt damit zusammen, dass 
Johannes Agnoli alle dunkle Sprache und Ausdrücke in der ‚Tiefe der Niede- 
rung’ vermieden hat. Das war ihm fremd. Das hängt auch und vor allem da- 
mit. zusammen, dass Johannes Agnoli - selbst in lichter ökonomisch- 
politischer, materialistisch-geistesgeschichtlicher Dialektik argumentierend - 
den eigensinnigen Verstand des Diskutierenden, des Lesenden beförderte und 
befördert. Damit die Gesellschaft der Freien und Gleichen zunehme. 
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Thomas Sablowski 


Bilanz(en) des Wertpapierkapitalismus 
Deregulierung, Shareholder Value, Bilanzskandale 


Im Februar 2000, auf dem Höhepunkt des Börsenbooms und der New Eco- 
nomy-Euphorie, wählte die US-amerikanische Wirtschaftszeitschrift Fortune 
zum fünften Mal in Folge Enron zum „innovativsten Unternehmen Ameri- 
kas“. In nur 15 Jahren hatte sich das 1985 aus der Fusion zweier regionaler 
Erdgasversorger hervorgegangene, in Houston ansässige Unternehmen zu dem 
nach Umsatz siebtgrößten Konzern der USA entwickelt. Wie kein anderes 
Unternehmen schien Enron die Möglichkeit der Erneuerung auch der „Old 
Economy“ zu verkörpern. Doch im Herbst des folgenden Jahres implodierte 
Enron in einem ungeheuren Bilanzskandal, der zum bis dahin größten Bank- 
rott der US-amerikanischen Geschichte führte. 

Der Zusammenbruch von Enron sollte kein Einzelfall bleiben - er eröffnete 
vielmehr eine ganze Serie von Bilanzskandalen und Konkursen, die überwie- 
gend Unternehmen der New Economy, also des Technologie- und Telekom- 
munikationssektors betrafen. Es stellte sich heraus, dass zahlreiche Unterneh- 
men mit fragwürdigen Geschäftspraktiken und Bilanzierungsmethoden Um- 
sätze und Gewinne aufgebläht hatten, um die Aktienkurse in die Höhe zu 
treiben. Solange die Kurse stiegen, schien der Erfolg den Unternehmen Recht 
zu geben. Als die New Economy-Spekulation jedoch zusammenbrach, er- 
schienen die vermeintlichen Erfolgsmodelle in einem neuen Licht. Gerade ei- 
nıge derjenigen Unternehmen, die ın den 1990er Jahren die höchsten Wach- 
stumsraten zu verzeichnen hatten, die am stärksten zur Produktion von „Sha- 
reholder Value“ beigetragen und in den Augen der Investoren als vorbildlich 
gegolten hatten, fielen wıe Kartenhäuser in sich zusammen. 

Während Tausende von Beschäftigten ihre Arbeitsplätze und ihre Alterssiche- 
rung verloren, während Millionen von Sparern und Kleinaktionären um ıhr 
Vermögen geprellt wurden, konnten die Topmanager der Unternehmen, die 
in Konkurs gingen, als „Insider“ in der Regel rechtzeitig ihre Aktienoptionen 
zu Geld machen. Es lag nahe, zunächst die Geldgier der Manager, die die Öf- 
fentlichkeit über die reale Entwicklung ihrer Unternehmen getäuscht hatten, 
für das Desaster verantwortlich zu machen. Es greift jedoch zu kurz, die Ursa- 
chen dieser Entwicklung nur in individuellem Fehlverhalten von Managern zu 
suchen. Inwieweit die Bilanzskandale und Bankrotte mit Gesetzesverstößen 
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verbunden waren, wird nun vor den Gerichten geklärt. Unabhängig davon 
kann heute schon gesagt werden, dass es nicht primär illegales Handeln war, 
das zur Katastrophe geführt hat (vgl. auch Rügemer 2002). Ebenso steht eine 
Kritik, die sich nur auf unmoralisches Handeln der Manager bezieht, auf 
schwachen Füssen. Es mag zwar zutreffen, dass die Manager rücksichtslos ihre 
eigenen Interessen verfolgten - doch gerade die rücksichtslose Verfolgung der 
eigenen Interessen soll ja nach der herrschenden liberalen Ideologie vermittelt 
durch das wunderbare Wirken der „unsichtbaren Hand“ des Marktes ein Ma- 
ximum an gesellschaftlicher Wohlfahrt garantieren. Wer letzteres ohnehin be- 
zweifelt, sollte bei der Kritik an Betrug und Korruption nicht stehen bleiben, 
sondern die strukturellen Zusammenhänge beleuchten, die dieses Handeln 
hervorbringen, an dem während des Booms niemand Anstoß genommen hat, 
während es in der Krise plötzlich als anrüchig erscheint, weil die Konsequen- 
zen dieses Handels sich nun ganz anders darstellen. 

Zwar wurden in der öffentlichen Diskussion über die Bilanzskandale neben 
dem individuellen Fehlverhalten der Manager auch einzelne institutionelle 
Probleme als Momente, die zu den Unternehmenszusammenbrüchen beige- 
tragen hatten, thematisiert. Doch wurden die Shareholder Value-Ortentierung 
oder das marktdominierte Finanzsystem, wie es sich vor allem ın den angel- 
sächsischen Ländern herausgebildet hat, aber auch in Kontinentaleuropa im- 
mer mehr an Einfluss gewinnt, ebenso wenig in Frage gestellt wie die neolibe- 
rale Deregulierung der Energieversorgung und der Telekommunikation, die 
die Voraussetzung für den Aufstieg der späteren Bankrotteure gebildet hatte. 
Im Gegenteil: Die Bilanzskandale und Unternehmenszusammenbrüche wur- 
den oftmals als Beleg dafür gewertet, dass die Unternehmen den Aktionärsin- 
teressen nicht ausreichend unterworfen worden waren, dass die Shareholder 
Value-Orientierung nicht nachhaltig genug durchgesetzt worden war. 

Hier soll dagegen die These vertreten werden, dass die Orientierung am Sha- 
reholder Value und die zunehmende Dominanz des fiktiven Kapitals (Marx) 
in den gesellschaftlichen Kapitalkreisläufen mit einer gewissen Notwendigkeit 
auch solche Phänomene wie Enron implizieren. Die folgende Darstellung be- 
zieht sich vor allem auf Enron, weıl der Fall Enron am besten dokumentiert 
ist und faszinierende Einblicke in die Praxis heutiger Großunternehmen gibt, 
aber es geht nicht nur um den Einzelfall. Auf den ersten Blick mögen die 
Praktiken von Enron extrem erscheinen, doch bei näherer Betrachtung zeigt 
sich, dass sie weitgehend einem Entwicklungsstadium des Kapitalismus ent- 
sprechen, das durch die volle Entwicklung der Märkte für alle Arten von 
Vermögensgegenständen gekennzeichnet ist. Dazu gehört unter anderem auch 
die Kapitalisierung von Zukunftserwartungen und Risiken. Sie ist immer bei- 
des: Eine Form des Risikomanagements und riskante Spekulation. Die Bilanz- 
skandale und Bankrotte sind nur ein Ausdruck der daraus resultierenden er- 
höhten systemischen Instabilität. 
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Bevor ich näher auf Enron eingehe, möchte ich zunächst kurz erläutern, was 
ich unter der Dominanz des fiktiven Kapitals und der Shareholder Value- 
Orientierung verstehe, und welchen Stellenwert die Frage der Bilanzierung ın 
diesem Zusammenhang hat (1). Daran anschließend werden der Zusammen- 
hang zwischen der neoliberalen Deregulierung und dem Geschäftsmodell von 
Enron sowie die Verwandlung eines konventionellen Energieerzeugers in ein 
Unternehmen der New Economy dargestellt (2). Es folgt eine genauere Be- 
leuchtung der finanziellen Seite dieses Geschäftsmodells und der „kreativen 
Bilanzierung“ (3). Nach einer kurzen Darstellung des Zusammenbruchs von 
Enron (4) gehe ich auf die Rolle der „Komplizen“ - vor allem Wirtschaftsprü- 
fer, Banken und Analysten - bei den Bilanzskandalen ein (5). Abschließend geht 
es um die Folgen der Bilanzskandale und um die Frage, ob es sich um ein 
spezifisch US-amerikanisches oder um ein allgemeineres Problem handelt (6). 


1. Dominanz des fiktiven Kapitals, 
Shareholder Value-Orientierung und Bilanzierung 


Die kapitalistische Wirtschaft wird durch Investitionen in Gang gehalten, bei 
denen es grundsätzlich darum geht, aus Geldkapıtal mehr Geldkapital zu ma- 
chen. Diese Investitionskreisläufe können sehr verschiedenartige Formen an- 
nehmen. Grundlegend für den gesellschaftlichen Reproduktionsprozess ist zu- 
nächst der Kreislauf des industriellen Kapitals (im Sinne von Marx), in dem 
Unternehmer mit Geldkapital Arbeitskräfte anheuern und in Produktionsmit- 
tel investieren, um Waren oder Dienstleistungen zu produzieren und mit Ge- 
winn zu verkaufen. Da die kapitalistische Produktion den beständigen Aus- 
tausch von Ware gegen Geld voraussetzt, kann sie nur in dem Maße stattfin- 
den, ın dem Geld vorhanden ist bzw. vorgeschossen wird. Es existiert also eı- 
ne monetäre Restriktion für den Kreislauf des industriellen Kapitals. 

Daraus ergibt sich die große Bedeutung des von diesem zu unterscheidenden 
Kreislaufs des zinstragenden Leihkapitals, der Kreditverhältnisse zwischen 
Gläubigern und Schuldnern begründet. Der Kreislauf des industriellen Kapi- 
tals gewinnt seine Elastizität durch den Mechanismus des Kredits, der es ge- 
stattet, zu kaufen, ohne sofort zahlen zu müssen, und der folglich eine erheb- 
liche Ausdehnung des im Produktionsprozess fungierenden Kapitals erlaubt. 
Ohne den Kredit würde es beständig zu Stockungen des Produktionsprozesses 
kommen, da dieser es erfordert, dass die notwendigen Produktionselemente 
stets in einer bestimmten Proportion vorhanden sind, während der Rückfluss 
des in einer Periode investierten Geldkapitals nicht unbedingt synchron mit 
den für die nächste Periode erforderlichen Neuinvestitionen erfolgt (vgl. u.a. 
MEW 24: 87f, 181f, 260-295). 

Um zusätzliches Kapital zu mobilisieren, sind Unternehmen nicht unbedingt 
auf die Banken als Kreditgeber angewiesen, sondern können auch direkt an 
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Geldvermögensbesitzer Aktien oder Anleihen verkaufen. Mit diesen Wertpa- 
pieren erhalten die Geldvermögensbesitzer einen verbrieften Rechtsanspruch 
auf einen Teil der zukünftigen Unternehmensgewinne in Form der Zahlung 
von Dividenden bzw. Zinsen. Der Inhaber einer Aktie wird formal zum Mit- 
eigentümer der betreffenden Aktiengesellschaft und erhält damit auch das 
Recht, über bestimmte Belange des Unternehmens wie die Wahl des Auf- 
sichtsrats oder die Höhe der Dividenden mitzuentscheiden. Dafür hat er al- 
lerdıngs kein Recht auf die Rückzahlung seiner Kapitaleinlage. Demgegenüber 
fungiert die Anleihe zunächst wie ein einfaches Kreditverhältnis: Die Anleihe 
muss mit einer vorab bestimmten Verzinsung zurückgezahlt werden. Die 
grundlegende Differenz zum einfachen Kreditverhältnis ist allerdings, dass die 
Wertpapiere auf dem Kapitalmarkt weiterverkauft werden können. Dies hat 
für die Geldvermögensbesitzer den Vorteil, dass sie das mit ihren Investitio- 
nen verbundene Risiko in dem Maße minimieren können, in dem die Märkte 
für die jeweiligen Wertpapiere liquide sind. 

Gehandelt werden auf dem Kapitalmarkt also Ansprüche auf zukünftige Zah- 
lungen, deren Wert sich an der Höhe und Sicherheit der erwarteten Zahlun- 
gen in Relation zu einer erwartbaren durchschnittlichen Verzinsung orientiert 
(vgl. Menz u.a. 1999, 34f.,; Sablowski/Rupp 2001, 48f.). Die Preisbewegungen 
der Wertpapiere sind selbst - neben den Zins- bzw. Dividendenzahlungen - 
ein mehr oder weniger bedeutender Bestandteil ihrer Rendite. Angebot und 
Nachfrage nach den Wertpapieren - und damit auch die Erwartungen über 
die Erwartungen anderer Investoren - gehen in den Preisbildungsprozess ein 
und werden notwendigerweise zum Gegenstand der Spekulation. Dabei kann 
es zu kumulativen Prozessen kommen, in denen der „Herdentrieb“ der Inve- 
storen mehr zählt als die fundamentalen Bewegungen, die die Preisbildung der 
Wertpapiere beeinflussen. Da der Kapitalwert, um den es hier geht, wesentlich 
auf Rechtsansprüchen und Zukunftserwartungen hinsichtlich der Erträge an- 
derer Kapitalien beruht, macht es Sinn, im Anschluss an Marx von fiktivem 
Kapital zu sprechen (vgl. MEW 25, 482ff, Guttmann 1996, 178). Die mit dem 
fiktiven Kapital verbundene Finanzspekulation kann Krisen ebenso wie Auf- 
schwünge der Kapitalakkumulation auslösen oder verstärken. 

Die volle Entwicklung des Kapitalismus ist erreicht, wenn nicht nur alle Arten 
von Vermögensgegenständen als Waren auf Märkten gehandelt werden kön- 
nen, sondern wenn auch die zukunftsbezogenen Risiken der Kapıtalverwer- 
tung, die beispielsweise aus den Preisschwankungen dieser Waren resultieren, 
in Form von Derivaten selbst zur Ware werden. Durch Termin- und Options- 
geschäfte, Swaps sowie kompliziertere Mischformen dieser Grundtypen von 
Derivaten können Risiken ın Bezug auf Bewegungen beliebiger unterliegender 
Größen wie Zinssätze, Devisenkurse oder Aktienindizes auf andere Vertrags- 
partner transferiert werden. Was für den einen Vertragspartner eine Risikoabsi- 
cherung ist, ist für den anderen eine Spekulation auf einen hohen Gewinn. 
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Zinstragendes Leihkapital, fiktives Kapital und derivative Finanzinstrumente 
können in Abgrenzung zum industriellen Kapital zusammenfassend als Fı- 
nanzkapital bezeichnet werden (Guttmann 1994, 37ff; 1996). Finanzkapital 
und industrielles Kapital stehen in einem widersprüchlichen Verhältnis zuein- 
ander. Einerseits trägt das Finanzkapital zur erweiterten Reproduktion des in- 
dustriellen Kapitals bei. Andererseits beruht die Akkumulation des Finanzka- 
pitals wesentlich auf der Umverteilung von Einkommen, die im Kreislauf des 
industriellen Kapitals produziert werden. Gleichzeitig werden die Widersprü- 
che und Krisentendenzen, die das Kapitalverhältnis generell kennzeichnen, 
erweitert reproduziert. Auch zwischen den verschiedenen Formen des Finanz- 
kapıtals bestehen widersprüchliche Verhältnisse. So können z.B. der operative 
Gewinn, die Eigenkapitalrendite einer Aktiengesellschaft und die Gewinnaus- 
schüttung an die Aktionäre durch die Ausweitung der Verschuldung, durch 
den Hebeleffekt des Fremdkapitals (Leverage) gesteigert werden. Andererseits 
können Dividenden nur aus dem nach Abzug von Zinszahlungen verbleiben- 
den Gewinn gezahlt werden. Die quantitativen Relationen zwischen den ver- 
schiedenen Kapıtalformen und die Machtverhältnisse zwischen den daran ge- 
bundenen Akteursgruppen sind historisch variabel und verdichten sich in spezi- 
fischen staatlichen Institutionensystemen, etwa ın Grundsätzen der Rechnungs- 
legung und in Formen der Regulierung von Banken und Kapitalmärkten. 

Funktional bauen die Kreisläufe des industriellen Kapitals, des zinstragenden 
Leihkapitals, des fiktiven Kapitals und der Derivate aufeinander auf. Sie bilden 
eine Pyramide, die allerdings - betrachtet man die Entwicklung seit den 
1970er Jahren - zunehmend auf dem Kopf zu stehen scheint. Durch die Krise 
des Fordismus und die Deregulierung, Liberalisierung und Globalisierung der 
Finanzmärkte wurde eine im Vergleich zur Akkumulation des industriellen 
Kapitals beschleunigte Akkumulation des Finanzkapitals angestoßen. Gleich- 
zeitig ist der Übergang von einem cher bankorientierten zu einem marktorien- 
tierten Finanzsystem zu verzeichnen, d.h. das fiktive Kapital und die derivati- 
ven Finanzinstrumente rücken gegenüber den einfachen Formen des Kredits 
in den Vordergrund. Dabei haben Akteursgruppen wie Investmentbanken und 
institutionelle Anleger (Versicherungen, Investment- und Pensionsfonds) an 
Einfluss gewonnen. Gegenüber der industriellen Kapitalakkumulation, deren 
Wachstumsraten rückläufig sind, türmen sich in immer größerem Umfang die 
aus dem fiktiven Kapital resultierenden Einkommensansprüche der Geldver- 
mögensbesitzer auf. Diese Entwicklung führt auch bei industriellen Unter- 
nehmen zu einer „Finanzialisierung“, d.h. zu einer kapitalmarktorientierten 
Unternehmensführung und zu einer stärkeren Hortung flüssiger Mittel, die in 
Wertpapieren angelegt werden. Gleichzeitig ändert sich das Verhalten der Spa- 
rer in dem entstehenden „Wertpapierkapitalismus“, und es ergeben sich be- 
deutende Rückwirkungen auf der Makroebene mit der Tendenz zur Herausbil- 
dung eines „finanzgetriebenen Akkumulationsregimes“ (vgl. Guttmann 1994, 
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1996, 1998, Huftschmid 2002; Aglietta/Breton 2001; Boyer 2000; Froud u.a. 
2002; Sablowski/Alnasseri 2001). 

Diese Entwicklung darf nicht so verstanden werden, dass sie nur auf Kosten 
der industriellen Unternehmen oder der Handlungsfreiheit des Managements 
gegangen wäre. Zumindest für Großunternehmen, die den dominierenden Teil 
des gesellschaftlichen Produktionsapparats bilden, gilt, dass sie auch von den 
erweiterten Finanzierungsmöglichkeiten und den neuen Anlageformen auf den 
internationalen Finanzmärkten profitieren. Der Kapitalmarkt hat nicht nur 
unter dem Finanzierungsgesichtspunkt für die industriellen Unternehmen an 
Bedeutung gewonnen. Die Restrukturierung und Globalisierung des industriel- 
len Kapitals vollzieht sich primär in der Form eines beschleunigten Konzen- 
trations- und Zentralisationsprozesses. In diesem Zusammenhang fungiert der 
Aktienmarkt als Markt für Unternehmenskontrolle. Um feindliche Übernah- 
men abzuwehren und um selbst günstig Akquisitionen tätigen und dabei ei- 
gene Aktien als „Übernahmewährung“ nutzen zu können, ist ein hoher Akti- 
enkurs für Aktiengesellschaften von zentraler Bedeutung. 

Auf der ideologischen Ebene war dieser Prozess mit der zunehmenden 
Verbreitung der Shareholder-Value-Orientierung verbunden. Diese zielt darauf, 
die Unternehmensführung primär auf die Interessen der Aktionäre bzw. die 
Steigerung der Aktienrendite auszurichten (vgl. Lazonick/O’Sullivan 2000). 
Dies drückt sich beispielsweise darin aus, dass nicht mehr nur die Erwirtschaf- 
tung einer Kapitalrendite, die die Zahlung der Zinsen auf das Fremdkapital ge- 
stattet, als Mindestbedingung für Investitionen angesehen wird, sondern dass 
von vornherein in die angestrebte Mindestkapitalrendite eine durchschnittli- 
che Verzinsung für das Eigenkapital einkalkuliert wird, die sich aus dem Zins- 
satz für weitgehend risikolose langfristige Kapitalanlagen (etwa Staatsanleihen) 
zuzüglich branchen- und unternehmensspezifischer Risikoaufschläge ergibt. 
Von der Schaffung von „Unternehmenswert“ bzw. „Shareholder Value“ kann 
aus dieser Perspektive nur dann die Rede sein, wenn diese - ohnehin höher 
kalkulierte - Mindestkapitalrendite übertroffen wird. Eine geringere Kapital- 
rendite gilt bereits als Wertvernichtung. Die Shareholder Value-Konzepte zie- 
len also de facto auf die Realisierung einer überdurchschnittlichen Kapitalren- 
dite. In dem Maße, in dem dies den Unternehmen gelingt, tragen sie dazu 
bei, dıe Meßlatte stets höher zu schrauben, d.h. eine selbstbezügliche, nach 
oben offene Renditespirale zu erzeugen (vgl. Sablowski/Rupp 2001). Frederic 
Lordon (2002, 59ff.) hat treffend festgestellt, dass es hier im Grunde um die 
Durchsetzung eines „garantierten Mindesteinkommens“ für Aktionäre geht. 
Die Shareholder Value-Konzepte beruhen als Systeme von Finanzkennzahlen 
und Rechnungslegungsverfahren auf der modernen Kapitalmarkt- und Portfo- 
liotheorie, die bereits in den 1950er Jahren entwickelt wurde (Markowitz 
1952, Modigliani/Miller 1958). Dies hat Unternehmensberatungen nicht dar- 
an gehindert, dieses Wissen zu privatisieren und in neuem Gewande als Ware, 
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als Patentrezept zur Generierung von „Shareholder Value“ zu verkaufen.' 
Doch kein noch so raffıniertes Kennzahlensystem kann darüber hinwegtäu- 
schen, dass eine überdurchschnittliche Kapitalrendite für die Masse der Un- 
ternehmen letztlich kaum zu realisieren ist (vgl. Froud u.a. 2000). Dies nıcht 
nur aus rein logischen Gründen, sondern auch weil Unternehmen eben nicht 
nur den Anforderungen des Kapitalmarktes unterliegen, sondern auch den 
Anforderungen der Produktmärkte oder den Restriktionen, die sich aus dem 
Verhältnis von Kapital und Arbeit, aus den „industriellen Beziehungen“ usw. 
ergeben. Diese widersprüchlichen Anforderungen sind häufig schwierig auszu- 
balancieren. Andererseits heißt dies nicht, dass die Shareholder Value- 
Orientierung nicht wirksam wäre.’ 

Wenn die Anforderungen des Kapitalmarktes und des „Shareholder Value“ im 
„operativen Geschäft“ schwer zu realisieren sind, so gewinnt um so mehr die 
Rechnungslegung der Unternehmen als Kampffeld der Interessen der ver- 
schiedenen „Stakeholder“ an Bedeutung. Es ist verkürzt und ırreführend, die 
Bilanzen als Widerspiegelung der Realität der Unternehmen zu begreifen, und 
zwar nicht nur wegen der „schwarzen Schafe“ unter den Unternehmen, wegen 
all der „gefälschten“ Bilanzen. Vielmehr stellen die Bilanzen grundsätzlich ei- 
ne eigene Realität dar, die die gesamte Unternehmenstätigkeit und die sozia- 
len Beziehungen, die sich in den Unternehmen verdichten, überdeterminiert. 
Es gibt nicht jeweils „die richtige“ Bilanz, weıl die Bilanzierung grundsätzlich 
mit verschiedenen Entscheidungsproblemen und Bewertungsspielräumen ver- 
bunden ist: Es müssen Entscheidungen getroffen werden, zu welchem Zeit- 
punkt Umsätze und Gewinne verbucht werden, welche Abschreibungsmetho- 
den verwendet werden, ob bestimmte Ausgaben als laufende Kosten oder als 
über einen längeren Zeitraum abzuschreibende Investitionen gelten usw. Be- 
sonders ausgeprägt sind die Bewertungsspielräume bei „immateriellen“ Ver- 
mögensgegenständen und bei zukunftsbezogenen Vermögensgegenständen wie 
Derivaten und Wertpapieren - doch dazu später mehr. 

An den grundsätzlich vorhandenen Bewertungsspielräumen ändern auch die 
Vorgaben des Bilanz- und Steuerrechts nichts. So unterschiedlich die ver- 
schiedenen Rechnungslegungsgrundsätze wie die des deutschen Handelsge- 
setzbuches (HGB), die US-amerikanischen Generally Accepted Accounting 
Principles (US-GAAP) oder die International Financial Reporting Standards 
(IFRS, früher als International Accounting Standards - LAS - firmierend) im 
Einzelnen sein mögen - sie zielen in keinem Fall darauf ab, den bilanziellen 
Entscheidungsspielraum, der ein wesentlicher Bestandteil der unternehmert- 


1 Bestes Beispiel ist der Economic Value Added, den das Consultingunternehmen Stern Ste- 
wart als eigene Erfindung reklamiert und mit einem geschützten Markenzeichen (EVA®) ver- 
sehen hat (vgl. Lordon 2003, 57£.). 

2 Vgl. dazu die vorliegenden Fallstudien zu verschiedenen Unternehmen und Branchen: Becker 
2001, Menz u.a. 1999, Jürgens 2002, Kädtler/Sperling 2002, Sablowski 2003. 
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schen Freiheit ist, ganz zu beseitigen. Allerdings reflektieren diese Rechnungs- 
legungssysteme selbst bestimmte historisch-spezifische Kräfteverhältnisse zwi- 
schen den verschiedenen Akteursgruppen, den Stakeholdern, die um ihre An- 
teile an der Wertschöpfung kämpfen (Aktionäre, Kreditgeber, Manager, Be- 
schäftigte und der Staat): So verweisen die Rechnungslegungsgrundsätze nach 
dem HGB, die eher am Gläubigerschutz und am Prinzip „kaufmännischer 
Vorsicht“ (d.h. an der Minimierung des für die Besteuerung und die Aus- 
schüttung an die Aktionäre zur Verfügung stehenden Bilanzgewinns) orientiert 
sind, auf den historisch stärkeren Einfluss der Banken und des Staates bei der 
Entwicklung der Industrie. Demgegenüber reflektieren die US-GAAP, die eher 
auf die Information der Kapıtalanleger (und die Maximierung des Eigenkapı- 


tals sowie des Bilanzgewinns) zielen, die seit jeher größere Bedeutung des Ka- 
pitalmarktes in den USA. Im ersten Fall werden die Aktiva eines Unterneh- 
mens tendenziell niedrig bewertet, die Passiva dagegen hoch, ım zweiten Fall 
ist es eher umgekehrt. 

In den 1970er Jahren haben Linke hierzulande die bilanzielle „Gewinnver- 
schleierung“ von Großunternehmen etwa durch überhöhte Abschreibungen 
kritisiert, mit der diese ihre Ressourcen dem Zugriff des Staates und der 
Lohnabhängigen entziehen (vgl. Flieshardt u.a. 1977). Doch diese Kritik ist 
aus heutiger Perspektive nur die halbe Wahrheit. Denn die Durchsetzung der 
Shareholder Value-Orientierung führt, wie die jüngsten Bilanzskandale zeigen, 
eher dazu, die Gewinne zu hoch auszuweisen, um dadurch den eigenen Akti- 
enkurs in die Höhe zu treiben - mit der Folge einer wachsenden Instabilität 
der Unternehmensentwicklung. Wie sich die Dominanz des fiktiven Kapitals, 
die Shareholder Value-Orientierung und die widersprüchlichen Anforderungen 
von Produktmärkten und Finanzmärkten konkret auswirken können, soll nun 
am Beispiel von Enron näher dargestellt werden. 


2. Enron als „Market Maker” 


Dass im allgemeinen nur die freie Konkurrenz auf dem Markt ein Höchstmaß 
an gesellschaftlicher Wohlfahrt schafft und dass es im besonderen notwendig 
und möglich ist, jene durch Deregulierung auch in bisher primär durch öf- 
fentliche Monopole regulierten Infrastrukturbereichen wie der Strom-, Gas- 
und Wasserversorgung, der Telekommunikation, dem Schienenverkehr, dem 
Bildungs- und Gesundheitswesen herzustellen, ist ein zentrales Credo des 
Neoliberalismus. Das Resultat der Deregulierungspolitik ist jedoch ın der Re- 
gel nicht die freie Konkurrenz, sondern die Herausbildung privater Monopole 
bzw. Oligopole, wie sie in den meisten Branchen seit dem Beginn des 20. 
Jahrhunderts vorherrschend sind.’ Der Aufstieg und Niedergang von Enron 


3 Man kann dann von monopolistischer Konkurrenz sprechen, wenn Markteintrittsbarrieren 
existieren, die den Unternehmen einer Branche die Realisierung von Extraprofiten erlauben. 
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und von zahlreichen Telekommunikationsunternehmen wie Worldcom, Glo- 
bal Crossing und Quest im Zuge der Deregulierung der Energieversorgung 
und der Telekommunikationsnetze in den 80er und 90er Jahren zeigt, dass 
letztlich vor allem diejenigen Unternehmen in den neu geschaffenen Märkten 
überleben, die „innovativ“ in dem Sinne sind, dass es ihnen gelingt, first mo- 
ver advantages geltend zu machen oder Markteintrittsbarrieren für potentielle 
Konkurrenten zu errichten und zu verteidigen. Die möglichst schnelle Kon- 
zentration und Zentralisation des Kapitals ist dabei in jedem Fall ein wesentli- 
cher Faktor. Überleben können häufig jene Unternehmen, denen es zuerst ge- 
lingt, etwa durch externes Wachstum, also durch Fusionen und Übernahmen 
eine kritische Größe zu erreichen. Der Modus des externen Wachstums kann 
jedoch auch zu einer Überdehnung und zum Zusammenbruch führen. Mo- 
nopolist oder Bankrotteur - das ist die Alternative, die Frage von sein oder 
nicht sein, zu der die Deregulierung notwendig führt. 

Was Enron anbelangt, so war dieses Unternehmen nicht nur Nutznießer der 
Deregulierung par excellence, sondern trieb diese durch massive Einflussnah- 
me auf Politiker auch wesentlich mit voran. Offensichtlich reichte die Verbrei- 
tung der neoliberalen Ideologie alleine auch in den USA nicht aus, um die 
Deregulierung zentraler gesellschaftlicher Infrastrukturbereiche politisch 
durchzusetzen. Notwendig war vielmehr der massive Einsatz von „Bak- 
schisch“. Da dieses für die politische Willensbildung in der bürgerlichen Ge- 
sellschaft offenbar mindestens ebenso unverzichtbar ist wie gelegentliche 
Wahlen, gibt es dafür in der Regel auch ganz legale Kanäle in Form von - 
steuerlich absetzbaren - Parteispenden, Wahlkampfspenden etc. Daher ist 
zumindest ein Teil der Zahlungen allgemein bekannt und nachprüfbar.* En- 
rons Investitionen in die Politik zahlten sich aus. Nachdem George W. Bush, 
der schon als Gouverneur von Texas die Deregulierung der dortigen Energie- 
versorgung vorangetrieben hatte, das Präsidentenamt übernahm, konnte En- 
ton auf die Formulierung der Energiepolitik der Bundesregierung entschei- 
denden Einfluss nehmen. Und politischer Einfluss war für ein Unternehmen, 
dessen eigentliches Produkt letztlich die Schaffung von immer neuen Märkten 
war, ein zentraler „Rohstoff“. 

Der Aufstieg von Enron begann mit der schrittweisen Deregulierung der Gas- 
versorgung in den 1980er Jahren. Sie hat zur Entwicklung eines „Spotmark- 
tes“ geführt, über den inzwischen mehr als 75% des Gasgroßhandels abgewik- 
kelt werden und der eine enorme Volatilität des gesamten Gasmarktes mit 
sich gebracht hat. Dadurch entstand für die Akteure am Gasmarkt die Not- 


Dies ist in den meisten Branchen der Fall, auch wenn diese in der Regel nicht durch ein ein- 
zelnes Unternehmen beherrscht werden, sondern durch stratifizierte Oligopole gekennzeich- 
net sind, d.h. durch die Dominanz einer mehr oder weniger kleinen Gruppe von Unterneh- 
men, deren Profitraten systematisch voneinander abweichen (vgl. dazu Aglietta 1979, 297). 

4 Vgl. dazu Rügemer in diesem Heft sowie www.thedailyenron.com/enron101/political.asp 
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wendigkeit, kurz- und langfristige Preis- und Mengenrisiken handhabbar zu 
machen. Die Lösung für dieses Problem lag in der Entwicklung von Termin- 
und Optionsgeschäften sowie Swaps, durch die der Risikotransfer zwischen 
verschiedenen Akteuren ermöglicht wurde. Genau in diesem Feld sah Enron 
seine Wachstumsmöglichkeiten. Das Unternehmen war als Eigentümer von 
Gaspipelines nicht nur Lieferant von Gas, sondern entwickelte sich Ende der 
1930er Jahre zunehmend zu einer „Gasbank“: Gasproduzenten und Groß- 
händler konnten Gas an Enron verkaufen oder von Enron kaufen und sich 
gegen Preis- und Mengenschwankungen durch maßgeschneiderte (Derivat-) 
Kontrakte absichern. Enron ermöglichte den anderen Akteuren auf dem 
Gasmarkt nicht nur das Hedging gegen die marktspezifischen Risiken, son- 
dern offerierte ihnen darüber hinaus auch Finanzdienstleistungen (Fusa- 
ro/Miller 2002, 30f). 

1990 begann Enron mit dem Handel von Futures und Optionen auf Erdgas- 
lieferungen an der New York Mercantile Exchange, einer der großen Börsen 
für Warentermin- und -optionsgeschäfte. Von besonderer Bedeutung für die 
Derivatgeschäfte von Enron war jedoch der außerbörsliche Over-the-counter- 
(OTC-)Markt. Dabei kam Enron zu gute, dass Derivatgeschäfte mit Energie- 
produkten noch weniger reguliert waren als entsprechende Geschäfte im Fi- 
nanzsektor. Während Warentermin- und -optionsgeschäfte normalerweise der 
Aufsicht der Commodity Futures Trading Commission (CFTC) unterlagen, 
waren Swapgeschäfte mit Energieprodukten von der Überwachung durch die- 
se Bundesbehörde ausgenommen worden, so dass Enron hier einen unbe- 
schränkten Handlungsspielraum hatte. Interessanterweise übernahm Wendy 
Gramm, die dafür damals verantwortliche Leiterin der CFTC, 1993, nachdem 
sie unter der Regierung Clinton ihr Amt aufgeben musste, einen Sitz im 
Board of directors (Verwaltungsrat) von Enron (ebd., 167). 

Enron entwickelte sich zum Market Maker für Erdgas ım doppelten Sinne: 
Zum einen trug das Unternehmen entscheidend zur Entstehung eines Sekun- 
därmarktes für Erdgas ähnlich den Sekundärmärkten für andere Rohstoffe und 
Wertpapiere wie Aktien und Anleihen bei. Zum anderen nahm Enron auf 
dem selbst geschaffenen Markt eine dominierende Position ein, die dem Un- 
ternehmen die Realisierung von Extraprofiten erlaubte. Enron nahm eine 
Vermittlerposition bei den meisten Geschäften ein und verfügte dadurch über 
einen Informationsvorsprung bezüglich der Marktentwicklung gegenüber den 
anderen Marktteilnehmern. Schließlich profitierte Enron von der Aufwertung 
seines Gasvermögens, die sich durch die zunehmende Liquidität des Sekun- 
därmarktes ergab. Denn für Liquidität, also für die Möglichkeit, einen Vermö- 
gensgegenstand jederzeit zu kaufen und zu verkaufen, sind die Marktteilneh- 
mer in der Regel bereit, einen Preis zu bezahlen. Zu der Liquidität des Gas- 
marktes trug auch die Entwicklung standardisierter Kontrakte bei. Darüber 
hinaus profitierte Enron von der Doppelfunktion als Gashändler und Finanz- 
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dienstleister. So schloss Enron z.B. günstige langfristige Lieferverträge mit 
Gasproduzenten, die in finanziellen Schwierigkeiten steckten, und vermittelte 
ihnen im Gegenzug neue Kredite. Dabei verfügte Enron selbst nicht über die 
überschüssigen flüssigen Mittel, um in großem Umfang als Kreditgeber auftre- 
ten zu können. Vielmehr nahm Enron hier eine Vermittlerposition zwischen 
Gasproduzenten und Finanzinvestoren ein. 

Enron war von Anfang an stark verschuldet. Das Unternehmen konnte die für 
die Funktion als „Gasbank“ notwendige zentrale Position als „Market Maker“ 
auf dem Gasmarkt nur durch eine aggressive Strategie externen Wachstums 
gewinnen. Dies implizierte zum einen die Übernahme anderer Gasunterneh- 
men und setzte zum anderen eine umfangreiche Zufuhr von Fremdkapital 
voraus. Dabei kam Enron die Entwicklung des Marktes für „Junk Bonds“ zu- 
gute. Während der Markt für Unternehmensanleihen früher nur bekannten 
Großunternehmen mit erstklassiger Bonität und einem entsprechenden Rating 
offen stand, hatte die Entwicklung des Junk Bond-Marktes in den 1980er Jah- 
ren dazu geführt, dass auch zweitrangige Unternehmen sich auf diese Weise 
mit Kapital versorgen und so ihre Finanzierungsmöglichkeiten über die klassı- 
sche Kreditaufnahme bei Banken hinaus erweitern konnten (vgl. ebd., ff). 
Um die jeweils fälligen Zinszahlungen und Rückzahlungen der Anleihen leı- 
sten zu können, ging Enron dazu über, einen Teil der durch die Übernahme 
anderer Energieunternehmen erworbenen Vermögenswerte wieder zu verkau- 
fen. Enron behielt vor allem das Pipelinenetz, während die Erdöl- und Erdgas- 
fördereinrichtungen nach und nach abgestoßen wurden. 

Spätestens Mitte der 1990er Jahre wurde deutlich, dass Enron sich - neben 
der internationalen Expansion? - nach neuen Geschäften umschauen musste, 
um die eigene Wachstumsrate und Profitabilität aufrechtzuerhalten. Hier bot 
sich zunächst der Einstieg in die Rlektrizitätswirtschaft an, da es in diesem Be- 
reich Synergien mit dem Gasgeschäft gab und ein ähnlicher Prozess der Dere- 
gulierung und Privatisierung im Gange war. Enron gelang es tatsächlich, das 
im Gashandel erprobte Erfolgsmodell im Stromhandel noch einmal zu wie- 
derholen. 

Ab 1997 stieg Enron in den Handel mit weiteren „Commodities“ wie Kohle, 
Wasser, Papier, Kunststoffe, Metalle und mit Wetterderivaten ein. Nicht über- 
all war Enron jedoch so erfolgreich wie im Strom- und Gasgeschäft. In der 
Wasserwirtschaft gelang es Enron nicht, die kritische Größe für eine Mono- 
polposition zu gewinnen, und die Beteiligungen in diesem Bereich erwiesen 
sich als Verlustbringer. Von diesen Verlusten erfuhr die Öffentlichkeit jedoch 
nichts, da Ergebnisse der einzelnen Sparten in den Bilanzen nicht separat aus- 
gewiesen wurden und da Verluste außerdem durch spezielle bilanztechnische 


5  Enron war nicht zuletzt in zahlreichen Ländern der kapitalistischen Peripherie - mit zum Teil 
fragwürdigen Methoden - aktiv (vgl. Prashad 2002 und Rügemer in diesem Heft). 
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Konstruktionen versteckt wurden. So blieb das Bild eines innovativen Unter- 
nehmens, das einen hohen Shareholder Value generierte, bestehen. 

Um letzteres weiterhin zu erreichen, versuchte Enron Ende der 1990er Jahre 
auch, sich als New Economy-Unternehmen zu profilieren. So konnte Enron 
von der Präferenz der Kapitalanleger für die Unternehmen des so genannten 
„lechnologiesektors“ profitieren. Einerseits wurde mit EnronOnline 1999 eine 
recht erfolgreiche Plattform für den Onlinehandel etabliert (Fusaro/Miller 
2002, 74f). Enron beschränkte sich hier nicht auf den Energiehandel, sondern 
handelte schließlich mit 1800 verschiedenen Produkten. Dabei fungierte En- 
ronOnline nicht nur als Börse, vielmehr war Enron selbst bei allen Transak- 
tionen die Gegenpartei. Während Investmentbanken beim Wertpapierhandel 
nur die Differenz zwischen Kauf- und Verkaufspreis als Umsatz verbuchen, 
wird beim Handel mit Energie und anderen Waren, die nicht als Finanzin- 
strumente gelten, der Gesamtbetrag eines Verkaufs als Umsatz gebucht. Dies 
erklärt - neben anderen Aspekten der „kreativen Bilanzierung“ - den enormen 
Umsatzanstieg bei Enron um 150% von 40 Mrd. Dollar im Jahr 1999 auf 100 
Mrd. Dollar im Jahr 2000 (ebd., 79). Dieser trug stark zu der positiven Bewer- 
tung von Enron durch die Finanzinvestoren und Analysten bei, zumal gerade 
bei „New Economy“-Unternehmen - und Enron verkaufte sich ja als ein sol- 
ches - stärker auf den Umsatz als auf den Gewinn geachtet wurde. 

War Enrons Einstieg ın den Onlinehandel zunächst ein großer Erfolg, so er- 
wies sich das zweite New Economy-Standbein, die Expansion in den Tele- 
kommunikationssektor, schnell als kostspieliger Fehler. Es erwies sich, dass es 
nicht möglich war, eine Kostendeckung oder gar einen Gewinn in diesem Ge- 
schäft zu erreichen. Enron war hier mit den gleichen Problemen wie die ande- 
ren Telekommunikationsunternehmen konfrontiert: Die Erwartungen in das 
Wachstum des Datenverkehrs, die Grundlage des Ausbaus der Breitbandnetze 
waren und zu dem New Economy-Boom beitrugen, erwiesen sich als weit 
überzogen. Gangbare Geschäftsmodelle bzw. eine so genannte Killer Applica- 
tion, eine Anwendung, die das Wachstum der Telekommunikation hätte be- 
flügeln können, waren und sind nicht in Sicht (Feng u.a. 2001, Fransman 
2002). 

Es blieb im Telekommunikationssektor noch der Sekundärmarkt für den 
Handel mit Bandbreite, mit Netzkapazität, in dem Enron sich engagierte. En- 
ron verzeichnete bald monatlich Hunderte von Geschäften in diesem Bereich. 
Allerdings sollte sich später herausstellen, dass es sich dabei vielfach um 
Scheingeschäfte handelte, mit denen Liquidität im Telekommunikationsmarkt 
vorgetäuscht wurde. So tauschte Enron mit Quest, einem anderen Netzbetrei- 
ber, Netzkapazitäten hin und her, wodurch fiktive Umsätze und Gewinne ge- 
bucht werden konnten (Fusaro/Miller 2002, 89). All dies konnte jedoch nicht 
verhindern, dass Enron schließlich, wenn auch mit einer gewissen Verzöge- 
rung, von dem Abwärtssog mitgerissen wurde, der seit dem Frühjahr 2000 die 
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New Economy erfasste. Während der Fall des Nasdaq Composite Index im 
März 2000 einsetzte, erreichte der Kurs der Enron-Aktie seinen Höchststand von 
fast 90 Dollar erst im August 2000. Zu diesem Zeitpunkt begannen Spitzen- 
manager von Enron, ihre Enronaktien zu verkaufen (ebd., 173). 

Dass Enron seinen Abstieg hinauszögern konnte, liegt unter anderem daran, 
dass das Unternehmen im Energiesektor nach wie vor Geld verdiente. Dabeı 
kam Enron nicht zuletzt der Anstieg der Elektrizitätspreise im Zuge der kalı- 
fornischen Energiekrise der Jahre 2000/2001 zugute. Mit dem hohen Wach- 
stum der US-amerikanischen Wirtschaft boomte auch die Nachfrage nach 
Energie, gleichzeitig hatte der Ausbau der Kraftwerkskapazitäten mit der 
Nachfrage nicht Schritt gehalten. Die zurückbleibende Entwicklung der öf- 
fentlichen Infrastruktur hängt auch mit den enormen Renditeerwartungen im 
Zuge der Durchsetzung der Shareholder Value-Ideologie und des Börsen- 
booms sowie mit der sich in den 1990er Jahren zunehmend öffnenden Schere 
in der Bewertung von Old Economy und New Economy seitens der Investo- 
ren zusammen. Investitionen in den Kraftwerksbau waren vergleichsweise un- 
attraktiv, da sie viel Kapital banden und man in anderen Bereichen - etwa im 
Finanzsektor oder im Technologie- und Telekommunikationssektor - wesent- 
lich höhere Renditen erwarten konnte (vgl. Blackburn 2002, 33). 

Am gravierendsten war die Diskrepanz zwischen Angebot und Nachfrage 
nach Strom im Zentrum der New Economy, in Kalifornien, wo die Elektrizi- 
tätsmärkte 1996 teilweise dereguliert worden waren. Administrativ reguliert 
blieben die Preise für die Endverbraucher im größten Teil Kaliforniens. Die 
beiden großen kalifornischen Stromversorger, Pacific Gas & Electric und Sou- 
thern California Edison, die nicht nur die Verbraucher belieferten, sondern 
den Strom in ihren eigenen Kraftwerken auch produziert hatten, waren durch 
die Deregulierung gezwungen worden, Kraftwerke an andere Unternehmen zu 
verkaufen und dann selbst täglich Strom hinzu zu kaufen. Da die Endver- 
braucherpreise weitgehend eingefroren waren, der Stromverbrauch jedoch 
rasch anstieg, gerieten die kalifornischen Stromversorger ın die Klemme. Zu 
Spitzenverbrauchszeiten, etwa während der Abendessenszeit an heißen Som- 
merwochenenden, konnte der Einkaufspreis für Strom auf das Hundertfache 
des normalen Preises steigen. Aufgrund der hohen Auslastung der Kraftwerke 
im Sommer 2000 wurden notwendige Wartungsarbeiten auf den Winter ver- 
schoben, was dann - trotz abnehmender Stromnachfrage* - zu Stromausfällen 
führte. Enron hatte zwar seine eigenen Elektrizitätserzeugungskapazitäten 
überwiegend abgestoßen, nachdem sich der Fokus des Unternehmens auf den 
Handel und die New Economy verlagert hatte, profitierte jedoch als Strom- 
händler auf dem Sekundärmarkt von den steigenden Strompreisen Ende der 


6 In Kalifornien wird im Sommer mehr Strom zur Kühlung und Klimatisierung von Räumen 
verbraucht als im Winter zur Heizung und Beleuchtung. 
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1990er Jahre. Dabei versuchte Enron, ähnlich wie im Telekommunikations- 
markt durch zirkuläre Geschäfte mit eigenen Tochterunternehmen sowie mit 
anderen Unternehmen den Markt zu manipulieren. So wurde auf bestimmten 
Überlandleitungen zwischen Nord- und Südkalifornien Überlast simuliert, um 
die Preise in die Höhe zu treiben (Fusaro/Miller 2002, 91ff). 

Die Grenze zwischen legalen Geschäften zum eigenen Vorteil und einer illega- 
len Manipulation des Marktes ist im Einzelfall sehr schwer zu ziehen. Klar ist 
jedoch, dass Enron vor allem den durch die Deregulierung geschaffenen 
Rechtsrahmen und die damit verbundenen Widersprüche zum eigenen Vorteil 
ausnutzte, wo es nur ging. In welchem Maße Enron die kalifornische Energie- 
krise, die zwischen Januar und März 2001 mit Stromausfällen und dem Bank- 
rott von Pacific Gas & Electric ihren Höhepunkt erreichte, mitverursacht hat, 
lässt sich nicht genau bestimmen. Es wäre interessant, dies näher zu untersu- 
chen, denn hier stellt sich die über den konkreten Fall hinaus relevante Frage, 
inwieweit einzelne große Marktteilnehmer die Preisbildung von Waren über 
Sekundärmärkte (Spotmärkte oder Derivatmärkte) alleine durch Generierung 
eines großen Transaktionsvolumens beeinflussen können - unabhängig von 
der zu Grunde liegenden Produktion dieser Waren (vgl. Hafner 2002). 

Enron geriet bezeichnenderweise zu dem Zeitpunkt in Schwierigkeiten, als die 
kalifornische Energiekrise vorüber war und die Großhandelspreise für Strom 
wieder ihr normales Vorkrisenniveau erreichten. Im Frühjahr und Sommer 
2001 häuften sich für Enron die Probleme: Zu den Verlusten im Wasserge- 
schäft, im Telekommunikationsmarkt und im Zusammenhang mit einem 
überdimensionierten Kraftwerksprojekt im indischen Dabhol kamen der 
Rückgang der Strompreise und die allgemeine Konjunkturkrise. Die Erzeu- 
gung von Umsätzen und Gewinnen durch Scheingeschäfte und eine kreative 
Bilanzierung konnte nicht mehr darüber hinwegtäuschen, dass Enron knapp 
bei Kasse war. Die Investoren begannen skeptisch zu werden. 

Das Unternehmen hatte, um eine außerordentlich hohe Wachstumsrate realı- 
sieren zu können, zum einen immer neue Produktmärkte erschlossen und sich 
dabei überdehnt. Zum anderen hatte Enron dieses Wachstum in hohem Ma- 
ße durch den Rückgriff auf die Finanzmärkte finanziert. Die Orientierung am 
Shareholder Value und an der New Economy haben das Wachstum von En- 
ron zunächst enorm beschleunigt - und dann zum Bankrott geführt. Um dies 
zu begreifen, ist es notwendig, die Finanzierungsseite des Geschäftsmodells 
von Enron genauer in den Blick zu nehmen. 


3. „Kreative” Bilanzierung und neue Finanzinstrumente 


Analysiert man die Finanzierung und die Bilanzierung von Enron, so stechen 
mindestens drei Aspekte hervor: Die strategische Minimierung des fixen Kapı- 
tals, die marktorientierte Bilanzierung von Vermögensgegenständen und der 


Bilanz(en) des Wertpapierkapitalismus 215 


große Umfang von außerbilanziellen Geschäften und Tochterunternehmen 
(Special Purpose Entities), mit denen die Gewinne aufgebläht und Verbind- 
lichkeiten versteckt wurden. Alle drei hängen nicht zuletzt mit einer am Kapi- 
talmarkt und am Shareholder Value orientierten Unternehmensführung zu- 
sammen. 


Die Minimierung des fixen Kapitals 


Wie bereits erwähnt hatte Enron durch sein forciertes externes Wachstum und 
durch das spezifische Geschäftsmodell, das vor allem auf der Verbindung von 
Energie- und Derivatehandel, Risikomanagement- und Finanzdienstleistungen 
beruhte, von Beginn an einen hohen Kapitalbedarf, der einerseits nur durch 
die ständige Zufuhr von Fremdkapital gedeckt werden konnte und anderer- 
seits den Verkauf von Vermögensgegenständen zu Finanzierungszwecken not- 
wendig machte. Letzterer wurde ab 1997, als Enron sich zunehmend diversifi- 
zierte und sich der New Economy-Diskurs ausbreitete, im Rahmen einer stra- 
tegischen Minimierung des Anlagevermögens, des fixen Kapitals radikalisiert. 
Im Jahr 2000 entfielen weniger als 20% der Bilanzsumme von Enron auf das 
Anlagevermögen, was im Vergleich zu traditionellen Unternehmen der Ener- 
giewirtschaft, die sehr kapitalintensiv sind, extrem wenig ist. 

Enron stand freilich mit dieser Strategie, die Kapitalbindung zu reduzieren 
und die Bilanz „leichter zu machen“, keineswegs alleıne da. „Harte Assets“ 
galten - gerade in Märkten mit scharfer Konkurrenz und hohen Preisschwan- 
kungen - vielfach als Ballast; die Bindung von fixem Kapital sollte soweit wie 
möglich reduziert werden, um so die Gesamtkapitalrendite und damit den 
Aktienkurs zu erhöhen. Diese Sichtweise betraf sowohl das Management des 
Geschäftsportfolios in diversifizierten Unternehmen als auch das Management 
von vergleichsweise fokussierten Unternehmen. Selbst die so genannten „Cash 
Cows“ diversifizierter Konzerne, d.h. „reife“, profitable Geschäftsbereiche mit 
hohen Marktanteilen, aber geringen Wachstumsaussichten, galten nun als ver- 
zichtbar. Die veränderte Auffassung des Portfoliomanagements hing mit der 
Ausdehnung der Finanzierungsmöglichkeiten für Unternehmen auf den Fi- 
nanzmärkten im Allgemeinen, mit der Entwicklung des Junk-Bond-Marktes 
und dem Börsenboom ım Besonderen zusammen: Wenn Unternehmen jeder- 
zeit genügend neues Eigen- oder Fremdkapital für neue Geschäfte mobilisie- 
ren konnten, warum sollten sie sıch dann nicht von vornherein auf die wach- 
stums- und renditeträchtigsten, riskantesten Geschäfte konzentrieren? Für be- 
reits auf eine Branche fokussierte Unternehmen galt entsprechend, dass sie 
sich möglichst auf die profitabelsten Segmente einer Wertschöpfungskette 
konzentrieren und den Rest anderen überlassen sollten. Verstärkt wurde die 
Auffassung „harter Assets“ als Ballast noch durch die im Rahmen des New 
Economy-Diskurses populäre Sichtweise, wonach vor allem Wissen und „gei- 
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stiges Eigentum“ Quelle von Profiten waren. Übertragen auf Enron hieß dies: 
Nicht so sehr Bohrtürme, Pipelines oder Kraftwerke generierten Gewinne, 
sondern das Know-how ın Energiehandel, Finanz- und Risikomanagement. 
Übersehen wurde dabei allerdings, dass „harte Assets“ auch dazu beigetragen 
hatten, dass Enron Market Maker werden konnte. Das fixe Kapital stellte eine 
Eintrittsbarriere für andere Unternehmen dar. Ohne Kontrolle über relevante 
Kapazitäten der Energieproduktion und -distribution war auch Enrons Rolle 
als zentraler Zwischenhändler leicht angreifbar, stieg die Gefahr, dass andere 
Unternehmen versuchten, Enrons Position einzunehmen.’ Gleichzeitig muss- 
ten die Extraprofite, die aus dem Risiko- und Finanzmanagement resultierten, 
in dem Maße erodieren, in dem sich diese Kompetenzen verallgemeinerten. 


Die Bilanzierung des „fair value” 


Zielte die strategische Minimierung des fixen Kapitals auf die Erhöhung der 
Kapitalrendite durch Beschränkung der Kapitalbasis, so setzten andere Maß- 
nahmen direkt beim Gewinn an. Die Einfädelung von Scheingeschäften bzw. 
zirkulären Geschäften mit eigenen Tochterunternehmen oder mit Dritten als 
eine Methode zur Aufblähung von Umsätzen und Gewinnen wurde oben 
schon dargestellt. Diese wurde auch durch andere Maßnahmen der so ge- 
nannten „kreativen“ oder „aggressiven“ Bilanzierung erreicht. Wichtig war in 
diesem Zusammenhang vor allem die 1991 eingeführte Bewertung von Ver- 
mögensgegenständen auf der Basis von aktuellen Marktpreisen (mark to mar- 
ket) anstatt von historischen Kosten. So konnte Enron z.B. in den 1990er Jah- 
ren im Zuge des Börsenbooms - unabhängig vom Verlauf des eigenen opera- 
tiven Geschäfts - Kursgewinne bei den eigenen Wertpapierbeständen als Bi- 
lanzgewinn ausweisen. Umgekehrt gilt natürlich, dass sich auch der Kursverfall 
von Wertpapieren bei der Mark-to-market-Bilanzierung direkt niederschlägt. 
Insofern erhöht sich bei dieser Art der Rechnungslegung insgesamt die Volati- 
lität und die finanzielle Instabilität. 

Während für Aktien und andere börsengängige Wertpapiere aktuelle Markt- 
preise einfach zu ermitteln sind, ist die Bewertung von komplizierteren Kon- 
strukten wie maßgeschneiderten Derivaten, für die keine liquiden Sekundär- 
märkte existieren, schwieriger. Wie sollten etwa die langfristigen Strom- oder 
Gaskontrakte, die einen großen Teil des Vermögens von Enron bildeten, bi- 
lanziell bewertet werden? Hier gibt es keine eindeutige, richtige Methode. Die 
Bewertung erfolgt ın diesen Fällen auf der Basis von Modellen unter Zugrun- 


7 Die Entwicklung des Telekommunikationsmarktes ist in dieser Hinsicht lehrreich: Hier ha- 
ben sich nach der Deregulierung letztlich vor allem jene Netzbetreiber behauptet, die in be- 
stimmten Netzsegmenten noch über regionale Monopole verfügten, d.h. eben die alten na- 
tionalen Telefongesellschaften. Diensteanbieter ohne eigenes Netz, deren einzige, aber kei- 
neswegs einzigartige Kompetenz darin besteht, immer neue Tarıf- und Abrechnungsmodelle 
zu entwickeln, haben dagegen arge Schwierigkeiten zu überleben. 
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delegung bestimmter finanztheoretischer Annahmen (mark to model). So wird 
der „Gegenwartswert“ eines zukunftsbezogenen Kontrakts oder Investments 
etwa ermittelt, indem die für die Zukunft erwarteten Zahlungsströme auf- 
summiert und mit einem bestimmten Zinssatz diskontiert werden. Diese so 
ermittelten Modellpreise dürfen jedoch nicht mit realen Marktpreisen ver- 
wechselt werden. Die Ermittlung des so genannten faır value von Vermögens- 
gegenständen anhand finanztheoretischer Modelle beruht letztlich auf willkür- 
lichen Annahmen über Zukunftsentwicklungen und bietet so notwendigerwei- 
se einen breiten Spielraum für Manipulationen.‘ 

Enron war einer der Pioniere bei der Bilanzierung auf der Basis des faır value 
und wusste diesen Handlungsspielraum zum eigenen Vorteil, d.h. zur Auswei- 
sung möglichst hoher und stetiger Gewinne zu nutzen. Die Bewertungsspiel- 
räume eines Unternehmens bei der Bilanzierung des fair value sind um so 
größer, je größer der Anteil von Derivaten und immateriellen Vermögensge- 
genständen ist, der in die Bilanz eingebracht werden kann’. Bei Enron mach- 
ten die Derivate im Jahr 2000 etwa ein Drittel der Bilanzsumme aus und la- 
gen damit höher als das Anlagevermögen. Über vergleichsweise große Bewer- 
tungsspielräume verfügen auch die Unternehmen des Technologie-Sektors, da 
sie in der Regel einen hohen Anteil immaterieller Vermögensgegenstände gel- 
tend machen können. Ferner ist festzustellen, dass auch branchenübergreifend 
der Bestand an Wertpapieren in den Bilanzen der Unternehmen aus verschie- 
denen Gründen tendenziell anwächst. Daher hat die „Fair value“-Bilanzierung 
insgesamt an Bedeutung gewonnen. Sie wird gemäß den allgemein anerkann- 
ten Rechnungslegungsgrundsätzen in bestimmten Bereichen nicht nur akzep- 
tiert, sondern sogar gefordert (vgl. The Economist, 18.8.2001, 55f). In dem 
Maße, in dem sich die neuen Bilanzierungsmethoden jedoch verallgemeiner- 
ten, erodierte der Extraprofit, den Enron daraus ziehen konnte. Dies wieder- 
um erhöhte den Druck auf Enron, durch die Übernahme immer höherer Ri- 
siken neue Handlungsspielräume, neue first mover advantages zu erschließen 
(Fusaro/Miller 2002, 13f, 35f; Zimmermann 2002, 304, 310f). 


„Special Purpose Entities” und „strukturierte Finanztransaktionen” 


Für die Abwicklung der Geschäfte nutzte Enron in großem Umfang so ge- 
nannte Special Purpose Entities (SPEs), d.h. eigens für bestimmte Finanztrans- 


8 Besondere Möglichkeiten bietet die mark-to-model-Bilanzierung von Derivaten. Je komplexer 
die Derivate sind, je mehr Referenzgrößen ihnen unterliegen und je länger die Laufzeit der 
Kontrakte ist, desto größer sınd in der Regel die bilanziellen Manipulationsmöglichkeiten. 
Obwohl bei Derivatkontrakten letztendlich, wenn Zahlungen fällig werden, eine Vertragspar- 
tei verliert, wenn die Gegenpartei gewinnt, können beide Vertragsparteien während der Lauf- 
zeit des Kontrakts, bevor irgendwelche Zahlungen stattfinden, unter Umständen Gewinne verbu- 
chen, wenn sie unterschiedliche Modellannahmen zugrunde legen (vgl. Buffett 2003, 60). 

9 Zur Bilanzierung immaterieller Vermögensgegenstände vgl. Ip 2002, London 2002. 
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aktionen gegründete Gesellschaften, die nach dem US-amerikanischen Steuer- 
und Bilanzrecht den Vorteil hatten, dass sie - bei Einhaltung bestimmter Be- 
dingungen - von dem Initiator (d.h. Enron) nicht ın den Bilanzen erfasst 
werden mussten. Anstatt selbst einen Kredit aufzunehmen, konnte Enron z.B. 
eine SPE gründen, dieser bestimmte Vermögensgegenstände wie etwa eigene 
Aktien oder den Anspruch auf eine Erdgaslieferung zu einem zukünftigen 
Termin gegen bares Geld verkaufen, und die SPE konnte sich das dafür not- 
wendige Geld durch einen Kredit bei einer Bank besorgen. Enron selbst hatte 
damit offiziell keine Schulden gemacht, sondern konnte vielmehr einen zu- 
sätzlichen Umsatz verbuchen. So konnte Enron in großem Umfang Schulden 
verstecken und die eigene Kapitalrendite aufblähen. Enron hatte mehrere tau- 
send dieser SPEs, die überwiegend in Ofkshore-Finanzzentren angesiedelt wa- 
ren, wodurch auch Steuerzahlungen vermieden werden konnten. 

Es muss unterstrichen werden, dass die SPEs an sich ebenso wie etwa die 
Mark-to-market-Bilanzierung vollkommen legal sind. Enron war auch nicht 
der alleinige Erfinder der SPEs, vielmehr handelt es sich um weitverbreitete 
Instrumente im Bereich der so genannten „strukturierten Finanzierung“ 
(structured finance)", die z.B. für die Finanzierung von einzelnen Projekten 
genutzt werden. Die Konstruktion der SPEs ist nicht nur im Interesse der Un- 
ternehmen, die ihre Bilanzen entlasten wollen, sondern auch im Interesse von 
Kreditgebern und anderen Finanzinvestoren, die auf eine Trennung von Ge- 
schäften mit unterschiedlichem Risikoprofil und unterschiedlichen Rendite- 
aussichten Wert legen. So können z.B. Ölkonzerne die riskantere Erdölexplo- 
ration von dem Betrieb einer Raffınerie bilanziell trennen und separat finan- 
zieren (vgl. Chaffın/Hill 2002). 

Während die Minimierung von Steuerzahlungen durch die Off-Shore- 
Lokalisierung wie oben erwähnt ein Aspekt neben anderen bei vielen SPEs 
war, wurden einige dieser Gesellschaften auch speziell zum Zweck der Ver- 
meidung von Steuerzahlungen gegründet. Transaktionen zur Steuervermer- 
dung sind freilich weder ein neues noch ein nur für Enron spezifisches Phä- 
nomen. Doch während derartige Transaktionen in der Regel äußerst diskret 
behandelt werden, wurden durch den Enron-Skandal und die nachfolgenden 


10 Bei der „strukturierten Finanzierung“ werden Ansprüche auf zukünftige Zahlungsströme aus 
konkreten unterliegenden Transaktionen - ob es sich nun um Kreditkartenzahlungen, um 
Hypothekenkredite, Automobilleasingverträge oder Erdgasverkäufe handelt - gebündelt ver- 
brieft und - nach Risikoklassen segmentiert - als Wertpapiere an Investoren verkauft. Es 
handelt sich hier um neuere Formen des fiktiven Kapitals, die in überaus raschem Wachstum 
begriffen sind. Die Verkäufer der jeweiligen Assets können dabei Zahlungs- und Kreditrisiken 
auf andere abwälzen und unmittelbar flüssige Mittel erlangen. Die Käufer können diese 
Wertpapiere zur Portfoliodiversifizierung nutzen und zwischen verschiedenen Risiko- und Er- 
tragsklassen wählen. Investmentbanken vermitteln diese Geschäfte und streichen entspre- 
chende Gebühren ein. Eine kritische Betrachtung des in ständiger Weiterentwicklung begrif- 
fenen Bereichs der „strukturierten Finanzierung“ hat erst infolge des Enron-Skandals begon- 
nen (vgl. Timmons 2002). 
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Untersuchungen Dokumente bekannt, die einen außergewöhnlich guten Ein- 
blick in die Steuervermeidungsgeschäfte geben (vgl. France 2003). Seit den 
1970er Jahren hat sich eine regelrechte Steuervermeidungsbranche entwickelt. 
War das Steuervermeidungsgeschäft zunächst ein Geschäftszweig der Wirt- 
schaftsprüfungs- und Consultinggesellschaften, so nahmen seit den späten 
1980er Jahren die Investmentbanken hier eine führende Rolle ein. Sie ent- 
deckten diesen Geschäftszweig, als die Übernahmeschlachten der 1980er Jahre 
abebbten und sie nach neuen Einkommensquellen suchten, um den Rück- 
gang im Geschäft mit Fusionen und Übernahmen zu kompensieren. Ging es 
früher darum, beispielsweise steuermindernde Verluste etwa durch Investitio- 
nen in unprofitable Rinderfarmen oder Ölbohrungen zu organisieren, so bie- 
ten heute komplexe „strukturierte Finanztransaktionen“, Wertpapier- und De- 
rivatgeschäfte viel größere Handlungsspielräume auch für Steuervermeidungs- 
strategten. Nach wie vor geht es dabei um die Maximierung von steuerlich 
absetzbaren Ausgaben, Krediten und Verlusten. Beispielsweise gründeten En- 
ron und der heute zur Deutschen Bank gehörende Bankers Trust 1997 eine 
Tochtergesellschaft, in die Bankers Trust ein Bündel von Mortgage Backed 
Securities (verbriefte Hypothekenkredite) einbrachte, die Verluste gebracht 
hatten und daher steuermindernd geltend gemacht werden konnten. Die ge- 
meinsame Tochtergesellschaft erlaubte letztlich beiden Partnern, die Verluste 
für sich zu nutzen. Bankers Trust kassierte für die Transaktion eine Gebühr 
von 11 Mio. Dollar, während Enron durch das Geschäft Steuern in Höhe von 
78 Mio. Dollar sparte (ebd., 50). Während Verluste oftmals mit Gewinnen der 
aktuellen Periode verrechnet werden, um den aktuell zu versteuernden Ge- 
winn zu senken, nutzte Enron die Verluste, um zukünftige Steuereinsparungen 
geltend zu machen. Dieses hypothetische Vermögen wurde dann durch „ag- 
gressive“ Bilanzierung ın einen Gewinn für die laufende Periode umgewandelt. 
Durch zwölf derartige Transaktionen realisierte Enron zwischen 1995 und 
2001 Steuereinsparungen in Höhe von 2,02 Mrd. Dollar - und verwandelte 
sie ın Gewinne von 2,079 Mrd. Dollar (ebd. 52). Neben den Investmentban- 
ken und den Wirtschaftsprüfern sind vor allem die großen Anwaltsfirmen als 
zentrale Akteure der Steuervermeidungsbranche hervorzuheben. Die auf das 
Steuerrecht spezialisierten Anwälte haben nicht nur die Funktion, neue Mög- 
lichkeiten für Steuervermeidungsgeschäfte aufzutun, sondern vor allem auch 
die Rechtmäßigkeit dieser Geschäfte zu bestätigen. Denn ein Opinion Letter 
einer Anwaltsfirma genügt der zuständigen US-amerikanischen Steuerbehörde, 
dem Internal Revenue Service (IRS), um die betreffende Transaktion als recht- 
lich unbedenklich zu akzeptieren. Dies schützt die beteiligten Unternehmen 
vor rechtlichen Konsequenzen. Dabei sind eine Reihe dieser Anwälte selbst 
ehemalige Angestellte des IRS (ebd.). 

Eine der Voraussetzungen, damit SPEs nach US-GAAP nicht bilanziell erfasst 
werden müssen, ist die Beteiligung anderer Investoren mit mindestens 3% des 


220 Thomas Sablowski 


Eigenkapitals der SPE. Enron musste also andere ins Boot holen, was über- 
wiegend auch ohne Schwierigkeiten gelang. „Die halbe Wall Street“ sei damit 
beschäftigt gewesen, Anteile an Enrons SPEs zu verkaufen, so Robin Black- 
burn (2002, 39). Ein Meilenstein für Enron war die Gründung von Joınt Energy 
Development Investments (JEDI) zusammen mit CalPERS (California Public 
Einployees’ Retirement System), dem Pensionsfonds der Beschäftigten des öf 
fentlichen Dienstes von Kalifornien, im Jahr 1993. Das Gemeinschaftsunter- 
nehmen mit CalPERS, einem der angesehensten institutionellen Investoren, 
erhöhte die Glaubwürdigkeit von Enron und fungierte auch als Türöffner ge- 
genüber anderen Investoren (Fusaro/Miller 2002, 61). CalPERS verdiente eine 
Rendite von 23% an den 250 Mio. Dollar, die der Fonds in JEDI investierte 
hatte. 1996 ließ CalPERS sich überreden, dieses Investment in eine andere 
SPE (JEDI II) mit einem erhöhten Einsatz von 500 Mio. Dollar umzuwandeln 
(Blackburn 2002, 32). Erst im Dezember 2000 entschied CalPERS, sich nicht 
noch an einer weiteren SPE (LMJ 3) zu beteiligen, weil Andrew Fastow, der 
Chief Financial Officer (CFO) von Enron, gleichzeitig Geschäftsführer der 
SPE war. Es lag nahe, dass aus dieser Doppelfunktion Interessenkonflikte re- 
sultieren konnten. Gleichwohl unternahm CalPERS nichts, um Bedenken we- 
gen der SPEs öffentlich zu machen (Blackburn 2002, 40). Das Verhalten von 
CalPERS ist besonders interessant, weil der Pensionsfonds ansonsten als einer 
der ın Fragen der Corporate Governance „aktivsten“ und unnachgiebigsten 
institutionellen Investoren gilt. Aber die außerbilanzielle Verschuldung von 
Enron oder die Aufblähung des Umsatzes durch den Handel zwischen Enron 
und den SPEs wurde offenbar nicht als problematisch angesehen. Dass die 
SPEs genau dem Zweck dienten, die Bilanzen zu entlasten und den Gewin- 
nerwartungen der Investoren gerecht zu werden, wussten auch die Banken 
und andere institutionelle und private Investoren, die sich an den SPEs betei- 
ligten bzw. diese im Markt platzierten (vgl. Hill u.a. 2002). 

Die Konstruktionen, die sich die Enron-Manager im Zusammenhang mit den 
SPEs einfallen ließen, nahmen ın dem Maße bizarrere Züge an, in dem die 
Aktienkurse zunehmend steiler in die Höhe schossen und zugleich ihr Ab- 
sturz immer wahrscheinlicher wurde. Dabei kam es auch zu eindeutigen Re- 
gelverletzungen. So wurde das Kriterium, wonach mindestens drei Prozent des 
Eigenkapitals einer SPE von externen Investoren kommen müssen, damit die- 
se außerhalb der Bilanzen verbleiben kann, nicht immer erfüllt, bzw. der CFO 
Fastow und andere Enron-Manager oder andere Enron-Tochterunternehmen 
traten selbst als „externe“ Partner dieser SPEs auf. Auf diesem Weg konnten 
sich diese Manager auch erhebliche Summen in die eigenen Taschen schau- 
feln. So kassierte alleine Fastow etwa 40 Mio. Dollar, und auch einige seiner 
Gefolgsleute wurden über die SPEs zu Millionären. 

Gleichzeitig wurden die SPEs dazu genutzt, Verluste zu verstecken. Dazu wur- 
den z.B. Derivat-Transaktionen genutzt, mit denen Enron das Risiko des 
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Wertverlustes eigener Kapitalbeteiligungen auf SPEs übertrug. Enron machte 
mit den eigenen SPEs Absicherungsgeschäfte. Freilich war das so erzielte 
Hedging fıktiv - bekanntlich kann man sich nicht am eigenen Schopf aus 
dem Sumpf ziehen. Als der Wertverlust der so „abgesicherten“ Kapitalbeteili- 
gungen dann erwartungsgemäß eintrat, konnte Enron sogar einen Gewinn aus 
den Derivatgeschäften verbuchen. Allerdings liefen die Verluste bei den SPEs 
auf, die sie dann durch Kredite bzw. durch ihr Eigenkapital, das hauptsächlich 
aus Enron-Aktien bestand, decken mussten. Je größer die Verluste wurden, de- 
sto stärker musste Enron die SPEs kapitalisieren. In dem Maße, in dem aber 
der Kurs der Enron-Aktie selbst sank, sank auch das Eigenkapital der SPEs. Ir- 
gendwann konnten die auflaufenden Verluste nicht mehr durch die Kreditka- 
pazität der SPEs gedeckt werden. Hatte der Einsatz der eigenen Aktien in 
zahlreichen Transaktionen während der boomenden Kurse positive Rück- 
kopplungseffekte auf die Gewinne gehabt, so wirkten die sinkenden Kurse 
ebenso verstärkend auf die Verluste. 


4. Der Zusammenbruch von Enron 


Die Pro-forma-Zahlen, die Enron am 17.4.2001 veröffentlichte, wiesen zwar 
für das erste Quartal des Geschäftsjahres einen Gewinnzuwachs um 18% und 
einen Umsatzanstieg gegenüber dem gleichen Quartal des Vorjahres um 280% 
aus. Als Enron jedoch wenig später den ausführlicheren, offiziellen Quartals- 
bericht bei der Securities and Exchange Commission (SEC), der Börsenauf- 
sichtsbehörde vorlegte, wurde klar, dass diesen Gewinnen kein realer Zuwachs 
an flüssigen Mitteln entsprach. Enron wies zwar einen Gewinn von 425 Mio. 
Dollar aus, hatte jedoch im operativen Geschäft einen negativen Cashflow 
von 464 Mio. Dollar zu verzeichnen (Fusaro/Miller 2002, 109). Der Aktien- 
kurs begann nun langsam zu sinken. 

Im Quartalsbericht an die SEC für das zweite Quartal 2001, der am 14.8.2001 
veröffentlicht wurde, wies Enron erneut einen negativen Cashflow ım operati- 
ven Geschäft in Höhe von 1337 Mio. Dollar aus (ebd. 113). Am gleichen Tag 
trat Jeffrey Skilling nach einer Amtszeit von nur einem halben Jahr als Chief 
Executive Oflicer (CEO) „aus persönlichen Gründen“ zurück - ein äußerst 
ungewöhnlicher Schritt, der zu einem erheblichen Vertrauensverlust bei den 
Investoren und bei den Beschäftigten des Unternehmens führte. Damit be- 
schleunigte sich der Kursverfall der Enronaktie. Die Beschäftigten hatten nicht 
nur Angst um ihre Arbeitsplätze, sie hatten auch häufig im Rahmen ihrer 
Rentensparpläne - der so genannten „401(k) pension plans“ - massiv in die 
Aktien des eigenen Unternehmens investiert und sahen nun ihre Alterssiche- 
rung dahın schwinden. 

Nach Skillings Rücktritt übernahm der Chairman und frühere CEO Kenneth 
Lay erneut das Amt des CEO. Lay versuchte in den folgenden Tagen durch 
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eine interne F-mail-Kampagne die Bedenken der Beschäftigten zu zerstreuen 
und sie zum Halten ihrer Enronaktien zu bewegen: Enrons Wachstum sei 
niemals sicherer gewesen, versicherte er. Dagegen hatte er selbst in den 18 
Monaten vor dem Ausbruch der Krise Enronaktien im Wert von 100 Mio. 
Dollar verkauft. Insgesamt hatten die Insider des Topmanagements Enronak- 
tien im Wert von mehr als einer Milliarde Dollar verkauft und damit nicht 
unwesentlich zum Kursverfall der Aktie beigetragen. Dagegen wurde die 
Masse der Beschäftigten während der Krise einige Wochen lang von der Ad- 
ministration des Unternehmens daran gehindert, die Aktien aus ihren 401(k)- 
Rentensparplänen zu verkaufen. Die Beschäftigten mussten dem Wertverlust 
untätig zusehen (ebd., 115f.). 

Im dritten Quartal 2001 musste Enron als Reaktion auf die sich verschlech- 
ternden Geschäftsbedingungen eine Sonderabschreibung von 1,01 Mrd. Dol- 
lar vornehmen und einen Verlust von 618 Mio. Dollar ausweisen. Gleichzeitig 
gelangten Dokumente an die Presse, die Unregelmäßigkeiten bei den SPEs 
und die Bereicherung von CFO Fastow und anderen Managern belegten. Am 
22.10.2001 kündigte die SEC eine Untersuchung der von Fastow geschaffenen 
und geleiteten SPEs an. In der zweiten Oktoberhälfte halbierte sich der Kurs 
der Enronaktie nochmals - sie hatte nun gegenüber ihrem Höchststand mehr 
als 80% des Wertes verloren. 

Da die Kreditaufnahme über die SPEs wie bereits erwähnt zum Teil durch En- 
tons eigene Aktien gedeckt war, führte der Kursverfall zu Kreditengpässen. Bei 
einigen Verträgen waren Kreditrückzahlungen automatisch fällig, wenn der 
Aktienkurs unter eine bestimmte Schwelle sank (ebd., 123). Im November 
2001 wurde ein Aufkäufer gesucht, der Enron retten sollte, bevor die Ratıng- 
Agenturen dem Unternehmen den Junk-Status zuwiesen und damit seinen 
Bankrott unausweichlich machten.'' Während der Verhandlungen mit dem 
einzigen Kaufinteressenten, dem Enron-Konkurrenten Dynegy, korrigierte En- 
ton offiziell die eigenen Bilanzen der letzten viereinhalb Jahre, was zur Ausra- 
dierung von Gewinnen in Höhe von 586 Mio. Dollar und zu zusätzlichen 
Schulden in Höhe von 2,5 Mrd. Dollar führte, Nunmehr geriet auch Arthur 
Andersen, das Rechnungsprüfungsunternehmen, das die Abschlüsse von En- 
ron testiert hatte, ins Visier der Öffentlichkeit. Nachdem die Übernahmever- 
handlungen mit Dynegy am 28.11.2001 scheiterten, stuften die Rating- 
Agenturen Enrons Rating auf den Junk-Status herab. Angesichts der engen 


11 Die negativen Auswirkungen einer Verschlechterung des Kreditratings auf die Finanzierung 
eines Unternehmens können durch Deriyatverträge erheblich verstärkt werden, da letztere 
häufig unmittelbar zusätzliche Sicherheiten erfordern, wenn die Bonität herabgestuft wird. 
Dies erzeugt einen höheren Bedarf an flüssigen Mitteln, was wiederum zu einer weiteren Ab- 
stufung des Ratings führen kann - eine Spirale wird in Gang gesetzt, die zu einer Liquiditäts- 
krise und zum Bankrott führen kann (vgl. Buffett 2003, 61). Dies dürfte auch im Fall von 
Enron eine Rolle gespielt haben. 
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Verbindungen von Enron zur Bush-Administration war keine politische Ret- 
tungsaktion möglich, ohne dass die Regierung unmittelbar mit Korruptions- 
vorwürfen konfrontiert worden wäre. Am 2.12.2001 ging Enron in Konkurs. 
Nach der Bankrotterklärung häuften sich die Klagen gegen Enron, und der Fall 
entwickelte sich von einem Finanzdebakel zu einem ausgewachsenen Skandal. 
Am 9.1.2002 eröffnete die Justizbehörde des Bundes ein Ermittlungsverfahren 
gegen Enron wegen möglicher Verstöße gegen Bundesgesetze. Der Justizbe- 
hörde in Houston wurde der Fall entzogen, da viele der dortigen Beschäftig- 
ten familiäre Beziehungen zur dortigen Unternehmenszentrale hatten. Auch 
die Schlinge um Arthur Andersen zog sich enger, nachdem bekannt wurde, 
dass Beschäftigte des Unternehmens in Houston Dokumente über Enron ver- 
nichtet hatten. Das Unternehmen wurde wegen Behinderung der Justiz ange- 
klagt, verlor rasch seine Kunden und brach schließlich zusammen. 


5. Komplizen 


Reflektiert man über das Verhalten des Managements im Fall Enron und in 
den zahlreichen ähnlich gelagerten Fällen, so ist die Wirkung der Aktienopti- 
onspläne als Anreizmechanismus hervorzuheben. Aktienoptionen als Form 
der Managementvergütung galten im Rahmen des Shareholder Value- 
Konzepts bis zu den Bilanzskandalen als Mittel der Wahl, um das Manage- 
ment von Aktiengesellschaften zu einem Handeln im Interesse der Aktionäre, 
d.h. zu einer primär an der Steigerung des Aktienkurses orientierten Unter- 
nehmensführung zu bewegen.’” Der besondere Charme von Aktienoptionen 
bestand aus der Shareholder Value-Perspektive außerdem darin, dass sie nach 
US-amerikanischem Recht im Gegensatz zu regulären Lohnzahlungen nicht 
gewinnmindernd als Ausgaben oder Rückstellungen verbucht werden muss- 
ten.'? Die exorbitanten Summen, die das Topmanagement vieler Aktiengesell- 
schaften während des New Economy-Booms kassieren konnte, sind zum gro- 
ßen Teil auf die Verbreitung der Aktienoptionspläne und die immensen Kurs- 
steigerungen der Aktien in den späten 1990er Jahren zurückzuführen. Heute 
wird auch von Vertretern des Shareholder Value-Konzepts zugestanden, dass 
die Aktienoptionsprogramme häufig den Charakter einer Selbstbedienung des 


12 In den meisten Fällen erhalten nicht alle Beschäftigten eines Unternehmens Aktienoptionen, 
sondern nur ausgewählte Gruppen wie das Management und Beschäftigte, deren Bindung für 
das Unternehmen besonders wichtig ist. Insgesamt hat die Verbreitung von Aktienoptionen 
in den 1990er Jahren jedoch stark zugenommen. Das National Center for Employee Owner- 
ship schätzte, das ım Jahr 2000 in den USA fast zehn Millionen Beschäftigte Aktienoptionen 
erhalten haben, 1990 waren es noch weniger als eine Million (vgl. Bodie u.a. 2003, 63). 

13 Hätte z.B. der Medienkonzern AOL Time Warner im Jahr 2001 für die Ausgabe von Aktien- 
optionen auf der Basis der gängigen Optionspreismodelle Kosten verbucht, wie es die - nicht 
bindende - Empfehlung des Financial Accounting Standards Board (FASB) vorsicht, so hätte 
der Konzern für das Geschäftsjahr anstelle eines operativen Gewinns von 700 Mio. Dollar ei- 
nen Verlust von 1,7 Mrd. Dollar ausweisen müssen (Bodie u.a. 2003, 64). 


224 Thomas Sablowski 


Managements hatten. Zum einen wurden viele Aktienoptionsprogramme auf 
Initiative des Managements eingeführt, zum anderen waren sie oftmals so 
konstruiert, dass für die Ausübung der Optionen so geringe Hürden vorgese- 
hen waren, dass das Management bereits von einer allgemeinen Aktienhausse 
profitieren konnte, ohne Besonderes leisten zu müssen. Hinzu kommt der 
mafßlose Umfang der Optionen, die das Topmanagement erhielt. 1992 verfüg- 
ten die CEOs der US-amerikanischen Aktiengesellschaften über 2% des ge- 
samten Aktienkapitals, zehn Jahre später über 12% (vgl. Brenner 2002)! 

Soweit die Kritik sich jedoch bloß auf die Ausgestaltung der Aktienoptions- 
programme bezieht, greift sie zu kurz. Was Enron und andere Bankrotteure 
anbelangt, so wird man sagen müssen, dass die Aktienoptionsprogramme 
durchaus als Anreizsystem „funktioniert“ haben: Die Unternehmensführung 
des Managements hat sich - dem Shareholder Value-Konzept entsprechend - 
primär an der Steigerung des Aktienkurses orientiert und hat es ja auch - mit 
allen Mitteln - tatsächlich geschafft, den Aktienkurs enorm in die Höhe zu 
treiben. In dem Maße, in dem der Aktienkurs den Bezug zum operativen Ge- 
schäft verlor, konnten die Kurssteigerungen freilich nicht nachhaltig sein. Dass 
die Topmanager und andere Insider im Gegensatz zu der Masse der Kleinak- 
tionäre und Sparer ihre Kursgewinne rechtzeitig vor dem Zusammenbruch 
realisieren konnte, kann nicht verwundern. Auch das Verbot des Insiderhan- 
dels kann nicht verhindern, dass es Insider und Outsider gibt und dass sich 
für die Insider immer Mittel und Wege finden, ihre Vorteile auszunutzen. 

Im übrigen hätte auch ein Anreizsystem, das sich nicht am Aktienkurs, sondern 
beispielsweise am Gewinn, an der Kapitalrendite oder an irgendeiner anderen 
Kennzahl orientiert hätte, eine Entwicklung wie die von Enron nicht unbedingt 
verhindern können. Enrons Bilanzierungspraktiken zielten ja auch auf die Auf 
blähung der Bilanzgewinne und der Kapitalrendite. Solange es Bewertungsspiel- 
räume und Möglichkeiten einer „kreativen“ Bilanzierung gibt, wird das Mana- 
gement eines Unternehmens auch beliebige Kennzahlen beeinflussen können. 
Dass keine Bedenken wegen fragwürdiger Geschäfts- und Bilanzierungsprakti- 
ken im Unternehmen laut wurden, wurde nicht nur durch Anreizsysteme wie 
Aktienoptions- oder Belegschaftsaktienprogramme verhindert, sondern auch 
durch rigide Verfahren der persönlichen Leistungsbeurteilung durch Vorge- 
setzte. Im Falle von Enron wurden die Beschäftigten alle sechs Monate einem 
Ranking auf einer Skala von 1 bis 5 unterworfen. Dabei mussten 15% der Be- 
schäftigten in die unterste Kategorie eingeordnet werden, um sie dann zu feu- 
ern. Um dem Ganzen den Anschein von Fairness zu geben, wurde den Be- 
schäftigten der untersten Kategorie allerdings noch Gelegenheit gegeben, sich 
individuell bis zum nächsten halbjährlichen Ranking zu verbessern. Dies än- 
derte jedoch nichts daran, dass regelmäßig 15% der Belegschaft ausgesiebt 
wurden. Auch den Beschäftigten der beiden nächsten Kategorien wurde mit- 
geteilt, dass ihnen beim nächsten Ranking der weitere Abstieg und damit die 
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Entlassung drohen würde. Indem die Hälfte der Belegschaft permanent mit 
der Entlassung bedroht wurde, wurde eine erbarmungslose interne Konkur- 
renz aller gegen alle organisiert. Es muss nicht weiter betont werden, dass die- 
ses System der Leistungsbeurteilung der persönlichen Willkür Tür und Tor 
öffnete und tendenziell unterwürfiges Verhalten belohnte. Unter diesen Be- 
dingungen mussten die Beschäftigten Angst haben, Dissens zu äußern oder 
problematische Geschäftspraktiken anzugreifen. Nach Schätzungen verwenden 
etwa 20% der US-amerikanischen Unternehmen ein solches System des forced 
ranking. Dabei werden in der Regel die unteren 10% der Belegschaft einmal 
pro Jahr entlassen. Bei Enron wurde also eine verschärfte Version dieses Sy- 
stems praktiziert (Fusaro/Miller 2002, 51). 

Um die Entwicklung der Bankrotteure zu begreifen, reicht es jedoch nicht 
aus, die Motivationen der Beschäftigten dieser Unternehmen zu untersuchen. 
Da zu ihren fragwürdigen Geschäften immer noch andere Parteien gehörten, 
ist es notwendig, deren Rolle in den Blick zu nehmen. Wichtig waren zu- 
nächst die Wirtschaftsprüfer wie Arthur Andersen, die zu bestätigen hatten, 
dass die jeweiligen Unternehmensbilanzen korrekt waren. Ein solches Testat 
durch einen von der SEC lizenzierten Rechnungsprüfer ist für Aktiengesell- 
schaften eine zwingende Voraussetzung, um an der Börse notiert werden zu 
können. Indem die Wirtschaftsprüfer den Bilanzfälschern die Absolution er- 
teilten, sorgten sie dafür, dass die Bilanzen in den Augen der Investoren 
glaubwürdig waren. Da die großen Wirtschaftsprüfungsunternehmen oftmals 
gleichzeitig als Unternehmensberater in denselben Unternehmen tätig sind, 
deren Bilanzen sie zu begutachten haben, und da diese Beratungstätigkeit ih- 
nen im Vergleich zu der bloßen Prüfung der Bilanzen ein mehrfaches an Um- 
sätzen und Gewinnen beschert, liegt es nahe, dass sie kein Interesse haben, 
mit ihren Kunden wegen Bilanzierungsfragen Konflikte auszutragen, die sie 
möglicherweise ihren Auftrag kosten könnten. Hinzu kommt, dass die Tätig- 
keit in den Wirtschaftsprüfungs- und Consultingunternehmen ein typischer 
Karriereweg für die jungen Absolventen der Business Schools ist. Oftmals re- 
krutieren Unternehmen Berater, die bei ihnen gearbeitet haben und die sıe so 
bereits kennen gelernt haben. Wer auf einen Job bei dem Unternehmen spe- 
kuliert, bei dem er oder sie als Rechnungsprüfer oder Unternehmensberater 
tätig ist, wird sich entsprechend verhalten und keinen Konflikt riskieren. Als 
Unternehmensberater waren die Wirtschaftsprüfer wesentlich daran beteiligt, 
neue Methoden der „kreativen Bilanzierung“ ausfindig zu machen. So schrieb 
sich beispielsweise Arthur Andersen die Erfindung des capacity swaps, also des 
Tauschs von Netzwerkkapazitäten zu und versuchte, diese Erfindung außer an 
Enron auch an andere Unternehmen der Energiebranche zu verkaufen. Eine 
ähnliche Rolle wie die Wirtschaftsprüfer spielten die Anwaltsunternehmen, de- 
ren Empfehlungen seit Mitte der 1990er Jahre, nachdem die Clinton- 
Regierung die Haftungsgrenzen drastisch gesenkt hatte, immer riskanter wur- 
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den (vgl. Matzner 2002). 

Ebenso bedeutsam ist in diesem Zusammenhang die Funktion der Analysten 
und der Investmentbanken. Verschiedene Untersuchungen haben gezeigt, dass 
Analysten, die ja zumeist von den Investmentbanken beschäftigt werden, zu- 
mindest dann zu positiven Gewinnprognosen und zu Kaufempfehlungen für 
Aktien neigen, wenn diese geeignet sind, den Umsatz mit anderen Geschäfts- 
bereichen ihres Unternehmens zu steigern (vgl. Lin/McNichols 1998, 116f: 
Dechow u.a. 2000, 27). Zwischen dem Interesse der Investmentbanken an 
möglichst hohen Einnahmen aus dem Wertpapierhandel oder dem Wertpa- 
pieremissionsgeschäft einerseits und einem objektiven „Research“ andererseits 
besteht offensichtlich ein ähnlicher Widerspruch wie zwischen dem Unter- 
nehmensberatungsgeschäft und dem Rechnungsprüfungsgeschäft der Wirt- 
schaftsprüfer. Selbst in der zweiten Oktoberhälfte des Jahres 2001, nachdem 
die Enron-Aktie bereits 80% ihres Werts eingebüßt hatte, gaben noch immer 
zehn von 17 Analysten, die Enron beobachteten, eine Kaufempfehlung 
(strong buy) für die Aktie ab (Fusaro/Miller 2002, 119f). Bekannt geworden 
ist der Fall des Analysten Chung Wu bei UBS Paine Webber, der Kunden der 
Bank wegen der Verschlechterung der finanziellen Lage von Enron gewarnt 
hatte. Nachdem Enron davon erfuhr, widerriefen die Vorgesetzten des Analy- 
sten dessen Warnung und gaben stattdessen eine Kaufempfehlung für die En- 
ron-Aktie ab. Chung Wu wurde am gleichen Tag mit der Begründung entlas- 
sen, er habe gegen Regeln des Unternehmens bezüglich der elektronischen 
Kommunikation verstoßen, er hätte sich das Rundschreiben an die Investoren 
von seinem Vorgesetzten genehmigen lassen müssen (ebd. 72f). 

Auf den ersten Blick frappierend ist, dass Enron bis zuletzt auch Kredite von 
großen Banken wie Citigroup und JP MorganChase erhalten hat. Hätten 
nicht zumindest die Gläubiger oder genauer die Kreditabteilungen der Banken 
einen Überblick über die Situation ihres Kunden haben und rechtzeitig ge- 
warnt sein müssen? Dass die Banken ihre Kreditvergabe sehr locker handhab- 
ten, hängt zum einen damit zusammen, dass das klassische Kreditgeschäft für 
dıe Banken im Zuge der Verbriefung von Krediten, des Booms an den Kapı- 
talmärkten und der Abschaffung des Trennbankensystems'' in den USA im 
Vergleich zum Investment Banking relativ an Bedeutung verloren hat. Billige 
Kredite wurden wahrscheinlich als Köder genutzt, um mit Großunternehmen 
im lukrativeren Bereich des Investment Banking ins Geschäft zu kommen (E- 


14 Mit dem Glass Steagall! Act von 1933, der als Reaktion auf die damalige Weltwirtschaftskrise 
verabschiedet wurde, wurde es den US-amerikanischen Banken weitgehend verboten, gleich- 
zeitig das Kreditgeschäft und das Wertpapiergeschäft zu betreiben. Außerdem wurde das 
Bankwesen vom Versicherungswesen getrennt, und wechselseitige Beteiligungen von Banken 
und Industrie- oder Handelsunternehmen wurden begrenzt. Diese Barrieren wurden jedoch 
durch diverse Umgehungsstrategien der Banken zunehmend ausgehöhlt und 1999 mit dem 
Financial Services Modernization Act, auch Gramm Leach Biiley Act genannt, weitgehend 
abgeschafft (vgl. Steiner 2003). 
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(Economist, 26.1.2002, 65). Dass die Banken fast bis zuletzt große Kredite an 
Enron bzw. an die SPEs vergaben, dürfte zum anderen dadurch zu erklären 
sein, dass sie selbst einen großen Teil des Kreditrisikos an andere Akteure wei- 
terreichen konnten: Die Banken verkauften ihre Forderungen an Dritte in 
Form von so genannten Collateralized Debt Obligations (CDOs) oder Asset 
Backed Securities (ABS) (vgl. Blackburn 2002, 30). Gerade die Nutzung von 
Kreditderivaten hat in den letzten Jahren enorm zugenommen - mit Wach- 
stumsraten von mehr als 50% jährlich’ (Rehm/Rudolf 2001, 6). Die Versiche- 
rungen, Investment- und Pensionsfonds, die diese Kreditderivate kauften, 
konnten bei regulären Zins- und Tilgungszahlungen mit hohen Profiten rech- 
nen, trugen dann aber auch das Ausfallrisiko. In diesem Prozess des Risiko- 
transfers wurden einzelne Risiken verwischt, da die Technik der Kreditderivate 
unter anderem darauf beruht, Risiken zu zerlegen, neu zu bündeln und so 
handelbar zu machen. 

Letztlich wurde das Kreditrisiko von den Millionen Sparern getragen, die ihr 
Geld bei den Investment- und Pensionsfonds investiert hatten. Es wird ge- 
schätzt, dass der Zusammenbruch von Enron Vermögenswerte von 60 Mrd. 
Dollar vernichtet hat. Dass sich die großen Banken, die allesamt mit Enron 
im Geschäft waren, im Gegensatz zu der Krise des Hedge-Fonds LTCM 1998 
nicht zu einem Bail-out, zu einer Rettungsaktion bereit fanden, dürfte damit zu- 
sammenhängen, dass sie im Fall von Enron besser vorbereitet waren und die Rı- 
siken zu einem großen Teil bereits an andere transferiert hatten (vgl. Blackburn 
2002, 31). Der Fall Enron macht deutlich, dass die Weiterentwicklung der In- 
strumente des Risikomanagements es zwar den einzelnen Akteuren erlaubt, ihre 
Risiken zu minimieren und handhabbar zu machen, dass es aber gerade deshalb 
zu einer Ausweitung der Kreditvergabe kommt, die einerseits zwar das Wach- 
stum der Kapitalakkumulation begünstigt, andererseits aber auch das systemi- 
sche Risiko erhöht und den Moral Hazard individueller Akteure begünstigt. 


6. Reaktionen 


Die durch die Bankrotte von Enron und anderen Unternehmen angestoßenen 
Rechtsstreitigkeiten sind bei weitem noch nicht abgeschlossen. Gekämpft wird 
nun zwischen den verschiedenen Akteursgruppen darum, wer in welchem 
Maße die Auswirkungen des Desasters zu tragen hat'%. Die Interessen der 
Lohnabhängigen, die ihre Arbeitsplätze, Ersparnisse und Rentenansprüche ver- 
loren haben, spielen dabei in der Öffentlichkeit im Vergleich zu den Ausein- 
andersetzungen zwischen Unternehmen, Banken, Versicherungen, institutio- 


15 Es gibt hier nur Schätzungen, da die meisten Kreditderivate over the counter, also außerbörs- 
lich gehandelt und statistisch nicht erfasst werden. 

16 Vgl. zu den Auseinandersetzungen zwischen Banken und Versicherungen z.B. The Economist, 
26.1.2002, 66; ebd., 11.1.2003, 62. 
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nellen Investoren, Wirtschaftsprüfern und ihren jeweiligen Lobbyisten eine 
ganz und gar untergeordnete Rolle. So unterschiedlich die Interessen dieser 
Akteursgruppen im einzelnen sein mögen, so sehr stimmen sie doch darin 
überein, das marktorientierte Finanzsystem, das den Humus bildet, auf dem 
sich Enron erst entwickeln konnte, nicht grundlegend in Frage zu stellen. 
Dies erklärt auch die Zurückhaltung, mit der die US-amerikanische Politik auf 
die Bilanzskandale reagierte. Trotz des Ausmaßes des Enron-Skandals wurden 
zunächst nur kosmetische Veränderungen vorgenommen. Erst nachdem im 
Juli 2002 die Bilanzfälschungen bei Worldcom öffentlich wurden, deren Aus- 
maß die bei Enron noch übertraf, wurde der Entwurf des im April 2002 im 
Repräsentantenhaus verabschiedeten Corporate and Auditing Accountability, 
Responsibility, and Transparency Act of 2002 nochmals verschärft. Doch 
auch die endgültige Version des als Sarbanes-Oxley-Act besser bekannten Ge- 
setzes sieht keinen grundlegenden institutionellen Umbau ın den meisten der 
involvierten Bereiche vor. Es ist hier nicht möglich, im Detail auf den Sarba- 
nes-Oxley-Act einzugehen, doch sollen zumindest die wichtigsten Regelungen 
kurz angesprochen werden. 

Der Sarbanes-Oxley-Act konzentriert sich vor allem auf die Tätigkeit der Wirt- 
schaftsprüfer, die gewissermaßen als Sündenböcke herhalten müssen. Sie sol- 
len künftig durch eine neue Institution, das Public Company Accounting 
Oversight Board (PCAOB), überwacht werden. Den Wirtschaftsprüfern wird 
es untersagt, gleichzeitig bestimmte weitere Dienstleistungen für die Unter- 
nehmen zu erbringen, deren Bilanzen ste prüfen. Dabei werden allerdings 
Ausnahmen zugelassen, so dass Wirtschaftsprüfung und Unternehmensbera- 
tung im Ergebnis doch nicht vollständig getrennt werden. Weiterhin kann ein 
Wirtschaftsprüfer nicht für ein Unternehmen tätig werden, dessen CEO, 
CFO, Controller oder Chief Accounting Officer bei dem Wirtschaftsprüfer 
beschäftigt und innerhalb des letzten Jahres an Wirtschaftsprüfungsaktivitäten 
in jenem Unternehmen beteiligt war. Damit wird die Rekrutierung des Perso- 
nals der Wirtschaftsprüfungs- und Consultingfirmen durch ihre Kunden nur 
geringfügig eingeschränkt. Die Tätigkeit eines Wirtschaftsprüfungsunterneh- 
mens für einen Kunden wird auch nicht befristet; lediglich die für die Bilanz- 
prüfung jeweils verantwortlichen Personen sollen nach maximal fünf Jahren 
ausgetauscht werden. 

Der CEO und der CFO einer börsennotierten Gesellschaft müssen fortan ei- 
gens bestätigen, dass die Quartals- und Geschäftsberichte die finanzielle Lage 
und die operative Geschäftstätigkeit ihres Unternehmens richtig widerspiegeln. 
Bestätigen sie dies fälschlicherweise, so droht ihnen eine Gefängnis- oder 
Geldstrafe. Hier wurde nicht nur ein neuer Straftatbestand eingeführt, es wur- 
de auch bei einer Reihe bereits existierender Straftatbestände das Strafmaß 
verschärft. Die Präferenz der Kongress- und Senatsmehrheit für ein strafrecht- 
liches Vorgehen kontrastiert eigentümlich mit dem Unwillen, weitergehende 
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institutionelle Veränderungen vorzunehmen. 

In zentralen, konfliktiven Bereichen sieht der Sarbanes-Oxley-Act nur vor, dass 
Studien durchgeführt werden, um institutionelle Maßnahmen auf dieser Basıs 
weiter zu diskutieren. So sollen Studien über die Konsolidierung in der Wirt- 
schaftsprüferbranche, über die Vor- und Nachteile einer Rotation der Wirt- 
schaftsprüfungsunternehmen, über die Leistungsfähigkeit von Ratingagenturen 
und über die Rolle der Investmentbanken bei den Bilanzmanipulationen bör- 
sennotierter Gesellschaften durchgeführt werden. Auch die Selbstregulierung 
der Wirtschaft hinsichtlich der Rechnungslegungsgrundsätze” tastet das Ge- 
setz nicht an. 

Sind die institutionellen Veränderungen, die der Sarbanes-Oxley-Act vorsieht, 
bereits relativ geringfügig und den Problemen nicht angemessen, so zeigen die 
Konflikte um die Implementation des Gesetzes, dass der Höhepunkt der Re- 
Regulierung mit seiner Verabschiedung wahrscheinlich schon überschritten 
wurde (Economist, 1.2.2003, 60). Zum Vorsitzenden des neu geschaffenen 
PCAOB nominierte die Mehrheit der SEC-Führung unter dem Druck der Re- 
publikaner und des Weißen Hauses mit dem ehemaligen Bundesrichter, CIA- 
und FBI-Chef William Webster jemanden, der nicht gerade als besonderer Bi- 
lanzierungsexperte, dafür aber als Kandidat der Wirtschaftsprüferlobby und an- 
derer konservativer Interessen gilt (Economist, 12.10.2002, 79; 2.11.2002, 73). 
Auch der neue Chef der SEC, der Mitbegründer der Investmentbank Donald- 
son, Lufkin & Jenrette, der Busb-Freund und frühere Chef der NYSE, William 
Donaldson, dürfte kein Interesse an einer stärkeren Regulierung des Wertpa- 
pierkapitalismus haben. Als Mitglied des Verwaltungsrats diverser Unterneh- 
men war er an genau den Praktiken beteiligt, die nun in Verruf geraten sind. 
Donaldson hat unter anderem die Fair Disclosure-Regulierung, mit der sicher- 
gestellt werden sollte, dass alle Marktteilnehmer und nicht nur besonders be- 
vorzugte Insider rechtzeitig kursrelevante Informationen erhalten, als „verrückt“ 
bezeichnet. Als Chef der New Yorker Aktienbörse hat er vermutlich illegale 
Parketthandelsaktivitäten der großen Brokerunternehmen gedeckt (Business 
Week, 10.2.2003, 38f). All dies zeigt, dass die Politik von Kräften bestimmt 
wird, die kein Interesse daran haben, den Unternehmen und den großen Ka- 
pitaleignern Fesseln anzulegen - auch nıcht im Namen einer imaginären Ge- 
meinschaft der Investoren, die ihr Vertrauen in den Markt verloren haben. 

Ein Punkt soll abschließend noch betont werden: Es wäre falsch, anzuneh- 
men, dass die Bilanzskandale ein spezifisch US-amerikanisches Problem wären. 
Verstöße gegen Vorschriften sind offenbar auch in Deutschland „ein ständig 


17 Die Rechnungslegungsgrundsätze werden von dem privaten Financial Accounting Standards 
Board (FASB) entwickelt. Die Börsenaufsicht (SEC) erkennt in der Regel dessen erlassenen 
Grundsätze an, wodurch sie für börsennotierte Gesellschaften verbindlich werden. Das FASB 
selbst wird von der Financial Accounting Foundation (FAF) kontrolliert, die von Vertretern 
der Wirtschaftsprüfer, der Finanzdienstleister und der Industrie beherrscht wird. 
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zunehmendes Phänomen“, wie ein Vorstand des Instituts der Wirtschaftsprü- 
fer im Januar 2002 feststellte. Eine Ursache dafür sei der mit dem Vordringen 
des Shareholder Value-Konzepts verbundene „Performance-Druck“. Die Un- 
ternehmen würden auch durch die Abgabe von Gewinnprognosen unter Zug- 
zwang geraten. Man versuche diese unbedingt einzuhalten, „weil einen sonst 
die Börse abstraft“. Durch die Beteiligung von Managern am Firmengewinn 
werde die Motivation multipliziert, „einmal Fünfe gerade sein zu lassen“ (Bi- 
lanzdelikte nehmen dramatisch zu, Süddeutsche Zeitung, 28.1.2002). In ganz 
Europa hat es vergleichbare Fälle gegeben (Business Week, 10.3.2003, 38%; 
Schmid 2002). Die Unternehmen, die ins Zwielicht geraten sind, sind typi- 
scherweise solche, die einen forcierten Expansionskurs durch Akquisitionen 
verfolgt haben, die einen „US-amerikanischen“ Managementstil und Aktien- 
optionen eingeführt haben oder die sich - wie beispielsweise viele Aktienge- 
sellschaften am „Neuen Markt“ - als New Economy-Unternehmen zu profilie- 
ren suchten. 

Auch in Europa haben die Bilanzskandale und Bankrotte nicht zu einer poli- 
tischen Umorientierung geführt. Im Gegenteil: Die Weichen sind so gestellt, 
dass für die Zukunft gerade in Europa noch größere Katastrophen zu erwarten 
sind. Denn die Anpassung an das „angelsächsische“, marktorientierte Finanz- 
system ist noch längst nicht abgeschlossen und läuft weiter. Ablesbar ist dies 
z.B. im Bereich der Rechnungslegung. Jüngst hat die EU die Fair value- 
Bilanzierung von Wertpapieren und Derivaten akzeptiert. Ab 2005 werden für 
die börsennotierten Gesellschaften im EU-Raum die IFRS, die sich in vieler 
Hinsicht an den US-GAAP orientieren, auch wenn sie weniger an Einzelfällen 
und mehr an Prinzipien orientiert sind, verbindlich. Auch das International 
Accounting Standards Board (lASB), das die IFRS ausarbeitet, ist wie das US- 
amerikanische FASB eine private Regulierungsinstitution. Vorsitzender des 
IASB ist übrigens der ehemalige Chairman der US-amerikanischen Zentral- 
bank, Paul Volcker, einer der Hauptakteure bei der neoliberalen Wende Ende 
der 1970er Jahre. Pikanterweise versuchte Volcker noch im Februar 2001, En- 
ron zu einer Spende für die Arbeit des IASB zu bewegen. Enron zeigte sich 
interessiert daran, die Entwicklung der Rechnungslegungsgrundsätze zu beein- 
flussen, und wollte wissen, inwieweit mit einer Spende Einfluss auf die Arbeit 
des IASB verbunden wäre (vgl. Spiegel/Peel 2002). 

Gravierender noch als die Veränderungen im Bereich der Rechnungslegungs- 
standards sind in Deutschland die fortgesetzten Bemühungen, das Leistungs- 
niveau der staatlichen Rentenversicherung abzusenken und stattdessen eine 
Ausweitung der kapitalgedeckten, privaten Altersvorsorge durchzusetzen. Die 
Privatisierung der Altersvorsorge könnte der entscheidende Hebel sein, um 
auch hierzulande ein stärker marktorientiertes Finanzsystem durchzusetzen 
und den Kreislauf des fiktiven Kapitals noch mehr auszuweiten. Dabei haben 
nicht nur der Zusammenbruch von Enron und anderen Unternehmen, son- 
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dern der Kursverfall an den Aktienmärkten insgesamt die Risiken dieser Poli- 
tik bereits deutlich gemacht. Lebensversicherer und Pensionsfonds sind durch 
die Entwertung ihres zu großen Teilen in Aktien angelegten Vermögens ins 
Schleudern geraten. Unternehmen müssen nun in großem Umfang Geld für 
ihre betrieblichen Rentenkassen nachschießen, um ihren Verpflichtungen wer- 
terhin gerecht werden zu können. In den USA und in Großbritannien wie 
auch hierzulande wird bereits laut darüber nachgedacht, wie sich die Unter- 
nehmen, die eigene betriebliche Pensionsfonds haben, ihrer zunehmenden 
Verpflichtungen, die auf Bilanzen und Gewinne drücken, entledigen können. 
Eine noch weitergehende Verschiebung der Risiken auf die einzelnen Lohn- 
abhängigen deutet sich an. Doch die Erkenntnis, dass auch die privaten Ren- 
tensparpläne, seien sie individuell, betrieblich oder branchenweit organisiert, 
weder gegen ökonomische Verwerfungen noch gegen demographische Ver- 
schiebungen, zu deren Bewältigung sie ja eigentlich dienen sollten, immun 
sind, wird in Deutschland weitgehend verdrängt.'® Mit der Privatisierung des 
Rentensystems und der Kapitalisierung der Rentenbeiträge wird eine Dynamik 
in Gang gesetzt, die als extreme Konsequenz auch einen Totalverlust sozialer 
Sicherheit impliziert, wie ihn die Beschäftigten von Enron erfahren mussten. 
Doch für die Lohnabhängigen beginnt das Unglück in einer Welt „globalisier- 
ter Unsicherheit“ (Altvater/Mahnkopf 2002) vielfach nicht erst mit Bilanzfäl- 
schungen oder mit dem Bankrott „ihres“ Unternehmens, sondern schon mit 
dem „normalen“ Funktionieren kapitalistischer Produktion. 


Resümee 


Die Analyse sollte deutlich machen, dass es sich bei den Bilanzskandalen und 
Bankrotten von Enron und Konsorten nicht um einen Betriebsunfall einer 
ansonsten „unschuldigen“ Marktwirtschaft handelt. In der kapitalistischen 
Konkurrenz werden gerade die Unternehmen belohnt, die in jeder Hinsicht 
bis an die Grenzen des Machbaren und Zulässigen gehen. Dass es dabei im- 
mer wieder auch zu Grenzübeischreitungen kommt, liegt in der Natur der Sa- 
che. Und die Trennlinie zwischen gefälschten und regulären Bilanzen ist 
ebenso unscharf wie die zwischen Bestechung und Lobbyarbeit. Mit der Glo- 
balisierung der Finanzmärkte und der Durchsetzung der Shareholder Value- 
Orientierung ist der Stachel der Konkurrenz jedoch deutlich schärfer gewor- 
den. Gleichzeitig ist durch das zunehmende Gewicht des fiktiven Kapitals die 
Grauzone erheblich ausgeweitet worden, die für bilanzielle Manipulationen 
zur Verfügung steht. Angesichts der Restriktionen, die sich aus der Konkur- 
renz auf den Produktmärkten und aus den industriellen Beziehungen ergeben, 
ist die „kreative“ Bilanzierung für viele Unternehmen unverzichtbar, um den 


18 Vgl. zur Diskussion um die Alterssicherung die kritischen Darstellungen von Steffen (2000) 
und Christen u.a. (2003). 
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Anforderungen des Kapitalmarktes zu genügen. Angetrieben schließlich durch 
die New Economy-Euphorie und die Perspektive des schnellen Reichtums auf 
der Basis von Aktien, versuchten viele Akteure, den Schranken der Kapital- 
verwertung zu entkommen, die sich dann in dem nachfolgenden Börsencrash 
wieder geltend machten. Business as usual sozusagen. 
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Werner Rügemer 


Global Corruption 


In der bürgerlichen Wirtschaftswissenschaft wird Korruption als nicht existent 
betrachtet, in globalisierungskritischer Darstellung und marxistischer Analyse 
wird sie bisher achtlos vernachlässigt. In Politik und Medien erscheint Kor- 
ruption als jeweils skandalöser Einzelfall. Das hängt mit der lobend oder krı- 
tisch gemeinten Auffassung zusammen, der gegenwärtige Kapitalismus und 
dessen neoliberale Ausgestaltung stellten „die Herrschaft des Marktes“ dar. So 
harmlos ist die Sache jedoch keineswegs. Die „unsichtbare Hand“ des Marktes 
- die angeblich von selbst Angebot und Nachfrage regelt - war und ist orga- 
nisch verbunden mit anderen Instrumenten, und zwar nicht nur mit der 
sichtbaren militärischen Faust, die periodisch zur Marktexpansion und Markt- 
sicherung eingesetzt wird. Der „Markt“ funktioniert nirgends nach der Lehr- 
buchdoktrin vom „freien Spiel der Kräfte“. Neben die selektive Staatsgewalt 
und den Einsatz militärischer Mittel tritt die Korruption. Sie gehört zum sy- 
stemischen Instrumentarium der „unsichtbaren Hand“ der „Marktwirtschaft“ 
in den Kapitaldemokratien. Dies gilt in verstärktem Masse für deren neolibe- 
rale Phasen. Der gegenwärtige neoliberale Globalismus beinhaltet die bisher 
weitestgehende, nachhaltige Entfesselung der Korruption ın der Geschichte. 
Korruption wird hier ständig modernisiert und legalisiert und entkommt in 
den meisten Fällen der öffentlichen Wahrnehmung und Inkriminierung. Glo- 
bale Gestaltungsformen korruptiver Geldflüsse eilen den national begrenzt 
gehaltenen Möglichkeiten der Justiz davon. Gleichzeitig ist die Sensibilität 
gewachsen: Internationale Organisationen, nationale Parlamente und Unter- 
nehmensleitungen haben die Bekämpfung der Korruption zum festen Ziel er- 
klärt. Doch ohne den Aufstand der Zivilgesellschaft von innen und von unten 
kann sich in Richtung substanzieller Demokratie nichts wenden. 


Das „System EIf” 


Lange Zeit trugen die Entwicklungsländer das Brandzeichen der Korruption. 
Diktatoren wie Marcos (Philippinen), Mobutu (Kongo), Schah Pahlevi (Iran), 
Duvalier (Haiti), Noriega (Panama), Bongo (Gabun), Roh (Südkorea) und zu- 
letzt beispielsweise Abacha (Nigeria) gaben dieser Wahrnehmung immer neue 
Nahrung. Dabei richtete sich die öffentliche Aufmerksamkeit einseitig auf die 
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Empfänger der Bestechungsleistungen. Erst allmählich wird die banale, aber 
grundlegende Tatsache wahrgenommen, dass zur Korruption zwei Akteure 
gehören: Geber und Empfänger, Bestecher und Bestochener. Die Diktatoren 
der Entwicklungsländer sind nur die eine Seite einer korruptiven Gemein- 
schaft; die andere Seite sind die Geber aus den „entwickelten“ Industriestaaten 
(Pieth/Eigen 1999). 

Gegenwärtig ermöglicht das Gerichtsverfahren um den ehemaligen französi- 
schen Staatskonzern ElfAquitaine einen tiefen Einblick in Tradition und 
Strukturen globaler Korruption. Das Verfahren mit 37 Angeklagten hat am 
17. März 2003 begonnen und soll vier Monate dauern. Es ist das umfang- 
reichste gerichtliche Korruptionsverfahren, das je in einem Staat der „westli- 
chen Wertegemeinschaft“ stattgefunden hat. Staatsanwälte und Kriminalbeam- 
te haben ein Jahrzehnt aufwendig ermittelt, sie waren Intrigen ausgesetzt und 
konnten nur unter Polizeischutz ihrer Arbeit nachgehen. Die Unterlagen ka- 
men auch durch Amtshilfe aus anderen Ländern zusammen, so aus der 
Schweiz, aus Monaco, Italien, Luxemburg und aus Afrika. 

Angeklagt sind der ehemalige Vorstandsvorsitzende Le Floch-Prigent, weitere 
Vorstandsmitglieder, ehemalige Minister, Staatssekretäre, Mitglieder von Parter- 
vorständen, hochrangige Geschäftsleute. Sie sind heute meist als Unternehmens- 
berater tätig. Sie waren oder sind Mitglieder der politisch-wirtschaftlichen Eli- 
te, sie nennen vor Gericht ihre Orden und staatlichen Auszeichnungen, dar- 
unter die Legion d’honneur. Als aktuelle Wohnsitze geben sie Monaco, Paris, 
London, Zürich und Moskau an. Ihre 80 Anwälte gehören zu den teuersten 
Frankreichs. Die Endempfänger im Ausland stehen nicht vor Gericht. 

In den Jahren zuvor fanden bereits Einzelverfahren statt. Unabhängig von den 
Ergebnissen des jetzigen Verfahrens stehen die Eckdaten des „Systems EIf“ fest 
(vgl. Georgel/Thorel 1997: 73ff). Aus „schwarzen Kassen“ des Konzerns wur- 
den jahrzehntelang verdeckte Zahlungen geleistet. Sie flossen einmal an Poli- 
tiker und Beamte der Staaten, in denen es für Elf um Öl-Förderrechte oder 
andere Geschäfte im Zusammenhang mit Erdöl ging. Dauerempfänger von 
Millionenzahlungen waren etwa der schon genannte Präsident von Gabun, 
Bongo, sowie die Präsidenten N’Guesso (Kongo-Brazzaville) und Biya (Kame- 
run). Eine zweite Empfängergruppe waren führende Politiker der Regierungs- 
parteien in Frankreich selbst, darunter die des gegenwärtigen Präsidenten Chi- 
rac, sowie deren Präsidentschaftskandidaten. Die Zahl der Geber, Empfänger, 
mitverdienenden Vermittler und ihrer Helfer beträgt mehrere hundert. 

Die Gesamtsumme der für das Verfahren herangezogenen Zahlungen beträgt 
430 Millionen Euro (Financıal Times 18.3.2003). Ihr tatsächlicher Umfang ist 
jedoch weit höher. Wegen der Verjährungsfristen und der Ermittlungsbedin- 
gungen geht es nur um die Jahre 1990 bis 1995. Darüber hinaus wurden meh- 
rere Teilkomplexe ausgeklammert, so die 35 Millionen Euro, die von EIf für 
den günstigen Kauf der ostdeutschen Minol-Tankstellen und des Chemie- 
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komplexes Leuna in Sachsen-Anhalt „in Richtung“ deutscher Parteien gezahlt 
wurden, wo die Endempfänger aber bis heute unbekannt blieben (vgl. dazu 
Leyendecker u.a. 2000). Ausgeklammert ist auch etwa der Fall des Finanzıers 
Auchi, der 41 Millionen Euro für seine Vermittlung beim Kauf des spani- 
schen Ölunternehmens Cepsa Ertoil erhalten haben soll - die Londoner Be- 
hörden haben den Geschäftsmann mit britischem Pass nicht ausgeliefert. 

Zum „System EIf* gehört die verdeckte Lenkung der Geldflüsse. Die dem Vor- 
stand zugeordneten Berater Sirven und Tarallo hatten die Verwaltung der 
schwarzen Kassen unter sich. Sie wurden in mehreren Briefkastenfirmen in der 
Schweiz bewirtschaftet. Afrikanische Staatschefs ebenso wie französische Par- 
teien unterhielten in der Schweiz für den Empfang ebenfalls Briefkastenfir- 
men. Die Gelder wurden intern wechselweise als „geheime Fonds“, als „Inter- 
ventionsfonds“ oder schlicht als „Fonds“ oder „Kommissionen“ bezeichnet 
(Le Monde 1.4.2003). 

Zum „System EIf“ gehört weiter die Selbstbereicherung des Topmanagements. 
Die Zahlungen gingen nicht vollständig an die Endempfänger. Einen Anteil 
behielten Topmanager und Berater für sich - Beträge in zweistelliger Millio- 
nenhöhe. Der Vorstandsvorsitzende konnte über weitere Beträge verfügen, et- 
wa wenn er einer Geliebten lukrative Aufträge verschaffte oder wenn er aus 
einer der schwarzen Kassen Kredite an ein Textilunternehmen gewährte, mit 
dessen Inhaber er befreundet war. 

Beim „System EIf“ wird schließlich deutlich, dass eine große Zahl hochrangi- 
ger Akteure, Förderer und Mitwisser erforderlich ist. Die Buchführung des 
Konzerns ebenso wie die Wirtschaftsprüfer waren an der professionellen Ge- 
staltung des mehrfach illegalen Geldflusses beteiligt. Sie sorgten durch Schein- 
rechnungen von ausländischen Tochterfirmen dafür, dass die schwarzen Kas- 
sen gefüllt wurden. Der Staat akzeptierte die Geheimoperationen als rechtmä- 
Big. Gegenüber dem Finanzamt wurden die Kommissionen als „Bonuszahlun- 
gen“, „Abonnements“ oder auch als „vorgezogene Anerkennungszahlungen“ 
bezeichnet und als solche steuerbegünstigt anerkannt. 

Damit erreichte der Konzern, dass er Öl zu so günstigen Konditionen erhielt, 
wie es wettbewerbsmäßiig nicht möglich gewesen wäre. Französische Politiker 
deckten die Praktiken und sorgten durch ihre Komplizenschaft für die „rich- 
tige“ Besetzung der Posten im Topmanagement. Elf erlangte durch die dauer- 
hafte Abhängigkeit von Politikern und Beamten einen Extraprofit. Auf der 
anderen Seite trug der Staatskonzern zur Unterhöhlung und Zerstörung der 
Demokratie in mehreren Staaten bei. In Frankreich bildete sich zwischen der 
Unternehmensspitze und den Staats- und Parteispitzen ein elitärer, geheim- 
dienstgeschützter „Staat im Staat“. 

Elf konnte sich darauf berufen, dass man zu solchem Verhalten gezwungen 
sei, da die internationalen Konkurrenten genauso vorgehen. Dies stellt einen 
weiteren Hinweis auf den systemischen Charakter der Korruption dar. Ob- 
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wohl es sich bei Elf Aquitaine um einen Staatskonzern handelte - er wurde 
erst im Jahre 2000 privatisiert und von Totalfına aufgekauft -, weicht seine 
Korruptionspraxis kaum von der Praxis der Mitkonkurrenten und anderer 
privater Großunternehmen ab. Die Vorratshaltung von schwarzen Kassen ın 
spezialisierten Tochterfirmen, die Einschaltung von staatlichen Geheimdien- 
sten, die Nutzung von Finanzoasen, der Einsatz von Beratern und Vermitt- 
lern, die parteübergreifende Bestechung von Politikern im In- und Ausland - 
solche Systeme sind seit Jahrzehnten in den internationalen Geschäftsbezie- 
hungen üblich.’ 

Dies wurde, um zunächst in Frankreich zu bleiben, bei Gerichtsverfahren etwa 
gegen den größten Baukonzern der Welt, Bouygues, bestätigt. Er zahlte bei- 
spielsweise 900 Millionen Dollar Kommissionen für den 6-Milliarden-Dollar- 
Auftrag des Baus der Universität Rıad (Saudi-Arabien). Allerdings ist auch eine 
Modernisierung der Mittel festzustellen. Es muss schon längst nicht immer 
Bargeld sein: nachdem Bouygues Anteile am größten französischen TV-Sender 
erworben hatte, wurde das „Prinzip Bouygues“ entwickelt: So erhielt die 
Tochterfirma SAUR des Baukonzerns als Gegenleistung für eine Gefälligkeits- 
reportage über den Präsidenten Houphouet-Boigny (Elfenbeinküste) die Li- 
zenz zum Betreiben von Wasseranlagen in dem afrikanischen Land. Für eine 
Sendung voller Lobeshymnen über König Hassan von Marokko erhielt die 
Tochterfirma Bouygues Batiment den Auftrag für den Flughafen von Agadir 
(Raffy 1996). 

Ähnliche globale Korruptionssysteme wie bei Elf-Aquitaine und Bouygues 
wurden bei Konzernen verschiedener Staaten offengelegt. Auch hier stellte 
sich heraus, dass multinationale Konzerne dies seit Jahrzehnten praktizieren, 
in Italien (Calvi/Sisti 1995), der Schweiz (Queloz u.a. 2000), den USA (Jaco- 
by/Nehemkis/Eells 1977), Saudi-Arabien (Aburish 1995) und beim „Export- 
weltmeister* Deutschland (Rügemer 1996: 17fh). Projektbereiche, in denen 
immer wieder Korruption aufgedeckt wird, betreffen neben dem Rüstungs- 
und Industrieanlagengeschäft den Bau von Staudämmen, Kraftwerken, Stra- 
ßen, Autobahnen, U-Bahnsystemen, Immobilien, Wohnsiedlungen, Zuliefe- 
rungen und die Bestückung von Marktketten. Dies trifft in verstärktem Masse 
zu, wenn es gleichzeitig um Privatisierungen und langfristige Wartungs- und 
Entsorgungsverträge geht.? 


1 Vgl. Colombo (1995: 41), Rügemer (1996: 18ff) hier werden auch die nationalen Korrupti- 
onsprofile Deutschlands, der USA, Frankreichs, Saudi-Arabiens, Südkoreas, Indiens, Chinas 
und der postsozialistischen Staaten dargestellt. 

2 Vgl. die laufende Berichterstattung in den von Transparency International herausgegebenen 
nationalen und internationalen Newsletters und im jährlichen Global Corruption Report. 
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Korruption in den kapitalistischen Zentren 


Nun könnte der Eindruck aufkommen, dass die globale Korruption vor allem 
darin besteht, dass Geber aus den kapitalistischen Hauptländern und Emp- 
fänger aus Entwicklungsländern aufeinandertreffen. Wie aber schon angedeu- 
tet, gehört zum exemplarisch vorgestellten „System Elf“ auch die Bestechung 
von Politikern und Beamten im Stammland eines Konzerns, hier in Frank- 
reich. Die innerhalb der kapitalistischen Hauptländer gezahlten Korruptions- 
summen erreichen eine wesentlich größere Dimension als die vielfach spekta- 
kulär dargestellten Zahlungen ın die Entwicklungsländer. Das liegt darın be- 
gründet, dass ın den Industriestaaten die Ansprüche der Politiker, Beamten 
und weiterer Entscheidungsträger aufgrund des höheren Einkommensniveaus 
naturgemäß höher sind; zweitens sind an einer Auftragserteilung von Groß- 
projekten in einem Rechtsstaat bis zu zwei Dutzend Personen beteiligt, die je 
nach Entscheidungskompetenz und bierarchischer Stellung ihren Anteil erhal- 
ten. Drittens ist das Gesamtvolumen der Aufträge in einer einzigen europäi- 
schen oder US-amerikanischen Großstadt größer als in manchem Entwick- 
lungsland. So ist allein das Bauvolumen der Müllverbrennungsanlage der 
Stadt Köln genauso hoch wie das des größten Bauprojekts in Uganda (mehr 
dazu unten). Die jeweils nicht neu verhandelten, sondern professionell festste- 
henden Schmiergeldanteile liegen zwischen drei und sieben Prozent, können 
aber in besonders umkämpften und dynamischen Bereichen - etwa bei der Ein- 
führung neuer Medikamente, neuer Softwaresysteme und Computer - ebenso 
wie in extrem monopolistischen Märkten wie der Rüstung weit darüber liegen. 
Deutsche Konzerne, die international wegen Korruption auffällig geworden 
sind, werden in der Regel auch in Deutschland auffällig. Das gilt etwa für den 
Siemens-Konzern. Ob Griechenland, Uruguay, Südkorea oder Singapur: Sıe- 
mens ist dabei, aber eben auch in Deutschland selbst. Ein Großverfahren ge- 
gen fünf Siemens-Manager wegen Bestechung für einen Klärwerksauftrag in 
München machte deutlich, dass hier mit denselben Methoden gearbeitet wird 
wie ın Entwicklungsländern: Einschaltung eines externen Vermittlers, verdeck- 
ter Geldfluss über eine Finanzoase, Einrichtung eines Nummernkontos für 
den Empfänger in der Schweiz, Falschdeklarierung der Kommissionszahlung, 
Überhöhung des Auftragspreises. Die hochrangigen Manager, die zu Gefäng- 
nis- und Geldstrafen verurteilt wurden, zeigten kein Schuldbewusstsein. Das 
Unternehmen Siemens übernahm alle Anwaltskosten und gewährte den Verur- 
teilten auch während ihres Gefängnisaufenthalts nicht nur ihr reguläres Ge- 
halt, sondern auch die ıhnen sonst zustehenden Gehaltserhöhungen (Rügemer 
1995: 139ff). Korruption liegt im Firmeninteresse und ist normaler Bestandteil 
des Managementhandelns. 

Korruption ist in den deutschen Kommunen traditionell tief verankert (vgl. 
Bannenberg 2002, Rose 2003, Rügemer 2002, Heußner 2002). Das zeigt sich 
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bei den wiederkehrenden Bauskandalen, zuletzt in größerem Ausmaß beim 
Bau von Müllverbrennungsanlagen in Köln, Böblingen und einem weiteren 
Dutzend Städten. Hier verhielt sich etwa der Generalunternehmer Steinmüller 
in Deutschland wie in Südafrika. Dort hatte Steinmüller zusammen mit ande- 
ren deutschen Unternehmen wıe der Deutschen Bank und Daimler jahrelang 
die Apartheidpartei National Party heimlich finanziert, um an Aufträge für 
den Bau von Bergwerksanlagen zu kommen. In Köln und weiteren deutschen 
Städten wie Böblingen zahlte Steinmüller an örtliche Politiker und Beamte, 
um den Auftrag für die Müllverbrennungsanlagen zu bekommen. In Köln be- 
trug der Inhalt des Schmiergeldtopfes, der juristisch seinen Standort in der 
Schweiz hatte, 15 Millionen Euro, die an ein knappes Dutzend Empfänger 
ausgezahlt wurden. Beim Bau der deutschen Müllöfen wurde der reguläre de- 
mokratische Entscheidungsprozess ausgehebelt ebenso wie in Südafrika ein 
undemokratisches System gestützt wurde. 

Der Preis der Kölner Anlage stieg zugunsten des Bestechers weit über den 
Marktpreis, die Anlage wurde heimlich weit größer gebaut als genehmigt, die 
Müllgebühren stiegen nach der Fertigstellung stärker als angekündigt. Ein eu- 
ropaweiter, bis nach Neapel reichender Mülltourismus wurde in gang gesetzt, 
um die überdimensionierte Kölner Anlage zu füllen (Rügemer 2002: 11ff). Das 
gleiche grenzüberschreitende Korruptionsverhalten zeigten die Schweizer An- 
lagenbaufirmen ABB und von Roll, die in mehreren deutschen und luxem- 
burgischen Städten Kommunalpolitiker bestachen. Übrigens wurden, wie bei 
Großprojekten häufig der Fall, die meisten Schmiergelder über ein Ingenieur- 
büro eingesammelt und weitergeleitet, ein Verfahren, das auch in Entwick- 
lungsländern praktiziert wird (Der Stern 13/2002: 28ff, Carini 2002). 

Wenn man die Tatsache berücksichtigt, dass zur korruptiven Gemeinschaft 
zwei Akteure gehören, dann fallen beliebte Klischees wie „Italien ist ein kor- 
tuptes Land“ in sich zusammen. So hatten die deutschen Pharmakonzerne 
Bayer und Boehringer seit den 70er Jahren in Italien zwischen Palermo und 
Mailand Labor- und Krankenhauspersonal bestochen, um den Verkauf von 
Medikamenten und Wirkstoffen zu überhöhten Preisen abzusichern. Ähnlich 
gingen zur gleichen Zeit die angloamerikanischen Pharmaunternehmen 
Beckman und Dasit in Italien vor (Rügemer 1996: 39). Wenn der eine Akteur 
desselben Korruptionsvorgangs aus Italien kommt, der andere jedoch aus 
Deutschland, Großbritannien oder den USA, so lässt sich das Klischee „Itali- 
en ist ein korruptes Land“ nicht mehr aufrechterhalten. 

Gegenwärtig wird in Deutschland der „Herzklappenskandal“ gerichtlich abge- 
arbeitet. Die zwei US-amerikanischen Hersteller medizinischer Geräte, St. Jude 
Medical und Medtronic, hatten Ärzte mithilfe verschiedener Vorteilsgaben 
dazu gebracht, Herzklappen und anderes Material der Herzchirurgie exklusiv 
bei diesen Firmen einzukaufen, und zwar zu Preisen, die bis zu 100 Prozent 
überteuert waren. Für jede einzelne Herzklappe erhielten die Ärzte einen „Er- 
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folgsbonus“ von einigen hundert Euro. Entsprechend dem Klischee „Italien 
ist ein korruptes Land“ müsste man nun sagen: „Deutschland ist ein korrup- 
tes Land“. Dies wäre zwar genauso wenig falsch wie bezüglich Italien, aber 
man müsste dann auch sagen: „Die USA sind ein korruptes Land“, denn von 
dort operierten in diesem Fall, zudem straflos, die Bestecher. Aber die Aussa- 
ge, es gebe bestimmte Länder, die besonders korrupt seien, während andere es 
weniger sind, ergibt keinen analytischen Sinn, denn dabei wird nur die Emp- 
fängerseite berücksichtigt. 


Legalisierte Korruption 


Die modernen bürgerlichen Kapitaldemokatien haben in ihren Aufstiegspha- 
sen Korruption strafrechtlich inkriminiert. Dabei ging es vor allem um das 
Schutzgut „Ansehen des Staates“. Deshalb wurde vor allem der „Staatsdiener“ 
unter Strafe gestellt, wenn er gegen Vorteilsgewährung eines Dritten staatliche 
Vorschriften und Gesetze verletzte. So wurde es beispielsweise im Bürgerlichen 
Gesetzbuch des Deutschen Reiches Ende des 19. Jahrhunderts geregelt und 
gilt im wesentlichen bis heute. 

Aber schon nach dem ersten Weltkrieg gingen die entwickelten Industriestaa- 
ten dazu über, die von den Unternehmen gezahlten Schmiergelder steuerlich 
zu fördern, das betraf auch solche an Staatsdiener selbst. Korruptionsleistun- 
gen zur Geschäfts- und Vertragsanbahnung wurden als „nützliche Ausgaben“ 
betrachtet und als steuermindernde Betriebsausgaben anerkannt. In Deutsch- 
land geschah dies im ersten Jahressteuergesetz 1934 des NS-Regimes, das mit 
einem Programm der konsequenten Korruptionsbekämpfung angetreten war 
(Rügemer 1996: 60). 

In Deutschland bedeutete das NS-Regime überhaupt einen Schub für die pro- 
fessionelle Unternehmenskorruption. Mit staatlicher Hilfe, insbesondere des 
„Vier-Jahres-Plans“ unter Göring, wurden von deutschen Unternehmen und 
Banken insbesondere in der Schweiz, in Monaco und in der US-Finanzoase 
Delaware Hunderte von Briefkastenfirmen eingerichtet, um Schmiergelder für 
wichtige Material- und Devisenbeschaffungen verdeckt an die Empfänger zu 
leiten (Rügemer 2002: 130ff). Nach dem zweiten Weltkrieg wurden solche 
Praktiken ın der Exportwirtschaft ausgeweitet und normalisiert. Auch die ge- 
heime finanzielle Ausstattung der „wirtschaftsfreundlichen“ Parteien CDU, 
CSU und FDP durch den Bundesverband der Deutschen Industrie und durch 
Hunderte von Unternehmen wurde so organisiert. Etwa 220 Millionen DM 
flossen auf diesen Wegen straflos in die Kassen staatstragender Parteien (Kilz 
1983). Es ist deshalb kaum erstaunlich, dass Korruptionsleistungen nach dem 
zweiten Weltkrieg auch für die globale Auftragsakquisition der Unternehmen 
staatlich gefördert wurden. Dies geschah offiziell und gesetzlich, aber der Öf 
fentlichkeit weitgehend verschwiegen, durch die steuerliche Begünstigung als 
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„nützliche Ausgaben“ und durch die staatliche Exportversicherung („Hermes- 
Kredite“). 

So wurde in den konfligierenden Wertsetzungen - strafrechtliche Verfolgung 
der Korruption bei den Staatsdienern einerseits, Förderung der Unterneh- 
menskorruption für die Geschäftsanbahnung im In- und Ausland andererseits 
- die Seite der Geschäftsanbahnung immer stärker wirksam. Dies war noch 
weitergehend der Fall, je mehr sich die neoliberale Auffassung durchsetzte, 
dass auch der Staat und staatliche Behörden sich selbst als Unternehmen, ja 
als „profit center“ zu verstehen hätten. Dies hatte zur Folge, dass einerseits die 
strafrechtliche Definition und Verfolgung auf einem nostalgisch-anachroni- 
stischen Stand verblieb, der sich in Deutschland vor allem in den Strafrechts- 
paragraphen 331 bis 334 manifestiert. Andererseits wurde Korruption so mo- 
dernisiert, dass die meisten wichtigen Korruptionsformen heute nicht unter 
Strafe stehen. Sie sind als „legalisierte Korruption“ zu bezeichnen. 

Dazu zählen die heute vorherrschenden Formen, mit deren Hilfe Unterneh- 
men Politiker und Staatsdiener in Abhängigkeit bringen. Dabei herrscht nicht 
mehr das alte Prinzip, dass auf einen gewährten Vorteil (Bargeld, geldwerte Lei- 
stung) unmittelbar die vereinbarte Gegenleistung folgt (staatlicher Auftrag). 
Vielmehr handelt es sich um eine langfristige Netzwerkbildung, bei der Lei- 
stung und Gegenleistung zeitlich und operativ entzerrt sind: Unbefristete Be- 
raterverträge mit regelmäßigen monatlichen Zahlungen, Mitgliedschaften in Auf- 
sichtsräten und Arbeitsverträge ohne entsprechende Arbeitsleistung. Wenn, 
wie es sich bei den Müllverbrennungsanlagen in Deutschland herausstellte, 
Landtagsabgeordnete „nebenbei“ einen hochbezahlten Geschäftsführerposten 
bei einem Tochterunternehmen des privaten Betreibers, der Entsorgungsfirma 
Trienekens/RWE, erhalten (Rügemer 2002: 21), dann ist dies nicht strafbar. 
Dasselbe gilt für die im Zuge der neoliberalen Umgestaltung der Kapitalgesell- 
schaften ausgeweiteten Formen der Selbstbereicherung des Topmanagements. 
Neben das reguläre und publizitätspflichtige Gehalt treten immer mehr „Ne- 
benleistungen“, die inzwischen unter der Hand zu den Haupteinkommen mu- 
tiert sınd: Aktienoptionen, Sonderprämien, Halteprämien, kostenlose Dienst- 
wohnungen, Dienstwagen und Handys, Mitgliedsbeiträge für Golf und Rota- 
ryklubs, Pensionszuzahlungen, ausufernde Abfindungen beim Wechsel zu ei- 
ner anderen Firma („Goldener Handschlag“). Die meisten dieser Vorteile sind 
an keine Leistung gebunden und werden vielfach auch bei schlechten Lei- 
stungen oder gar Versagen eingefordert und gewährt (Rügemer 2002a: 35). 
Exzessive Formen hat diese leistungslose, gegenseitige Selbstbevorteilung des 
Topmanagements bei Unternehmensfusionen angenommen: Die Zustimmung 
des Topmanagements des Übernahmekandidaten wird durch umfangreiche 
Zahlungen erkauft. Sie sind selbst zu einer wesentlichen Triebfeder für Unter- 
nehmensfusionen geworden (Blomert 2003: 51ff). Bei der Übernahme der 
Mannesmann AG durch den englischen Konzern Vodafone wurde die Zu- 
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stimmung durch Zahlungen ın der Gesamthöhe von 125 Millionen Euro an 
zwei Dutzend Mitglieder von Aufsichtsrat, Vorstand und weitere Topmanager 
befördert. Mannesmann-Aufsichtsratsmitglied Ackermann, zugleich Vorstands- 
vorsitzender der Deutschen Bank, der die Zahlungen mitbewilligt hatte, ver- 
teidigte sie mit der Begründung, sie seien üblich und im internationalen Ver- 
gleich ohnehin noch relativ niedrig (Süddeutsche Zeitung 18.2.2003). Mit die- 
ser Feststellung hat der gewichtigste Bankier der Bundesrepublik Deutschland 
gewiss nicht unrecht. Es trifft auch zu, dass in keinem Staat der westlichen Wer- 
tegemeinschaft solche Zahlungen strafbar sind. Die deutschen Staatsanwälte, die 
aufgrund des politischen Protests in diesem herausgehobenen Fall (andere ver- 
gleichbare Fälle wurden justiziell nicht aufgegriffen) eine Anklage formulierten, 
mussten sich mit dem Gummi-Straftatbestand der „Untreue“ behelfen.? 

Die Formen der legalisierten Korruption sind unübersehbar geworden. Ge- 
heime Beraterverträge an politische Entscheidungsträger sind dabei noch eine 
vergleichsweise traditionelle Form. Zuletzt wurden drei Beraterverträge des ge- 
sundheitspolitischen Sprechers der CSU, Zimmermann, bekannt: er sollte er- 
folgsabhängig honoriert werden, wenn er für ein privates Krankenhausunter- 
nehmen staatliche Subventionen bei seinen Parteifreunden von der bayeri- 
schen Staatsregierung durchsetzen würde u.ä (Rügemer 2003). Unternehmen 
zahlen an Politiker für einstündige Standardreden problemlos Honorare zwi- 
schen 10.000 und 100.000 Euro. Die umstrittene Bank Olearstream in Lu- 
xemburg etwa zahlt an „key journalists“ (Journalisten in strategisch wichtigen 
Medien) regelmäßige Beraterhonorare und hält sich den Außenminister des 
Landes ebenfalls mit einem Beratervertrag (Backes/Robert: 2003). 

Solche Verpflichtungen und Abhängigkeiten werden zusätzlich verschleiert, 
wenn als Intermediär eine PR-Agentur auftritt. In Deutschland wurde neuer- 
dings die Maklerfirma für politische Beziehungen Hunzinger AG auffällig. Sie 
finanziert Bücher von Politikern, vermittelt Politiker als Redner an Unter- 
nehmen und als Gesprächspartner an Manager, organisiert „Parlamentarische 
Abende“, vergibt günstige Privatkredite an Abgeordnete, richtete für den da- 
maligen Verteidigungsminister Scharping ein Geldanlagekonto zu ungewöhn- 
lich günstigen Bedingungen bei der einschlägig bekannten Privatbank Op- 
penheim ein, spendete selbst an alle Bundestagsparteien, vermarktete Minı- 
sterreisen in Krisengebiete wie den Kosovo. Zusätzlich unterhielt die Agentur 
ein politisches Meinungsforschungsinstitut und band auch Gewerkschaftsver- 
treter in Aufsichtsrat und Teilhaberschaften ein (Schwarz 1999: 253ff). So 
werden Politiker verschiedener Parteien, Topmanager und andere Mitglieder 
der Elite in ein undurchschaubares Geflecht eingebunden, das verdeckte Vor- 
teile verschafft und verdeckte Abhängigkeiten erzeugt, die mit dem bisherigen 
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Recht - und auch mit den parlamentarischen Kontrollregularien - nicht er- 
fasst werden. 


Globale Korruption nach 1945: Die stilbildende Kraft der USA 


Die Vereinigten Staaten von Amerika waren nach dem 2. Weltkrieg nicht nur 
die Führungskraft des damaligen Typs der neu einsetzenden Globalisierung, 
sondern auch der mit ihr organisch verbundenen Korruption. Schon damals 
waren die politisch-wirtschaftlichen Eliten der USA auch in dieser Hinsicht 
stilbildend. 

Die Regierungskrise nach dem Rücktritt des Präsidenten Nixon 1975 ließ 
manche langgehegten korruptiven Seilschaften im In- und Ausland zerbre- 
chen. Dies erwies sich als günstige Voraussetzung für den bisher größten Ein- 
blick in die globale Korruption. Zunächst untersuchten Kongressausschüsse 
das Verhalten des damals weltgrößten Rüstungslieferanten, Lockheed. Das Sı- 
licon-Valley-Unternehmen gab zu, allein in den Jahren 1970 bis 1975 insge- 
samt 202 Millionen Dollar an kickbacks (Rückvergütungen), Provisionen, 
Ausgleichszahlungen oder auch „unklaren Zahlungen“ an mehrere hundert 
Empfänger weltweit geleistet zu haben, um an Aufträge für Kampfjets und 
anderes militärisches Gerät zu kommen. Zu den Empfängern zählten Prinz 
Bernhard der Niederlande, der japanische Ministerpräsident Tanaka, der sau- 
dische Luftwaffenchef Hashim und der italienische Ministerpräsident Rumor. 
Solche Zahlungen leistete Lockheed seit Beginn der 50er Jahre, auch in der 
Bundesrepublik Deutschland, um dessen Wiederbewaffnung es damals ging 
(Boulton 1979). 

Der „Lockheed-Schock“ führte dazu, dass die Geschäftspraktiken von weiteren 
360 US-Firmen durchleuchtet wurden. Ihnen wurde Korruption nachgewiesen, 
insbesondere in „freundschaftlich verbundenen“ Staaten. Die Bestecher trugen 
die renommiertesten Namen: Lockheed-Konkurrent Northrop, die Ölkonzer- 
ne Exxon, Mobil und Gulf, Nahrungsmittelkonzerne wie United Brands, 
Chemiekonzerne wie ICi, das Pharmaunternehmen Merck, Westinghouse, Fi- 
restone, Philipp Morris, ITT, Boeing. Gabuns Präsident Bongo (er kassierte 
auch von Elf-Aquitaine), Südkoreas Präsident Park, Boliviens Präsident Arrien- 
tos, der iranische Schah Pahlevi, der philippinische Präsident Marcos, der hai- 
tianische Präsident Duvalier gehörten zu den hochrangigen Empfängern, 
ebenso Tausende Minister, Generäle, Abgeordnete und Beamte aus der Tür- 
kei, aus Israel, Großbritannien, Guatemala, Deutschland, Indonesien, Argentı- 
nien, Kanada usw. Allein in Italien hatte Exxon teilweise direkt, teilweise über 
die Tochterfirma Esso Italia insgesamt 73 Millionen Dollar an Politiker der 
Regierungsparteien gezahlt (Sobel 1977). Es ging um konkrete Aufträge und 
Lizenzen, aber auch um die Stabilisierung eines politischen Umfelds, das für 
Superprofite US-amerikanischer Firmen günstig bleiben sollte. Dieses Umfeld 
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war konservativ-christlich, schloss aber Diktaturen, Monarchien und rechtsra- 
dikale Gruppierungen ein, nach Bedarf und nationaler Kultur auch solche 
Kräfte wie die Mafia, luxemburgische Freimaurerlogen und kriminelle Ge- 
heimbünde aus der japanischen Unterwelt (Boulton 1979: 71ff, 195ff). 

Von US-Unternehmen wurde auf diese Weise seit 1945 eine Struktur globaler 
Korruption praktiziert, die stilbildend bisherige Bakschisch- und Bargeldprak- 
tiken überlagerte und schrittweise vereinheitlichte. Die Preise für die Auftrags- 
beschaffung und politische Systemsicherung stiegen enorm. Es etablierte sich 
der Berufsstand des „unabhängigen“ Provisions-Vermittlers (consultant). 
Schwarze Kassen und Briefkastenfirmen mit Vorratshaltung für Korruptions- 
gelder gehören seitdem zur Grundausstattung eines global player. Zudem 
wurde Korruption wissenschaftlich als Mittel der globalen Marktexpansion 
und der Förderung des US-Handels legitimiert. So schrieb der Politikwissen- 
schaftler Samuel Huntington, die Korruption sei umso leichter akzeptierbar 
als sie die einzige Alternative zur Anwendung von Gewalt bei der Eroberung 
von Märkten darstelle und auch solchen Akteuren zu Einfluss verhelfen kön- 
ne, die nicht über legitime institutionelle Kanäle verfügen (Huntington 1968; 
vgl. auch Nye 1967, Neff 1964). 

Die Firmen im „Lockheed-Skandal“ waren auch die großen Zahler für die ge- 
heime Parteien- und Wahlkampffinanzierung in den USA selbst. Sie war da- 
mals verschleiert durch die Organisationsform der Political Action Commit- 
tees (PAC): formal unabhängig, sammelten sie bei Unternehmen und leiteten 
die Gelder gezielt an bestimmte Kandidaten oder bei bestimmten Gesetzesvor- 
haben an die „richtigen“ Empfänger. In diesem Zusammenhang stellte man fest, 
dass auch der Lobbyismus in Washington seine Gestalt geändert hatte. Die 
gesetzlich vorgeschriebene Registrierung der Lobbyisten wurde vor allem da- 
durch umgangen, dass große Rechtsanwaltsbüros die Lobbyarbeit übernahmen, 
da sie nicht als Lobbyisten im Sinne des Gesetzes galten (Etzioni 1984). 

Die Korruption nach dem Lockheed-Muster ist inzwischen mit Hilfe der herr- 
schenden Doppelmoral und der medialen Vergessenheitsproduktion aus dem 
Gedächtnis der US-amerikanischen wie der Weltgemeinschaft verschwunden. 
Gestützt wurde dieses Ergebnis dadurch, dass es nach der öffentlichen 
Skandalisierung so gut wie keine gerichtlichen Verurteilungen gab. So konnte 
unter der Hand eine neue Gestalt der globalen Korruption sich entwickeln, die 
freilich keineswegs so neu ist wie sie dem Publikum erscheint bzw. vorgespielt 
wird. 

Korruption und New Economy 


Die New Economy wurde in den Populärmedien, aber auch in Politik und 
Wissenschaft als ein Aufschwung der Aktienkultur (shareholder value) darge- 
stellt, der sich auf den Bereich der neuen Kommunikationstechnologien und 
Medien einschließlich des Internet konzentriere. Für die wichtigsten Akteure, 
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also die Investmentbanken, Wirtschaftsprüfer, Anwaltskanzleien, Personalbera- 
ter, institutionellen Anleger, Analysten und Unternehmensvorstände und 
schließlich auch für die mit ihnen verbundene Politik ging es jedoch wesent- 
lich um anderes. 

Freigesetzt wurde die New Economy durch die tiefgehenden Deregulierungen, 
die mithilfe der republikanischen Mehrheit im US-Kongress ab 1994 durchge- 
setzt wurden (Scherrer 1999). Sie waren bereits unter den Präsidenten Reagan 
und George Bush vorbereitet worden. So wurde zunächst die Börsenaufsicht 
(Security Exchange Comission), die nach dem „Schwarzen Freitag“ vom Ok- 
tober 1928 eingerichtet worden war und jahrzehntelang als die beste der Welt 
galt, in entscheidenden Teilen außer Kraft gesetzt. Die Trennung von Invest- 
ment-, Kredit- und Aktienbanken wurde aufgehoben. Die Haftung für Banken, 
Anwaltskanzleien und Unternehmensvorstände wurde auf ein Minimum ein- 
geschränkt. Die Selbstbedienung des Topmanagements bei der direkten Ge- 
winnentnahme wurde ermöglicht. Die Nutzung von Finanzoasen wurde frei- 
gegeben. Mithilfe „kreativer“ oder „aggressiver“ Buchführung wurden Metho- 
den der Bilanz- und Umsatzaufblähung kreiert, ebenso betrugsoffene Finanz- 
produkte wie Hedge-Fonds und Derivate. Die staatliche Kontrolle und Do- 
kumentation insbesondere von grenzüberschreitenden Finanztransaktionen 
wurde weitgehend abgeschafft (Rügemer 2002b und c). 

Diese Entwicklung war nur möglich, weil die wichtigsten Akteure auch die 
politischen Rahmenbedingungen beeinflussten. Dies lässt sich am politischen 
Weg des gegenwärtigen US-Präsidenten George W. Bush darstellen. Der we- 
sentliche Sponsor seines Aufstiegs zunächst zum texanischen Gouverneur und 
dann zum US-Präsidenten war das Unternehmen Enron. Enron mit seiner 
Zentrale in Houston begann seinen Aufstieg zum siebtgrößten US- 
Unternehmen ebenfalls in Texas. Es finanzierte nicht nur Bush, sondern auch 
die republikanische Partei. Ideologisch offen zahlte Enron auch an die demo- 
kratische Partei. Enron bedachte während der 90er Jahre 19 der 23 Mitglieder 
der Senatskommission für Energie im US-Kongress mit Spenden. Ebenso par- 
teiübergreifend spendete Enron an Mitglieder weiterer Kommissionen. Zwei 
Drittel der US-Senatoren standen auf der Spendenliste des Konzerns. Desglei- 
chen tat das Wirtschaftsprüfungsunternehmen von Enron, Andersen. Ander- 
sen spendete in gleicher Weise. Enron und Enron-Topmanager brachten allein 
für den Wahlkampf Bushs im Jahre 2000 insgesamt 1,96 Millionen Dollar auf. 
Die Firmenjets transportierten Bush zu Wahlkampfauftritten. Enron-Chef 
Kenneth Lay sponserte mit 100.000 Dollar die Präsidentschafts-Eröffnungs- 
Gala im Januar 2001 (Hatfield 2002). 

Als Gegenleistung setzte die Parlamentsmehrheit bisherige staatliche Kontrollen 
außer Kraft, zunächst in Texas, dann während der 90er Jahre in Washington. 
Dies betraf neben den obengenannten Bereichen insbesondere die Energie- und 
Finanzwirtschaft. So stieg Enron zum größten Händler von Gas- und Stromdert- 
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vaten der Welt auf. Enron brauchte schließlich die Regierung nicht mehr zu be- 
stechen, sondern stellt einen Teil der gegenwärtigen Regierungsmannschaft. 

Eine straflose neue Form der Korruption besteht in der Zahlung an Topma- 
nager, damit sie einer Fusion zustimmen. So leistete Enron 76 Managern des 
Konkurrenten Dynegy, der im Jahre 2001 aufgekauft werden sollte, „retention 
bonus payments“. Sie betrugen je nach Stellung in der Unternehmenshierar- 
chie zwischen 75.000 und 1.800.000 Dollar. Sie wurden verdeckt über einen 
Trust gezahlt, der von der Wachovia Bank treuhänderisch gehalten wurde. Die 
Gesamtsumme der Zahlungen betrug 45.325.000 Dollar (Find Law, Enron 
Corp., Case No. 01.16034, Exhibit 3a.2). 

Enron war mit denselben Methoden wie ın Texas und den USA auch in wer- 
teren Staaten tätig. Unter der Privatisierungs-Fundamentalistin Margret That- 
cher konnte Enron zu Schleuderpreisen staatliche Kraftwerke in England auf 
kaufen und mit hohen staatlichen Subventionen neue Gaskraftwerke bauen. 
Die Furopa-Zentrale von Enron wurde in London errichtet. Im Wahlkampf 
protestierte ein gewisser Tony Blair gegen das Eindringen Enrons. Er ver- 
sprach den englischen Kumpeln, er werde für den Erhalt der heimischen Koh- 
leförderung kämpfen. Im August 1998 sponserte Enron ein Galadinner beim 
Labour-Parteitag. Tony Blair ersetzte nach der Wahl im Energieprogramm sei- 
ner Regierung die Kohle durch Gas. 

Im Jahre 2000 stieg Blairs Industrieminister Byers zum Chef von Enron Eu- 
rope auf. Enron-Wirtschaftsprüfer Andersen wurde auch in England aktiv und 
sponserte ebenfalls Labour-Parteikonferenzen. An Schatzkanzler Brown ver- 
kaufte Andersen eine Luxuswohnung, die mindestens 350.000 Pfund Sterling 
wert war, für 130.000 Pfund Sterling. Auf Initiative Andersens legte Brown ei- 
nen Gesetzentwurf zur Senkung der Gewinnsteuern vor - in den USA hatte 
Andersen es geschafft, dass Enron keine Steuern zahlte. Andersen entwickelte 
für die Blair-Regierung das Konzept Private Finance Initiative (PFI). Es besteht 
aus Buchführungs- und Haushaltstechniken, wie sie für Enron und andere 
Großunternehmen in den USA entwickelt worden waren. Sie erlauben, Schul- 
den zu verstecken und finanzielle Ausgeglichenheit vorzuspiegeln. PFI soll 
auch vom englischen Staat genutzt werden (The Business 3./4. 2. 2002). 

Im indischen Dabhol errichtete Enron für drei Milliarden Dollar ein Gas- 
Kraftwerk. Kurz vor der Genehmigung im Jahre 1966 durch die zögernden 
indischen Behörden überwies Enron 100.000 Dollar an die demokratische 
Partei von Präsident Clinton, damit der US-Botschafter in Neu Delhi Druck 
mache. Nachdem sich das Projekt als überdimensioniert erwies und in Dab- 
hol sich vehemente Proteste in der Bevölkerung wegen bevorstehender 
Strompreiserhöhungen häuften, verlangte Enron Subventionen. Im Mai 2000 
wurde plötzlich ein neuer Punkt ın das Energieprogramm der Bush-Regierung 
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aufgenommen: Förderung der Stromerzeugung in Indien.‘ 

In Afghanistan finanzierte Enron mit Dutzenden Millionen Dollar die Tali- 
ban. Zusammen mit dem Ölkonzern Unocal lud Enron 1997 und 1998 Tali- 
ban-Vertreter zu Verhandlungen nach Texas ein. Enron und Unocal wollten 
eine Pipeline durch Afghanistan legen, um Gas und Öl aus Turkmenistan und 
Usbekistan zu transportieren. Enron war bereit, den Taliban eine „Steuer“ auf 
jeden Kubikfuß Gas zu bezahlen, der durch die Pipeline fließen würde. „En- 
ron würde auch mit dem Teufel paktieren, wenn es dem Unternehmen Ge- 
winn bringen würde“, kommentierte ein Mitglied des Kongressausschusses, 
der ab Januar 2001 den Enron-Konkurs untersuchte (The Enquirer 8.3.2002). 
Enron sponserte 1993 die Siegestour von George Bush nach dem ersten Golf 
krieg durch Kuwait und wurde mit Aufträgen für den Wiederaufbau belohnt. 
Enron-Chef Lay hatte unmittelbaren Einfluss auf die Bestellung des Vorsit- 
zenden der Federal Energy Regulatory Commssion und auf die Auswechslung 
eines missliebigen Kandidaten, indem nur der von Enron bevorzugte Konkur- 
rent finanzielle Wahlkampfhilfe erhielt. Aufgrund der mithilfe von Strom- und 
Gas-Derivaten aufgeblähten Bilanzen stieg der Kurs der Enron-Aktien ın bis- 
her unbekannte Höhen. Enron verursachte die kalifornische Stromkrise im 
Winter 2000 und verdiente an der selbst hergestellten Verknappung des 
Stroms. 

Die besondere Form der legalen Korruption manifestiert sich in der unmittel- 
baren Gewinnbeteiligung von Politikern an den von ihnen selbst herbeige- 
führten Projekten. Dick Cheney war bei George Bush bis 1992 Verteidi- 
gungsminister, unter dem Sohn George W. Bush ist er Vizepräsident. Die acht 
Jahre dazwischen überbrückte er als Präsident der Hallıburton Industries, ei- 
nem großen Zulieferer der Ölindustrie, der auch Geschäfte mit der irakischen 
Regierung von Saddam Hussein machte. Halliburton ist einer der großen Zu- 
lieferer der US-Armee. Halliburton erhielt ohne Ausschreibung vor dem zwei- 
ten Golfkrieg Aufträge für den Wiederaufbau von Anlagen im Irak, deren Zer- 
störung von Cheney als Politiker mitbeschlossen wurden. 

Richard Perle war stellvertretender Verteidigungs-Staatssekretär in der Regie- 
rung von Ronald Reagan. 1983 war bekannt geworden, dass er von einer israe- 
lischen Firma 50.000 Dollar erhalten hatte, um sich beim eigenen Ministeri- 
um für den Kauf von Waffen dieser Firma einzusetzen. Perle, langjähriger Be- 
fürworter des Kriegs gegen den Irak, ist eng mit der rechtsradikalen israeli- 
schen Likud-Partei verbunden. Bis Ende März 2003 war er Vorsitzender des 
Defense Policy Board, des US-Verteidigungsrates. Perle trat zurück, nachdem 
ein geheimer Beratervertrag mit Global Crossing bekannt wurde. 200.000 Dol- 
lar wurden ihm bereits ausgezahlt, eine Prämie von 750.000 Dollar sollte fol- 


4 Vgl. Vallette/Wysham (2002: 31). Hier wird auch die Einflussnahme von Enron auf die Welt- 
bank dargestellt. 
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gen, wenn er den Widerstand des Pentagon brechen und für Global Crossing 
die Erlaubnis herausholen würde, ein sicherheitsrelevantes Glasfasernetz nach 
China zu verkaufen. Nach Perles Rücktritt wurde weiter bekannt, dass er an 
Trireme Partners beteiligt ist. Trireme investiert in Firmen, die Güter und 
Dienstleistungen für die US-Heimatverteidigung und die innere Sicherheit an- 
bieten. Trireme wurde nach dem Attentat auf das World Trade Center im 
November 2001 gegründet und hat seinen Sitz in der inneramerikanischen 
Finanzoase Delaware (Hersh 2003, Steinberg 2003). So verdient der Unter- 
nehmer Perle an der Angst vor dem Terrorismus, die er als Politiker schürt. 
Dies sind nur punktuelle Einblicke in eine neue Dimension der Korruption 
im Führungsstaat der „westlichen Wertegemeinschaft“. Die Akteure haben 
sich im Vorausblick durch die Deregulierungen der 90er Jahre selbst als dau- 
erhaft unschuldig erklärt. Alles, was sie tun, oder fast alles, ist „legal“. „Die 
US-Finanzindustrie steht vor ihrem moralischen Offenbarungseid. Juristisch 
aber hat sie wenig zu befürchten.“ (Der Spiegel 36/2002: 128) Von den frühen 
Insidergeschäften des jetzigen US-Präsidenten über die seines Vizepräsidenten 
bis zu denen des Managements von Enron & Co: Sie sind nach geltendem 
Recht straflos. Wo noch ein Gesetz bestehen sollte, wird durch die Besetzung 
der Richterstellen nach dem republikanischen Parteibuch vorgebeugt: Am 
Ende der Gouverneurszeit von Bush 1999 in Texas waren alle 59 Bezirksrich- 
ter des Staates Republikaner. Auch die obersten Gerichte der USA sind in die- 
ser Richtung umbesetzt und ermöglichten bekanntlich die „Wahl“ des gegen- 
wärtigen Präsidenten trotz ungenügender Stimmen (Hatfield 2002: 383). 

Die Gewinnraten und Provisionen, die in den Topetagen der New Economy 
herausgeholt wurden, können selbst ın einer deregulierten kapitalistischen 
Marktwirtschaft nicht auf Dauer „erwirtschaftet“ werden. Auch die „friedli- 
che“ Korruption & la Huntington reicht schließlich nicht. Die Konkurse von 
Enron, Worldcom usw. zeigen es. Die „friedliche“ Selbstbereicherung geht 
organisch, wenn nötig, auch zu militärischen Mitteln über. Huntington, der 
1968, als die USA mit der Sowjetunion noch einen militärischen Gegenpart 
hatten, die Korruption als legitimes Instrument der Ausweitung des freien 
Marktes und insbesondere des US-Handels gerechtfertigt hatte, weil sie die 
bessere Alternative zur Gewaltanwendung sei, hat seine Theorie bekanntlich 
unter den veränderten Umständen weiterentwickelt und die gewaltsame Zu- 
spitzung der internationalen Situation im „clash of civilisations“ begründet 
(Huntington 1996). 

Als Sinnbild für die organische Verbindung von Marktausweitung, Korruption 
und militärischer Gewalt kann das Vorgehen der US-Regierung in Afghanistan 
gelten. Die geschilderten Interessen von Enron, Unocal usw. waren mit den 
Taliban nicht durchzusetzen. Zur Vorbereitung des militärischen Eingreifens 
gab die CIA 70 Millionen Dollar für den Kauf von Taliban-Warlords aus. 
Mittlere Kommandeure waren mit Summen bis zu 50.000 Dollar zu haben, 
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künftige Minister der neuen Regierung mit bis zu einer Million. Bei der mili- 
tärıschen Intervention winkten die US-Offiziere dann mit Dollarbündeln, um 
Überläufer zu kaufen. Präsident Bush war über die niedrige Summe erfreut, 
die man hatte einsetzen müssen. „Das ist ein gutes Geschäft“, wird er zitiert 
(Woodward 2002). 


Alle kämpfen gegen die Korruption? 


Die wichtigste Maßnahme - zumindest auf Regierungsebene - gegen die globa- 
le Korruption war zunächst der Foreign Corrupt Practices Act (FCPA) von 
1977. Dieses Gesetz zur Bekämpfung der Bestechung durch US-Unternehmen 
im Ausland war die Antwort des UÜS-Kongresses auf den „Lockheed-Skandal“. 
In den Jahren danach wurden ungefähr ein halbes hundert US-Unternehmen 
wegen bekannt gewordener Bestechung - unter anderem in Deutschland, Isra- 
el und Ägypten - bestraft, darunter wiederholt auch Lockheed (Rügemer 1996: 
128ff). Da die USA mit ihrem Gesetz aber alleine blieben, wurde es abge- 
schwächt und mit Ausnahmen versehen. US-Wirtschaftsminister Brown legte 
schließlich 1995 eine Studie vor, ın der die Benachteiligung der US-Firmen 
gegenüber ihren Konkurrenten wie Siemens, Alstom und Airbus dargestellt 
wurde, die straflos an Bestechungspraktiken festhalten konnten (Judge 1995). 
Dies war der Anlass für eine zweite wichtige Maßnahme: Die in der OECD ver- 
tretenen 29 Industriestaaten einigten sich 1997 auf zwei Konventionen: 1. Ver- 
bot der steuerlichen Begünstigung von Schmiergeldern und 2. Strafbarkeit der 
Bestechung ausländischer Amtsträger (vgl. www.oecd.org/daf/nocorruption). Die 
Konventionen wurden in den meisten Mitgliedsstaaten in nationales Recht 
umgesetzt, auch in Deutschland,’ nicht aber in den Finanzoasen Schweiz und 
Luxemburg. Freilich ist zum Beispiel in Deutschland von der Umsetzung in 
den Unternehmen, Finanzämtern, Staatsanwaltschaften und Gerichten nicht 
viel zu spüren. Die neuen Gesetze werden von Staat wie Unternehmen im we- 
sentlichen als Pflichtübung angesehen. Die Bevölkerung hat kaum Kenntnis 
von der neuen Rechtslage. So ist beispielsweise noch kein Fall bekannt gc- 
worden, dass ın Deutschland, Frankreich, Großbritannien usw. ein einheimi- 
sches Unternehmen wegen Bestechung im Ausland angeklagt wurde. 

Die neue Gesetzgebung hat dagegen eine Konjunktur „neuer Ethiken“ her- 
vorgerufen. Zahlreiche Vereinigungen und Lehrstühle für „Wirtschaftsethik* 
wurden eingerichtet. Viele Konzerne haben „codes of conduct“, also unter- 
nehmensinterne Verhaltensregeln, verabschiedet. Dies sind Selbstverpflichtun- 
gen, die von niemandem als den Betroffenen selbst überprüft werden. Die 
Formulierungen sind abstrakt und diffus. Zudem läge die ethische Lösung des 
Problems nicht darin, dass gesonderte Wirtschafts- und Unternehmensethiken 


5 Vgl. Abzugsverbot für die Zuwendung von Vorteilen im Sinne des $ A, Absatz 5, Satz I Nr. 
10 Einkommensteuergesetz, in: Bundessteuerblatt 2002, Teil I, 10.10.2002, S. 1031. 
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produziert werden, sondern dass die Wirtschaftsakteure sich der Ethik nach 
den sonst geltenden demokratischen Standards unterwerfen und keine Son- 
derrolle beanspruchen. 

Die Flut neuer Wirtschaftsethiken wird beispielsweise durch den ehemaligen 
Präsidenten des Bundesverbandes der Deutschen Industrie, Hans-Olaf Henkel, 
genährt. Er bezeichnet die Korruption als „einen der fleißigsten Totengräber 
der Freiheit“ (Henkel 2002: 225). Er plädiert zwar einerseits dafür, dass neben 
den Bestochenen auch die Bestecher bestraft werden. Er wettert aber dann nur 
gegen „die Führungsschicht der armen Länder, die durch ihre Bestechungsan- 
fälligkeit ihre Völker im Elend halten“, denn diese Führungsschicht würde 
„ihren Bürgern mehr Schaden zufügen als je ein realer oder eingebildeter 
Großkapitalist“ (ebd.: 226). Dass das Schmiergeld für die „Anfälligen“ vom 
zweiten Beteiligten der korruptiven Gemeinschaft kommt, also jenem „Groß- 
kapitalisten“, und dass dieser auch im eigenen reichen Staat Politiker und Be- 
amte besticht und auch hier die Bürger schädigt - das blendet Henkel aus. Er 
rettet das alte Klischee, und die Schmiergeldzahler der Industriestaaten sind 
wieder schuldlos gestellt. 

Henkel beruft sich bei seiner Polemik gegen die Führungsschicht der armen 
Länder auf den „Korruptionsindex“ der Anti-Korruptionsorganisation Trans- 
parency International (TI). TI wurde 1993 von einem ehemaligen Weltbankdi- 
rektor gegründet und besteht inzwischen mit nationalen Sektionen in über 80 
Staaten (vgl. www.transparency.org). Das zeugt von der schnell wachsenden 
Sensibilität gegenüber dem lange tabuisierten Problem der Korruption. TI ist 
mit dem Anspruch angetreten, das jahrzehntelang vorherrschende Klischee 
von den „korrupten Entwicklungsländern“ zu überwinden. TI vor allem ist es 
zu verdanken, dass die OECD die beiden genannten Konventionen verab- 
schiedet und in den wichtigsten Industriestaaten eine Welle von Anti- 
Korruptions-Gesetzen in gang gesetzt hat. TI hat in weiteren internationalen 
Gremien wie der UNO, der Weltbank, dem Europarat und der EU einen ge- 
achteten Konsultativstatus erworben. Dabei half die prominente TI- 
Mitgliedschaft ehemaliger Staatsoberhäupter, Generalstaatsanwälte und Un- 
ternehmenschefs. Freilich ist mit diesem Aufstieg eine Entwicklung zur Un- 
glaubwürdigkeit verbunden. Darin spiegelt sich ein Dilemma, dem gewiss nur 
schwer zu entkommen ist. 

TI geht von der zutreffenden Annahme aus, dass der entscheidende Hebel zur 
Bekämpfung der Korruption in den Unternehmen liegt. Deshalb möchte TI 
den vertraulichen Dialog mit den Unternehmen und der Unternehmenslobby 
pflegen. Unternehmen werden als Fördermitglieder der Organisation gern ge- 
sehen. Das hat bereits in wenigen Jahren dazu geführt, dass unter der Hand 
eine weitgehende Interessenidentität entstanden ist, die den Zielen der Orga- 
nisation widerspricht. Der jährlich veröffentlichte Korruptionsindex gibt die 
Perspektive der Bestecher wieder: er beruht auf einer Befragung westlicher Ge- 
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schäftsleute, in welchen Staaten sie der Korruption begegnen. Die andere Seite 
wird nicht befragt. 

TI hatte Enron bei seinem endgültigen Aufstieg zum Weltkonzern als Sponsor 
umworben. Enron trat als Fördermitglied bei und spendete in den Jahren 
1995 bis 1999 jeweils 10.000 Dollar an die US-Sektion von TI (Mitteilung von 
TI-USA 24.3.2003).° Ein großer Teil der korruptiven Spendenpraxis von En- 
ron hinsichtlich des Bush-Clans und der politischen Landschaft in Washing- 
ton war damals bereits bekannt, wurde aber von TI nicht kritisiert. Die Un- 
glaubwürdigkeit beginnt jedoch spätestens dann, wenn das ganze Ausmaß der 
Korruption bekannt wird und dennoch unkommentiert bleibt. Dies war nach 
dem Konkurs von Enron Ende 2001 der Fall. 

TI ging in der Öffentlichkeit nicht auf das Verhalten ihres wesentlichen Spon- 
sors ein. Vielmehr gab die US-Sektion ım Juli 2002 eine Erklärung heraus, in 
der lediglich bedauert wird, dass der „Skandal“ um Enron und dessen Wirt- 
schaftsprüfer Andersen die „Glaubwürdigkeit der USA ım Ausland“ und die 
„Führerschaft der USA geschwächt“ habe. Auch die Bestechungspraktiken En- 
rons und der CIA in Afghanistan werden nicht thematisiert. Desgleichen ge- 
hört etwa der Erdölkonzern Unocal zu den Fördermitgliedern, ohne dass des- 
sen Korruptionspraxis in Afghanistan von TI thematisiert würde. TI bindet 
sich in das provinzielle, nationalistische und diffuse Kriterrum „Glaubwürdig- 
keit der USA“ ein und verhält sich somit desaströs gegenüber den eigenen 
Zielen. 

Als Konsequenz aus dem Enron-Skandal forderte TI, dass Unternehmen frei- 
willige Anti-Korruptions-Programme etablieren sollten (TI-USA 2002). Dass 
Enron selbst schon ein solches Programm eingerichtet hatte, und zwar mit 
Hilfe von TI, und als aufwendig gedrucktes Handbuch an die Mitarbeiter ver- 
teilen ließ - dies blieb unerwähnt. Als weitere Konsequenz forderte TI eine 
bessere Anwendung der General Accepted Accounting Principles (GAAP), al- 
so der in den USA geltenden Bilanzregeln. Doch will man etwas gegen Kor- 
ruption in der Unternehmens- und Finanzwelt tun, dann müssen zunächst al- 
le Deregulierungen zurückgenommen werden, die während der 90er Jahre un- 
ter dem Stichwort „kreative Buchführung“ durch die Wirtschaftsprüfer in die 
GAAP eingeführt wurden. Sie sınd die wesentliche rechtliche Ursache für die 
Bilanzmanipulationen bei Enron, Andersen & Co. Zudem sind die Wirt- 
schaftsprüfer in allen westlichen Staaten über die Schweigepflicht gesetzlich 
und finanziell so eng an das beauftragende Unternehmen gebunden, dass die 
buchhalterische und bilanzielle Mitgestaltung korruptiver Geldflüsse zu ihren 
Aufgaben gehört, z.B. auch die Gründung geeigneter Briefkastengesellschaften 
in Finanzoasen, wie bei Enron geschehen (Rügemer 2000). 


6 Am 6.5.2003 teilte TI-USA auf Nachfrage mit, dass auch Andersen von 1995 bis 2000 För- 
dermitglied war und jährlich 10.000 $ spendete. 
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Es gibt keine Korruption und keine größere Bilanzmanipulation der letzten 
Jahre, auch in Deutschland (vgl. die Fälle Holzmann, Flowtex, Comroad und 
viele andere), die nicht durch einen der „renommierten“ Wirtschaftsprüfer 
mitgestaltet und jeweils bis knapp vor dem Konkurs als ordnungsgemäß te- 
stiert worden wären. Dennoch gehören die führenden Unternehmen KPMG, 
Price Waterhouse Coopers und Ernst & Young ohne jegliche Problematisie- 
rung zu den langjährigen Fördermitgliedern von TI (vgl. www.tiusa.org). 

Eine ähnliche Selbsterblindung zeigt sich beim Problem der Geldwäsche. TI 
hat erkannt, dass Korruption und Geldwäsche eng miteinander verbunden 
sind. Deshalb traf TI im Oktober 2000 mit 12 führenden Großbanken eine 
Vereinbarung gegen Geldwäsche. Zu den in der „Wolfsberg-Gruppe“ zusam- 
mengefassten Banken gehören ABN-AMRO, Banco Santander, Barclays, Citi- 
group, Credit Suisse Group, Deutsche Bank, Goldman Sachs, HSBC, JP Mor- 
gan Chase, Societe Generale, Bank of Tokyo-Mitsubishi und UBS. Die Nut- 
zung des Bankensystems für kriminelle Zwecke und für Terroristen soll un- 
möglich gemacht werden, Banken sollen nur solche Kunden akzeptieren, bei 
denen die Herkunft von Geld, Vermögen und sonstigen Werten „vernünfti- 
gerweise als legitim betrachtet werden kann“ (The Wolfsberg Anti-Money 
Laundering Principles vom 30.10.2000, in: www.wolfsberg-principles.com). 
Deshalb ist in der Vereinbarung festgelegt, dass keine Beziehungen zu „Brief- 
kastenbanken“ aufgenommen werden sollen. Freilich wird eine Ausnahme 
gemacht, wenn die Briefkastenbank eine „regulierte Tochtergesellschaft“ (regu- 
lated affiliate) einer regulären Bank ist. Dies kommt den großen Banken ent- 
gegen, die heute die offshore-Bankparadiese extensiv nutzen. So hat allein die 
Deutsche Bank ca. 350 Tochtergesellschaften auf den Cayman Islands (Deut- 
sche Bank 2002). In der Vereinbarung wird weiter die sorgfältige Prüfung der 
„Korrespondenzbanken“ festgelegt. Wenn eine Bank ın einem anderen Staat 
keine eigene Filiale hat, kann sie zu einer dortigen Bank eine Korrespondenz- 
beziehung unterhalten und auf diese Weise Transfers abwickeln. Die Antı- 
Geldwäsche-Kommission des US-Senats hat in umfangreichen Hearings und 
Gutachten dargestellt, wie schon durch Kreditkarten regulärer US-Banken der 
Zugang zu gewaschenen Geldern von Korrespondenzbanken möglich ist (vgl. 
Corespondent Banking Industry in the United States, Februar 2001, ın: 
www.levin.senate.gov/issues/money). Dieses Problem wird ın der „Wolfsberg- 
Erklärung“ ausgespart. Zudem ermöglichen es die internationalen Clearing- 
Institutionen für grenzüberschreitende Wertpapier-Transaktionen wie Clear- 
stream (Luxemburg) und Euroclear (Brüssel), dass nichtregulierte Briefkasten- 
banken Beziehungen zu „regulären“ Banken und Unternehmen unterhalten. 
In den Verwaltungsräten von Qlearstream und Euroclear sitzen aber neben 
anderen auch die Banken der Wolfsberg-Gruppe und brechen damit täglich 
ihre mit TI geschlossene Vereinbarung (Backes/Robert 2003). 

Schließlich wird der heute entscheidende Teil der Geldwäsche von den Groß- 
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banken selbst durchgeführt. Auch dies ist „legal“. Es geschieht vor allem mit- 
hilfe von Derivaten, die staatlich weder kontrolliert noch dokumentiert wer- 
den und auch keine personenbezogene Erfassung von Eigentümern erfordern 
wie sie in der Wolfsberg-Vereinbarung gefordert wird (Hafner 2002: 99ff). Die 
Verantwortlichen von TI kleben an einem anachronistischen Bild der Geldwä- 
sche, das von Banken unterstützt wird. Ob es sich hinsichtlich der kritiklosen 
Haltung gegenüber den modernsten und entscheidenden Formen der Geldwä- 
sche bei TI um banktechnische Inkompetenz, naives Vertrauen oder um be- 
wusste Verschleierung handelt, ist nicht ersichtlich, letztlich auch unerheblich. 
Auch die Weltbank hat sich ein Anti-Korruptions-Programm gegeben. Eine 
konkrete Durchsetzung vor Ort ist allerdings kaum erkennbar. Erst wenn 
Nicht-Regierungsorganisationen aktiv werden, kommen in der Regel Aktivitä- 
ten gegen Korruption in gang. Dies zeigte sich zum Beispiel beim Bujagali- 
Staudammprojekt in Uganda. Nach Weltbank-Präsident Wolfensohn handelt 
es sich um ein vorbildliches Modell für privatisierte Entwicklungshilfe. Das 
US-Unternehmen Applied Energy Systems (AES) will den Staudamm als Inve- 
stor errichten und den hier erzeugten Strom 30 Jahre lang zu festgelegten 
Preisen und Kontingenten an den Staat verkaufen. Der verschuldete Staat 
Uganda müsste keine Kredite aufnehmen, aber in der ersten 12 Jahren jeweils 
100 Millionen Dollar zahlen. Der Preis des Stroms würde bei 20 Cent pro Kı- 
lowatt liegen statt wie bisher bei 8 Cent. Teilhaber in dem mit der Regierung 
gegründeten Unternehmen AES Nilepower sind auch ein Bruder und eine 
Schwester von Präsident Museweni. Der Standort wurde auch deshalb ausge- 
sucht, weil der Bruder dort ein Grundstück einbrachte. Es gab keine öffentli- 
che Ausschreibung. Der Vorstandsvorsitzende von AES gehört der religiösen 
Gruppierung „Wiedergeborene Christen“ an, ebenso wie Museweni. Nachdem 
das Parlament von Uganda jahrelang über dieses größte nationale Projekt dis- 
kutiert hatte und Bestechungsvorwürfe aufkamen, beschloss es in einer Dring- 
lichkeitssitzung im Sommer 1999 bei Anwesenheit nur eines Drittels der Ab- 
geordneten den Vertrag mit AES. Er blieb bis heute geheim.’ 

Dies sind typische Indizien für Korruption. Organisationen wie die „Erklä- 
rung von Bern“ und „International Rivers Network“ haben das Projekt vor 
Ort begleitet und frühzeitig Kritik geäußert. Die ugandische Anwaltsgruppe 
„Green lawyers“ kämpfte seit dem Parlamentsbeschluss um die Veröffentli- 
chung des Vertrags, die schließlich gerichtlich erzwungen wurde. Trotz ihres 
Antı-Korruptionsprogramms genehmigte dıe Weltbank jedoch dem Unter- 
nehmen AES die für den Bau beantragten Kredite. 

Die Schweizer Regierung nahm dies zur Grundlage für den Beschluss, dem 
Unternehmen Alstom für dessen Projektanteil (Turbinen) eine Export- 
Risikogarantie zu geben, übrigens mit der Begründung, dass eine Auftragsver- 


7 Vgl. die detaillierte Darstellung durch die Organisation „Erklärung von Bern“ in: www.evb.ch 
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gabe ohne öffentliche Ausschreibung in Entwicklungsländern „üblich“ und 
deshalb nicht zu beanstanden sei. Die Weltbank hält ihre eigene Untersu- 
chung über den wirtschaftlichen Nutzen des Projekts unter Verschluss. Erst 
als bekannt wurde, dass das norwegische Unternehmen Veidekke, das am AES 
Nilepower-Konsortium beteiligt ist, über ihre englische Tochterfirma einen 
ugandische Beamten bei einem kleineren Staudammprojekt bestochen hatte, 
blockierte die Weltbank im Jahre 2002 ihre Entscheidung. 

Staaten und internationale Organisationen wie die Weltbank neigen trotz 
neuer Anti-Korruptionsprogramme in der Praxis dazu, sogar die (noch) straf- 
bare Korruption zu decken. Um die legalisierte Korruption kümmern sie sich 
nicht. Die wichtigste Anti-Korruptions-Organisation TI ist in kurzer Zeit bei 
Regierungen und internationalen Organisationen zu einem anerkannten Ak- 
teur geworden, ist aber dabei, Glaubwürdigkeit und Kompetenz zu verlieren. 
Dies ist bei einer weitgehend als Honoratiorenclub organisierten Gruppe im 
Umgang mit den aktuell Mächtigen nicht grundsätzlich überraschend, belegt 
aber die Richtigkeit der Aussage, mit der TI angetreten ist: die staatlichen und 
privaten Akteure, die die gegenwärtige internationale Weltordnung einschließ- 
lich der systemischen Korruption aufgebaut haben, können sich nicht selbst 
daraus befreien. Die „Zivilgesellschaft“, die zurecht als notwendiger Gegen- 
spieler beschworen wird (Eigen 1999), muss offensichtlich sehr viel tiefer an- 
setzen, nicht nur im Bereich der Korruption. 
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Korruption und globale öffentliche Güter“ 


Die Einstellung gegenüber Korruption hat sich in den 1990er Jahren drama- 
tisch geändert. Noch vor wenigen Jahren wurde Korruption weitgehend ak- 
zeptiert und sogar die Meinung vertreten, Korruption fördere das wirtschaftli- 
che Wachstum, indem sie „die Räder des Handels fette“. Heute dagegen stößt 
Korruption auf beinahe universelle Ablehnung. Immer öfter wird in der Lite- 
ratur darauf hingewiesen, dass ein hohes Maß an Korruption mit Armut, so- 
zialer Ungleichheit, reduzierten Investitionstätigkeiten, niedrigen ausländi- 
schen Direktinvestitionen und schwacher wirtschaftlicher Performance einher- 
geht (Lambsdorff 1999). Viele Autoren, die davon ausgingen, dass Korruption 
nicht kontrollierbar sei, sind nun der Überzeugung, Korruption könne sehr 
wohl vermindert werden, und verdiene dringend Aufmerksamkeit. 

In diesem Aufsatz wird die Schnittstelle zwischen Korruption und öffentli- 
chen Gütern untersucht. Die Auseinandersetzung mit Korruption ist ein wich- 
tiger Teil der Analyse öffentlicher Güter und der Blick auf dieses Politikfeld 
hilft, eine Reihe von Problemen bei der Kontrolle von Korruption zu erfassen. 
Die Beziehung zwischen Korruption und öffentlichen Gütern erwächst dabei 
direkt aus der Definition von Korruption als „Missbrauch eines öffentlichen 
Amtes, einer Funktion in der Wirtschaft oder eines politischen Mandats zur 
Erlangung eines privaten Vorteils“ (Transparency International 2000: 2). Gene- 
rell erfordert die Bereitstellung öffentlicher Güter die Ausübung eines politi- 
schen Mandats durch den Staat, womit bereits die Möglichkeit von Korrupti- 
on hergestellt ist. 

Das nationale Verfahren zur Bereitstellung öffentlicher Güter findet in der ın- 
ternationalen Arena keine Anwendung. Nationale Regierungen greifen auf 
Zwangsmittel zurück, um an die notwendigen Ressourcen zur Bereitstellung 
ausgewählter öffentlichen Güter zu gelangen, und Trittbrettfahrerverhalten zu 
unterbinden. Auf der internationalen Ebene gibt es dagegen kaum eine supra- 
nationale Autorität, die globale öffentlicher Güter effektiv bereitstellen könn- 
te, Statt dessen sind globale öffentliche Güter in der Regel Ergebnis freiwilli- 
ger Verhandlungen innerhalb einer Gruppe von Nationen mit einem gemein- 
samen Interesse." 


* Zuerst erschienen in Inge Kaul u.a. (eds.), Providing Global Public Goods: Managing Global- 
ization, New York: Oxford University Press, 2003 
1 McGuire und Olson (1996) zeigen, dass eine Gruppe oder ein Individuum - unabhängig von 
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Martin (1999) betont, dass die Theorien der internationalen Kooperation we- 
sentlich auf der Annahme beruhen, dass Nationalstaaten vor allem ın ihrem 
Eigeninteresse handeln. Zwischenstaatliche Interaktionen werden somit als Ge- 
fangenendilemma beschrieben. Kooperation zwischen Staaten ist nur dann 
von Dauer, wenn sie sich gewissermaßen „selbst erzwingt“. Eine Überwindung 
des Gefangenendilemmas und die Begrenzung des Trittbrettfahrerverhaltens 
ist deswegen in der internationalen Arena noch schwieriger als in der nationa- 
len. Von daher ist auch die Wahrscheinlichkeit einer Unterversorgung mit öf- 
fentlichen Gütern im internationalen Kontext deutlich größer als auf natio- 
nalstaatlicher Ebene. Kaul, Grunberg und Stern (1999: 8) stellen fest, „dass öf- 
fentliche Güter meist in doppelter Hinsicht gefährdet sind: Erstens durch Markt- 
versagen, welches zweitens auf das Versagen des Staates zurückzuführen ist“. 
Korruption wiederum stellt eine zentrale Quelle für das Staatsversagen dar. 
Auch wenn die Kontrolle von Korruption für eine effektive Bereitstellung 
globaler öffentlicher Güter nicht ausreicht, so ist sie doch entscheidend so- 
wohl was die politische Ökonomie globaler öffentlicher Güter angeht, als 
auch im Hinblick auf deren Produktion und Distribution. Der Grund dafür 
ist, dass Korruption die Entscheidungen darüber verzerrt, welche globalen öf- 
fentlichen Güter produziert und in welchem Umfang sie hergestellt werden. 
Dadurch erhöhen sich unmittelbar auch die Kosten für deren Bereitstellung. 
Die Kontrolle von Korruption ist ein wichtiges Input für die Produktion einer 
ganzen Reihe prekärer öffentlicher Güter wie vernünftiges wirtschaftliches 
Management, gut funktionierende Märkte und menschliche Sicherheit (hu- 
man security). In diesem Sinne ist Korruptionskontrolle also selbst ein öffent- 
liches Gut. Denn ihre positiven Effekte - die Senkung von Transaktionskosten 
und die Förderung effektiver Entscheidungsfindung durch ökonomische Ak- 
teure - unterliegen weitestgehend den Prinzipien der nicht-Rivalität und des 
nicht-Ausschlusses. 

Dieser Aufsatz setzt sich mit den Schwierigkeiten auseinander, welche die 
Herstellung des globalen öffentlichen Guts der Korruptionskontrolle mit sich 
bringt. Darüber hinaus wird in einer Fallstudie gezeigt, wie eine internationale 
zivilgesellschaftliche Organisation, Transparency International, beim Aufbau 
einer Koalition zwischen Regierungen und privaten Unternehmen geholfen 
hat, um Korruption in der internationalen Arena gemeinsam zu kontrollieren. 


Korruption als Hindernis für die Bereitstellung 
globaler öffentlicher Güter 


Die Produktion globaler öffentlicher Güter schließt lokale, nationale, regiona- 
le und internationale Inputs ein, sowie die Partizipation von Regierungen, der 


den Beteiligungen anderer Nutznießer - ein umfassendes Interesse an der Bereitstellung öffent- 
licher Güter haben, wenn der private Gewinn die Kosten zur Bereitstellung des Guts übersteigt. 
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Zivilgesellschaft und von privaten Akteuren. Der Konsum der öffentlichen 
Güter unterliegt auf der nationalen, regionalen und globalen Ebene in unter- 
schiedlichem Ausmaß den Prinzipien der nicht-Rivalität und des nicht-Aus- 
schlusses (Kaul et al. 1999; Sandler 1999). Ungeachtet der Breite der Inputs, 
der Akteure und der Konsumeigenschaften, schließt die Bereitstellung globaler 
öffentlicher Güter generell die folgenden Schritte ein: 


- Anerkennung eines Bedürfnisses, 

- Identifizierung der beteiligten Akteure, 

- Verhandlungen über das Niveau der Bereitstellung und die Verteilung 
der Lasten 

- Maßnahmen zur Bereitstellung 

- begleitende Überwachung und Prüfung (Monitoring) 


Diese Schritte werden unabhängig davon durchlaufen, ob das globale öffentli- 
che Gut von einem privaten Individuum bereit gestellt wird oder von einer 
Firma, einer zivilgesellschaftlichen Organisation, einer Regierung oder auf der 
Grundlage eines multilateralen Abkommens durch eine Gruppe von Regie- 
rungen oder eine internationale Organisation. 

Jeder dieser Schritte ist gegenüber Korruption anfällig. In internationalen Or- 
ganisationen und nationalen Regierungen beispielsweise, die die meisten glo- 
balen öffentlichen Güter herstellen, behindert Korruption die Mechanismen 
der Aggregierung individueller Präferenzen zu kollektiven Handlungen. Wenn 
die verantwortlichen Akteure es im Politikprozess geschafft haben, sowohl 
den angemessenen Typ als auch den Umfang der betreffenden öffentlichen 
Güter zu identifizieren, hebt Korruption die Kosten für deren Bereitstellung 
und Zuteilung. Wenn den verantwortlichen politischen Akteuren im Begut- 
achtungsprozess Fehler unterlaufen, bietet Korruption einen Anreiz, den ein- 
geschlagenen Weg beizubehalten, anstatt eine Anpassung vorzunehmen. Und 
wenn die politisch Verantwortlichen ihrem privaten Interesse auf Kosten des 
öffentlichen Interesses nachgehen, ruft Korruption wiederum eine schlechte 
Politik hervor und führt zu schlechten Politikergebnissen. 

Von daher ist die Kontrolle von Korruption essentiell für die effektive Bereit- 
stellung globaler öffentlicher Güter der richtigen Art und auf einem angemes- 
senen Niveau. Eine nähere Betrachtung der Korruption in internationalen 
Organisationen und nationalen Regierungen zeigt, wie die Bereitstellung glo- 
baler öffentlicher Güter durch Korruption unterlaufen wird. 


Die Auswirkung von Korruption in internationalen Organisationen 


Globale öffentliche Güter werden oft durch internationale Organisationen be- 
reitgestellt. Nationale Regierungen, die allein in ihrem Eigeninteresse handeln, 
können sich den vollen Nutzen für ihren Beitrag zur Bereitstellung des Gutes 
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oft nicht zu eigen machen - und sind auch nicht in der Lage, die Kosten für 
das Gut mit anderen zu teilen. Doch obwohl Korruption vor allem ein Pro- 
blem in nationalen Regierung zu sein scheint, findet sie sich mittlerweile auch 
in internationalen Organisationen - was deren Fähigkeit, globale öffentliche 
Güter bereit zu stellen und zu verteilen, unmittelbar beeinträchtigt. 

Ein in den Medien ausführlich diskutierter Fall von Korruption im Bereich 
des internationalen Agenda-Settings und der Gestaltung globaler öffentlicher 
Güter betrifft die Internationale Walfang-Kommission. Diese wurde ın der 
Sorge um das globale öffentliche Gut eines nachhaltigen Walfang-Manage- 
ments und des Erhalts der Walbestände eingerichtet. Die Kommission ist für 
die Erhebung von Daten über die Walbestände und die Populationsentwick- 
lungen sowie für die Koordination der nationalen Walfangpolitiken verant- 
wortlich. Am 19. Juli 2001 berichtete der Daily Telegraph (London) unter der 
Überschrift „Japan gibt Bestechung bei Walfang zu“, dass 


„Japan erstmalig zugegeben hat, arme Nationen für die Unterstützung ihrer Befürwortung des 
Walfangs bestochen zu haben. Walfanggegner werfen Japan seit Jahren vor, dass das Land Ent- 
wicklungshilfegelder nutzt, um andere Nationen dazu zu bringen, für eine Wiedereinführung des 
kommerziellen Walfangs zu stimmen. In einem Interview mit der Australian Broadcasting Corpo- 
ration bestätigte der Direktor der Japanischen Fischereibehörde, Maseyuki Komatsu, die Verdäch- 
tigungen. ‚Japan hat keine militärische Macht. Unsere Mittel sind die Diplomatie und die Ent- 
wicklungshilfe’, sagte er. ‚Wenn wir um Verständnis für die japanische Position werben, ist klar, 
dass wir auf diese zwei zentralen Instrumente zurückgreifen. Ich denke, daran ist nichts falsch.’“ 
Bei der Konferenz der Internationalen Walfangkommission im australischen 
Adelaide im Jahr 2000 stimmten sechs karibische Staaten in beinahe jeder 
Frage zusammen mit Japan, einschließlich bei der Blockade des australischen 
Vorschlags, im Südpazifik ein Schutzgebiet für Wale einzurichten. Atherton 
Martin, der dominikanische Umweltminister, legte anschließend sein Amt 
nieder „aus Protest gegen das, was er als japanische ‚Erpressung‘ seines Landes 
zur Unterstützung des Walfangs durch Androhung von Hilfskürzungen nann- 
te“ (Daıly Telegraph, 19.7.2001). Am 23. Juli 2001 berichtete die Evening Post 
(Wellington, Neuseeland) in dem Artikel „Japan verliert sein Gesicht durch 
Hilfsgelder gegen freundliche Position zum Walfang“: 

„Kleinststaaten wie beispielsweise St. Kitts, Nevis und Grenada ... wurden auf Drängen Japans in 
die Internationale Walfang Kommission aufgenommen. Sie alle sind Empfänger japanischer Hilfs- 
gelder; die Vorstellung, sie hätten irgendein originäres Interesse an Walen, Walfang und dem von 
Neuseeland und Australien geforderten Südozeanischen Schutzgebiet, entbehrt jeder Grundlage.“ 
Dieser Druck auf die Politik der Internationalen Walfangkommission unter- 
läuft die Bereitstellung eines globalen öffentlichen Guts. Die Wahrscheinlich- 
keit nimmt zu, dass ein globales Allgemeingut - die weltweite Walpopulation 
- überausgebeutet wird, möglicherweise sogar bis zum Punkt einer Bedrohung 
durch Aussterben. Etwas allgemeiner gefasst illustriert dieses Beispiel wie anfäl- 
lig der Prozess der Einrichtung von Eigentumsrechten gegenüber Korruption 
ist: Das betreffende Gut bewegt sich auf einem schmalen Grad zwischen pri- 
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vater und öffentlicher Nutzung und alle beteiligten Akteure handeln nach der 
Maxime des größtmöglichen eigenen Vorteils. Im Fall der Regulierung von 
Walfang befördern institutionelle und technologische Innovationen im Kon- 
text einer größeren Knappheit an Walen, dass das Gut (Wale) sich von einer 
öffentlich zugänglichen Ressource hin zu einer Ressource wandelt, für welche 
die Akteure nur noch ein begrenztes Nutzungsrecht erhalten. Viele andere 
globale Allgemeingüter erreichen ebenfalls ein kritisches Niveau der Überaus- 
beutung. Korruption droht dann, eine geregelte und unparteiische internatio- 
nale Reaktion zu unterminieren. 

Versuche, durch Korruption übermäßigen Einfluss zu gewinnen, sind auch in 
anderen internationalen Organisationen offenkundig. So ım Fall des Interna- 
tionalen Olympischen Komitees, einer internationalen Nichtregierungs- und 
Non-Profit Organisation, die für die Ausrichtung der vielleicht weltweit wich- 
tigsten Sportveranstaltung verantwortlich ist. Die Olympiade soll ein Beispiel 
für den friedlichen Wettbewerb zwischen Nationen abgeben - und indem sie 
dies tut, fördert sie wichtige globale öffentliche Güter wie den internationalen 
Frieden und die Völkerverständigung. 

Aufgrund des politischen Ansehens und der wirtschaftlichen Aktivität, die die 
Olympiade mit sich bringt, ist die Auswahl der Gastländer und -städte eine 
der am strengsten überwachten Tätigkeiten des Internationalen Olympischen 
Komitees. Von daher ist die Olympiade ein Gut mit gemischten Eigenschaf- 
ten. Neben den erwähnten globalen öffentlichen Gütern bringt sie auch wich- 
tige private Vorteile für die Gastländer und -städte hervor: eine Zunahme des 
Tourismus, internationale Aufmerksamkeit, und möglicherweise eine erhöhte 
Attraktivität für Investoren. Daher bemühen sich die nationalen Regierungen 
sehr stark darum, dass ihre eigenen Städte für die Spiele ausgewählt werden, 
und geraten in Versuchung, das Internationale Olympische Komitee zu ihren 
Gunsten zu beeinflussen. 

Die Wahl von Salt Lake City (USA) für die letzten Winterspiele löste eine 
enorme Kontroverse über Korruption aus. Am 28. Januar 1999 berichtete The 
Economist in einem Artikel mit dem Titel „Skandal ın der Mormonen-Stadt“: 


„Die Salt Lake City Lobby händigte Bargeld und Geschenke im Wert von etwa 780.000 US Dol- 
lar aus, um der Stadt die Olympischen Winterspiele zu sichern: Es wurden Stipendien vergeben, 
kostenlose medizinische Behandlung angeboten, teure Handfeuerwaffen verschenkt und Unter- 
stützung bei lukrativen Immobiliengeschäften gewährt.“ 

Korruption mag die Fähigkeit des Internationalen Olympischen Komitees ein 
globales öffentliches Gut bereitzustellen beeinträchtigt haben, da andere Städ- 
te vielleicht mehr zu den erklärten Zielen der Olympiade beigetragen hätten, 
als Salt Lake City es tat. 

Ein weiteres Beispiel für Korruption in einer internationalen Organisation be- 
trifft die Weltbank, die weltweit größte Entwicklungshilfeorganisation. Die 
Bank leistet einen Beitrag zu globalen öffentlichen Gütern, indem sie sich 
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bemüht, Entwicklungsprozesse zu fördern, Armut zu reduzieren, Krankheiten 
zu bekämpfen, Hunger zu eliminieren, globale Ungleichheit zu mildern und 
die Umwelt zu schützen. Im Dezember 2000 deckte eine interne Untersu- 
chung auf, dass drei Weltbankmitarbeiter von zwei schwedischen Unterneh- 
men bezahlt wurden, bzw. Bestechungsgelder von diesen Unternehmen erhiel- 
ten, und im Austausch dafür den Abschluss bestimmter Geschäftsverträge mit 
der Weltbank erreichten (Weltbank 2000a) Die betreffenden Verträge enthiel- 
ten nicht genehmigungsfähige Vertragsteile und beliefen sich auf einen Wert 
von knapp 900.000 US Dollar.’ 

Jedes noch so geringe Anzeichen von Korruption - oder auch nur der Ver- 
dacht von Korruption - würde die Fähigkeit der Weltbank kompromittieren, 
zur Bereitstellung globaler öffentlicher Güter beizutragen. Mehr noch: Wenn 
auch nur eine Internationale Organisation in unlautere Geschäftspraktiken 
verwickelt würde, könnte darunter generell die Unterstützung internationaler 
Kooperation leiden und die Bereitstellung globaler öffentlicher Güter unter- 
miniert werden. 


Die Auswirkung von Korruption in nationalen Regierungen 


Die meisten Fälle von Korruption lassen sich in nationalen Regierungen fın- 
den, wahrscheinlich weil ihnen staatliche Zwangsgewalt zukommt und sie zu- 
dem die Monopole über verschiedene Dienste und Verwaltungsfunktionen 
halten. Internationale Organisationen verfügen nicht über solche Macht: 
Wenn eine Regierung mit der Arbeit einer Internationalen Organisation nicht 
zufrieden ist, kann sie prinzipiell ihre Mitgliedschaft jederzeit kündigen. Für 
Individuen, die mit der Bereitstellung öffentlicher Güter durch ihre nationale 
Regierung unzufrieden sind, ist eine solche Lösung schwieriger. 

Korruption auf der nationalen Ebene unterminiert globale öffentliche Güter, 
indem sie die Beteiligung der Regierungen an deren Bereitstellung negativ be- 
einflusst. So wird eine Regierung in einer durch Korruption geprägten Umwelt 
kaum fähig sein, glaubwürdige Verpflichtungen einzugehen, die für das Funk- 
tionieren internationaler Abkommen erforderlich sind. Es wird schwierig Ab- 
kommen wie beispielsweise zur Regulierung der Hochseefischerei oder der Be- 
grenzung von Kohlendioxidemissionen zu vereinbaren, wenn einige Unter- 
zeichner verdächtigt werden, Bestechungen zu akzeptieren, um zusätzliche 
Fangquoten zu erlauben oder um die Kosten für den Einbau von Filtern in 
Kohlekraftwerken zu vermeiden. Und selbst wenn eine Übereinkunft über ei- 
ne angemessene Fangquote erreicht wird: Die Bestechungen, die gezahlt wur- 


2 Die Weltbank berichtet (Weltbank 20004), dass die „zuständige Weltbankabteilung (Corrupti- 
on and Fraud Investigation Unit) so wie die Abteilung für Geschäftsethik und Integrität (Office 
of Business Ethics and Integrity) durch einen Anruf auf die illegalen Aktivitäten aufmerksam wur- 
de, der bei der von der Weltbank eingerichteten Hotline für Betrug und Korruption einging.“ 
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den, um einen den Vertrag brechenden Fischfang zu erreichen, führen dazu, 
dass der Schutz der Fischbestände unter das festgelegte Niveau fällt - und un- 
terminieren so die Bereitstellung globaler öffentlichen Güter auf ganzer Linie. 
Korruption kann auch die Bereitstellung unterschiedlicher Arten globaler öf- 
fentlicher Güter betreffen, indem sie die Entscheidungsfindungsprozesse ver- 
zerrt, in welchen individuelle Präferenzen aggregiert und in kollektive Hand- 
lungen überführt werden. Da nationale Regierungen freiwillig an der Bereit- 
stellung globaler öffentlicher Güter mitwirken, beeinträchtigt Korruption auf 
dieser Ebene wiederum unmittelbar viele dieser Güter. 

So zeigt sich im Fall von Geldwäsche, dass eine schwache Kontrolle auf der 
nationalen Ebene direkt die Bereitstellung globaler öffentlicher Güter behin- 
dert. Geldwäsche ist mit vielen globalen öffentlichen Missständen verbunden, 
einschließlich dem internationalen Terrorismus und dem Drogenhandel. Die 
„Financial Action Task Force on Money Laundering“, eingerichtet von der 
Organisation für Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD), 
greift auf die Finanzinstitutionen ihrer 29 Mitgliedsstaaten zurück, um Geld- 
wäsche zu bekämpfen. Diese erstatten der Task Force über verdächtige Trans- 
aktionen Bericht (FATF 1996). Im Oktober 2001 riet die Task Force zu zu- 
sätzlichen Maßnahmen, um die Finanzierung terroristischer Aktivitäten zu 
unterbinden. Unter anderem wurden die unterschiedlichen Finanzinstitutio- 
nen aufgerufen, die Task Force sofort zu informieren, falls sich ein begründe- 
ter Verdacht auf die Verwendung von Geldern für solcherlei Zwecke ergäbe. 
Darüber hinaus wurden die Möglichkeiten der Regierungen gestärkt, private 
Vermögen einzufrieren, ausführlichere Berichte über verdächtige Transaktio- 
nen einzufordern, und es wurde eine schwarze Liste von Ländern erstellt, die 
Umgang mit Geldern terroristischer Gruppen haben (FATF 2001) 

Korruption behindert die Implementierung solcher internationaler Abkom- 
men, weil sie die Einrichtung von Steueroasen stärkt und die Durchsetzung 
von Maßnahmen gegen Geldwäsche hintertreibt. Transparency International 
(2001: 206) stellt fest: „Bedauerlicher Weise muss Geldwäsche einfach nur aus- 
reichend gut organisiert sein, um die internationalen Ermittlungskapazitäten 
zu sprengen und die jeweiligen rechtlichen Regelungen entlang des län- 
derübergreifenden Transaktionspfads zu umgehen.“ Die unzureichende Ge- 
setzgebung in Steueroasen, aber auch in anderen Staaten, erlaubt es Kriminel- 
len, Treuhandfonds, Stiftungen und Geschäftsbeziehungen zu missbrauchen, 
um regulierende Maßnahmen zu umgehen. 

Darüber hinaus hat die Financial Action Task Force on Money Laundering 
zwar 19 nicht kooperierende Länder und Territorien auf eine Schwarze Liste 
gesetzt - darunter Ägypten, Ungarn, Israel und die Russische Föderation. 
Doch räumt sie ebenfalls ein, dass fast zwei Drittel ihrer eigenen 29 Mitglieds- 
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staaten die Anti-Geldwäsche Empfehlungen nicht vollständig umsetzen.’ 
Unterschiede zwischen den nationalen Gesetzgebungen machen es möglich, 
dass die Korruption im internationalen Bankgeschäft floriert. Illegale Vermö- 
gen werden an Orte transferiert, die einfach zu nutzende Gesetzeslücken und 
Schlupflöcher bieten. Von daher unterminiert Korruption in nationalen Re- 
gierungen unmittelbar die internationalen Bemühungen, das wichtige globale 
öffentliche Gut der Verhütung von Geldwäsche bereitzustellen. 

Die Kontrolle des Handels mit Diamanten aus Krisengebieten ist ein weiteres 
Beispiel dafür, wie Korruption auf nationaler Ebene die Bereitstellung eines 
globalen öffentlichen Guts unmittelbar behindert, in diesem Fall des interna- 
tionalen Friedens und der Sicherheit. In den vergangenen Jahren hat der 
Kampf um „Blutdiamanten“ die Konflikte in der Demokratischen Republik 
Kongo und in Liberia geschürt. Rebellenarmeen in Angola und Sierra Leone 
haben solche Diamanten benutzt, um Waffen zu kaufen, und lokale Eliten 
vermochten sich durch den Diamantenhandel zu bereichern. Im Austausch 
für Schürfkonzessionen haben ausländische Armeen in den Konfliktgebieten 
militärische Unterstützung geleistet, so zum Beispiel die Armee Simbabwes. 
Gleichzeitig schickten internationale Unternehmen ihre Vertreter in die 
Kriegszonen, um dort illegal geförderte Steine zu kaufen. 

Doch die Proteste der Zivilgesellschaft hatten großen Einfluss auf die interna- 
tionale Diamantenindustrie, größtenteils dank der Arbeit von Global Witness 
(http;//www.globalwitness.org). Global Witness (2000) schlägt vor, ein inter- 
nationales Zertifizierungssystem einzuführen, das auf die Handelskonflikte in 
Angola und in anderen Regionen angewendet werden könnte. Als De Beers 
im Februar 2000 ankündigte, afrikanische Juwelen nicht länger verkaufen zu 
wollen, die aus den von Rebellenkräften kontrollierten Regionen stammen, 
wurde der Versuch unternommen, eine neue regulatorische Architektur für 
den internationalen Diamantenhandel zu entwickeln. Hier trieb vor allem die 
Südafrikanische Regierung den sogenannten Kimberley Prozess voran, ein 
weltumspannendes Zertifikat-System zur Import- und Exportregistrierung. 
Durch das Kontrollinstrument der „Berechtigungs-Kette“ sollen Schlupflöcher 
geschlossen werden, die dadurch entstehen, dass nationale Gesetze keine Un- 
terscheidung zwischen den originären Herkunftsländern der Diamanten und 
den Lieferländern treffen. 

Bis allerdings eine ausreichend große Anzahl an Ländern unterzeichnet hat - 
Angola, Belgien, die Demokratische Republik Kongo und Sierra Leone waren 
unter den ersten Unterzeichnerstaaten - wird die nationale Indifferenz gegen- 
über der Diamantenkorruption, weiterhin den internationalen Handel verzer- 
ren und effektive Sanktionen gegen Regime behindern, die gegen die Men- 


3 Eine Liste der nicht kooperierenden Länder und Territorien findet sich im Internet unter 


http://wwwl.oecd.org/fat/NCCT_en.htm 
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schenrechte verstoßen. So haben beispielsweise hohe Regierungsfunktionäre in 
Burkina Faso, Liberia und Togo von dem rechtswidrigen Handel mit Diaman- 
ten profitiert, indem sie den Export aus Konfliktgebieten deckten (Transpa- 
rency International 2001: 215-216) 

Die umfangreiche Literatur wirft Licht auf die hohen Kosten, die durch Kor- 
ruption auf nationaler Ebene entstehen - und auf deren globale Auswirkun- 
gen. Kaufmann, Kraay und Zoido-Lobaton (1999) weisen auf die enge Kausal- 
beziehung zwischen Art der Regierung und entwicklungspolitischen Erfolgen 
hin, einschließlich des Bruttoinlandsprodukts, der Kindersterblichkeit und der 
Erwachsenen-Alphabetisierungsrate. Gupta, Davoodi und Tiongson (2000) 
zeigen, dass dıe Verbreitung von Korruption soziale Schlüsselindikatoren wie 
die Kindersterblichkeitsrate, Einkommensungleichheit, das Bildungsniveau 
und die Armutsrate nachteilig beeinflusst. Wie auch andere bestätigen Mauro 
(1995), sowie Knack und Keefer (1995), die Wichtigkeit von funktionierenden 
Institutionen und good governance für das Wachstum des Bruttoinlandspro- 
dukts. Sie zeigen, dass Korruption die Entwicklung starker Institutionen 
hemmt. Wei (1997) konstatiert, dass Korruption ausländische Direktinvesti- 
tionen abschreckt und eine wichtige Rolle beim Nachlassen internationaler 
Hilfsleistungen spielt, da sie die Beteiligungen der Geberländer an den Ent- 
wicklungsprojekten unterläuft. Alle diese Effekte von Korruption betreffen vor 
allem die sozial schwachen Teile der Bevölkerung. Den einkommensstarken 
Gruppen fällt es leichter, Ausweich- und Ersatzmöglichkeiten zu finden, wenn 
öffentliche Güter nicht mehr bereitgestellt werden.‘ 

Korruption hält Märkte davon ab, richtig zu funktionieren, sie reduziert pri- 
vate Investitionen, lockt talentierte Menschen in unproduktive Tätigkeitsbe- 
reiche und stört das optimale Management natürlicher Ressourcen. Korrupti- 
on unterläuft zudem auch die nationalen Bemühungen Krankheiten zu kon- 
trollieren, den Drogenhandel zu bekämpfen, und den Regenwald zu schützen. 
Die globalen Implikationen beinhalten die Rodung von Waldgebieten, den 
Rückgang von Handelsmöglichkeiten, den Anstieg von Krankheiten, Drogen- 
handel und politische Instabilität, sowie die Ausbreitung von Finanzkrisen, 
wie dies in den späten 1990er Jahren in Ostasien der Fall war. 


Kontrolle von Korruption als globales öffentliches Gut 


Im vorherigen Abschnitt wurde gezeigt, dass die Kontrolle von Korruption 
von zentraler Bedeutung für das effektive Funktionieren guten Regierens ist 
und von daher auch ein wichtiges intermediäres Input bei der Produktion 
von öffentlichen Gütern darstellt. In diesem Abschnitt wird argumentiert, dass 
die Kontrolle von Korruption selbst ein öffentliches Gut ist, welches auf na- 


4 Für Diskussionsbeiträge zu der Frage, inwieweit Korruption vor allem sozial schwache Bevölke- 
rungsschichten betrifft, siehe Weltbank (2000b: 102). 
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tionaler und internationaler Ebene den Prinzipien des nicht-Ausschlusses und 
der nicht-Rivalität gehorcht: Diejenigen Akteure, die zur Durchsetzung der Kon- 
trolle der Korruption beitragen, können nicht kooperierende Akteure von den 
positiven Effekten nicht ausschließen und diese positiven Effekte werden auch 
nicht dadurch eingeschränkt, dass anderen Akteuren daraus ein Nutzen entsteht. 
Da es einerseits kaum Formen supranationaler Autorität gibt, das Korrupti- 
onsproblem jedoch, wie es auch bei anderen öffentlichen Gütern der Fall ist, 
eine stark internationale Dimension besitzt, gestaltet sich die effektive Inter- 
vention auf diesem Gebiet schwierig. Nicht nur ziehen etwaige Nutznießer es 
vor, sich nicht an der Bereitstellung öffentlicher Güter zu beteiligen, wenn 
andere dies bereits tun. Vielmehr ist der Anreiz zu regelwidrigem Verhalten 
und einer Beteiligung an korrupten Praktiken um so stärker, je deutlicher an- 
dere Akteure ihre eigenen illegalen Aktivitäten einschränken. Diese Problemsi- 
tuation lässt sich gut als klassisches Gefangenendilemma beschreiben: Alle 
Teilnehmer könnten von einer kooperativen Lösung profitieren, doch sehen 
sie sich gleichzeitig mit starken Anreizen zu regelwidrigem Verhalten konfron- 
tiert, wodurch die Kooperation unterminiert wird. 

Generell würde jedes Unternehmen und jedes Land es vorziehen, wenn die 
anderen Akteure Korruption kontrollierten, sie selber das eigene Verhalten 
dagegen nicht einschränken müssten und auch die Kosten für das Monitoring 
und die Durchsetzung von Korruptionskontrollen nicht zu tragen hätten. E- 
ventuell ist es bestimmten Akteuren, die sich an der Kontrolle der Korruption 
beteiligen möchten, nicht möglich daran teilzunehmen. So mag beispielsweise 
eine Handelsgesellschaft oder ein Unternehmen in einem sehr korrupten 
Entwicklungsland Korruption reduzieren wollen, um so für Kreditgeber oder 
ausländische Direktinvestoren an Attraktivität zu gewinnen. Doch die 
Konfrontation mit einem korrupten Autokraten oder mit regional verwurzel- 
ten Interessengruppen (die möglicherweise auch noch mit externen Partnern 
vernetzt sind) würde extrem hohe Kosten verursachen. 

Wie lässt sich das Regieren in einem solchen Tand verbessern? Der politische 
Druck vor Ort mag wachsen, bis das Regime unter der Last der Korruption 
kollabiert. Auch könnten die lokalen korrupten Praktiken die Toleranzgrenze 
der außerhalb der Region ansässigen Akteure überschreiten. Internationale 
Organisationen, wie die Weltbank oder der Internationale Währungsfonds, 
und zivilgesellschaftliche Organisationen, wie Transparency International, 
könnten diejenigen einheimischen Akteure unterstützen, die auf bessere Poli- 
tik hinwirken. Darüber hinaus haben vielleicht überregionale Organisationen, 
welche die negativen Effekte einer politischen und wirtschaftlichen Instabilität 
vermeiden wollen, ein Interesse an der Bereitstellung des öffentliches Gutes, 
und zwar ungeachtet der Beteiligung anderer Nutznießer. Nichts desto trotz 
ist es unwahrscheinlich, dass es zu einer Bereitstellung des globalen öffentli- 
chen Guts good governance kommt. 
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Eine weitere Schwierigkeit bei der Durchsetzung der Kontrolle von Korrupti- 
on erinnert an die tragedy ofthe commons: Die Abwesenheit von Korruption 
stellt nämlich einen zusätzlichen Anreiz für korruptes Verhalten dar. Das Pro- 
blem ist ähnlich gelagert wie im Fall der Bemühungen um das öffentliche Gut 
des Schutzes der Fischbestände. Wenn beispielsweise Fischereiflotten ein be- 
stimmtes Gebiet zum Schutz der dortigen Fischbestände meiden, so steigt na- 
türlıch der Umfang des in dieser Region zu erwartende Fangs. Somit erhöht 
sich auch der Anreiz, in diesem Gebiet zu fischen. Wenn Allgemeingüter als 
korruptionsfreies politisches Feld organisiert sind, so entstehen für alle Staaten 
große Anreize, ihren nationalen kommerziellen Akteuren die Überausbeutung 
der Allgemeingüter und korrupte Praxen zu gestatten, insbesondere wenn eine 
Aufdeckung unwahrscheinlich ist. Auch können Unternehmen in einer kor- 
ruptionsfreien Umwelt durch Bestechung Wettbewerbsvorteile erlangen und 
ihre Gewinnspannen erhöhen. 


Das Gefangenendilemma angewandt auf Korruption 


Unternehmen 2 
zahlt zahlt keine 
Bestechungsgelder Bestechungsgelder 


zahlt 2,a cb 
Bestechungsgelder 
Unter- 
nehmen 1 
zahlt keine b,c d,d 
Bestechungsgelder 


Die mit dem Anreiz zur Korruption verbundenen Probleme ähneln stark dem 
spieltheoretischen Szenario des klassischen Gefangenendilemmas. Das Szena- 
rio wird hier auf der Ebene einzelner Unternehmen durchgespielt (siehe Ab- 
bildung), doch ist das Analyseschema ebenso auf die Ebene von Nationalstaa- 
ten übertragbar (es würde dann untersucht, inwieweit Staaten sich an der Be- 
kämpfung internationaler Korruption beteiligen). In der Abbildung wird dar- 
gestellt, ob sich eine bestimmte Aktion für ein Unternehmen auszahlt (payoff) 
oder nicht. In jedem Quadranten bezeichnet die erste Variable (vor dem 
Komma) den payoff-Effekt für Unternehmen 1, und die zweite Variable (hin- 
ter dem Komma) bezeichnet den payoff-Effekt für Unternehmen 2. 

Wenn die payofFStruktur so aussieht, dass a größer als b und c größer als d 
ist, dann ist es für jedes Untenehmen von Vorteil Bestechungsgelder zu zah- 
len, unabhängig davon, wie sich das andere Unternehmen jeweils verhält. Es 
werden also beide Unternehmen Bestechungsgelder zahlen und wir haben die 
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im oberen linken Quadranten dargestellte Situation, in der beide Unterneh- 
men ein payoff in Höhe von a erzielen. 

Wenn nun d größer als a ist, bietet die kooperative Lösung - in der keine der 
beiden Firmen eine Bestechung zahlt - beiden Firmen einen größeren positi- 
ven Effekt, als wenn beide Bestechungsgelder zahlen. Die höheren payoffs 
durch Kooperation stellen den Anreiz zur Zusammenarbeit und zur Bekämp- 
fung von Korruption dar. Da jedoch in der unterstellten payoff-Struktur für 
jedes Unternehmen der Gewinn am größten ist, wenn es selbst Bestechungs- 
gelder zahlt, das andere Unternehmen aber nicht (weil c größer als d ist), 
bleibt für jedes Unternehmen ein starker Anreiz aus einer kooperativen Lö- 
sung auszuscheren. Wenn aber beide ausscheren, dann kommt ein Ergebnis 
heraus, das für beide Unternehmen am schlechtesten ist. 

Das Korruptionsszenario ist nicht so behaglich, wie es hier vielleicht er- 
scheint. In einer globalisierten Welt - unter den Bedingungen von Marktinte- 
gration, transnationalisierter Produktion, hohem Handelsaufkommen und 
Auslandsinvestitionen - entstehen durch Korruptionspraktiken für alle Markt- 
teilnehmer zunehmend unkalkulierbare Risiken. Korruption schließt eine Rei- 
he von Verhaltensweisen ein, durch die unternehmerische Geschäfte untermi- 
niert und Monitoring verkompliziert wird. Zudem ist die Höhe der Beste- 
chungsgelder nicht fixiert. Unter den Bedingungen von Globalisierung und 
Integration vergrößert sich also einerseits der Nutzen, der sich aus der Abwe- 
senheit von Korruption ergibt (weil die Transaktionskosten sinken), und es 
wird andererseits immer wahrscheinlicher, dass Korruption sich zunehmend 
transnational verzweigt (Eigen-Zucchi 2001). 

Mit dem Aufkommen verbesserter Verpflichtungstechnologien können aller- 
dings auch die Kosten fallen, die bei einem Wechsel vom nicht kooperativen 
Quadranten links oben (in dem beide Unternehmen einen payoff in Höhe 
von a erhalten) zu dem kooperativen unteren rechten Quadranten (in dem 
beide Unternehmen einen payoff in Höhe von d erzielen) entstehen. Die da- 
zu notwendigen Technologien betreffen vor allem die freie Verfügbarkeit von 
Informationen und höhere Rechenschaftsstandards. Das Monitoring durch 
dritte Parteien aus der Zivilgesellschaft stellt eine weitere Technologie dar, 
durch welche die Verpflichtung zur Kontrolle von Korruption gestärkt werden 
kann. Wie unten gezeigt wird, ist die Förderung des Monitoring ein wichtiger 
Beitrag seitens der Zivilgesellschaft zur Bereitstellung des globalen öffentlichen 
Guts der Korruptionskontrolle. 

Einige dieser Aspekte der Kontrolle von Korruption werden ım U.S. Foreign 
Corrupt Practices Act von 1977 deutlich, der die Zahlung von Bestechungs- 
geldern durch U.S. Staatsbürger und U.S. Unternehmen und ihre Tochterfir- 
men verbot. In dem Maße, in dem U.S. Firmen auf der Basıs von Bestechung 
miteinander konkurrierten, befanden sie sich in einem nicht-kooperativen 
Gleichgewicht. 
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Der Auslöser für den Erlass des Foreign Corrupt Practices Act war der Water- 
gate Skandal und die daraufhin durchgeführten Anhörungen im Kongress. In 
diesen ging es um fragwürdige Spenden, die von Unternehmern im Rahmen 
der Kampagne zur Wiederwahl von U.S. Präsident Richard Nixon gezahlt 
wurden (Geo-JaJa/Mangsum 1999). Die Anhörungen führten zu einer Reihe 
von Enthüllungen von Spendenzahlungen seitens U.S. amerikanischer Unter- 
nehmen an Regime im Ausland. Aufgedeckt wurden beispielsweise Zahlungen 
der Firma Lockheed an die Regierung Tanaka in Japan. Die Ausarbeitung eı- 
ner Anti-Korruptions-Gesetzgebung wurde unter Gerald Ford in Angriff ge- 
nommen. Mehr und mehr Firmen gaben zu, in die Bestechung der Security 
and Exchange Commission verwickelt zu sein, und man wurde sich zuneh- 
mend der durch Korruption entstehenden Kosten bewusst. Im Konferenzbe- 
richt des U.S. Abgeordnetenhaus (1977: 2) über den Foreign Corrupt Practı- 
ces Act heißt es: 

„Es ist unethisch, die Handlungen oder Entscheidungen ausländischer Amtsträger, ausländischer 
Parteien oder Kandidaten für politische Ämter im Ausland durch Zahlung von Bestechungsgel- 
dern zu beeinflussen. Bestechung widerspricht den moralischen Erwartungen und Werten der 
amerikanischen Öffentlichkeit. Doch sie ist nicht nur unethisch, sondern sie ist auch eine 
schlechte Geschäftspraxis. Denn sie zerstört das öffentliche Vertrauen in die Integrität des freien 
Marktsystems. Bestechung unterläuft die Funktionsweise des Marktes, indem sie denjenigen Un- 
ternehmen Geschäfte ermöglicht, die eigentlich zu ineffizient wirtschaften, als das sie im Hinblick 
auf Preis, Qualität oder Service konkurrieren könnten, die zu bequem sind, um ehrliche Ge- 
schäftstüchtigkeit an den Tag zu legen, oder nicht konkurrenzfähige Produkt verkaufen wollen. 
Kurz gesagt: belohnt wird Korruption anstelle von Effizienz, und ethisch handelnde Unterneh- 
men werden unter Druck gesetzt, ihre Standards zu senken, wenn sie ihre Geschäfte nicht verlie- 
ren wollen. 

Die Bestechung ausländischer Amtsträger durch einzelne amerikanische Unternehmen wirft einen 
Schatten auf alle U.S. Unternehmen. Solcherlei Aktivitäten können das Image eines Unterneh- 
mens schädigen, zu kostspieligen Gerichtsverfahren führen, Vertragsrücktritte verursachen und zur 
Pfändung amerikanischer Vermögen ım Ausland führen.“ 

Die Abgeordneten nahmen die Kontrolle von Korruption also als ein Interes- 
se der Vereinigten Staaten wahr, und zwar unabhängig von der Beteiligung 
anderer Länder. Im Fall des Watergate Skandals waren die durch Korruption 
entstandenen Folgekosten in den USA vermutlich groß. Tatsächlich waren 
Mitte der 1980er Jahre 450 Firmen mit über 1 Milliarde US Dollar in den Be- 
stechungsskandal verwickelt (Clinard 1990: 121). Der Schatten, der unabhän- 
gig davon, ob ein Unternehmen an Bestechungen beteiligt gewesen war oder 
nicht, über alle U.S. Firmen geworfen wurde, indiziert, dass einige Unterneh- 
men sich in dem unteren linken oder oberen rechten Quadranten unseres Ge- 
fangenendilemmas bewegten. Solcherlei Überlegungen beschleunigten die 
Entscheidung der Regierung, eine kooperative Lösung anzustreben. 

Die Erfahrung mit dem Foreign Corrupt Practices Act weist auf ein weiteres 
Gefangenendilemma ım Bereich des internationalen Wettbewerbs um Handel 
und Investitionen hin. Nachdem der Act in den USA ın Kraft getreten war, 
folgte bemerkenswerter Weise keine andere Nation mit ähnlichen Gesetzge- 
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bungen diesem Beispiel. Offensichtlich war niemand bereit, die Kosten für die 
Bereitstellung des globalen öffentlichen Guts zu übernehmen, einschließlich 
der Kosten für das Monitoring und die Durchsetzung der Korruptionskon- 
trollen. In vielen Industrienationen blieb Bestechung tatsächlich als legitime 
Geschäftsausgabe steuerlich absetzbar. Mehr noch, Unternehmen in anderen 
Ländern profitierten von den gesetzlichen Beschränkungen für U.S. Firmen. 
Die Zahlen sind umstritten. Doch schätzt das U.S. Handelsministerium, dass 
1994 und 1995 auf Grund des Bestechungsverbots etwa 100 Verträge mit U.S. 
amerikanischen Firmen im Wert von etwa 45 Milliarden U.S. Dollar gar nicht 
erst zustande kamen. Das U.S. Finanzministerium schätzt den Umfang der 
verlorenen Geschäfte auf etwa 30 Milliarden U.S. Dollar pro Jahr (zitiert ın 
Galtung 2000). 

Lambsdorff (1998) weist darauf hin, dass sich dieser Effekt auch gemäß seiner 
Studie über Handelsmuster und Bestechung bestätigt. Lambsdorff untersucht 
eine Reihe von Faktoren und zeigt, dass Firmen in Malaysia und Schweden 
einen relativen Nachteil gegenüber korrumpierenden Konkurrenten haben. 
Exportunternehmen aus Ländern wie Belgien, Italien und der Republik Korea 
dagegen zeigen in dieser Hinsicht eine positive Bilanz. Von daher schließt 
Lambsdorff, dass die Unterschiede auf die unterschiedliche Bereitschaft der 
Exporteure, Bestechungen zu zahlen, zurück zu führen sind. 

Nichts desto trotz haben einige Autoren die Größe der U.S. Geschäftsverluste 
angezweifelt. U.S. Firmen konkurrieren größten Teils untereinander; die Wett- 
bewerbssituation ist durch die einzigartige Technologie und die Qualität der 
Güter und Dienstleistungen bestimmt (Parker 1976; Romeneski 1982, zitiert 
in Geo-JaJa/Magnum 1999). Sicherlich haben einige U.S. Firmen in der Folge 
des Foreign Corrupt Practices Act Geschäfte verloren - sowohl an andere U.S. 
Firmen als auch im internationalen Wettbewerb, der durch kein internationa- 
les Abkommen beschränkt war. Dennoch wurden die Kosten für Korruption 
innerhalb der Vereinigten Staaten als akut wahrgenommen und waren bis auf 
ein Niveau angestiegen, das zu unilateralen Handlungen zwang. 

Es lässt sich festhalten, dass wenn einige Firmen die Zahlung von Bestechun- 
gen unterlassen, sich daraus für andere Firmen ein zusätzlicher Anreiz ergibt, 
durch korrupte Praktiken Geschäfte für sich positiv zu beeinflussen. Ähnlich 
verhält es sich, wenn einzelne Nationen ihren Exporteuren Einschränkungen 
auferlegen. Für andere Nationen gibt es dann einen Anreiz, ihren Unterneh- 
men durch das Gestatten von Korruption Wettbewerbsvorteile zu verschaffen. 
Richardson (2001: 101) stellt fest: „Angenommen, dass eine hohe Geschäftsin- 
tegrität und die Ablehnung von Bestechung ein öffentliches Gut darstellen, 
dann werden diejenigen Unternehmen, die mit Bestechungen fortfahren (und 
dabei auch Partner finden) zu Trittbrettfahrern mit einem Wettbewerbsvorteil 
gegenüber ihren Konkurrenten.“ Wenn nur einzelne Akteure Korruption kon- 
trollieren und einschränken, so ist es wahrscheinlich, dass der Gewinn der an- 
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deren sogar noch die aus einer Kooperation zu erwartenden positiven Effekte 
übertrifft. Ebenfalls ist es plausibel, dass wenn andere Korruption nicht kon- 
trollieren, es sich immer noch auszahlt, selber zu bestechen. In dem sich dar- 
aus ergebenden Gefangenendilemma nimmt jede Nation und jedes Unter- 
nehmen eine dominante Strategie wahr, die Bestechung beinhaltet und nicht 
zu einer Kontrolle von Korruption beiträgt. 

Insofern ist die Bereitstellung des globalen öffentlichen Guts der Korrupti- 
onskontrolle schwierig. Aber Globalisierung und Öffentlichkeitsarbeit tragen 
dazu bei, dass die Öffentlichkeit und die politisch verantwortlichen Akteure 
zunehmend auf die Kosten der Korruption aufmerksam werden, und so auch 
die Bemühungen um eine Reduzierung von Korruption angespornt werden. 
Zusätzlich sind der Politik durch die Beteiligung zivilgesellschaftlicher Organi- 
sationen neue Instrumente an die Hand gegeben, durch welche die Kosten 
zur Kontrolle von Korruption gesenkt und Schritte wie die Unterzeichnung 
der OECD Konvention gegen Bestechung von 1997 ermöglicht werden. 


Die Rolle von Transparency International 
bei der Korruptionsbekämpfung 


Viele zivilgesellschaftliche Organisationen haben eine wichtige Rolle bei der 
Kontrolle von Korruption gespielt. Unter den führenden ist Transparency In- 
ternational. Die Organisation wurde 1993 von 10 Gründungsmitgliedern aus 
Industrie- und Entwicklungsländern ins Leben gerufen - aus Sorge über die 
Korruption und in der Überzeugung, dass das Ende des Kalten Krieges eine 
Möglichkeit bot, diese zu bekämpfen. Mit ihrer Arbeit hat Transparency In- 
ternational zum Verständnis von Korruption beigetragen und durch die Öf- 
fentlichkeitsarbeit an einer Konsensbildung über die Schädlichkeit von Kor- 
ruption mitgewirkt. 

Gemeinsam mit anderen Lobby-Organisationen hat sich Transparency Inter- 
national bei der Bildung von Koalitionen engagiert, durch nationale Netzwer- 
ke und Sektionen einheimische Unterstützung mobilisiert und die Überwa- 
chung von Abkommen übernommen, um allen Unterzeichnern deren Einhal- 
tung zu garantieren. Durch diese Maßnahmen hat Transparency International 
einen Ausstieg aus dem Gefangenendilemma ermöglicht und sich dabei unmit- 
telbar mit mächtigen und konzentrierten Interessen auseinandersetzen müssen. 
In den frühen 1990er Jahren, bevor Transparency International gegründet 
wurde, waren nur wenige Fortschritte bei der Korruptionsbekämpfung ge- 
macht worden. 1977 entwickelte die Internationale Handelskammer die Rules 
of Conduct to Combat Extortion and Bribery (Verhaltensregeln zur Bekämp- 
fung von Erpressung und Bestechung), doch waren diese kaum durchsetzbar 
und erwiesen sich somit als ineffektiv. Wie bereits ausgeführt, waren die Ver- 
einigten Staaten zunächst das einzige Land, in dem die Bestechung ausländi- 
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scher Amtsinhaber kriminalisiert wurde und in vielen OECD Ländern blieb 
Bestechung weiterhin als Posten einer legitimen Geschäftspraxis steuerlich ab- 
setzbar. 

In der sozialwissenschaftlichen Forschungsliteratur wurden lange Zeit irrge 
Annahmen über die Effekte von Korruption publiziert. So trafen einige Auto- 
ren die Unterscheidung zwischen guter und schlechter Korruption. In diesem 
Zusammenhang wurde beispielsweise argumentiert, dass diejenige Bestechung, 
die bürokratische Hürden reduzieren und andere Hindernisse beseitigen soll, 
als gute Korruption einzuschätzen sei, da sie ja ökonomische Effizienz beför- 
dere (Galtung 2000: 20). 

Seitens der Entwicklungsländer war wenig Enthusiasmus über die Thematisie- 
rung von Korruption zu spüren. Hier sorgte man sich vor allem über die Bei- 
behaltung des Entwicklungshilfeniveaus. Internationale Abkommen über na- 
tionale Gesetzgebungen wurden als Einmischung in die eigenen Angelegenhei- 
ten empfunden. Viele erfahrene Entwicklungshelfer der Weltbank waren sich 
beispielsweise der schädlichen Effekte von Korruption für Entwicklungspro- 
jekte sehr wohl bewusst. Doch die Rechtsabteilung der Weltbank hielt daran 
fest, dass die Einmischung in nationale politische Fragen ihrer Charta wider- 
sprechen würde, und forderte, dass Entscheidungen über Kredite ohne Rück- 
sicht auf politische Erwägungen zu treffen seien (Galtung 2000: 23). 

Mit dem Ende des Kalten Krieges jedoch verschoben sich die internationalen 
Prioritäten und die Leistungsfähigkeit von Entwicklungshilfeprogrammen 
wurde zu einem zentralen Punkt in den Haushaltsdebatten der Geberländer. 
Mehr und mehr rückten damit auch die entwicklungshemmenden Effekte von 
Korruption ins Blickfeld der sozialwissenschaftlichen Forschung und Transpa- 
rency International fand zunehmend Unterstützung bei Regierungen, interna- 
tionalen Organisationen und multinationalen Konzernen. 

Der Ansatz von Transparency International beruht vor allem darauf, nıcht- 
konfrontative „nationale, regionale und globale Koalitionen (aufzubauen), die 
den Staat, die Zivilgesellschaft und den privaten Sektor umfassen, um inländi- 
sche und internationale Korruption zu bekämpfen“ (Galtung 2000: 26). Die 
Organisation verfolgt dieses Ziel, indem es öffentliches Bewusstsein schafft, 
Lobbyarbeit bei Regierungen betreibt und Abkommen zur Reduzierung von 
Korruption unterstützt. Wichtige und beständige Beiträge bestehen darin, 
Korruption auf die Agenda nationaler Regierungen zu setzen, wissenschaftli- 
che Forschung zu leisten und internationale Finanzinstitutionen bei der Stra- 
tegieentwicklung zu unterstützen. Transparency International betont dabei 
immer wieder die nachteiligen Effekte von Korruption (von denen wiederum 
die sozial schwachen Bevölkerungsgruppen besonders betroffen sind) und en- 
gagiert sich stark in der Öffentlichkeitsarbeit. 

Das effektivste Werkzeug von Transparency International, um öffentliche 
Aufmerksamkeit zu erzielen, ist der Corruption Perceptions Index, der seit 
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1995 jährlich veröffentlicht wird. Der Index 2001 basiert auf 14 Erhebungen; 
damit ein Land in den Index aufgenommen wird, sind mindestens 3 von ih- 
nen erforderlich.° Unter den 91 Ländern, dıe im Index 2001 aufgeführt wer- 
den, rangiert Finnland als das Land mit der wenigsten und Bangladesch als 
das mit der meisten Korruption. 

Beispielhaft lässt sich der Ansatz von Transparency International an der Ent- 
wicklung des Integritätspakts zeigen, sowie an ihrer Beteiligung an der OECD 
Antibestechungskonvention. Schließlich basiert der Ansatz von Transparency 
International auf der Grundlage der laufenden Forschungen über Korruption 
und über die Instrumente zu ihrer erfolgreichen Bekämpfung. 


Einige Merkmale von Korruption und 
Elemente einer effektiven Kontrolle 


Die Arbeit von Transparency International basiert wesentlich auf Tiefenanaly- 
sen über die Charakteristika von Korruption. Lambsdorff (2002) verwendet 
einen Transaktionskosten-Zugang und spezifiziert Eigenschaften von Korrup- 
tion auf einer allgemeinen Ebene. Dabei identifiziert er drei Schritte, welche 
die an einer korrupten Transaktion beteiligten Akteure stets unternehmen 
müssen: 

- Es muss ein Geschäftspartner gefunden und der Vertrag spezifiziert werden. 
- Es müssen Mechanismen entwickelt werden, um den Vertrag durchzusetzen 
und Vertragsbruch zu unterbinden, da es typischerweise zu keinem .zeitglei- 
chen Tausch kommt. 

- Es müssen Wege gefunden werden, um die Beziehung im Anschluss an die 
Transaktion zu gestalten, denn alle beteiligten Akteure sind dann im Besitz 
belastender Informationen über die jeweils anderen (Lambsdorff 2002: 3-4). 
Lambsdorff meint, dass eine effektive Strategie zur Bekämpfung von Korrup- 
tion darin besteht, Wege zur Unterbrechung genau dieser Schritte zu finden. 
Richardson (2001) listet eine Reihe von Kriterien für eine effektive Antikor- 
ruptions-Kampagne auf. Obwohl viele verschiedene anspruchsvolle Program- 
me zur Bekämpfung von Korruption entwickelt worden sind, müssen doch 
auf der grundlegenden Ebene stets die gleichen Maßnahmen getroffen wer- 
den: Es gilt, „(1) die Anreize und Gelegenheiten für Erpressung und Beste- 
chung zu reduzieren; (2) das Risiko einer Aufdeckung zukünftiger Bestechung 
für alle Beteiligten deutlich zu erhöhen; (3) die Wahrscheinlichkeit und die 
Schwere der strafrechtlichen Sanktion bei der Aufdeckung von Bestechung zu 
erhöhen“ (ebd. 91). Wie unten gezeigt wird, operieren Antikorruptions- 
Programme, einschließlich der von Transparency International, auf allen die- 
sen Ebenen, und versuchen so das Gefangenendilemma zu bewältigen. 


5 Näheres über den Corruption Perceptions Index für 2001 findet sich im Internet unter 
www.transparency.org/documents/cp1i/2001/cpi2001.html 
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Integritätspakte 


Die letzte Ausgabe von Transparency Internationals Source Book (2000) be- 
schreibt global funktionale Strategien zur Bekämpfung von Korruption und 
beschäftigt sich in Fallstudien mit den Gesetzen, Instituttonen und Verfahren, 
die dabei effektiv zu sein scheinen. Bei Integritätspakten zwischen Regierun- 
gen und Unternehmen, welche sich um Aufträge bewerben, handelt es sich 
um groß angelegte Projekte, die das Problem der Korruption an der Wurzel 
packen sollen. In diesen Abkommen verpflichten sich die staatlichen Autori- 
täten und die privaten Firmen zur Verweigerung aller „direkten oder indirek- 
ten Bestechungen, Geschenke und aller anderen Formen von Gefälligkeiten 
im Gegenzug für eine Vorteilsgewähr beim Angebot, bei der Angebotsevalua- 
tion, bei Vertragsabschluss und ın dem darauf folgenden Implementierungs- 
prozess“ (Transparency International 2001b: 2). Diese Pakte bauen in etwa 50 
Wettbewerbssituationen überall auf der Welt Koalitionen unter Geschäftspart- 
nern, Regierungsbehörden und zivilgesellschaftlichen Organisationen auf. 
Integritätspakte richten sich gegen das Gefangenendilemma, indem sie glaub- 
würdige Verpflichtung produzieren. Keiner der Beteiligten muss mehr fürch- 
ten, gegenüber Konkurrenten, die weiterhin Bestechungen zahlen, benachtei- 
ligt zu werden. Der Pakt beinhaltet Kontrollen durch unabhängige Dritte, wie 
glaubwürdige zivilgesellschaftliche Organisationen, und gewährleistet Transpa- 
renz ın der Angebots- und in der Implementierungsphase von neuen Projek- 
ten. Zusätzlich verpflichten sich die Teilnehmer, die persönlichen Vermögens- 
verhältnisse ihrer Mitarbeiter ab der Ebene des Projektmanagements aufwärts 
offen zu legen. Durch diese Maßnahmen werden die Transaktionskosten zur 
Ermittlung von Korruptionspartnern, zur Spezifizierung illegaler Verträge, so- 
wie das Risiko einer Aufdeckung erhöht. 

Integritätspakte konkretisieren auch Sanktionen für Zuwiderhandlungen, ein- 
schließlich der Kündigung von Verträgen, der Haftung für Schäden sowohl 
gegenüber Regierungen als auch anderer Vertragsparteien, die Einbehaltung 
von Kautionen und den temporären Ausschluss von zukünftigen Geschäfts- 
verträgen mit Regierungen. Im Korruptionsfall erhöhen die prozeduralen Re- 
geln die Wahrscheinlichkeit einer Aufdeckung. Die vorgesehenen Sanktionen, 
insbesondere die Haftung für Schäden und der zukünftige Geschäftsaus- 
schluss, erschweren die Strafe. Korruption wird riskanter und die Gestaltung 
von Geschäftsbeziehungen im Anschluss an eine Korruption wird verkompli- 
ziert. 

Mit der Entwicklung des Integritätspaktes hat Transparency International 
konkrete Schritte identifiziert, die es den beteiligten Akteuren erlauben, Kor- 
tuption zu reduzieren. Durch den Pakt trägt Transparency International zum 
Aufbau von Koalitionen bei, die einen Ausweg aus dem Gefangenendilemma 
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bieten. Unternehmen müssen nun nicht mehr fürchten, sıch alleın durch den 
Verzicht auf Bestechung in eine nachteilige Wettbewerbssituation zu manö- 
vrıieren. Solche Verpflichtungen sind allerdings nur dann glaubwürdig, wenn 
die prozeduralen Verfahren transparent sind und überwacht werden. Von da- 
her hat Transpareny International Instrumente ausgearbeitet, welche die not- 
wendige Verfahrenstransparenz garantieren und eine Überwachung durch un- 
abhängige Dritte auf der Grundlage einer Einbindung zivilgesellschaftlicher 
Organisationen gewährleisten. Allein durch die Zusammenarbeit von Regie- 
rungen und Unternehmen wäre der Aufbau solcherart Glaubwürdigkeit wohl 
kaum zu erreichen. Schlussendlich erhöhen ex-ante-Übereinkommen über 
substantielle Sanktionen die Risiken und Kosten von Bestechung. 


Die OECD Antibestechungskonvention 


Integritätspakte operieren vor allem auf der nationalen Ebene und richten 
sich an Regierungen, nationale zivilgesellschaftliche Organisationen, sowie in- 
ländische und internationale Unternehmen. Doch Transparency International 
versucht auch die „Angebotsseite“ durch internationale Übereinkommen zu 
bekämpfen, am. wichtigsten ist in diesem Zusammenhang die OECD Conven- 
tion on Combating Bribery of Foreign Public Officials in International Busi- 
ness Transactions (Konvention zur Bekämpfung der Bestechung ausländischer 
öffentlicher Amtsträger bei Internationalen Geschäftstransaktionen) Das Ziel 
dieses internationalen Abkommens ist es, den nationalen Regierungen einen 
koordinierten Ausweg aus der Korruptionsfalle anzubieten. 

Als Transparency International begann für Reformen einzutreten, um so die 
systematische und groß angelegte Korruption der politischen Entscheidungs- 
träger - vor allem der Funktionäre und Politiker in Entwicklungsländern - zu 
kontrollieren, tolerierten die meisten OECD-Länder im Rahmen ihrer Gesetz- 
gebung die Bestechung im Ausland durch eigene Exporteure. Nicht nur wur- 
den Bestechungen als steuerlich absetzbare Geschäftsausgaben behandelt. 
Vielmehr wurden sie auch durch Regierungssubventionen wie Exportfinanzie- 
rungen und -versicherungen gefördert und als unangenehmer, dabei jedoch 
notwendiger Bestandteil der Geschäfte auf den neuen Wachstumsmärkten be- 
wertet. 

Kabinettsmitglieder und hohe Offizielle aus den OECD-Ländern begegneten 
den Bemühungen, etwas an dieser Situation zu ändern, mit Erklärungen, in 
denen sie die Notwendigkeit der Auslandsbestechung durch eigene Exportun- 
ternehmen dargelegten. In Deutschland zum Beispiel schmetterte die Regie- 
rungskoalition unter Helmut Kohl etliche Versuche der Oppositionsparteien 
ab, Reformen einzuführen, die auf die Ächtung der Bestechung im Ausland 
durch deutsche Exportunternehmen abzielten. Argumentiert wurde dabei, 
dass die Reformen deutsche Arbeitsplätze vernichten würden. Lord Young, ein 
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ehemaliger Handels- und Industrieminister in Großbritannien, äußerte über 
Bestechung im Ausland, dass man „es tun muss, wenn man im Geschäft blei- 
ben will“ (zitiert nach Galtung 2000: 20). 

In Frankreich wurde bis 1993 die Steuerabzugsfähigkeit von Bestechungsgel- 
dern, die französische Firmen im Rahmen internationaler Geschäftstransaktio- 
nen zahlten, durch eine Abteilung des Finanzministeriums mit der Bezeich- 
nung „confessional“ gefördert (Pujas 2000: 11). Auch nach der Schließung 
dieser Abteilung blieb die steuerliche Absetzbarkeit von Bestechungskosten in 
der Form von Vorauszahlungserklärungen erhalten. Die französische Regie- 
rung unterstützte sogar einen Gesetzesentwurf, der die Antibestechungskon- 
vention der OECD von 1997 unmittelbar konterkariert hätte. Im Fall der Be- 
stechung ausländischer öffentlicher Amtsträger hätte das betreffende Gesetz 
eine strafrechtliche Verfolgung verhindert, wenn die Korruptionsübereinkunft 
vor der Annahme des neuen Gesetzes abgeschlossen worden wäre. Dadurch 
hätten korrupte Verträge auch nach der Implementierung der neuen Restrik- 
tionen ihre Gültigkeit behalten. Der Gesetzesentwurf wurde jedoch ım Parla- 
ment abgelehnt (Pujas 2000: 11). 

Korruption war in der internationalen Arena so weit verbreitet, so sehr die 
Norm, dass es unmöglich erschien sie zu unterbinden, ohne den nationalen 
Handelsinteressen irreparablen Schaden zuzufügen. Ein klassisches Gefange- 
nendilemma: Weit verbreitete Ablehnung der Bestechung ausländischer Amts- 
träger, wachsende Angst vor den durch Korruption erzeugten Risiken und 
Schäden, aber kein Ausweg ohne den Verlust von Geschäften. In einer wett- 
bewerbsförmigen Umgebung, in der die Regierungen danach streben, die Ge- 
schäftsinteressen der eigenen nationalen Unternehmen zu fördern, wo Monı- 
toring und Durchsetzung von Korruptionskontrollen schwer zu organisieren 
sind, stellte ein koordinierter Ausweg eine kaum zu bewältigende Herausfor- 
derung dar. 

Doch der Wind begann sich bereits zu drehen. 1994 mündete eine US geführ- 
te diplomatische Initiative in die Annahme der ersten OECD Empfehlung 
über Korruption (Galtung 2000: 32). Transparency International hatte im Ber- 
liner Aspen Institut, wie auch an anderen Orten, vertrauliche Treffen zwischen 
zahlreichen Topmanagern arrangiert. Dabei trat deutlich zu Tage, dass viele 
Firmen Korruption eigentlich ablehnten. Doch normalerweise befinden sich 
Firmen, die nicht bestechen, gegenüber ihren Konkurrenten in einem Wett- 
bewerbsnachteil. Für diese wiederum gilt, dass sie 


„oft unlautere Vermittler beschäftigen müssen; zwei Bücher führen, um die Verschwiegenheit zu 
wahren; dem unberechenbaren Risiko einer Aufdeckung ausgesetzt sind, nicht einklagbare Ver- 
bindlichkeiten eingehen und Erpressung fürchten müssen; schließlich das unlautere Verhalten ihre 
eigenen Exekutive verzeihen oder zumindest tolerieren.“ (Richardson 2001: 84) 


Transparency International startete darauf hin eine Lobby-Kampagne. Das 
Netzwerk der nationalen Transparency Sektionen begann für ein Antikorrup- 
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tionsabkommen in der OECD zu werben, und die koordinierte und gleichzei- 
tige Beendigung der Korruptionspraktiken zu unterstützen. Der Durchbruch 
kam, als einige der größten europäischen multinationalen Konzerne - darun- 
ter alle Teilnehmer der Treffen im Aspen Institut - einen offenen Brief an ihre 
jeweiligen Regierungen unterzeichneten, in dem auf eine Unterstützung der 
OECD Konvention gedrängt wurde. 

Die OECD Convention on Combating Bribery of Foreign Public Officials in 
International Business Transactions wurde Ende 1997 unterzeichnet. Nach- 
dem 12 der Unterzeichnerstaaten sie ratifiziert hatten, trat sie im Februar 1999 
in Kraft. Ende 2001 hatten 34 von 35 Unterzeichnerstaaten die Konvention 
ratifiziert, einschließlich etlicher nicht-OECD Mitglieder. 

„Die Konvention leistet eine allgemeine Definition der Begriffe Bestechung (bribery) und Auslän- 
discher Amtsträger (foreign official) und legt fest, dass die Bestechung ausländischer öffentlicher 
Amtsträger mit effektiven, angemessenen und abschreckenden strafrechtlichen Sanktionen belegt 
werden soll. Das Ausmaß der Strafe richtet sich nach demjenigen Strafmaß, welches für eine Be- 
stechung inländischer öffentlicher Amtsträger über die betreffende Partei verhängt werden würde.“ 
(Artikel 3) 

Der Vertragstext verpflichtet die Unterzeichner im Ausland begangene Kor- 
ruption strafrechtlich zu verfolgen und, wie auch der Integritätspakt, vergrö- 
Bert es die Transaktionskosten für korrupte Praktiken und erhöht das Rısıko 
der Aufdeckung. Zwar beinhaltet die Konvention keine formalen Mechanis- 
men zur Sanktionierung derjenigen Unterzeichnerstaaten, die die Antibeste- 
chungsgesetze national nicht durchsetzen. Dennoch ist zu erwarten, dass die 
öffentliche Aufmerksamkeit und die nationale und internationale Ächtung 
von Zuwiderhandlungen, eine Einhaltung der Konvention sicherstellen. 

Die Konvention legt ein elaboriertes System fest, „um die vollständige Im- 
plementierung der Konvention (...) [durch] den Rahmen der OECD Working 
Group on Bribery ın International Business Transactions zu unterstützen und 
zu überwachen“ (Artikel 12) Die Arbeitsgruppe verfasst detaillierte Berichte 
über die nationale Gesetzgebung der beteiligten Länder und beteiligt sich an 
umfassenden Konsultationen, bei denen auch zivilgesellschaftliche Organisa- 
tionen wie Transparency International öffentlich wirksam werden. Um den 
Unterzeichnern darüber hinaus zuzusichern, dass die anderen beteiligten Ak- 
teure die Konvention einhalten, hat Transparency International eine eigene 
Arbeitsgruppe gegründet. Diese übernimmt Monitoringfunktionen und stellt 
eine Checkliste bereit, anhand der die nationalen Transparency Sektionen die 
jeweiligen Gesetzgebungen überprüfen können.’ 

Der Text der Konvention nimmt unmittelbar auf globale öffentliche Güter 
und das Gefangenendilemma der internationalen Korruptionskontrolle Bezug. 


6 Für Informationen über die Unterzeichner siehe www.oecd.org/pdf/M00017000/M00017037.pdf 
7 Für aktuelle Informationen über die Implementierung der OECD Antibestechungskonvention, 
siehe Quinones (2001). 
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Die Präambel erklärt, dass „alle Länder die Verantwortung für die Bekämp- 
fung von Bestechung bei internationalen Geschäftstransaktionen teilen“; ein 
Appell an die nationalen Regierungen, sich bei der Bereitstellung dieses globa- 
len öffentlichen Guts des Trittbrettfahrens zu enthalten. Die Präambel ruft 
darüber hinaus dazu auf, „Bestechung unverzüglich auf effektive und koordi- 
nierte Art und Weise zu kriminalisieren“. Ferner weist sie auf die Notwendig- 
keit eines koordinierten und gleichzeitigen Ausstiegs aus dem Gefangenendi- 
lemma hin. Schließlich legt sie in Artikel 5 fest, dass ihre Durchsetzung „nicht 
durch Erwägungen der nationalen wirtschaftlichen Interessen, durch mögliche 
Effekte auf die Beziehungen zu einem anderen Staat oder die Identität der be- 
troffenen natürlichen oder juristischen Personen beeinflusst werden soll“. 
Auch in diesem Zusammenhang wird die Notwendigkeit betont, dass die Un- 
terzeichner über ihre unmittelbaren nationalen Interessen hinausschauend 
agieren und sich zu einer strikten Durchsetzung der Konvention verpflichten. 

Ein Erfolg der Konvention besteht bereits heute darin, dass die nationalen 
Gesetzessysteme für globale Korruption dramatisch verschärft wurden und in- 
ternationale Finanzinstitutionen die Regierungsauflagen in ihre operativen 
Kernbereiche integriert haben. Transparency International spielte bei der Ent- 
wicklung dieses koordinierten Ausstiegs aus der Korruptionsfalle eine wichtige 
Rolle. 


Fazit 


Die Bereitstellung globaler öffentlicher Güter ist eine besondere Herausforde- 
rung. Hierzu gehört auch die Kontrolle der internationalen Korruption. Vor 
dem Hintergrund der Bereitstellung öffentlicher Güter gewinnt Korruption 
insbesondere auf Grund von zwei Merkmalen, die ihre Bekämpfung schwierig 
machen, an Bedeutung. Zum einen stellt die Kontrolle von Korruption eine 
intermediäre Investition in die Herstellung anderer öffentlicher Güter dar, ein- 
schließlich der Bereitstellung globaler öffentliche Güter. Korruption verzerrt 
die Entscheidungen darüber, welche öfientlichen Güter produziert und in 
welchem Ausmaß sie bereit gestellt werden. Darüber hinaus vermag sie inter- 
nationale Abkommen zu unterlaufen, durch welche globale öffentliche Miss- 
stände, wie beispielsweise Geldwäsche oder die Erschöpfung der Fischbestän- 
de, verhindert werden sollen. 

Zum anderen ist die Kontrolle von Korruption selbst ein globales öffentliches 
Gut, da sie weitgehend den Prinzipien der nicht-Rivalität und des nicht- 
Ausschlusses gehorcht. Wenn eine Nation oder ein Unternehmen von korrup- 
ten Praktiken Abstand nimmt, so ziehen sowohl diejenigen einen Nutzen dar- 
aus, die zu diesem globalen öffentlichen Gut beitragen, als auch andere, die 
sich nicht beteiligen. Für diese Akteure erhöht sich allerdings der Anreiz, an 
korrupten Praktiken festzuhalten. Von daher lassen sich die Bemühungen, die 
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internationale Korruption unter Kontrolle zu bringen, treffend durch das klas- 
sische Gefangenendilemma charakterisieren: Jede Nation und jedes Unter- 
nehmen würde es vorziehen, jeglicher Bestechung einen Riegel vorzuschieben, 
müsste aber zur Durchsetzung einer solchen Politik hohe Kosten auf sich 
nehmen, solange die anderen weiterhin korrupte Praktiken pflegen. 

Schließlich wird das globale öffentliche Gut der Korruptionskontrolle nur 
dann dauerhaft Bestand haben, wenn es von der Öffentlichkeit eingefordert, 
überwacht und gestärkt wird. Von zentraler Bedeutung für diesen Prozess sind 
attraktive und kaum umkehrbare Maßnahmen wie die Verbesserung der Bil- 
dung, die Stärkung der Demokratie und die Erhöhung der Transparenz und 
des Zugangs zu Informationen. Wo es gilt, Verbindlichkeiten herzustellen und 
divergierende Interessen zu bündeln, ist die Zivilgesellschaft zu einem wirkli- 
chen Partner staatlicher und privater Akteure geworden. Auf der Basis der 
Verpflichtung und der Unterstützung durch individuelle Mitglieder, Regierun- 
gen und Institutionen, hat Transparency International einen bedeutsamen 
Beitrag zu dem globalen öffentlichen Gut der Kontrolle von Korruption gelei- 
stet. Transparency International hat Informationen über die zerstörerischen 
Wirkungen von Korruption zusammen getragen, öffentliche Aufmerksamkeit 
geweckt und das Problem auf die nationale und die internationale politische 
Agenda gesetzt. 

Da ın manchen Ländern die nationalen Bemühungen für sich genommen zu 
schwach sind, und weil internationale Bemühungen ohne Unterstützung von 
der Basis kaum aufgenommen werden, bedarf es sowohl nationaler wie auch 
internationaler Initiativen, wenn man der Korruption erfolgreich begegnen 
will. Diese zweifache Erfordernis spiegelt sich in der Struktur von Transparen- 
cy International wieder: Fast 80 nationale Sektionen mobilisieren öffentliche 
Unterstützung für Anti-Korruptionsmaßnahmen, welche Integritätspakte 
ebenso einschließen wie Monitoring- und Überwachungstechniken. 

Viele andere zivilgesellschaftliche Organisationen arbeiten ebenfalls an der Ba- 
sis. Global Witness zum Beispiel widmet sich vor allem der Verbindung zwi- 
schen der Ausbeutung natürlicher Ressourcen einerseits - Diamanten oder 
Wälder - und Konflikten und Menschenrechtsverletzungen andererseits. Dabei 
stellt die Organisation vor allem Informationen bereit. Das National Demo- 
ceratic Institute bekämpft Korruption, indem es demokratische Prozesse und 
die Verantwortlichkeit von Regierungshandeln vorantreibt (www.ndi.org). Das 
Anti-Corruption Gateway ıst eine Fundgrube für Informationen über den 
Kampf gegen Korruption (www.nobribes.org). Ähnlich ist das Uganda Debt 
Network darum bemüht, öffentliche Aufmerksamkeit zu wecken. Dabei geht 
es dem Netzwerk vor allem darum, staatliche Rechenschaft über die Verwen- 
dung von internationalen Krediten und Finanzhilfen einzufordern. 
(www.udn.or.ug). Uganda Debt Network überwacht Schulen und Kranken- 
häuser, denen öffentliche Mittel zugeteilt wurden, um festzustellen, ob sie 
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auch wirklich Schulbücher oder Medikamente erhalten. Um seine Arbeit ın 
der Öffentlichkeit bekannt zu machen, engagiert das Netzwerk Musiker und 
Künstler. Solcherlei Initiativen leisten einen wichtige Beitrag zur kontinuierli- 
chen Verbesserung von governance. 
Indem Transparency International die OECD Antibestechungskonvention 
und ähnliche Initiativen unterstützt, hat sie auf internationaler Ebene unter- 
schiedlichen Akteuren geholfen, einen koordinierten Ausweg aus dem Gefan- 
genendilemma zu finden. Durch die Bereitstellung von Kontrollen durch un- 
abhängige Dritte helfen glaubwürdige zivilgesellschaftliche Organisationen, 
Probleme der Verbindlichkeit zu bewältigen, und vermitteln den Beteiligten 
die Sicherheit, dass sie nicht ohne Hilfe den Zwängen von korrupten Prakti- 
ken ausgeliefert sind. Die Verantwortlichkeit von Regierungen kann nur dann 
gestärkt und Korruption wirksam bekämpft werden, wenn Regierungen, priva- 
te Akteure und zivilgesellschaftliche Organisationen eine Partnerschaft einge- 
hen. Solche Partnerschaften liefern ein spürbares Beispiel für die entscheiden- 
de Rolle, die zivilgesellschaftliche Organisationen bei der Bereitstellung globa- 
ler öffentlicher Güter spielen können. 

Übersetzung aus dem Englischen von Henrik Lebuhn 
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Boris Kagarlitsky 


‚Politischer Kapitalismus’ und Korruption 
in Russland” 


Ende der 90er Jahre „entdeckte“ die westliche Presse die Korruption in Russ- 
land. Zwar hatte man schon vorher über die Verbrechen der „Russenmafia“ 
berichtet (deren Wurzeln im übrigen ausnahmslos beim ehemaligen Geheim- 
dienst KGB gesucht wurden). Doch nun wurde der westliche Leser mit Be- 
richten über Bestechung, Unterschlagung und dem illegalen Kapitaltransfer 
russischer Verwaltungsbediensteter ins Ausland geradezu überschwemmt. Hö- 
hepunkt dieser Berichterstattung war das sogenannte „Russia-Gate“, ein Skan- 
dal um russische Konten bei der Bank of New York. In diesen Fall von ıllega- 
ler Kapitalflucht in den Westen waren unter anderem auch die Familie des 
russischen Präsidenten Boris Jelzin sowie deren enge Geschäftspartner invol- 
viert. Der ehemalige Stabsschef im Kreml, Pawel Borodin, wurde in diesem Zu- 
sammenhang ın den USA sogar verhaftet. Gegen ihn war im Zuge von „Russia- 
Gate“ in der Schweiz ermittelt worden. Schließlich zerstreute sich die Affäre je- 
doch, denn die russische Staatsanwaltschaft gab sich bei der Zusammenarbeit 
mit den Behörden in der Schweiz und in den USA äußerst unkooperativ. 

Die Skandale von 1998-99 weisen zum einen auf das Ausmaß der Korruption 
innerhalb der russischen Eliten hin. Zum anderen zeigt sich jedoch auch eine 
auffällige Voreingenommenheit in der Berichterstattung durch die westliche 
Presse, sowie die Inkompetenz vieler westlicher Politiker und Russlandspezuali- 
sten. Dabei wird nicht etwa das Ausmaß der russischen Korruption in den 
westlichen Medien übertricben. Jeder russische Bürger, der sich in irgend einer 
Form mit der Geschäftswelt oder den russischen Behörden auseinander setzen 
musste, könnte auf Grund eigener Erfahrungen eben. so viele Beispiele für 
Korruption anführen, wie die AutorInnen der Berichte über den erwähnten 
Fall der Bank of New York oder die sogenannte „Borodin Affäre“. Auffällig ist 
vielmehr, dass im Westen die Korruption in Russland erst 1998, also nach 
dem Kollaps des Rubels und dem Ausbruch der Finanzkrise, auf die mediale 
Agenda gesetzt wurde. Dabei beriefen sich westliche Journalisten vielfach auf 
Berichte, die in Russland von der oppositionellen Presse bereits drei oder vier 
Jahren zuvor veröffentlicht worden waren, in einigen Fällen sogar schon 1992- 


* Dieser Artikel erschien zuerst in Labour Focus on Eastern Europe 71, spring 2002. 
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93. Diese Berichte waren den westlichen Russlandspezialisten und Auslands- 
korrespondenten gut bekannt, doch hatten sie bis dato als tendenziös und 
unglaubwürdig gegolten. 

Dass Ende der 1990er Jahre eine Vielzahl von Korruptionsfällen sehr schnell 
„entdeckt“ und ın den USA und in Westeuropa veröffentlicht wurde, ist ge- 
nau diesem Umstand geschuldet: das betreffende Material musste kaum re- 
cherchiert werden. Es lag entweder bereits vor oder war ın vielen Fällen nie- 
mals verborgen gewesen. Um über Korruption in Russland zu berichten, war 
vor allem eines nötig gewesen - die westlichen Beobachter mussten einen poli- 
tischen Positionswechsel vollziehen. 


Der Blick des Westens auf Russland: von Optimismus zu Pessimismus 


Bis 1998 wurden die russischen Privatisierungs- und Liberalisierungsreformen 
als unbestreitbare Erfolge gewertet. Im Einklang mit der im Westen vorherr- 
schenden neoliberalen Ideologie konstatierten die Beobachter des wirtschafts- 
politischen Transformationsprozesses, dass das Land sich auf dem Weg in den 
Wohlstand befinde. Einzig der Widerstand „konservativer Kräfte“, die angeblich 
weiterhin dem ehemaligen kommunistischen Regime nahe standen, wurde in 
diesem Zusammenhang als Problem ausgemacht. In Wahrheit waren die mei- 
sten Akteure, die sich gegen den neoliberalen Kurs sträubten, keineswegs Unter- 
stützer des kommunistische Regimes gewesen, während im Gegenzug die Gruppe 
der Neoliberalen der 1990er Jahre zumeist aus ehemaligen kommunistischen 
Funktionären bestand. Stephan Cohen (2000), Janin Wedel (1998) und Peter 
Reddaway (2001) gehören zu den wenigen AutorInnen, die die gängige Ein- 
schätzung kritisch diskutierten, ihre Stimmen fanden jedoch kaum Gehör. 
1993 wurde der Widerstand gegen die Reformen mit Waffengewalt gebrochen. 
Dass es dabei zu einer Auflösung repräsentativdemokratischer Organe kam 
(beginnend auf der regionalen Ebene), zur Aufhebung der Verfassung, zur 
Schwächung des Parlaments und im Herbst 1993 zur Einführung einer Zen- 
sur, schien dabei in den Augen westlicher Politiker in keinerlei Widerspruch 
zu demokratischen Prinzipien zu stehen. 

Nachdem der „Widerstand gegen die Reformen“ gebrochen war, hätte man 
eine schnelle Entwicklung Russlands erwarten können. Statt dessen endete die 
Reformperiode von 1994 bis 1993 in einem unvorhergesehenen Finanzcrash 
und in einer ausgewachsenen wirtschaftlichen und sozialpolitischen Krise. 
Ausgerechnet eine Gruppe „konservativer“ PolitikerInnen führte das Land auf 
der Basis einer keynesianischen Wirtschaftspolitik aus dieser Krise heraus. Zu 
diesem Zeitpunkt begannen die Russlandspezialisten, deren Vorhersagen sich 
als katastrophal falsch herausgestellt hatten, mit Erklärungsversuchen, warum 
der eingeschlagene politische Kurs fehl geschlagen war. Hätten sie nun erklärt, 
dass die empfohlene Reformpolitik von Beginn an auch nur teilweise falsch 
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gewesen war, wären sie dadurch vor allem selbst in Misskredit geraten. Konse- 
quenter Weise bestand die populärste These denn auch darin, dass es die Kor- 
ruption gewesen sei, an der die russischen Reformen gescheitert waren. Kor- 
ruption wurde in diesem Zusammenhang entweder als eine Kontinuität der al- 
ten sowjetischen Ordnung bezeichnet, oder aber als ein Ergebnis spezifischer 
Fehler der Reformpolitiker selbst. Insbesondere der Versuch, Korruption als 
eine Art „sowjetische Erbschaft“ zu erklären, lief schlussendlich darauf hinaus, 
den altbekannten Mythos vom „konservativen Widerstand“ zu reaktivieren, 
Hatte man die ehemaligen sowjetische Verwaltungsbediensteten zuvor be- 
schuldigt, bei der Einführung marktwirtschaftlicher Prinzipien nicht ausrei- 
chend zu kooperieren, so wurde ihnen nun vorgeworfen, die Marktreformen 
falsch angepackt zu haben. 

Geflissentlich ignorieren die Urheber solcher Beschuldigungen, dass vor allem 
die „jungen Reformer“, also genau diejenige Gruppe, welche in Russland als 
Geburtshelfer der fortschrittlichen westlichen Werte fungierte, in erheblichem 
Umfang in die Korruptionsskandale verwickelt gewesen sind. Auch die Ver- 
strickung westlicher Experten, Unternehmer und ganzer Konzerne in die rus- 
sische Korruption wird gern ignoriert, oder zumindest unzureichend berück- 
sichtigt. Und dies, obwohl zum Beispiel die Schweizer Staatsanwaltschaft in 
den späten 1990ern Jahren ganze Listen von Personen und Organisationen 
führte, die in die Korruptionsfälle verwickelten waren. 


Privatisierung und Korruption 


Um die hier angesprochenen Entwicklungen richtig einschätzen zu können, 
bedarf es eines Blickes zurück auf die Jahre 1989 bis 1991. Während dieser 
Zeit wurden die neoliberalen Reformen für Russland und die Länder Zentral- 
und Osteuropas ausgearbeitet. Es fällt in diesem Zusammenhang zunächst 
auf, dass die Reformen in den post-kommunistischen Ländern nicht nur dar- 
auf angelegt waren, Marktmechanismen zu implementieren und privates Un- 
ternehmertum zu zulassen, sondern auch auf die umfassende Privatisierung 
des Staatseigentums abzielten. Die effektive Nachfrage nach staatlichem Fı- 
gentum in den Republiken der Sowjetunion betrug jedoch gemäß Schätzun- 
gen aus dem Jahr 1990 nicht einmal ein Prozent seines tatsächlichen Wertes. 
Zwar kann eingewendet werden, dass die Autoren dieser Studien den Umfang 
und die zahlungskräftige Nachfrage des „Schattenkapitals“ als zu gering ein- 
schätzten. Doch selbst wenn wir annehmen, dass die Nachfrage nach Staatsei- 
gentum ein Mehrfaches betrug, ändert sich das Bild nicht grundlegend. 
Schließlich erwiesen sich auch die Hoffnungen auf massive Auslandsinvesti- 
tionen als unrealistisch. 

Je umfassender privatisiert wurde, desto geringer war die Aussicht, Staatseigen- 
tum vorteilhaft veräußern zu können. Allerorts fand in den frühen 1990er ein 
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Ausverkauf staatlichen Eigentums statt. Dabei stellte die im Prozess des Zer- 
falls und der Privatisierung befindliche Sowjetunion, trotz all ihrer Ineffizienz, 
immerhin die weltweit zweitgrößte Volkswirtschaft dar; massive Privatisie- 
rungsprozesse fanden darüber hinaus in Osteuropa, Afrika, Lateinamerika, 
zahlreichen asiatischen Ländern und sogar im Westen statt. Mit anderen Wor- 
ten, der Wert der angebotenen Unternehmen überstieg die effektive Nachfrage 
nicht nur auf den internen Märkten, sondern ebenfalls auf dem Weltmarkt 
um eın Vielfaches. Zieht man zusätzlich in Betracht, dass sich die Weltwirt- 
schaft in den frühen 1990er Jahren in einer Rezession befand, so wird deut- 
lich, dass 1991-1992 eine erfolgreiche Privatisierung auf der Basis marktwirt- 
schaftlicher Prinzipen aus prinzipiellen Gründen nicht möglich war. Somit 
stand das Ziel, die Einführung einer Marktwirtschaft, im Widerspruch zu dem 
Mittel, der beschleunigter Privatisierung. Privatisierung führte in dieser Situa- 
tion gerade nicht zu einer Entwicklung von Marktbeziehungen, sondern viel- 
mehr zu Formen behördlicher Redistribution. 

Außer Stande Betriebe zu angemessenen Preisen zu veräußern, waren die Ver- 
waltungsbehörden gezwungen, den Weg des „politischen Kapitalismus“ einzu- 
schlagen und das staatliche Eigentum an Geschäftspartner und Kunden aus- 
zuhändigen. Die Tatsache, dass dieses Vorgehen den herrschenden Eliten 
mehr als gelegen kam, steht dabei auf einem anderem Blatt. Die Attraktivität 
des „politischen Kapitalismus“ für die politischen Eliten gibt allerdings einen 
Hinweis darauf, warım große Teile des Verwaltungsapparates einschließlich 
der dort vorherrschenden Ideologie einen so rasanten Wechsel vom „Marxis- 
mus-Leninismus“ zum Neoliberalismus vollzogen. Wie der bekannte Soziolo- 
ge Ivan Szelenyi und seine Co-Autoren Eyal und Townsley beobachten, 


„war es den Eliten, die vor 1989 Nomenklatura Positionen inne hatten, möglich, ihre Macht und 
ihre Privilegien im Zuge der post-kommunistischen Transition zu erhalten, indem sie ihr politi- 
sches Kapital in privatwirtschaftlichen Reichtum konvertierten“ (Eyal et al. 1998: 117). 
Konservativ, ja sogar reaktionär in ihren Inhalten, wurden die Privatisierungsre- 
formen, mit den Worten von Szelenyi, zu einem „großen Bankraub“ (ebd. 116). 
Gleichzeitig brachte der „politische Kapitalismus“ seine eigenen Spielregeln her- 
vor. „Das System des ‚politischen Kapitalismus‘ ım Verbund mit der Schatten- 
ökonomie ist chronisch instabil,“ konstatiert der Soziologe Georgy Derlugyan. 


„In hohem Maße funktioniert dieses System auf der Grundlage persönlicher Beziehungen und 
Übereinkommen und über bürokratische Intrigen. Kriminelle Gewalt und Mobilisierung von 
Massenprotesten sind unter post-sowjetischen Bedingungen zu seinen konstitutiven Elementen 
geworden.“ (Furman 1999: 216) 

Ein weiterer struktureller Faktor in dieser Situation ist die Korruption. Dessen 
waren sich die nüchternen Ideologen der Reformen nicht nur bewusst, son- 
dern unternahmen auch die notwendigen Schritte, um Korruption ın eine le 
gitime und sozial anerkannte Verhaltensnorm zu wenden. So publizierte der 
Moskauer Bürgermeister Popov in den frühen 1990er Jahren eine Reihe von 
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Artikeln und Interviews, die sich auf theoretischer Ebene der Rechtfertigung 
von Korruption widmeten. In diesen Texten argumentiert Popov, dass allge- 
mein anerkannte Normen von Legalität und Moral während der Transition 
einer „abnormalen“ Gesellschaft des sowjetischen Typs zu einer „normalen“ 
kapitalistischen Gesellschaft keine Anwendung finden könnten. Vielmehr 
müssten Betrug, Bestechung und Unterschlagung als sozial nützliche Aktivitä- 
ten betrachtet werden, wenn sie letztlich zu dem gewünschten Ziel der Ent- 
wicklung von Privatwırtschaft führen. „Zivilisierte“ Verhaltensnormen würden 
nur nach dem endgültigen Sieg des Kapitalismus und mit dem Anbruch einer 
neuen Generation von Unternehmern triumphieren. 

Unabhängig davon, wie man solche Aussagen in moralischer Hinsicht ein- 
schätzt - sie sind auch argumentativ inkonsistent. Denn Korruption entwickelt 
sich schnell zu einem strukturellen Phänomen, welches sich auf der Grundlage 
einmal etablierter Beziehungen und habitueller Normen systemisch reproduziert. 
Selbstverständlich haben sich die spezifischen Formen, welche die Korruption 
annimmt, im Laufe der Zeit verändert. In den frühen 1990er Jahren waren die 
Moskauer Zeitungen voll von Werbung für Firmen, die ihre Dienste als Ver- 
mittler offizieller Entscheidungsfindungen anboten (mit anderen Worten 
agierten sie als Verhandlungsinstanz bei der Bestechung von Regierungsfunk- 
tionären). Die Dienstleistungen solcher Firmen wurden damals stark nachge- 
fragt, da die betreffenden Kunden nicht immer wussten, wer genau bestochen 
werden musste und wie viel man zu zahlen hatte, um das gewünschte Ergeb- 
nis zu erreichen. Heute erscheinen solche Anzeigen kaum mehr, was aller- 
dings nicht bedeutet, dass weniger bestochen würde. Das System hat sich 
mittlerweile einfach organisiert, ist übersichtlicher und stabiler geworden. 

Im Laufe der 1990er Jahre wurde Korruption für die Eliten tatsächlich zu ei- 
nem „way of life“ und zur rationalen Basis ihrer Entscheidungsfindungen. Die 
persönlichen Verbindungen der Verwaltungsbediensteten und deren Interessen 
wurden zu den alleinigen Entscheidungskriterien. Problematisch war dabei 
nicht, dass die Entscheidungsträger besonders bösartig gewesen wären, son- 
dern dass sich das System als prinzipiell unfähig erwies, alternative Kriterien 
zu entwickeln. Jeder Versuch, gemäß offizieller Regeln zu operieren, führte 
schnell zu einer Lähmung des gesamten Systems. Dies zeigt sich beispielsweise 
am Fall Viktor Poliwanows, der 1995 Leiter der Privatisierungsbehörde wurde. 
Poliwanows Versuche, Effizienzkriterien für den Transfer von öffentlichem Ei- 
gentum in private Hände auszuarbeiten und zu implementieren, führte 
schnell zur Paralyse des gesamten Systems, brachte den Privatisierungsprozess 
ins Stocken und führte rasch zu Poliwanows Entlassung. 

Für den Privatisierungsprozess der 1990er Jahre lässt sich generell festhalten, 
dass der Großteil der Staatsbetriebe zu Preisen verkauft wurde, die selten 1,5 
Prozent ihres tatsächlichen Marktwertes überstiegen. Um einen Vergleich zu 
ziehen: Ganze drei russische Unternehmen konnten zu einem Preis verkauft 
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werden, der überhaupt nur die Kosten für die 1993 errichteten Absperrungen 
um das zentrale Bürogebäude der Moskauer Regierung überstieg. 

Während die Korruption „von oben“ eine unmittelbare Kontinuität des Priva- 
tisierungsprozesses darstellte, entwickelte sich die Korruption „von unten“ als 
ein Resultat der Steuerpolitik der Regierung. Durch die Privatisierung gab die 
Regierung die seit der Zarenzeit bestehende Hauptquelle der staatlichen Ein- 
nahmen auf - die Staatsunternehmen und die Handelsmonopole. Das da- 
durch entstandene Defizit im Staatshaushalt musste durch hohe Steuern auf- 
gefangen werden. Der starke Anstieg der Steuerlast bedeutete aber für viele 
kleine und mittlere Unternehmen bittere Verluste, auch größere Firmen wur- 
den relatıv unprofitabel und Einzelpersonen mit hohen Einkommen hatten 
nun ruinöse Abgaben zu entrichten. 

In der Presse wurde diese Entwicklung als „staatlicher Raub“ bezeichnet. Die 
Folge war eine geradezu epidemische Steuerhinterziehung, eine Praxis an der 
so gut wie jeder Bürger mit einem monatlichen Einkommen von über 100 US 
Dollar beteiligt war. Eine erhebliche Anzahl absolut legaler Geschäfte wurde 
in dieser Situation in die „Schattenwirtschaft“ verlagert. Wie der Historiker 
Roy Medvedev bemerkt, hatten die Vertreter der Liberalisierungsideologie ver- 
sprochen, dass die Aktivitäten der „Schattenwirtschaft“ mit dem Einsetzen der 
Reformen deutlich abnehmen würden. Tatsächlich war das Gegenteil der Fall: 


„Große Teile der neu entstandenen privatwirtschaftlichen Strukturen und Unternehmen wurden 
in die Sphäre der Schattenökonomie verlagert, da sie durch exzessive Steuern und andere Abga- 
ben an den Staat und die Verwaltung existentiell bedroht waren.“ (Medvedev 1998: 196) 

Die Fähigkeit eines Unternehmens in der Legalität zu verbleiben, hing in ho- 
hem Maße von den Beziehungen ab, die das Management zu den Schlüssel- 
personen in den Verwaltungsapparaten unterhielt, also zu denjenigen Funk- 
tionären, die auf einigermaßen legalem Weg Steuererlässe gewähren und lukra- 
tive Aufträge vergeben konnten. Unter den Begünstigten befanden sich die 
größten Unternehmen Russlands, aber auch semi-kriminelle Zusammenschlüs- 
se, die als Sportvereine und Veteranenverbände des Afghanistankriegs gegrün- 
det worden waren. Auch die orthodoxe russische Kirche profitierte von den 
halblegalen Arrangements und wurde auf diesem Weg zum landesweit größten 
Importeur von alkoholischen Getränken und Tabakprodukten. 

Die Begünstigungen, welche einige wenige Privilegierte genossen, wurden in der 
Form zusätzlicher Abgaben auf alle Steuerzahler abgewälzt. Die doppelte Buch- 
führung wurde zu einer normalen Praxis. Der Staat, der außer der Finanzpolitik 
alle Instrumente der Regulierung abgebaut hatte, sah sich mit einer Gesellschaft 
konfrontiert, die in keinster Weise auf die politischen Bemühungen reagierte, 
Ordnung durch finanzielle Stimuli oder Sanktionen durchzusetzen. 

Von vielen westlichen und russischen AutorInnen wird die Korruptionsorgie 
als ein Resultat „mangelhafter Gesetzgebung“ und als Ausdruck einer Schwä- 
che der Gerichtsbarkeit gedeutet. In der Tat ist der Mangel an unabhängigen 
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Gerichten in Russland offensichtlich, doch das Argument „unvollkommener 
Gesetzgebung“ vermag, so wie es in diesem Kontext angeführt wird, kaum zu 
überzeugen. Denn wenn das Kritertum, an dem die Qualität eines Gesetzes 
gemessen wird, seine Übereinstimmung mit akzeptierten westlichen Praxen ist, 
dann ist die Gesetzgebung in Russland mindestens eben so gut, wie die in je- 
dem anderen Land Zentral- und Osteuropas. 

„Einer der schädlichsten Mythen der Reformer“, schreibt der Wirtschaftswissenschaftler Mikhail 
Delyagin, „ist derjenige, der den Rechtsstaat durch seine Erfolge auf dem Gebiet der Gesetzge- 
bung charakterisiert, und nicht durch seine Fähigkeit, Ordnung in das wirtschaftliche und soziale 
Leben zu bringen. Von daher ist anzunehmen, dass viele Bereiche der Gesetzgebung in absolutem 
Widerspruch zur Realität stehen - in der Konsequenz ist es praktisch unmöglich ein Unternehmen 
zu führen, ohne ein Gesetz zu verletzen. Dass die informellen Normen wirtschaftlichen Verhal- 
tens und die offiziell verkündeten deutlich divergieren, ist mittlerweile ein Allgemeinplatz gewor- 
den. Die Vorstellung, Gesetze seien Absichtserklärungen, ist nicht nur weit verbreitet, sondern 
weist zudem auch auf einen Mangel an Vertrauen auf Gesetze selbst hin.“ (Delyagin 2000: 164) 
Unter diesem Gesichtspunkt sınd die Gesetze, die nach dem Vorbild westli- 
cher Modelle verfasst wurden, nicht nur an der Lösung des Korruptionspro- 
blems gescheitert, sondern haben es sogar noch verstärkt. Denn die Diskre- 
panz zwischen den offiziell proklamierten Anforderungen und den Normen des 
wirklichen Lebens hat zugenommen. Je besser die Gesetze aus Sicht der libera- 
len öffentlichen Meinung waren, desto schlechter funktionierten sie. Korrupte 
Praxen füllten die Kluft zwischen Gesetzgebung und Realität und ermöglich- 
ten so überhaupt erst die widersprüchliche Koexistenz beider Sphären. 

Jedoch war es für bestimmte Gruppen durchaus notwendig, die „Normen des 
Alltags“ zu kontrollieren. Das staatliche Unvermögen den gesetzeskonformen 
Ablauf des Alltagslebens zu organisieren und zu garantieren, führte effektiv zu 
einer Privatisierung der staatlichen Zwangsgewalt durch private Akteure. So 
entstanden Ordnungsstrukturen, die auf informellen Normen beruhten, auf 
Gewohnheitsrecht und auf kriminellen „Übereinkünften“. 

Es sind die hier skizzierten Prozesse und nicht etwa die mystische „Mangelhaftig- 
keit“ der Gesetzgebung oder irgendeine „sowjetische Erbschaft“, welche die unge- 
zügelte organisierte Kılminalität der 1990er Jahre erklären. Tatsächlich wechselten 
zahlreiche Mitglieder des sowjetischen Repressionsapparates über in die Ränge 
krimineller Gruppen, jedoch nur, weil sich einerseits in der Gesellschaft eine ef- 
fektive Nachfrage nach den Aktivitäten dieser kriminellen Gruppen entwickelte, 
während andererseits die staatlichen Gewaltapparate personell abgebaut wurden. 
In einer Situation, in der Einkommen permanent unterschlagen und „Schat- 
tengeschäfte“ zur allgemeinen Verkehrsform wurden, war ım Falle eines Kon- 
flıkts der Gang zum Gericht nutzlos. Illegale Akteure waren zu den Garanten 
des Marktes geworden. Die Mafia stellte diejenige Struktur bereit, durch wel- 
che eine Regulierung der Geschäftswelt gesichert werde konnte und die Un- 
ternehmerInnen in ihren Beziehungen untereinander gewisse Normen beach- 
teten. Den Platz des Staatsanwaltes hatte der Auftragskiller eingenommen. 
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„Das Paradox der Liberalisierung“, schreibt der bekannte Wirtschaftswissenschaftler Sergey Glazy- 
&, „besteht darın, dass der Rückzug des Staates aus seiner Rolle als Kontrollinstanz gegenüber der 
Okonomie nicht zu einer Selbstorganisation des Marktes und zu mehr Wettbewerb geführt hat. 
Statt dessen wird diese Funktion nun vom organisierten Verbrechen wahrgenommen. Anstelle des 
Staates ist es heute die gut organisierte Mafia, die die Verhaltensregeln auf dem Markt festlegt. 
Doch in diesem System herrscht die Willkür. Ein Gericht entscheidet auf der Grundlage des Ge- 
setzes und präziser Verhaltensregeln. Wenn jedoch Kriminelle ihre Rechnungen begleichen, so 
werden die Regeln von dem Stärksten diktiert und wandeln sich mit der Veränderung der Macht- 
beziehungen. Während eine benachteiligte Partei früher an den Staat appellierte, wendet sie sich 
nun an eine kriminelle Gruppe.“ (Glazyev 1994: 87) 

Zunehmend setzte sich die Einschätzung durch, dass die kriminellen Gruppen 
die Probleme nicht nur schnell und effizient lösten, sondern dabei auch ge- 
rechter und weniger parteilich handelten als der Staat. Es ist überflüssig zu 
erwähnen, dass diese Einschätzung fehl geht, jedoch zeigte die Mafia während 
der 1990er Jahre zum Beispiel ein weitaus größeres praktisches Interesse an 
der Entwicklung kleiner Unternehmen als die Regierung. 

Die Konsolidierung der kriminellen Gruppen, ihre Verbindungen zur Ge- 
schäftswelt und ihre Bemühungen, sich Respekt zu verschaffen, führten un- 
vermeidlich auch zur Etablierung von Verbindungen der Mafia mit den staat- 
lichen Behörden. Ethnische und lokale Beziehungen spielten dabei eine er- 
hebliche Rolle. Ist von der Kriminalisierung der Macht die Rede, so gilt es in- 
sofern auch anzuerkennen, dass der umgekehrte Prozess ebenfalls von Bedeu- 
tung war - staatliche Akteure bezogen mafıöse Verbindungen in ihre Aktivitä- 
ten ein, behandelten sie mit Respekt und sicherten ihnen die Kontrolle über 
bestimmte Prozesse zu. Der bekannte Politikwissenschaftler Alexander Tarasov 
bemerkt, dass die Gruppe der neuen Privateigentümer sich zwar ursprünglich 
vor allem aus Mitgliedern des sowjetischen Partei- und Staatsapparates zu- 
sammen setzte, die kriminelle Sphäre sich jedoch im Zuge der Privatisierung 
in eine Art „Kaderschmiede“ für die neuen Eliten verwandelte: 


„Die Interpenetration der kriminellen Sphäre und der staatlichen Verwaltung (hierin besteht die 
für Mafiastrukturen typische Formation) fand auf der Grundlage einer Verflechtung dieser beiden 
Gruppen zu einer neuen herrschenden Klasse statt.“ 

Dennoch war es letztlich die „bürokratische Bourgeoisie“, welche die Schlüs- 
selpositionen in der Geschäftswelt besetzte. Tarasov beobachtet seit 1994 


„eine graduelle, aber systematische Stärkung der Verwaltung, und zwar bei einer gleichzeitigen 
Verschlechterung der Positionen aller anderen Akteure (einschließlich der zweitgrößten Gruppe, 
der Kriminellen).“ (Tarasov 1994: 87) 

Das größte Paradoxon besteht allerdings darin, dass die Stärkung der Rolle 
und des Umfangs der Verwaltung sich nicht nur ohne eine Intensivierung der 
Staatsinterventionen in die Marktbeziehungen entwickelte, sondern ım Gegen- 
teil sogar vor dem Hintergrund eines durchgehenden Sieges der Prinzipien 
freier Marktwirtschaft ın der offiziellen Theorie und in der Praxis stattfand. 
Die Weigerung des Staates, unmittelbar zu intervenieren und den ökonomi- 
schen Prozess zu regulieren, ging mit einer offenen Dominanz derjenigen Ver- 
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Verwaltungsfunktionäre einher, dıe nun auch als Eigentümer von Aktien und 
Vermögen agierten. Alle Versuche, die darauf abzielten, an dieser Situation 
etwas zu ändern oder zumindest auf die bestehenden „Interessenkonflikte“ 
hinzuweisen, wurden mit folgendem Argument kategorisch abgelehnt: Ein 
Verbot für Staatsbedienstete sich in der Geschäftswelt zu engagieren, implizie- 
re eine Verletzung der wirtschaftlichen Freiheit und liefe darauf hinaus, dass 
der Staat in die Marktsphäre eingreifen und diese regulieren würde. und da- 
von sei prinzipiell nichts Gutes zu erwarten. 

Auf der einen Seite waren also Korruptions- und Mafiapraktiken zu einem 
zentralen Bestandteil des wirtschaftlichen und sozialen Lebens im Land ge- 
worden. Auf der anderen Seite funktionierte auch die öffentliche Verwaltung 
in allen ıhren Teilbereichen auf der Grundlage von kriminellen Aktivitäten 
und „Schatten“verhältnissen. Kriminelle Vereinigungen wurden in unterschied- 
lichsten Formen legalisiert: als Sicherheits-Agenturen, deren Grundlagen Ver- 
brecherbanden waren, als karitative Verbände, die es ermöglichten, illegale 
Einkommen zu legalisieren, und nicht zuletzt auf der Grundlage eines um- 
fangreichen Systems politischer Spenden, durch welches Bestechung zu einer 
legalen lobbyistischen Handlung wurde. 


Die Normen des „politischen Kapitalismus” 


Die korrupte Praxis, die sich in der Wirtschaft etabliert hatte, übertrug sich un- 
vermeidbar auch auf die Sphäre der Politik. Im System des „politischen Kapita- 
lismus“ steht und fällt der Erfolg der Unternehmer mit ihren Beziehungen zu 
den staatlichen Autoritäten. Deren Position wiederum hängt von ihrer Fähigkeit 
ab, Geschäftsfreunde zu verteidigen und zu fördern. Mit anderen Worten: der 
Kampf um die politische Macht wurde zum Bestandteil geschäftlicher Konkur- 
renz. Die Manipulation von Wahlen wurde dabei sowohl auf der lokalen wıe 
auch auf der zentralstaatlichen Ebene zu einer Standartpraxis. In der Presse wird 
dies vorsichtig als Nutzung „administrativer Ressourcen“ beschrieben. 

Die am weitesten verbreitete Form des Wahibetrugs ist die Aufnahme sogenann- 
ter „toter Stimmen“ in die Auszählung - gezählt werden dabei sowohl die Stim- 
men tatsächlich verstorbener Wähler, als auch die der (Nicht-) Wähler, welche 
fünf Minuten vor Schließung der Wahllokale ıhre Stimme noch immer nicht 
abgegeben haben. Im Gegensatz zu den meisten Demokratien der Welt ver- 
zeichnet die Wahlstatistik ın Russland deswegen auch eine massive Wahlbeteili- 
gung in den letzten Minuten vor Schließung der Wahllokale.' Über die Manipu- 
lation von Wahlergebnissen ist wiederholt in den Zeitungen Novaya Gazeta, 
Nezavisimaya Gazeta und der Moscow Times berichtet worden. Nicht einer die- 


1 Die ersten Studien zum Thema Wahlbetrug wurden 1994 von Minkin (1994), Sobyanın 
(1994) und Tarasov (1994) veröffentlicht. Dabei ist festzuhalten, dass Minkin und Sobyanin 
die Regierungspolitik unterstützten. 
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ser Artikel ist von offizieller Seite juristisch angefochten worden. Gleichzeitig 
haben die Gerichte sich geweigert, die Beschwerden von BürgerInnen aufzuneh- 
men, in denen die staatlichen Autoritäten des Wahlbetrugs bezichtigt werden.? 
Unsummen sind derweil investiert worden, um PR-Apparate für die verschie- 
denen Geschäfts- und Verwaltungs-Clans einzurichten. So haben alle großen 
oligarchischen Verbindungen ihre eigenen Zeitungen und, wo möglich, auch 
Fernsehsender gegründet. Die führenden Öl- und Gasunternehmen (Yukos, 
Lukoil, und Gazprom) sowie Großbanken (Oneksim und MOST-Bank) haben 
Massenmedien erworben. Auch der Einfluss der bekannten Oligarchen Boris 
Berezowski und Wladimir Gusinsky basiert nicht nur auf ihren Verbindungen 
zu wichtigen Persönlichkeiten im Kreml, sondern ebenfalls auf der Macht ıh- 
rer Medienimperien. Provinzgouverneure haben regionale Fernsehanstalten 
und Zeitungen unter ıhre Kontrolle gebracht. 

So gut wie alle prominenten russischen Politiker und Geschäftsleute waren in 
ihrer Vergangenheit ın illegale Aktivitäten verwickelt und fürchten nun eine 
Aufdeckung ihrer Verstrickungen. Der Presse ist es von daher möglich gewe- 
sen, belastendes Material über die jeweiligen politischen Gegner strategisch zu 
veröffentlichen. Geraten jedoch die „eigenen“ Politiker und Oligarchen einer 
Zeitung in die Kritik, so werden sie als Opfer einer Rufmordkampagne präsen- 
tiert; denn wenn sich doch jeder in der gleichen Art und Weise etwas zu 
Schulden hat kommen lassen, warum sollte dann eine bestimmte Person im 
Besonderen zur Verantwortung gezogen werden? 

Unsummen sind in solche Öffentlichkeitskampagnen, sogenannte schwarze 
PR, investiert worden. Die aufgewendeten Beträge übersteigen teilweise die öf- 
fentlichen Haushalte für Bildung und soziale Entwicklung. Es überrascht 
kaum, dass der Berufsstand der Journalisten, trotz all der Enthüllungen, die 
recherchiert und veröffentlicht werden, selbst außerordentlich korrupt ist. Die 
Bezahlung von Journalisten für die Veröffentlichung - oder eben die nicht 
Veröffentlichung - spezifischer Informationen, ist in den 1990er Jahren zu ei- 
ner allgemeinen Praxis geworden, so dass die bekannte Zeitung Argumenty I 
Fakty 1999 gar eine Preisliste für ihre Dienstleistungen gegenüber Kunden 
veröffentlichte. Da Journalisten keine öffentlich Beschäftigten sind, gilt die 
Entgegennahme solcher Bezüge im juristischen Sinne nicht als Bestechung 
und führt von daher auch zu keiner strafrechtlichen Verfolgung.’ Eine morali- 
sche Verurteilung von Seiten der post-sowjetischen Eliten bleibt auf Grund 
der in diesen Kreisen gültigen Verhaltensnormen aus. Kritik, die „von unten“ 
kommt, wird von den politischen, wirtschaftlichen und medialen Eliten als 
Neid des „kleinen Mannes“ betrachtet. 


2 Detaillierte Berichte über Wahlmanipulationen sind unter anderem im Jahr 2000 von Yevga- 
nıya Borisova im Internet veröffentlicht worden. 
3 Für eine Untersuchung der Korruption in den Massenmedien siehe Zasursky (1999). 


‚Politischer Kapitalismus’ und Korruption in Russland 293 


Zu Beginn des neuen Jahrhunderts hat die Nachfrage nach Propaganda und 
„schwarzer PR“ jedoch deutlich abgenommen. Die lokalen Wahlen 2001 zeig- 
ten, dass es einfacher ist lokale Wahlhelfer zu bestechen, als eine aufwändige 
Medienkampagne durchzuführen. Und da die Wahlbeteiligung stetig ab- 
nimmt, hängen die Ergebnisse der Wahlen immer weniger von den Wählern 
ab, und immer mehr von den Offiziellen, die die Stimmen auszählen. Der be- 
kannte Journalist Oleg Lurye publizierte in der Zeitung Novaya Gazeta eine 
Preisliste für die Wahlen 2001 zum Moskauer Stadtparlament. Die garantierte 
Wahl eines Kandidaten kostet etwa eine Million Dollar. 


Wladimir Putins „Diktatur des Gesetzes” 


Der Beginn des neuen Jahrhunderts war für die russische Gesellschaft durch 
grundlegende Umbrüche gekennzeichnet. Der Absturz des Rubels im Jahre 
1998 hatte paradoxer Weise eine gesunde Wirkung auf die Wirtschaft des 
Landes, denn er stärkte die Wettbewerbsfähigkeit der russischen Industrie so- 
wohl auf dem einheimischen als auch auf dem internationalen Markt. Auch 
der Anstieg der Weltmarktpreise für Öl und Gas kam Russland zu Gute. Die 
Wirtschaft begann zu wachsen. 

Insofern das Wirtschaftswachstum vor allem auf einer Wiederaufnahme zuvor 
stillgelegter Produktionszweige basierte, ging es mit nur minimalen Kapitalin- 
vestitionen vonstatten. Ein Gefühl der Stabilität kam innerhalb der russischen 
Eliten auf, und mit ihm der Wunsch, ein dauerhafteres System von Regeln zu 
etablieren. Der Umschlag von wirtschaftlicher Depression in ökonomischen 
Aufschwung fiel mit dem Führungswechsel im Kreml zusammen. Wladimir 
Putin, der den alternden Boris Jelzin als Präsident ablöste, versprach der Ge- 
sellschaft eine „Diktatur des Gesetzes“. Es ist bemerkenswert, dass diese Erklä- 
rung in den korrupten Kreisen keinerlei Panik auslöste. Doch sah Putins Pro- 
jekt eben niemals vor, das Problem der Korruption an den Wurzeln zu pak- 
ken oder seine Ursachen zu bekämpfen. Putins Politik bestand vielmehr aus 
einem Bündel von Maßnahmen, welches einerseits auf die Legalisierung der 
„Schattenwirtschaft“ abzielte und andererseits die strafrechtliche Verfolgung 
von Personen und Organisationen vorsah, die „die Grenzen überschritten“. 
Sanktioniert werden sollten diejenigen Mitglieder der Oligarchie und Verwal- 
tungsbehörden, die durch ihr verantwortungsloses Handeln die spontan eta- 
blierten Spielregeln verletzten. Eine Reihe von Maßnahmen sollte die Rück- 
kehr des illegal aus Russland exportierten Kapitals erzwingen. Gleichzeitig 
wurde es den Bürgern deutlich erleichtert, Geld legal auszuführen (jedoch bei 
gleichzeitiger Verschärfung der betreffenden Regelungen für Ausländer und im 
Ausland lebende Russen). Drastische Steuersenkungen, die durch den Fluss 
von Petrodollars nach Russland möglich wurden, sollten das Problem der 
Korruption auf ein niedrigeres Niveau senken. Auf hohem Niveau nahm man 
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eine Umverteilung des Eigentums derjenigen Oligarchen in Angriff, die sich 
gegenüber dem Kreml und den ıhm nahe stehenden Unternehmen illoyal 
verhielten. Diese Umverteilung fand strikt auf der Basıs der Regeln des „Politi- 
schen Kapitalismus“ statt. Berezovsky und Gusinsky wurden zu Opfern der 
Strafverfolgung, ihre ehemaligen Partner Alexander Woloschin und Roman 
Abramowitsch einigten sich mit den neuen Eliten und konnten ihren Einfluss 
dadurch sogar noch erhöhen. Aufsehen erregende Fälle von Kriminalität wur- 
den entweder gnadenlos verfolgt oder einfach zu den Akten gelegt - ein Um- 
stand, der den Wandel der Beziehungen innerhalb der Kreml Elite deutlich 
macht. Unterdessen wurde während der ersten beiden Amtsjahre Putins nicht 
ein einziger größerer Fall von Korruption tatsächlich vor Gericht verhandelt. 
Putins Steuerreform brachte aber nicht die erwünschten Resultate, da die Öl- 
preise in dem Moment zu fallen begannen, als die Reform 2001 in Kraft trat. 
Innerhalb kurzer Zeit war der öffentliche Haushalt Russlands wieder mit den 
gleichen Problemen wie schon in den frühen 1990er Jahren konfrontiert. Die 
Regierung versuchte den Rückgang staatlicher Einnahmen durch die Ein- 
schränkung der Subventionen für Wohnraum und für kommunale Dienstlei- 
stungen auszugleichen und wälzte somit die finanzielle Last auf die sozial 
schwächsten Bevölkerungsgruppen ab. Die Steuerreformen, wie auch die Re- 
formen im Bereich der Wohnungspolitik und der kommunalen Dienstleistun- 
gen, waren extrem unpopulär. Zur gleichen Zeit scheiterte die Regierung völlig 
an der Bekämpfung der Praxis der doppelten Buchführung, wie sie ın fast allen 
Unternehmen üblich war. Zu tief saß die Gewohnheit und zu deutlich überstie- 
gen die Vorteile der illegalen Einkommensunterschlagung deren Risiken. 
Anfang des Jahres 2001, so kann fest gestellt werden, waren alle Hoffnungen 
zerschlagen, dass die Ansätze der Putin Regierung helfen würden, das Problem 
der Korruption zu lösen. Da die Korruption in Russland mittlerweile einen 
systemischen Charakter hat, müssten wirksame Gegenstrategien auf einer sehr 
grundsätzlichen Ebene ansetzen. Vor allem wäre zumindest ein Teil des priva- 
tisierten Eigentums (das die zentrale Quelle der Staatseinnahmen war} wieder 
in die öffentliche Hand zu überführen, während gleichzeitig eine radikale Re- 
form und eine Demokratisierung des politischen Systems und seines Appara- 
tes in Angriff genommen werden müsste. Das Problem besteht darın, dass 
solche Reformen mit den Interessen der derzeitigen Eliten ın Russland in- 
kompatibel sind. Aus diesem Grund kann die Frage nach einer Überwindung 
des „politischen Kapitalismus“ nur auf revolutionäre Art und Weise gelöst 
werden. Bis dies möglich ist, wird Korruption eines der Schlüsselmerkmale der 
russischen Gesellschaft bleiben und das Land in politischer, wirtschaftlicher 
und sozialer Hinsicht prägen. 

Übersetzung aus dem Englischen von Henrik Lebuhn 
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Märkte als konkrete Handlungssysteme 
Einige Überlegungen zur Korruption in Italien 


Die weitverbreitete Korruption in Italien ist des öfteren mit dem Niedergang 
des politischen Systems und des administrativen Apparates erklärt worden 
(Della Porta 1992, Della Porta/Vannucci 1994). Die übermäßige Präsenz des 
Staates in der Ökonomie, die Ineffizienz der öffentlichen Verwaltungen und 
die daraus resultierende höhere Wahrscheinlichkeit der Korruption wurden 
bislang als feststehende Tatsache betrachtet. Damit wird jedoch nur ein Teil 
des Problems erfasst. Ein so verbreitetes und verwurzeltes Korruptionssystem 
wie das, was im Falle Italiens ans Licht gekommen ist, kann adäquat nur als 
ein verschleiernder Mechanismus verstanden werden, an dem drei verschiede- 
ne Akteure beteiligt sind: die Unternehmer, die politische Klasse und die 
staatliche Bürokratie. 

In Bezug auf ein kapitalistisches Regime reicht es nicht aus festzustellen, dass 
der Staat zu einflussreich sei. Es ist notwendig zu verstehen, warum etwas ge- 
schieht, mit welchen Komplizenschaften man rechnen muss und auf welche 
Art des Handelns man sich stützt. Es muss nach der Präsenz des Staates in 
der Ökonomie als Effekt einer pathologischen Verflechtung von privaten und 
öffentlichen Interessen verstanden werden, die eine fruchtbare Grundlage dar- 
stellt, auf der die Korruption gedeihen kann. Es ist notwendig nach den Ursa- 
chen zu fragen, die erklären wie und warum ein so ausgedehntes und weit 
verbreitetes illegales System über Jahre hinweg unsichtbar ın einer Marktöko- 
nomie funktioniert haben kann. 

Zu dieser Analyse kann die neuere Wirtschaftssoziologie einen besonderen 
Beitrag leisten, die die Märkte als „konkrete Handlungssysteme“ (Friedberg 
1994) begreift, als Phänomene, die aus dem Sozialen auftauchen und sozial 
eingebettet sind (Zey 1995). Eine solche Sichtweise bereichert nicht nur das 
Verständnis dessen, was sich schon ereignet hat, sondern macht auch klar, 
dass Korruption nicht notwendigerweise ein Indiz für einen Modernisierungs- 
defekt darstellt. „Tangentopoli“' 
stimmten Bedingungen mit modernen ökonomischen Systemen kompatibel 


zeigt hingegen, dass Korruption unter be- 


1 Anm. d. Red.: So wird in Italien das zu Beginn der 90er Jahre aufgedeckte System einer um- 
fassenden, kontinuierlichen und regelmäßigen Korruption bezeichnet, bei dem sich ökono- 
mische und politische Interessen mit dem organisierten Verbrechen überschnitten haben. 
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ıst; nämlich genau dort wo es möglich ist „neopatrimoniale Netze der Rezi- 
prozität“ und des gesetzwidrigen Handels im Rahmen der Schwächung des 
Rechtsstaates, der Degeneration von legal-rationalen Führungsprinzipien und 
der Substitution von demokratischen Prozeduren durch Formen verborgener 
und stark selektiver Macht und Autorität aufzubauen. 


Märkte als konkrete Handlungssysteme 


Wettbewerb ist eine Form der indirekten Auseinandersetzung, ein regulierter 
Kampf (Simmel 1964: 61). Da der Wettbewerb in der Gestalt des Konkur- 
renzkampfes ausschließlich indirekt funktioniert, scheint im Unterschied zum 
offenen Konflikt die Analyse der Macht nur selten relevant zu sein. Auf dem 
Markt behindern die Konkurrenten sich nicht gegenseitig, sondern messen 
sich ausschließlich an den von ihnen erzielten Ergebnissen. 

Allerdings spielen auch in der ökonomische Realität, wie in jeder anderen sta- 
bilen Handlungsstruktur, Machtpositionen eine Rolle, die dem Stärksten be- 
stimmte Vorteile verschaffen. Das gilt besonders dann, wenn die ökonomi- 
schen Akteure, die ihre eigenen Positionen sichern wollen, Bündnisse mit den 
politisch Mächtigen, die außerhalb des Marktes Macht besitzen, eingehen. 
Allgemeiner formuliert kann man festhalten, dass auch im ökonomischen Be- 
reich die Stabilisierung von Beziehungen und Einflussbereichen dahin tendiert 
„lokale Ordnungen“ ins Leben zu rufen, welche die Regulierung von Verhal- 
tensweisen und Strategien der beteiligten Akteure erlauben, die voneinander 
abweichend oder sogar konfliktgeladen sein können. Diese „Ordnungen“ stel- 
len keine perfekt zusammenhängenden Systeme dar. Es sind vielmehr Kombi- 
nationen von relativ stabilen Beziehungen, in denen es unterschiedliche Posi- 
tionen und Machtverhältnisse gibt, oder auch kollektive Handlungsstruktu- 
ren, die selbst festgesetzten Regeln folgen. Wie Friedberg betont, sind dies 
„lokale Ordnungen“, da sie sich nur auf eingegrenzte Bereiche des sozialen 
und ökonomischen Raumes beziehen. Diese Ordnungen sind deswegen so 
begrenzt, da ihr Erfolg und ıhre Verbreitung ständig fluktuieren. Sie sind 
nicht totalisierend, weil die Akteure nur selten vollständig beansprucht wer- 
den. Außerdem bezeichnet Friedberg sie als kontingent, da sie immer in Frage 
gestellt werden können (Friedberg 1994: 135). 

Die im Markt entstehenden lokalen Ordnungen sind nicht abstrakt, ihre Re- 
geln gehen vielmehr kontinuierlich aus konkreten Beziehungen hervor, Diese 
Regeln definieren die Grenzen der reziproken Abhängigkeit und das adäquate 
Verhalten der Organisationen, die in einem bestimmten Feld handeln (Zey 
1995): sogar Effizienz ist eine soziale Konstruktion, die in lokalen Ordnungen 
entsteht, welche wesentlich beziehungsabhängig, politisch und technologisch 


2 Anm. der Redaktion: unter patrimonialen Verhältnissen versteht man auf persönlichen Ab- 
hängigkeits- Schutz- und Treueverhältnissen beruhende, klientelistische Beziehungen. 
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sind (Fligstein 1992: 359). Haben sıch diese Ordnungen einmal gebildet, ten- 
dieren sie zu Stabilität und zu ihrer eigenen Reproduktion. 

Aus theoretischer Sicht gibt es keinen Grund für die Annahme, dass das Ver- 
folgen der eigenen Interessen nichts mit Machtausübung zu tun hätte (Zey 
1995). Es handelt sich bei dieser Tendenz nicht nur um das in gewisser Weise 
selbstverständliche Bestreben der ökonomischen Akteure, die eigene Position 
stärken zu wollen, die potentiell immer in Frage gestellt wird. Es drückt sich 
hierin auch die Notwendigkeit aus, in einem strukturierten Feld agieren zu 
müssen. Im ökonomischen System versucht man latent, dort wo entsprechen- 
de Interessen bestehen, Einfluss auf die Regeln und die Bedingungen des ö- 
konomischen Risikos zu nehmen (Finer 1958). Zur Debatte stehen somit 
nicht die Handlungen der ökonomischen Machthaber, sondern allenfalls die 
Mittel und Ergebnisse zu denen sie führen. 

Es ist genauso wenig zutreffend ökonomische Handlungen allein auf Macht 
zurückzuführen, wie zu behaupten, dass Verfolgung der eigenen Interessen Be- 
tätigungen seien, die in einem absoluten Machtvakuum stattfinden würden. 
Handlungen sind immer nur in einem strukturierten Rahmen möglich, und 
die Konstruktion des sozio-ökonomischen Kontextes stellt nicht nur eine Be- 
grenzung dar, sondern auch und vor allem eine Ressource, aus welcher der 
ökonomisch Handelnde schöpfen kann und schöpfen muss. 

Zu behaupten, dass der Markt ein soziales System ist, bedeutet in anderen 
Worten anzuerkennen, dass diese sozio-ökonomische Konfiguration: 

- nicht völlig unbeständig ist, sondern zu relativ stabilen Ordnungen tendiert 

- nur kostenintensiv umgestaltet werden kann 

- sich nach historisch variablen Formen strukturiert (Leifer, White 1991) 
North machte darauf aufmerksam, dass die modernen westlichen Gesellschaf- 
ten zwar unzählige Beispiele von Märkten anbieten, die gut funktionieren und 
sich dem neoklassischen Ideal annähern, dass es sich dabei aber gewisserma- 
ßen um Ausnahmen handelt. Normalerweise bleiben bestimmte institutionelle 
Erfordernisse entscheidend (North 1993: 158-159). Auch Weber hatte schon 
betont, dass es historisch ganz unterschiedliche Arten gab, die kapitalistische 
Profitorientierung zu determinieren (Weber 1947: 278; Lindblom 1977): über 
den Handel auf Märkten für Güter und Dienstleistungen, über finanzielle 
Spekulationen, über politische Korruption, oder über den kolonialen Kapita- 
lismus. Die Verflechtung zwischen dem institutionellen System, der Macht 
außerhalb der Ökonomie und dem System der ökonomischen Interessen, die 
von individuellem Profitstreben bestimmt sind, kann stark variieren. 

Auf der Basis dieses konzeptionellen Rahmens wird es möglich, die Korrupti- 
on ım Italien der 80er Jahre nicht mehr bloß als Abweichung zu analysieren, 
welche durch eine für Italien spezifische Degeneration durch die Parteienherr- 
schaft bedingt ist, sondern es als ein wirkliches System der Bereicherung zu 
untersuchen. 
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Das System der Korruption in Italien 
Karsthöhlen 


Das Netz der Korruption und der Illegalität hat sich in Italien im Laufe der 
80er Jahre allmählich im ökonomischen und politischen Bereich ausgedehnt. 
Presse, Richter und Kommentatoren haben mehrfach von einem „Korrupti- 
onssystem“ gesprochen, um damit auf der einen Seite die Bedingungen und 
die Ordnung zu benennen, die die Beziehungen strukturieren, und um auf 
der anderen Seite auf die Organisiertheit der italienischen Korruption hinzu- 
weisen. Dass die obersten Spitzen der großen Parteien in dieses System ver- 
wickelt sind, hat zu der Annahme geführt, dass das Korruptionssystem hierar- 
chisch aufgebaut sei. Eine solche Erklärung überschätzt jedoch die Möglich- 
keiten der Parteispitzen ein System wie Tangentopoli zu organisieren, das sich 
mit Hilfe von Mechanismen der Selbsterweiterung gebildet hat, die niemand 
kontrollieren kann. Sicherlich ıst Tangentopoli ein „System“, wenn man mit 
dieser Bezeichnung eine Vielzahl von koordinierten Elementen meint. Jedoch 
basierte das hier geltende Koordinationsprinzip weder auf Befehlen noch auf 
einer hierarchischen Struktur, sondern auf einer komplexen Serie von Ver- 
handlungen, Beziehungen und Treue, was all denjenigen, die an dem System 
teilhatten, eine gewisse Handlungsfreiheit gewährte. Machtzentren waren zwar 
existent und auch von großer Bedeutung, doch handelte es sich immer um 
„lokale“ Mächte, denen bewusst war, dass andere lokale Mächte existierten, 
die mit ihnen konkurrierten und/oder komplementär zu ihnen organisiert wa- 
ren. Tangentopoli erinnert an mittelalterliche Verhältnisse, wo große und 
kleine Lehnsherren, Fürsten und Vasallen beim Aufteilen eines für eine einzige 
zentrale Macht zum Beherrschen zu großen und zu komplexen Territoriums 
verschiedene Verbindungen und sich überkreuzende Treueverpflichtungen 
eingingen. Solche Zusammenhänge sind jedoch schwer kontrollierbar und ge- 
ben jedem Einzelnen die Möglichkeit, das Netz der Übereinkünfte für die 
Durchsetzung des eigenen unabhängigen Machtplans zu nutzen. 

Die Korruptionsmärkte von Tangentopoli sind nicht zentral organisiert und 
weisen insgesamt sehr instabile Beziehungen auf. Die Anwesenheit weniger 
großer ökonomischer Gruppen hätte die Bildung einer kompakten und kohä- 
renten Elite gegenüber der politischen Macht fördern können. Die ungenügende 
Homogenität des italienischen Unternehmertums hat eine solche Entwicklung 
jedoch behindert. Traditionell führte dies dazu, dass Politiker mehr oder weniger 
rechtswidrige individuelle Übereinkünfte eingingen und das gegenseitige Miss- 
trauen der großen ökonomischen Familien ausnutzten, anstatt auf die institu- 
tionellen Kanäle und Systeme kollektiver Repräsentanz zurückzugreifen. 
Innerhalb Tangentopolis hat man auf mehreren Tischen ökonomischer und 
politischer Macht gleichzeitig gespielt. Politiker und Unternehmer bedienten 
skrupellos die verschiedenen lokalen, nationalen und funktionalen Ebenen der 
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Korruption. Die Parteien kämpften gegen und unter sich; die Front der Un- 
ternehmer bewegte sich ungeordnet vorwärts und war nicht dazu fähig, sich ın 
einer kompakten Form dem politischen System zu präsentieren. So bildeten 
sich kontinuierlich Bindungen, die sich oft als fragil und kurzfristig heraus- 
stellten, und wo es an Verrätern und Opportunisten keinen Mangel gab. 

Diese Situation bietet mindestens einen Vorteil: alle diejenigen, die Teil des 
Systems sind, verfügen über einen gewissen Grad des strategischen Spieleinsat- 
zes. Es sind also auf der Basis der Verbindungen, die das System bereitstellt, 
Strategien und Aktionen möglich, die sich auf das Erreichen von Einzelzielen 
richten. 

Tangentopolı kann man also nicht auf die Summe von einzelnen Fällen der 
Korruption und Erpressung reduzieren. Es handelt sich um ein engmaschiges 
Netz von miteinander verbundenen Akteuren, um eine komplexe Organisatı- 
on mit dem Ziel Gelder zu akquirieren, die sich dann auf der einen Seite in 
politische Macht auf der anderen in neue ökonomische Macht transformieren 
können. Aber um welchen Organisationstyp handelt es sich genau? Auf wel- 
cher Art von Handel basiert dieses System? 

Ein grundlegendes Charakteristikum von Tangentopoli besteht in der Kom- 


bination von zwei Aspekten: Einerseits besteht eine fast kapillar zu bezeich- 
nende Vernetzung, die die Akteure dazu bewegt gesetzwidrige Transaktionen 
vorzunehmen, ohne personelle, stabile und geheime Beziehungen allzu sehr 
ausbauen zu müssen. Andererseits konzentriert sich das Systems rücksichtslos 
auf den Wettbewerb und ist zudem ausreichend flexibel, um individuelle Stra- 
tegien seitens der politischen oder ökonomischen Akteure zuzulassen. 

Für die einen brachte das Korruptionssystem eine Serie von Erpressungen mit 
sich, die sie in eine Zwangssituation hineindrängte; für andere wiederum wur- 
den die richtigen Bedingungen geschaffen, um in einer Vielzahl von Gelegen- 
heiten die Lage gewinnträchtig auszuschöpfen. Dabei kann man jedoch nicht 
von einem System sprechen, das von wenigen Machtzentren geführt wird. 
Seine Struktur ıst nicht strikt hierarchisch, sondern charakterisiert sich durch 
eine hohe Instabilität und interne Unbestimmtbheit. 

Man hat oft über die Treueverhältnisse innerhalb Tangentopolis diskutiert, 
die sicherlich existieren. Jedoch genauso wie die Gruppen- oder Fraktionszu- 
gehörigkeiten kann jene Treue nur selten als stabil bezeichnet werden. Jeder 
spielt allein in seinem eigenem Interesse und um weiterhin die illegalen Be- 
ziehungen zu erhalten, die ihm bedeutende politische oder ökonomische Vor- 
teile verschaffen, ist jeder schnell geneigt, Freundschaften und andere vorteils- 
lose Bindungen aufzulösen. Sich innerhalb von Tangentopoli zu befinden, 
war somit schwierig und brachte Risiken mit sich. Es herrschte eine außerge- 
wöhnliche Ungewissheit, die nur dadurch reduziert werden konnte, dass man 
sich einer Vielzahl von Referenzen versicherte und vor allem an vertrauensvollen 
Kanälen arbeitete, in denen der illegale Handelsverkehr realisiert werden konnte. 
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Das vielleicht beste Bild, das diesen Schauplatz beschreiben könnte, ist das der 
Karsthöhlen. Diese Höhlen besitzen eine Vielzahl von Kammern, die unterein- 
ander durch eine Myriade von zusammenhängenden Kanälen verbunden sind, 
aber dabei immer relativ autonom bleiben. Die Kammern verfügen über zahllo- 
se wechselseitige Verbindungen, die allerdings ungeordnet, partiell, scheinbar zu- 
fällig und auf jeden Fall nicht auf eine einheitliche Logik zurückführbar sind. Ih- 
re Ein- und Ausgänge sind voneinander unabhängig und getrennt angelegt. 

Die Akteure ziehen Nutzen aus ihrem komplexen Umfeld, das Illegalität wie 
eine Verhaltensnorm akzeptiert, und sie setzen jene Strategien in die Tat um, 
die ihnen mehr oder weniger Autonomie verleihen. Gleichzeitig bleiben sie 
jedoch abhängig von der Macht und den Verbindungen, über die sie verfü- 
gen. Auch die Zugänge unterscheiden sich und sind vielschichtig. In das Sy- 
stem konnte man über jede der oben beschriebenen Ebenen eintreten: erst 
über die direkte Bekanntschaft mit einem Unternehmer oder Politiker, um 
danach zu entscheiden, ob man sich auf diese erste und einzige Ebene be- 
schränkt oder ob man in andere Ebenen vordringt, um die Bereiche auszuwei- 
ten, in denen gesetzwidriger Handel möglich war. 

In einer derartig blockierten politischen Situation wie in Italien, wo ein Aus- 
stieg aus dem Netz der Beziehungen schwierig ist, dehnt sich dieses System 
unaufhaltsam aus, und dringt in das gesamte öffentlichen Leben ein. Dass die- 
ses Korruptionssystem mit der Logik des Kapitalismus kompatibel ist, ergibt 
sich aus dessen Tendenz zur Oligopolisierung (die aber niemals auf eine wirk- 
liches Monopol hinausläuft). Was das Spezielle der Situation Italiens in den 
80er Jahren ausmachte, war nicht das Fehlen ökonomischer Konkurrenz, son- 
dern das Fehlen eines institutionellen Rahmens, der den Wettbewerb regulier- 
te und vor allem die Mittel, die für das ordnungsgemäße Verfolgen einzelner 
Interessen legitim sind, begrenzte. Diese Situation, ın der die legale Ordnung 
ihr Ansehen verloren hatte und in der sich die faktische Ordnung des Han- 
dels größtenteils außerhalb der Legalität befand, strukturierte auch die Bezie- 
hungen zwischen Gruppen und Subjekten ım sozialen Kontext. 


Die Institutionalisierung der Korruption 


Normalerweise wird das Defizit des italienischen Institutionensystems in erster 
Linie in der öffentlichen Sphäre und besonders im politischen System ange- 
siedelt. In Wahrheit existiert das Problem jedoch auch auf Seiten der Öko- 
nomie, die durch eine Fülle informeller Aktivitäten charakterisiert ıst. Diese 
Informalität bietet den idealen Hintergrund für die Verbreitung der Korrupti- 
on. Die Möglichkeit ungeheure Mengen an Schwarzgeld zu manövrieren, um 
sie für korrupte Zwecke anzulegen, bildet die Grundlage für illegale Abma- 
chungen mit den Vertretern des politischen System, um an öffentliche Aufträ- 
ge zu kommen. 
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Die ökonomischen Aktivitäten entwickelten sich innerhalb eines minimalen 
institutionellen Gefüges. Sie wurden sowohl vom rechtlichen System als auch 
vom sozialen System nur schwach reguliert: was den Umgang mit Kartellen 
und Steuererhebungen angeht, war das rechtliche System völlig inadäquat und 
vor allen Dingen ineffizient. Die Schwäche des sozialen Systems zeigte sich 
vor allem in der Fragilität der sozialen Kontrolle und den Auswahl- und Kon- 
solidierungsmechanismen der Eliten. 

So entstanden nicht nur die denkbar günstigsten Bedingungen für Korrupti- 
onspraxen, sondern am Ende auch für die Deformation des Regelsystems. Ein 
über den Einzelinteressen stehendes Regelsystem existierte kaum noch. Das 
Regelsystem wurde nicht mehr exogen gegeben, sondern vom System des ille- 
galen Austausches internalisiert: die faktischen Regeln, die alle respektieren, 
waren das Resultat einverständlicher oligarchischer Übereinkünfte. Dies führte 
zu einer Veränderung der Beziehung zwischen Macht und Geld. In der Tat 
garantiert nur die Existenz eines Regelsystems und einer Autorität außerhalb 
des Marktes, dass die ökonomische Macht in die Gleise eines geordneten 
Wettbewerbs geführt wird. Die strukturelle Schwäche des Regelsystems bewirkt 
dagegen, dass die finanziellen Ressourcen in illegalen Tauschzirkeln und in 
unlauteren Wettbewerbspraxen investiert werden können. Die ökonomischen 
Ressourcen transformieren sich somit direkt in Machtressourcen, die ihrerseits 
die einzelnen Märkte regulieren. 

Jede korrupte Handlung, die informell und geheim durchgeführt wird, benö- 
tigt eine Vertrauensbasis besonderer Art (Boissevain 1974). Die Schwierigkeit 
besteht darin, einen Ausgleich zwischen der Verbindlichkeit und der notwen- 
digen Solidarität einerseits und der Freiwilligkeit und Instrumentalität der 
Transaktionen andererseits zu finden: damit der illegale Handel stattfinden 
kann, ist es notwendig, dass die Beteiligten sich gegenseitig vertrauen, auch 
wenn sie gegensätzliche Interessen haben, denn beim Ausscheren einer Seite 
kann die andere Seite nicht einfach vor die Gerichte ziehen. Es muss also eine 
andere Art des Ausgleichs existieren (Gellner/Waterbury 1977; Wolf 1966). 

In Italien erstreckte sich die Korruption über lange Handels- und Transakti- 
onsketten, die Dutzende von Personen einbeziehen: Politiker, Verwaltungsan- 
gestellte, Zuträger, Intriganten, Sekretäre, Unternehmer, Manager, Mitarbeiter 
von Banken. Kontinuierlich können solche Transaktionen aber nur sein, wenn 
die Bedingungen, die sie ermöglichen, nicht immer wieder von Neuem herge- 
stellt werden müssen. Die Beteiligten von Tangentopoli waren miteinander 
aber viel weniger eng bekannt als dies bei anderen Korruptionspraxen üblich 
ist. Gerade daran wird deutlich, dass die illegitimen Abmachungen von Tangen- 
topoli ein System darstellten, das sich nicht auf das reduzierte, was B. Willi- 
ams thick trust genannt hat: das Vertrauen, das sich durch eine enge Bezie- 
hung zu einer bestimmten Person ergibt. 

Um den Zusammenhalt dieses Systems zu erklären, reicht es nicht auf die 


304 Mauro Magatti 


Präsenz von Gruppen und Bündnissen zu verweisen: in einem System weit- 
verbreiteter Korruption, tendieren die Akteure immer dazu, mit einer extre- 
men Leichtigkeit von einer Ebene zur anderen, von einer Freundschaft zur 
anderen, von einem Partner zum anderen zu wechseln. Auch die Parteizuge- 
hörigkeit reicht als erklärende Größe nicht aus: Der innere Zusammenhalt der 
Parteien, die eher eine Ansammlung von Bündnissen sind, ist viel zu schwach. 
Es gibt also ein sehr präzise zu fassendes analytisches Problem: was waren die 
Faktoren, die einen Ausgleich zwischen der für die Korruption notwendigen 
Verbindlichkeit und ihrer Instrumentalität so herstellte, dass ein derartig weit 
verbreitetes Korruptionssystem möglich wurde. 

Die Annahme eines hierarchisch geordneten Systems scheidet aus. Das kom- 
plexe und unübersichtliche System der öffentlichen Ausgaben Italiens, lässt 
sich nicht durch eine einheitliche Führung aus kontrollieren. Die Verwal- 
tungssekretäre der beiden großen Parteien, die die potentiellen Schaltstellen 
eines solchen hierarchischen Systems gewesen wären, sind in Wahrheit subal- 
terne Figuren, einfache Kassenführer, deren Macht inner- und außerhalb der 
Partei schr beschränkt ist. 

In der zweiten Hälfte der 80er Jahre, erreichte die korruptive Verflechtung öko- 
nomischer und politischer Interessen einen Punkt, an dem der Kontext für die 
Straftat selbst konstitutiv wurde. Es wurde eine Situation geschaffen, in der be- 
stimmte Verhaltensweisen eine andere Bedeutung erhalten, als ihnen vom Rest 
der Gesellschaft zugeschrieben wurde. Man erreichte einen Punkt, an dem kor- 
ruptive Handlungen nicht nur akzeptiert, sondern durch die ökonomischen und 
politischen Mächte ständig erwartet, gefördert und belohnt wurden. Somit wur- 
den die Voraussetzungen für das geschaffen, was als das Unsichtbare in der 
Sichtbarkeit der Korruption (Sapellı 1994) definiert wurde, und was auf den be- 
sorgniserregenden Verfall des politischen und ökonomischen Lebens hinweist. 
Korruption wurde zu einem allgemeinen Phänomen, das nicht nur den politi- 
schen Apparat, sondern auch die Verwaltungsbürokratie und ganz allgemein die 
Verbindung zwischen Politik und Ökonomie bestimmte. Korruption wurde zur 
festen Gewohnheit, sie wurde zu einer zweiten Moral für Politiker und Unter- 
nehmer, die sich ohne Anstrengungen, ohne Zwänge, ohne Druck durchsetzen 
kann. In dem Moment, in dem die Bezahlung von Bestechungsgeldern zur Re- 
gel wird, kann ein solches Verhalten nicht mehr als ein eindeutig illegaler Akt 
wahrgenommen werden. Die Beteiligung an einer verbreiteten und gebilligten 
öffentlichen Gewohnheit ruft nicht sonderlich viele Gewissensprobleme hervor - 
auch wenn sie nur innerhalb einer bestimmten Gruppe vorherrscht. 

Ein System der Korruption, das auf einer solchen Vielzahl von Beteiligten be- 
ruht, die in entsprechenden Kontexten Bestechungsgelder anbieten oder nach- 
fragen, kann nicht auf das traditionelle zweigliedrige, auf einer Reziprozität 
beruhende Schema reduziert werden, selbst wenn sich solche Strukturen im 
Einzelfall finden lassen. Insofern weist dieses Korruptionssystem mindestens 
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drei spezifische Gesichtspunkte auf: 

°e Wenn sie zu einer gängigen Praxis wird, setzt dies ein sie begünstigendes 
und tolerierendes kulturelles Klima voraus, in dem die Herausbildung einer 
Doppelmoral einfach ist. Diese Doppelmoral senkt die moralischen Kosten 
der Korruption und macht den Weg für den Transit der korruptiven Ressour- 
cen frei. 

e Ein solcher Prozess benötigt Zeit, um sich zu entwickeln. Dabei bildet er 
sich normalerweise über weit verstreute Gruppen heraus, die illegale Verhal- 
tensweisen bereits akzeptieren. 

e Die Korruptionssysteme sind dazu fähig, Verhaltensregeln aufzubauen und 
zu stabilisieren, die zwar von den allgemeinen Normen abweichen, die aber 
die Kalkulierbarkeit der Handlungen derer erlauben, die Teil des Systems sind 
und sich an dessen Regeln halten. Das Korruptionssystem wird damit selbst 
zu einer Institution. 


Persönliches Vertrauen, das für die Korruption notwendig ist, wurde im Italien 
der achtziger Jahre in einem wohl strukturierten Rahmen entwickelt. Bezeich- 
nend für Tangentopoli ist die Tendenz sich auf die Bildung von Vertrauen zu 
konzentrieren, das auf eine ganze soziale Gruppe ausgeweitet und verallge- 
meinert wird. Diese Situation ähnelt derjenigen, die Roniger als „selektive Ge- 
neralisierung des interpersonalen Vertrauens“ definiert hat (Roniger 1992: 42). 
Das Bindemittel des Korruptionssystems bestand einerseits in der Macht und 
dem lokalen Einfluss und andererseits in dem Gerüst der formalen Institutio- 
nen. Das Vertrauen richtet sich auf spezifische Personen innerhalb der Institu- 
tionen. Die formelle Struktur dieser Institutionen wurde zunehmend von der 
realen Macht untergraben, auch wenn diese Struktur als wichtiger Stabilitäts- 
faktor zur externen Legitimierung aufrechterhalten wurde. 

Die hierarchische Machtstruktur besitzt auf lokaler Ebene ihre Bedeutung. 
Die Existenz von Knotenpunkten der Einflussnahmen und Ressourcenvertei- 
lung macht die Lösung der Mikrokonflikte möglich, die ein solches System 
mit sich bringt. Es sind lokale Räume, in denen die Korruptionsnetze reguliert 
werden: ein Parteisekretär zu sein, ein Präsident einer Region, Beisitzer in der 
Städteordnung, Besitzer einer großen Firma ist dieser bestimmten Macht in 
einer bestimmten Situation von Nutzen. 

Zum Verständnis dieses Korruptionssystems ist wichtig zu begreifen, dass die 
informellen Übereinkünfte nicht so sehr auf der direkten Beziehung zwischen 
Bestechendem und Bestochenem beruhten, sondern auf der Existenz eines 
Strukturrahmens, der sich vor allem durch zwei wesentliche Elemente konsti- 
tuiert: der Selektion und Kontrolle der Eliten und der Vorrangstellung gemäß 
der institutionellen formalen Struktur, die die Realisierung einer fast unendli- 
chen Anzahl von besonderen Beziehungen erlauben. Allerdings ist damit nur 
der Eingang in das System der Korruption bezeichnet. Innerhalb des Systems 
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legt die monetäre, instrumentelle und opportunistische Natur des Handels eı- 
ne gewisse Distanz und gegenseitige Unabhängigkeit zwischen den Akteuren 
nahe. Dies geschieht, da die geldvermittelten Transaktionen „die Möglichkeit 
kreieren sich mit anderen zu assoziieren ohne auf einen Teil der eigenen Freiheit 
oder der eigenen Zurückhaltung verzichten zu müssen“ (Simmel 1964: 491). 

Vor diesem Hintergrund ist das System der italienischen Korruption nicht gleich- 
zusetzen mit der Korruption in einem Land, in dem die fundamentalen Struk- 
turen einer modernen Gesellschaft fehlen. Was das Typische der Korruption in 
Italien ausmacht, ist nicht der Rückgriff auf persönliches Vertrauen sondern auf 
ein gewissermaßen institutionalisiertes Vertrauen. Es sind die allgemeinen Bedin- 
gungen, die es erlauben, weitläufige Netze informeller und persönlicher Bezie- 
hungen zu kreieren. Korruption wird somit zu einem kollektiven Phänomen. Um 
funktionieren zu können, muss sie von der gesamten leitenden Klasse betrieben 
werden: sie ist für die allgemeine Öffentlichkeit verborgen, aber innerhalb von be- 
stimmten Kreisen ist sie durchaus öffentlich. Illegale Transaktionen werden mit 
der Annahme, dass alle mit dem Verhalten vertraut sind, nach dem man sich 
richten muss, auch von Personen durchgeführt, die sich nicht kennen. 


Korruption zwischen Tradition und Moderne 


Entgegen vielen Annahmen hat sich Tangentopoli nicht innerhalb einer ge- 
schützten, vom restlichen sozialen „Körper“ und der ökonomischen Struktur 
abgetrennten Enklave entwickelt. Stattdessen ist Tangentopoli gewachsen und 
hat enge Verbindungen mit den produktivsten und „modernsten“ Bereichen 
des Landes hergestellt. Es gab eine Verschränkung von Tradition und Moder- 
ne, von Fortschrittlichem und Rückständigem, von Legalem und Illegalem. 
Viele der Unternehmen, die Bestechungsgelder zahlten, waren profitable Un- 
ternehmen. Nichts war allzu ineffizient, auch nicht die Unternehmen, die di- 
rekt im Schatten eines Politikers arbeiteten. In dieser Verschränkung zeigt sich 
die Besonderheit, gerade hier liegt aber auch die wahre Gefahr der Korruption 
der 80er Jahre: in ihrem Erfolg sich in einen großen Teil der Marktökonomie 
ohne Schwierigkeiten integriert zu haben. In diesem Sinne ist die Korruption 
zu einem der konstitutiven Moment des italienischen Kapitalismus geworden. 

Die Korruption hat das in Italien existierende Gefüge der politischen und öko- 
nomischen Macht begünstigt, indem sie eine Vielzahl von Kontrollebenen der 
Konkurrenz und - allgemeiner noch - des Wirtschaftslebens hervorbrachte. Ein 
solches System konnte sich aufgrund der oligarchischen Natur des italienischen 
Kapitalismus besonders gut ausbreiten. In diesem Kontext entwickelte die Kor- 
ruption einen Mechanismus, der dazu beitrug die Verteilung der ökonomischen 
Macht zu konsolidieren. Ein solches System eliminiert weder den Wettbewerb, 
noch die Unsicherheit, aber es modifiziert die Art und Weise des Profitstrebens: 
die Kosten, die aufgrund der Bestechungs- und politischen Schutzgelder entstan- 
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den sind, wurden über die Schaffung eines stabilen Rahmens und von Sicher 
heiten, die es vielen Geschäften erlaubte zu prosperieren, wieder hereingebracht. 
Auf diesen Weg hat sich das kapitalistische System Italiens ın Symbiose mit 
dem System der Parteien entwickelt: die staatlichen Unternehmensbeteiligun- 
gen richteten sich immer enger an der Verfolgung von Teilinteressen aus; die 
großen privaten Unternehmensgruppen versuchten in allen möglichen For- 
men politische Protektion zu erhalten und passten sich der Logik des „do ut 
des“ (ich gebe, damit du gibst) an. Schließlich tauchten diejenigen auf, die 
wirklich politische Unternehmen sind, das heißt Unternehmen, die direkter 
Ausdruck des politischen Systems sind und im Einverständnis mit diesem 
operierten. Jedes Oligopol muss politische Protektion besitzen. 

Die großen privaten Unternehmensgruppen? haben ihre Freundschaften mit 
Politikern und Parteien als Hebel benutzt, um die eigenen Wachstumsstrategi- 
en voran zu bringen, was die pathologische Verschränkung von Politik und 
Ökonomie immer weiter verstärkte. Unterhalb dieser Ebene existiert die all- 
tägliche Geschäftsführung, die sich an die Verwaltungen wendet. Diese sind 
von den politischen Parteien beherrscht und respektieren daher die eingegan- 
genen Verpflichtungen. Es entstehen auf verschiedenen Ebenen unzählige 
kleine geschäftliche Verbindungen, die an die Kontrolle der großen Projekte 
gebunden sind. Stabile und unveränderliche Beziehungen bilden sich dabei 
nur selten heraus. Jeder Akteur erhält die eigene Autonomie aufrecht und jede 
Allianz von heute kann morgen zusammenbrechen. 

Die „historischen“ Unternehmen? haben die illegalen Transaktionen als Instru- 
ment für die Schaffung und Aufrechterhaltung einer bestimmten Marktordnung 
benutzt. Der Ursprung vieler ökonomisch-korrupter Formationen liegt in dem 
Bestreben der Unternehmen, die Konkurrenz zu kontrollieren. Für die „histori- 
schen Unternehmen“ bedeutete die Verdrängung von neuen - insbesondere aus- 
ländischen - Konkurrenten eine große Erleichterung; für eine effizienten Ge- 
schäftsführung war sie außerordentlich funktional. Es wurde eine Reduktion der 
Unsicherheit und der Instabilität des Marktes erreicht, so dass Investitionen efh- 
zienter wurden. Die Suche nach Abmachungen mit den Politikern wurde dabei 
zu einem bewusst und klar verfolgten Ziel des Managements, um die vorteilhaf- 
testen Bedingungen für die Geschäftsentwicklung zu schaffen. 

Die „politischen Geschäfte“ sind wiederholt dafür eingesetzt worden, um in 


3 Fast alle dieser Gruppen sınd mittlerweile in Tangentopoli involviert. 

4 Die „historischen Unternehmen“ stehen in einer langen Tradition von Produktion und Ma- 
nagement. Es handelt sich um technologisch gut ausgestattete Unternehmen, die fähig sind 
einen gehobenen Qualitätsstandard und Professionalität zu garantieren. Ihr Ansehen und ihr 
relativ hoher Organisationsgrad fällt mit einer traditionellen Besitzstruktur zusammen: es 
handelt sich meistens um Familienunternehmen mit Familienmitgliedern an der Spitze. 

5 Darunter versteht man Unternehmensaktivitäten, die dem Willen eines Politikers folgen, der 
direkt die ökonomischen Schalthebel bedienen will. Der Grad und die Modalitäten der Ver- 
bindung mit dem Parteiensystem können dabei ganz verschieden sein. 
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die Abwicklung von Konzessionsvergaben einzugreifen, um Unternehmen 
aufzufangen, die in Schwierigkeiten waren, oder um Finanzgesellschaften im 
Ausland zu schaffen, über die Schwarzgelder bewegt werden konnten. 
Daneben stellten die öffentlichen Unternehmen neben einem unerschöpfli- 
chen Reservoir von Finanzressourcen ein wichtiges Instrument im Kampf um 
die Eroberung und die Erhaltung von Macht innerhalb der Gesellschaft und 
der Ökonomie dar. 

Während die kleinen und mittleren Unternehmen größtenteils von der für die 
„Parteienherrschaft“ charakteristischen Verteilung ausgeschlossen blieben, ist 
in einer manchmal zerstörerischen Weise der Teil der Geschäftswelt gewach- 
sen, der am engsten an die politische Sphäre angebunden war. Diese Unter- 
nehmen konzentrierten sich nicht nur auf den Bereich der politischen Kon- 
zessionen, sondern auch auf viele andere ökonomische Bereiche, da sich die 
Einflussnahme der politischen Parteien auf das gesellschaftliche Leben Italiens 
immer weiter vergrößerte.‘ In diesem Kontext wurde der verfügbare Raum ei- 
nes gesunden, modernen, konkurrenzfähigen Unternehmertums, welches fähig 
ist, das Land effektiv zu modernisieren, beständig reduziert. 

Mit tausend Widersprüchen beladen und hin und her gerissen zwischen An- 
trieb und Gegenantrieb entwickelte sich Italien im Laufe der 80er Jahre. Tan- 
gentopoli stellte einen gewissen Protektionsfaktor für einige ökonomische 
Segmente des Landes dar, für andere Bereiche war es ein Alibi, um ihre Unfä- 
higkeit zu rechtfertigen. Letztendlich behinderte es die avancierteren Sektoren 
des Systems. Es bildete sich ein Schmelztiegel, in dem sich widersprüchliche 
Elemente miteinander vermischten und eine klare Bewertung der Leistungsfä- 
higkeit der italienischen Wirtschaft verhinderten. 


Das System der Korruption als System der Akkumulation 


Unter einem tatsächlichen „Korruptionssystem“ können wir nun folgendes fassen: 
- Ein Netz des korrupten Austauschs, das sehr verzweigt und weit verbreitet 
ist, Die Korruption tendiert dahin, sich nicht als Summe isolierter Fälle zu 
bilden, sondern sie besitzt im Gegenteil eine Struktur, in der sich eine Serie 


6 Es ist interessant zu beobachten, dass ausländische und multinationale Unternehmen Nach- 
forschungen über die italienische Korruption anstellen. Wie schon erwähnt ist die Anwesen- 
heit von ausländischen Unternehmen in der italienischen Ökonomie geringer als bei ver- 
gleichbar entwickelten Ländern. Dies spiegelt sich auch in dem Korruptionssystem wider: nur 
gelegentlich werden diese Unternehmen in das System eingebunden, hatte die Korruption 
doch oft einen protektionistischen Zweck. Auch den Politikern erschienen diese Unterneh- 
men suspekt, sie befürchteten, dass es zu schwierig sei, gewisse Logiken in eine andere kultu- 
relle Matrix zu überführen. Trotz alledem zeigt die Chronik der letzten Jahre, dass sich gele- 
gentlich auch ausländische Unternehmen ohne allzu große Probleme an die dominierende 
Korruptionslogik angepasst und die bestehenden Praktiken akzeptiert hatten. Dort wo ihr In- 
teresse darin bestand, am System zu partizipieren, trifft man nicht auf substantielle Differen- 
zen im Vergleich mit den italienischen Unternehmen. 
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von Umständen reflektiert, die ihre Ausbreitung erleichtert. Die Korruption 
durchdringt mehrere Bereiche: sie ist für verschiedenartige ökonomische Sek- 
toren interessant und auch für weite Teile des politischen Systems. Eine spezi- 
fische Eigenschaft ist die Länge der Korruptionsketten, in welchen sich die ıl- 
legalen Transaktionen auch ohne persönliche Begegnung auf der Basis von 
standardisierten Verfahren abspielen. Dies ermöglicht es, die konstituierenden 
Grenzen der Korruption zu überwinden, die normalerweise in konsolidierte 
Formen von Treue und lokaler Reziprozität eingebunden sind. 

- Die Fähigkeit ein System von artikulierten und relativ mobilen Interessen zu 
organisieren. In dem sie sich der ihnen verfügbaren komplexen Handelsnetze 
bedienen, gewaltige Geldmengen bewegen und große Teile der Wirtschaft 
kontrollieren, sind Korruptionssysteme dazu fähig, weitläufige und vor allen 
Dingen autonome und nicht hierarchisch strukturierte Systeme von Interessen 
zu bilden. Innerhalb dieser Systeme ist die Macht der Partner nie unbe- 
schränkt, während die zur Verfügung stehenden Strategien auch nicht bar je- 
der Alternative wären. Um Zugang zu dem System zu erhalten, müssen alle 
Beteiligten den Anderen Zugeständnisse machen und bereit sein, sich in ei 
nem unsicheren und ungewissen Kontext zu bewegen, und schließlich auch 
die Existenz von anderen Spielern akzeptieren. In dieser Weise negiert man 
nicht die Ökonomie des kapitalistischen Marktes, aber dort realisiert sich 
dann ein konkretes Machtsystem. All das ist einfacher zu bewerkstelligen, 
wenn die politische Regulation der ökonomischen Sphäre vermindert ist. 
Dann eröffnet sich ein enormer Raum für Handlungen, die weder erlaubt 
noch unerlaubt sind, man denke nur an die off-shore Märkte oder Steueroa- 


sen. Innerhalb der Globalisierung des Finanzsystems findet die Korruption ein 
besonders günstiges Terrain. 

- Die Kapazität auf efliziente Weise komplexe Entscheidungsprobleme zu lö- 
sen. Die Effekte des Korruptionssystems wirken sich jenseits von einfachen 
Transaktionen aus, sie expandieren in verschiedene Aspekte des sozialen Le- 
bens, der Politik und der Wirtschaft. Wenn man ein Bild der Beziehungen in- 
nerhalb der Zentren der ökonomischen und politischen Macht definieren 
wollte, wird die Korruption zu einer Art Simplifizierung politischer Entscher- 
dungen. Sie schafft wenige, geheime und exklusive Bereiche, innerhalb derer 
man eine gewisse Macht ausüben kann und damit die wachsenden Schwierigkei- 
ten überwindet, die sich in den demokratischen Systemen normalerweise stellen. 


Die Formierung von derart beschaffenen Korruptionssystemen, setzt dıe Exı- 
stenz von ökonomischen und politischen Machtgefügen voraus, die reale Zie- 
le verfolgen. Innerhalb dieses Systems ist die persönliche Bereicherung bloß 
ein Instrument aber nicht das entscheidende Resultat. Dieses besteht vielmehr 
ım Erwerb und der Erhaltung von Macht. 

Daher müssen die Korruptionssysteme als „Akkumulationssysteme“ verstan- 
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den werden: es sind Systeme, die die politischen und ökonomischen Interes- 
sen mit berücksichtigen, welche die Bedingungen für die Unterstützung von 
einzelnen Gruppen schaffen, die strategische Geschäfte tätigen. Spannungen 
zwischen den Machtzentren werden auf relativ gehobenen Ebenen der Effı- 
zienz aufgelöst. Korruption kann sich unter bestimmten Umständen als ein 
System darzustellen, das Probleme lösen kann, die in modernen Demokratien 
normalerweise nur schwer lösbar sınd. 


Über einige Ursachen der strukturellen Instabilität 
der Korruptionssysteme 


Es gibt allerdings auch einige Momente, die Korruptionssysteme strukturell 
instabil machen und die, unter gewissen Umständen, zu ihrer Krise führen. 
Die Kompatibilität der illegalen Transaktionen mit der Marktkonkurrenz 
neigt dazu mit den hierarchischen Barrieren zu kollidieren, die das System der 
Korruption notwendigerweise in sich trägt. Da es sich um einen Machtkampf 
handelt, ist das Gleichgewicht niemals stabil, denn immer neue Akteure wol- 
len am Spiel teilnehmen. Die ausschließenden Barrieren weisen aufgrund von 
Koordinationsschwierigkeiten aber beträchtliche Bruchstellen auf. Das Streben 
nach Macht setzt ständig neue Konflikte frei, die die bisherigen Beziehungen 
wieder zur Diskussion stellen. 

Die von der Korruption bewirkte Effizienz ist immer nur eine relative, die 
Kosten können auch zu hoch werden. Dies ist insbesondere dann der Fall, 
wenn das Korruptionssystem expandiert und damit das Risiko einschließt, 
dass sich durch die Zerstreuung und die Multiplikation der verschiedenen Be- 
zahlungsebenen, sowie das Fehlen einer Koordinierung und der wachsenden 
Rücksichtslosigkeit die Kosten immens steigern. 

Wie alle Akkumulationssysteme setzt auch das korruptionsbasierte die Mög- 
lichkeit voraus, die eigenen, zunehmend anwachsenden Kosten auf soziale Be- 
reiche abzuladen, die nicht Teil des Systems sind. Genauer gesagt gründet sich 
jedes Korruptioussystem auf ein gewisses politisches Gleichgewicht, das heißt 
auf die Existenz eines Machtsystems, das in der Lage ıst, bestimmte Machtbe- 
ziehungen zwischen den verschiedenen Komponenten der Gesellschaft durch- 
zusetzen und zu erhalten. Dieses Gleichgewicht kann in eine Krise geraten, seı 
es aufgrund innerer oder äußerer Umstände. Im Fall Italiens geschah dies ın 
dem Moment in welchem die Lasten des Teils, der dem System substantiell 
fremd war, anwuchsen und damit Steuererhöhungen einhergingen, was wie- 
derum eine Folge der Probleme der öffentlichen Finanzen war. Das Ergebnis, 
zu dem eine eventuelle Krise führen kann, ist natürlich nicht berechenbar: es 
hängt von der mehr oder weniger autoritären Struktur des politischen Systems 
ab, bis zu welchem Punkt es möglich ıst, der Gesellschaft die Kosten der Kor- 
ruption im Ganzen aufzuerlegen. 
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Der Expansionsmechanismus, der den Korruptionssystemen inhärent ist, ten- 
diert dazu, die Fähigkeit zur Selektion der Teilnehmer zu senken und die R+ 
siken der „Fahnenflucht“ zu vermindern. Wenn das System der Korruption zu 
ausgedehnt ist, wird es unfähig seine Mitglieder auszuwählen. Deswegen wird 
es dem Risiko auch zerstörender Entdeckungen ausgesetzt. Im Laufe des Sy- 
stemwachstums wird es nach und nach immer schwieriger die Verschwiegen- 
heit aufrechtzuerhalten. Die Denunziation bei Vertretern der Justiz wird zu 
einer Waffe des inneren Kampfes. Wenn das System es nicht schafft, die un- 
abhängigen Mächte der Information und des Richteramtes zu kontrollieren, 
wird es verletzbar. 


Schlussfolgerungen 


Die Probleme, die sich durch die Existenz moderner Korruptionssysteme er- 
geben und die sich mit den Instrumenten der Wirtschaftssoziologie analysie- 
ren lassen, wurden hier beispielhaft an der Entwicklung des italienischen Tan- 
gentopoli untersucht. Im Vergleich zu vorangegangenen Systemen muss man 
sie wenigstens teilweise als neu bezeichnen. Das Problem liegt nicht mehr ein- 
fach darin, überkommene Verhaltensweisen einfach zu tilgen. Es muss viel- 
mehr vermieden werden, dass diese verzerrte Form der Beziehung zwischen 
Ökonomie und Politik es schafft sich als Lösung für verschiedene Schwie- 
rigkeiten, die mit dem Funktionieren entwickelter Ökonomien verbunden 
sind, anzubieten. Allgemeiner formuliert präsentiert die Analyse der vorange- 
gangenen Seiten wenigstens drei wichtige theoretische Konsequenzen. 

Die erste ist der Vertrauensverlust in die modernisierende Funktion von Staat 
und Markt. Oft trifft das Interesse an Gewinnen in kurzen Fristen mit dem 
Erhalt des Status Quo zusammen, auch auf Kosten der Anpassung an illegale 
Formen des Handels. Die Kosten, die es braucht, um die Dinge zu verändern, 
sind ım allgemeinen zu hoch, um bestritten werden zu können. 

Die zweite Folgerung besteht darın, dass die sozialen Ordnungen es schaffen, 
Personen zu Handlungen zu bewegen, von denen man dachte, sie seien inak- 
zeptabel. Wie schon beim Holocaust wird auch bei Tangentopoli deutlich, 
dass man unter bestimmten Umständen auch in einem fortschrittlichen System 
auf erschreckende Verrohung stoßen kann. Man muss also nach der institu- 
tıonellen Varietät fragen, die mit dem kapitalistischen System kompatibel ist. 
Die dritte Konsequenz besteht darin, dass Korruption kein außergewöhnliches 
Phänomen darstellt, sondern als eine konstitutive Möglichkeit der modernen 
Formen des Neopatrimonialismus zu bezeichnen ist, die ein funktionelles 
Substitut zu der Vielzahl von Machtzentren darstellt, welche die modernen 
Machtordnungen charakterisiert. 

Da die Korruptionssysteme in einer kurzen Zeit eine Serie von Problemen lö- 
sen können, dehnen sie sich aus und erhalten die Anerkennung gegenwärtiger 


312 Mauro Magatti 


Eliten. Sie erwecken Formen der Modermisierung zum Leben, die aber auf 
keiner Entwicklung oder Zivilisation aufbauen, und stellen damit eines der 
schwersten Risiken unserer Zeit dar. 

Übersetzung aus dem Italienischen von Carolin Behrmann 
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Dietmar J. Wetzel 


Im Mikrokosmos des korrupten Empires - 
vom Arbeitshandeln der Führungskräfte 


„Die Gretchenfrage für Unternehmen [und ebenso für Führungskräfte, 
DJW], die in einem korrupten Umfeld operieren, ist, ob sie aktiv 
mitmachen, sich stillschweigend verweigern oder die örtlichen Behör- 
den und die Welt von der Korruption in Kenntnis setzen.“ 

Susan Rose-Ackerman 


1. Das Phänomen „Korruption“: immer und überall? 


Noch Mitte der sechziger Jahre konnte das Thema Korruption „fast ein Ta- 
bu“ genannt werden.’ Im Zuge der Verbreitung ethisch-moralischer Diskus- 
sionen der letzten beiden Jahrzehnte sowohl in der Wissenschaft als auch in 
der Öffentlichkeit hat sich dies radikal geändert.” Folgt man gegenwärtigen 
Berichten, so hat der „Korruptionssumpf“ - nicht nur, aber auch medial be- 
dingt - das ganze Land erfasst, ja sind wir auf dem Weg zum durch und durch 
„korrupten Empire“ (Hardt/Negri 2002: 396). Schlimmer noch: Jeder und je- 
de scheint als Wirtschaftsbürger/in davon betroffen, direkt oder indirekt, 
denn zur Korruption gehören mindestens immer Zwei, eine aktive und eine 
passive Partei. Für den hier fokussierten Bereich der Wirtschaft vermögen ein 
paar Zahlen das ganze Ausmaß der prekären Lage zu verdeutlichen. Um die 
25 Milliarden Euro (!) werden - Schätzungen zufolge - in Korruptionsgeschäfte 
weltweit investiert. Deutsche Unternehmen sind daran mit ca. 2,5 Milliarden 
Euro beteiligt (vgl. dazu König 2003: 124). Schon diese, mit Vorsicht zu ge- 
nießenden Zahlen, legen den Schluss nahe, dass sich Korruptionsfälle nicht 
auf die so genannten Kleintäter beschränken lassen. In der Regel sind immer 
auch die Chefetagen involviert, und sei es nur, wenn es um die Billigung und 
Verantwortung dieser Art von - meist willkommenen - „Geschäftsausgaben“ 
geht (Schaupensteiner 1999: 140). 


1 So etwa geäußert von Gunnar Myrdal im Jahr 1967, in: Pieth/Eigen (1999: 11). 

2 Allerdings besteht die Gefahr einer bloßen Scheinthematisierung. Soll heißen: Je mehr man 
von Korruption oder auch von Moral/Ethik spricht, desto weniger geschieht tatsächlich im 
Hinblick auf Veränderungen. Solche Diskussionen haben dann allenfalls eine beruhigende 
und bestätigende Funktion, nach dem Motto: „Wir sınd doch moralisch“ und in Bezug auf 
die Korruption: „ach, wie schlimm, das es so viel Korruption gibt“. Zur Scheinthematisie- 
rung gesellt sich die Aura der Scheinheiligkeit (Ulrich 1999: 151). Eine Re- und Dekonstruk- 
tion ethischer und politischer Diskurse habe ich selbst unternommen in: Wetzel (2003a). 
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Worauf es im von Korruption geprägten Empire „wirklich“ ankommt, zeigt 
sich bei einem Blick auf das mediengerechte Auftreten von Politikern wie et- 
wa Berlusconi und Schröder, aber auch zunehmend bei Managern. Es ist 
nicht so sehr das warum und das was? Im Vordergrund steht das wie? Damit 
ist die Art und Weise gemeint, wie etwas kommuniziert wird. Wie vermittelt 
man den Eindruck einer guten und anständigen Politik und wie transportiert 
man ein unternehmensethisch angemessenes Bild des Betriebes nach außen in 
die Öffentlichkeit? Für solche und ähnliche Fragen weiß sich, nicht nur in der 
Politik und im Fernsehen, sondern gleichfalls am Arbeitsplatz, die Kommuni- 
kation, genauer ein bestimmter medienadäquater Kommunikationsstil, zustän- 
dig. Der Beitrag widmet sich deshalb unter dem Aspekt der Korruption dem 
wesentlich kommunikationsgebundenen Arbeitshandeln der Führungskräfte ın 
Dienstleistungsunternehmen 

Führungskräfte mit einer Managementfunktion unterscheiden sich von einfa- 
chen Angestellten dadurch, „dass sie dispositive Vollmachten besitzen und er- 
nen entsprechend gehobenen sozialen Status beanspruchen“ (Deutschmann 
2002: 232). Anders gesagt: Nicht jeder oder jede, Führungskräfte in der Regel 
aber eben schon, verfügt über das Potenzial und den Handlungsspielraum, die 
zu einem korrupten Verhalten prädisponieren. Unter korruptem Verhalten 
bzw. unter Korruption lassen sich in einem pragmatischen Sinne, der Miss- 
brauch öffentlicher - oder sonst anvertrauter - Macht zu persönlichem Nutzen 
verstehen (vgl. dazu Pieth/Eigen 1999: 11/12). Auf die Situation von Füh- 
rungskräften zugespitzt: Korruption liegt immer dann vor, wenn ein Macht- 
missbrauch von Angehörigen besonderer Macht (=Führungskräfte) stattfindet. 
Genauer gesagt dann, wenn sich die an einer manipulierten Leistung Interes- 
sierten über sachwidrige Vorteile durch gegenseitige Beeinflussung einig wer- 
den. Dabei erweist sich das Zusammenspiel von Macht und Entscheidung als 
grundlegend. Ein Zusammenspiel, das Britta Bannenberg in ihrer Arbeit Kor- 
ruption in Deutschland und ıhre strafrechtliche Kontrolle (2002) wie folgt 
umschreibt: 

„Jedenfalls sind Elemente des Machtmissbrauchs enthalten. Es geht um zweckwidrige Beeinflus- 
sungen und um persönliche Vorteile, die entweder rechtswidrige Entscheidungen ermöglichen sol- 
len oder zumindest um eine Verbindung zwischen nicht erlaubten persönlichen Vorteilen und 


Entscheidungen, die sachlich, von persönlichen Zuwendungen unbeeinflusst und objektiv nach- 
vollziehbar getroffen werden sollen“ (Bannenberg 2002: 14). 


3 Zur Illustration der folgendenden Überlegungen dienen die in einem fast abgeschlossenen 
Forschungsprojekt erarbeiteten Fallstudien mit leitenden Angestellten/Führungskräften aus 
Hightech-Unternehmen, Banken und Versicherungen. Dazu wurden soziologische und psy- 
choanalytische Interviews durchgeführt, die in sog. Fallkonferenzen verdichtet auf eine sozi- 
alphänomenologische Beschreibung von Formen indirekter und verschobener Aggression zie- 
len. Das Projekt „Macht und Unterordnung in Beschäftigungsverhältnissen Angestellter“ wird 
am Sigmund-Freud-Institut, Frankfurt am Main durchgeführt. Beteiligt sind - neben dem Au- 
tor dieses Textes - eine Soziologin, eine Psychoanalytikerin und eine Ethnologin. 


Im Mikrokosmos des korrupten Empires 315 


Im Weiteren kann es keinesfalls darum gehen, die Korruption und ihre Aus- 
prägungen primär moralisch zu verurteilen. Fin Vorgehen, das sich vor allem 
bei wirtschaftsethischen Arbeiten großer Beliebtheit erfreut. Ebenso fragwür- 
dig erscheint es allerdings, in einem stillschweigenden (manchmal zynisch 
anmutenden) Einverständnis zur Korruption zu verharren. Hier wird dagegen 
eine dritte Lesart vorgeschlagen, der es auf eine genuin sozialphänomenologr- 
sche Beschreibung ankommt und die sich dabei einer funktional-nüchternen 
Analyse verpflichtet weiß. 

Abgesehen von der sog. Bagatell- und Gelegenheitskorruption, können drei 
weitere Strukturformen voneinander unterschieden werden. Diese Unterschei- 
dung hat sich auch auf die weitere Finteilung des Textes niedergeschlagen.’ So 
wird ım dritten Abschnitt die Korruption als Ergebnis (gewachsener) Bezie- 
hungen am Arbeitsplatz verstanden. Sie ıst örtlich begrenzt und umfasst eine 
benennbare Gruppe von Personen, die wiederholt korrupte Geschäfte betrei- 
ben. Bevor das Dilemma, in dem sich meines Erachtens Führungskräfte wie- 
derfinden, detailliert zur Sprache kommt, ist jedoch kurz auf die beherrschen- 
de Rolle der Medien einzugehen, die durch Anklage, Skandalisierung mit an- 
schließender Entdramatisierung auf den Plan treten (Abschnitt 2). Die Füh- 
rungskräfte geraten, was sich im Kontext des Komplexes Moral, Erfolg und 
Korruption verfolgen lässt, unter dem Aspekt der Korruption in sozialen Be- 
ziehungen am Arbeitsplatz und ım Sinne einer „selbstkorrumpierenden Op- 
timierung des Verhaltens“ ın den Blick (Abschnitt 3 und 4). Eine Fortsetzung 
der Diskussion findet auf der Ebene des Unternehmens statt, wo sich eine 
„allgemeine Kultur der Geheimhaltung“ breit zu machen scheint.‘ Diese 
schwierig zu erhellende Form der Netzwerk-Korruption, an der viele und zum 
Teil über einen längeren Zeitraum beteiligt sind, setzt genau genommen jen- 
seits der einzelnen Führungskraft an. Die dabei ausgeführten Aktivitäten sind 
als Teil der jeweiligen Unternehmensstrategie im Rahmen einer übergreifenden 
(Wirtschafts-) Kriminalität zu situieren (Abschnitt 5). Abschließend erfolgt ei- 
ne Betrachtung der Korruption im globalisierten Zusammenhang des „Empi- 
re“. Auf dieser Ebene spielt die Korruption der organisierten Kriminalität eine 
herausragende Rolle. Wege aus der Misere scheint es mehr als genug zu ge- 
ben, allein es mangelt an der Umsetzung der Maßnahmen. Wenn es aber um 
die Realisierung der erwogenen Mafßnahmen geht, stellt sich die Frage der 


4 Ein sozialphänomenologisches Vorgehen versucht vor allem auf der Sprach- und Interakti- 
onsebene indirekte Formen der Korruption aufzuspüren, was insofern notwendig ist, als es 
den Betroffenen darum zu tun ist, Korruption im Verborgenen ablaufen zu lassen. 

5 Damit folge ich der von Bannenberg (2002: V) vorgeschlagenen Einteilung. 

6 Vgl. Frankfurter Rundschau vom 23.01.2003. Nicht nur droht eine Kultur der Geheimhal- 
tung, sondern weltweit sei das Vertrauen in die Rechtsstaatlichkeit des Wirtschaftsgeschehens 
grundsätzlich zerstört, so der Vorsitzende von Transparency International (TI). Dieser Organisa- 
tion ist es gelungen, sich binnen kurzer Zeit mit über siebzig nationalen Sektionen auf der 
ganzen Welt als schlagkräftige Nicht-Regierungsorganisation zu etablieren (Pieth/Eigen 1999: 3). 
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Entscheidung und der Entscheider, womit man wieder bei den Führungskräf- 
ten angelangt wäre (Abschnitt 6). 


2. Korrupte Führungskräfte auf der Anklagebank 
Skandalisierung und Entdramatisierung in den Medien 


Noch bis in die Mitte der 80er Jahre sei es der Bundesrepublik gelungen, so 
Erhard Blankenburg, ein „Selbstbild der Korrektheit“ aufrecht zu erhalten. 
Seit einiger Zeit hat sich jedoch nicht nur dieses - moralisch anständige - 
Selbstbild, sondern auch die wissenschaftliche Einschätzung der Korruption 
gründlich gewandelt. Den Berichten aus den Massenmedien entnehmen wir 
seit einiger Zeit, dass kaum ein Tag vergeht, an dem nicht neue Betrugs- und 
Korruptionsfälle, die sich im Dunstkreis von Führungskräften abspielen, auf 
gedeckt werden. Die Fälle Enron und Worldcom sind in aller Munde. Mana- 
ger und Führungskräfte, sozusagen die Stars von gestern, finden sich unver- 
mutet auf der Anklagebank wieder (Scheuch/Scheuch 2003: 11). Die Zunah- 
me der strafrechtlichen Ermittlungen gerade bei vermeintlich besonders er- 
folgreichen Unternehmen haben dazu beigetragen, Korruption in das Be- 
wusstsein der Öffentlichkeit zu rücken. Bei der verfügbaren Datenlage und der 
angenommenen hohen Zahl der Dunkelziffer ist es letztlich allerdings schwer 
zu sagen und noch schwieriger empirisch zu belegen, ob Korruption tatsäch- 
lich zugenommen hat.’ Aber immerhin lässt sich davon ausgehen, dass - nor- 
mativ betrachtet - nicht nur zu viele Korruptionsfälle existieren, sondern aus 
volks- und betriebswirtschaftlicher Sicht immer ein zum Teil beträchtlicher 
Schaden angerichtet wird (Heimann/Mohn 1999: 534). Dankbar greifen die 
auf Skandalisierung und Sensationen setzenden Medien diese Fälle auf: 


„Wie auch bei gewöhnlicher Kriminalität, so gehört zur ‚Korruption’ sowohl ein Verhalten, 
das von Regeln abweicht, als auch ein Ankläger, der erfolgreich den Regelverstoß als solchen 
skandalisieren kann. ‚Korruption’ konstituiert sich durch Skandale“ (Blankenburg 1990: 143). 
Das dabei angewandte Schema ist prinzipiell immer dasselbe, die Protagoni- 
sten ähneln einander. Medienvertreter, die investigativen Journalismus betrei- 
ben, oder auch die Staatsanwaltschaft, entdecken, dass eine vormals als sauber 
gedachte Firma mit unlauteren Mitteln vorgeht. Meistens haben die Füh- 
rungskräfte als Entscheidungsträger ihre Finger mit im Spiel. Daraus eine 
Meldung zu machen, die als Meldung für den Medienvertreter und das Publi- 
kum Sinn macht, gelingt genau in dem Fall, wenn das Potenzial zur Skandalı- 
sierung enthalten ist, das involvierte Unternehmen demnach groß und pro- 
minent genug erscheint und der Schaden als ungeheuerlich angesehen wird.’ 


7 Eine Ausnahme bildet die bereits erwähnte empirisch ausgerichtete Studie von Britta Ban- 
nenberg. Ihr geht es dezidiert darum, „Erkenntnisse über das Hellfeld der Korruption aus 
Strafakten zu gewinnen“ (2002: 479). 

8 Dass die übertriebene Aufmachung des einen oder anderen Korruptionsfalles in den Medien 
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Denn Öffentlichkeit ist ohne die Medien nicht herzustellen. Der medial ge- 
schürten Zuspitzung und der Aufregung entspricht im dialektischen Sinne die 
Phase der Entdramatisierung: Auf der einen Seite trifft man auf ein Demon- 
strieren der Entschlossenheit zur Problembekämpfung, auf der anderen Seite 
eine notwendig erscheinende Beschwichtigung der betroffenen Gruppen 
(Höffling 2002: 13). Karl Otto Hondrich verdeutlicht in diesem Zusammen- 
hang, dass der Skandal „der empirische Test auf die Macht der von vielen ge- 
teilten moralischen Gefühle“ ist (Hondrich 2002: 155). Negativer formuliert: 
Der Skandal lebt vom Moralismus, von der Berufung auf Verhaltensstandards, 
deren Missachtung zur Empörung nicht nur berechtigt, sondern geradezu nö- 
tigt. Die Enthüllung schon minimalster Verfehlungen kann, je nach Situation 
und Anlass, für moralische Entrüstung sorgen. Dennoch gilt in der erregten 
Gesellschaft, dass der Grad der Entrüstung mit der Höhe der Korruptions- 
summe und dem Umfang des moralisch verwerflich, egoistischen Handelns 
korreliert. Günter Ogger, nicht geringer Profiteur der Skandalisierungsmacht 
medientauglicher Themen, hat jüngst von der Ego-AG gesprochen (Ogger 
2003). Wer, wenn nicht die Manager, liefern den Prototyp für diese. egozen- 
trierten Menschen ab, die für das Überleben in der Betrüger-Wirtschaft be- 
stens gerüstet scheinen. Berichte häufen sich generell, in denen von der man- 
gelnden Moral der Manager die Rede ist, was dadurch erklärt wird, dass die 
Anreize für moralisches Fehlverhalten sehr groß seien (Lambrecht/Paoli 2003: 
29). Doch wagen wir nach diesem kurzen Ausflug in die skandalorientierte 
Medienlandschaft einen Blick auf das Arbeitshandeln der Führungskräfte und 
berücksichtigen wir dabei insbesondere den Aspekt der Persönlichkeit. 


3. Das Dilemma der Führungskräfte - 
zwischen Moral, Erfolg und Korruption’ 


Begeben wir uns an den „Tatort Arbeitsplatz“ und markieren wir in diesem 
Mikrokosmos des Unternehmens eine erste Differenzierung. Korruption nistet 
sich beim Arbeitshandeln der Führungskräfte nicht immer auf einer, sondern 
auf verschiedenen Ebenen ein: erstens auf der Ebene der Interaktion zwischen 
den Menschen und zweitens auf der Ebene der Persönlichkeit. Hinzu kom- 
men die Ebene der Unternehmen (Abschnitt 5) und die der internationalen 
Verflechtung ım global ausgerichteten Empire (Abschnitt 6). Aus einer sozial- 
phänomenologischen Sichtweise entsteht und gedeiht Korruption immer 
dann am besten, wenn sıe Zeit hat, wenn sich die Dinge allmählich entwik- 
keln können. Anders gesagt: Erst, wenn persönliche Beziehungen aufgebaut 


in der Öffentlichkeit ein falsches „Läuterungsbewusstsein“ evozieren kann, liegt auf der Hand. 
Fälschlicherweise meint man, „reinen Tisch gemacht zu haben“, vgl. dazu Richter (1996). 

9 Ein kollektives Porträt deutscher Manager liefert die aktuelle Darstellung von Scheuch und 
Scheuch (2003: 307£.). 
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und eine gewisse Vertraulichkeit entstanden sind, wächst in der Regel die Be- 
reitschaft, sich kaufen zu lassen und/oder illegale Vorteile zu gewähren (König 
2003: 121). Korruption zeigt sich prinzipiell vor allem dort, wo die private 
wirtschaftsbürgerliche Tugend schwach ausgeprägt und der Versuchung erle- 
gen ist, die Abhängigkeit anderer von der eigenen Entscheidungskompetenz 
in unlauterer „privater“ Bereicherungsabsicht auszunutzen. Für Peter Ulrich 
trifft diese Gefährdung typischerweise Funktionsträger in gehobenen berufli- 
chen Positionen. Als den passiv Bestochenen würden den Führungskräften 
von Wirtschaftssubjekten mit scheinbar „grenzenlosem Erfolgsstreben (als ak- 
tiv Bestechende) als "Gegenleistung' für eine für sie 'günstige' Entscheidung 
die mehr oder weniger vertrauliche Bezahlung eines Schmiergeldes“ oder Ge- 
schenke in anderer als monetärer Form angeboten (Ulrich 1998: 322). Nimmt 
man dagegen die Ergebnisse aus unseren Interviews zum Maßstab, so könnte 
man leicht zu folgendem Schluss gelangen: „Korrupt sind immer nur die an- 
deren“. Freilich nur dann, wenn man den Befragten ohne Umstand glauben 
würde. Und dennoch lautet exakt so das Credo der Führungskräfte, die einem 
im Zuge einer empirisch-qualitativen Untersuchung mit leitenden Angestell- 
ten/Führungskräften begegnen: Korruption mag zwar vorkommen, aber man 
selbst sieht sich damit im Reinen. 


Kommunikation, Erfolg und Korruption: der Deckmantel der Moral 


Wie könnte ein erster Ansatz zu einer „Ethnographie der Führungskräfte“ im 
Dienstleistungsbereich mit dem Blick auf Korruption in einem sozialphäno- 
menologischen Sinne aussehen?!” Spezieller formuliert: Wie zeigt sich und 
worauf kommt es bei der Korruption auf der Chefetage an? Der starke Anteil 
kommunikationsgebundener Tätigkeiten, mit denen sich Führungskräfte, je 
höher sie im Unternehmen angesiedelt sind, konfrontiert sehen, stellt bei den 
Befragten immer wieder ein weithin bekanntes, aber bislang wenig erforschtes 
Phänomen dar (Rosenstiel 1999: 5). Da die Kommunikation so sehr im Zen- 
trum des eigenen Arbeitshandeins und als Folge davon für dessen Erfolg 
steht, muss vonseiten der Führungskräfte alles dafür getan werden, dass die 
Botschaft, die darin besteht, „etwas ganz bestimmtes“ zu kommunizieren, 
beim Gegenüber, sei es der Vorgesetzte oder seien es die untergebenen Mitar- 
beiter, ankommt und dementsprechend „richtig“ verstanden wird. Dabei geht 
es in der Interaktion, die eine durch Macht und Unterordnung geprägte ist, 
streng genommen nicht gerade selten um die Manipulation des/der anderen. 
Kommunikation erfüllt somit die Funktion der Täuschung des Gegenübers, 
wie das folgende Beispiel belegt. So spricht einer der im Kontext unserer Stu- 


10 Bei einer solchen „Ethnographie der Führungskräfte“ kann der Aspekt der Korruption nur 
einer unter vielen sein. Dazu kämen „Leistung und Erfolg“, „Assessment-Oenter“, „Führung“, 
„Geschlecht“ etc. um nur die vordringlichsten Themen zu benennen. 
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die Befragten, nennen wir ihn Herr A, von einer in seinem Unternehmen gän- 
gigen Praxis, „sehr wohl zu wissen, dass die Situation eine andere ist, als die, 
die vermittelt wird“. Eine Analyse der Quartalsberichte habe ergeben, dass die 
meisten dieser Berichte so manipuliert seien, dass sie die Quartalserwartungen 
genau treffen. Dadurch werde die Vorstellung gewahrt, so der als Vertriebslei- 
ter in einem Hightech-Unternehmen angestellte Herr A, die sich die Leute 
vom Unternehmen machen (sollen). Dahinter steckt selbstverständlich eine kor- 
rupte Machenschaft im Sinne des Betrugs, die vom Vorstand ihre Billigung er- 
fährt. Nur durch ein solches Vorgehen, sicherlich kein Einzelfall, kommen Fälle 
wie Enron oder Worldcom überhaupt zustande. Die bewusste Täuschung durch 
die gezielte Abgabe von falschen Informationen nicht nur der Aktionäre, son- 
dern ebenso der Mitarbeiter, dürfte bei solchen Unternehmen, wenn nıcht an 
der Tagesordnung, immerhin „handelsüblich“ sein. Anders findet sich kaum er 
ne Erklärung für den raschen Aufstieg und den ebenso rapiden Niedergang der 
„New Economy“, die sich als riesengroße Spekulationsblase entpuppt hat. 

Auf der hier anvisierten sozialen Ebene am Arbeitsplatz ergeben sich sofort 
weitere schlagende Beispiele. So hat uns ein bei einem Hightech-Unterneh- 
men beschäftigter Herr C davon berichtet, wie stark er in seiner Kommunika- 
tion darauf achten zu müssen glaubt, dass möglichst alles von dem verstanden 
wird, was er „weiter transportiert“ haben möchte. In seiner Funktion als Mar- 
ketingleiter hat er innerhalb der Organisation mehrere Mitarbeiter unter sich, 
die mit Informationen (E-Mail, Face-to-face-Gespräche) versorgt sein wollen. 
Sender und Empfänger dieser Informationen sollen (und können) zwar nicht 
identisch sein, aber genau genommen - zumindest theoretisch - Identisches 
verstehen. An dieser Stelle zeigt sich nochmals eine andere Seite der Kommu- 
nikation. Damit ist die Kommunikation im Dienst der (Selbst)Kontrolle ge- 
meint. Die Selbstkontrolle der Führungskräfte ist in gegenwärtigen Beschäfti- 
gungsverhältnissen durch die Verinnerlichung der Arbeitsaufgaben schon sehr 
weit vorangeschritten.'' Nur so kann ein Eingriff im Sinne einer Selbstnormie- 
rung der eigenen Persönlichkeit (s.u. Abschnitt 4) überhaupt stattfinden. In 
einem Kommunikationsverhältnis mit anderen stehend, kommt es letztlich 
aber genau darauf an, möglichst über viel (zusätzliche) Informationen zu ver- 
fügen, um die Mitarbeiter notfalls betrügen, hintergehen oder eben manipu- 
lieren zu können. Interessanterweise sieht Herr C unsolides Arbeiten und Vor- 
täuschen guter Geschäftsergebnisse nur bei anderen. Das Plus an Information, 
aber auch das Zurückhalten, sichert ihm einen Macht- und Wissensvorsprung 
und verbessert seine Kontrollmöglichkeiten. 

Man sieht, dass die Führungskraft mit ihrem korrupten Verhalten in zwei un- 
terschiedlichen Bereichen ansetzt. Zum einen geht es um die Manipulation 


11 Die neuere Arbeits- und Betriebssoziologie beschäftigt sich dezidiert mit dem Phänomen der 
Konvergenz von der Fremd- zur Selbstkontrolle, vgl. dazu Moldasch!/Voß (2002: 165). 
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oder das Verfälschen von Daten, die - an dem Ethikkodex der jeweiligen Fir- 
ma vorbei - an den Mann oder an die Frau gebracht werden. Zum anderen 
wird auf der Interaktionsebene intrigiert und manipuliert, um an bestimmte 
Vergünstigungen, nicht selten über das Zahlen von Bestechungsgeldern, zu ge- 
langen. Dabei geht es gar nicht immer primär darum, ob Mitarbeiter gut oder 
schlecht arbeiten, sondern um das Herstellen und Ausnutzen einer „situativen 
Gunst“, und zwar vor Ort am Arbeitsplatz. Um dies erreichen zu können, 
tritt neben die Leistung der inhaltlichen Arbeit, das ständige Kommunizieren, 
wie man sich leistungsbereit und erfolgreich zum Wohle des Unternehmens 
zu verhalten weiß: Kommunikation im Dienst der Selbstpräsentation. Unsere 
Befragten legen von diesem Vorgehen, übrigens nicht nur in den Interviews, 
durchgängig beredt Zeugnis ab. Ein sich dem Ruhestand nähernder Bankan- 
gestellter benutzte die Interviews dazu, seine früheren Erfolge nochmals aufle- 
ben zu lassen, um gleichzeitig von aktuellen Schwierigkeiten abzulenken. 
Selbstpräsentation wird zu einem über Praktiken eingeübten Gut im Arbeits- 
handeln der Angestellten und der Führungskräfte, gerade weıl der Anteil der 
Kommunikation in einem solchen beruflichen Handeln zunimmt. Durch die 
Forcierung dieser Praktiken wächst aber auch die Abgängigkeit von anderen 
Führungspersonen, was wiederum zur Korruption prädisponiert. 

Gedeckelt wird ein solches Verhalten, sei es manipulativ und/oder korrumpie- 
rend, durch eine von den Führungskräften durchwegs für sich reklamierte mo- 
ralische Integrität. Um diese aufrecht erhalten zu können, werden im Arbeits- 
handeln schon einmal Umwertungen von Begriffen und Konzepten vorge- 
nommen. So mutiert bei einer der Führungskräfte, Herr E, der aus dem Ban- 
kenbereich stammt, in einem Fall der Begriff der Demokratie bei genauerer 
Nachfrage in eine „Demokratie ohne Opposition“ (sic!). An dem vermeintlich 
moralisch fairen Auftreten hält diese Führungskraft gleichwohl fest: Mitarbei- 
ter dürfen partizipieren und eigene Vorschläge einbringen, erläutert Herr E 
auf Nachfrage. Bei einer kritischen Durchsicht des im Interview Erzählten 
lässt sich diese (Selbst-) Einschätzung jedoch kaum halten, zumal der Betref- 
fende einräumt, schlussendlich lustvoll die eigene Entscheidungshoheit für 
sich zu realisieren. Es geht dabei nicht prımär um das tatsächliche Verhalten, 
sondern darum, dass der Anspruch „moralisch zu sein“ auf der Ebene des ein- 
zelnen Individuums als Anspruch keineswegs verloren gehen darf. Er findet 
somit Eingang in das eigene „Anspruchsregister“. Die (Selbst-)Präsentation 
muss damit konform gehen, die Frage der tatsächlichen Bedeutsamkeit von 
Leistung, auch und gerade bei der Rekrutierung der Führungskräfte, rückt ın 
den Hintergrund.'” Der schöne Schein bestimmt das zur Schau getragene 


12 Michael Hartmann hat in seinen diversen Studien darauf aufmerksam gemacht, dass sich die 
Leistungselite nicht über Leistung, sondern wesentlich über den 'richtigen' klassenspezifischen 
Habitus rekrutiert (Hartmann 2001: 201). 
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Selbstbewusstsein sowie den Umgang mit anderen. Interessanterweise steht, wie 
bereits angeklungen, einer solchen Beschreibung das moralische Empfinden 
der Führungskräfte auf deren individuellen Ebene entgegen. Unseren empi- 
risch theoretischen Studien aus dem Bereich von leitenden Angestellten und 
Führungskräften kann übergreifend entnommen werden, wie im Arbeitshan- 
deln eine verstärkte Funktionalisierung der Moral auf den Plan tritt. Diese ist 
aus meiner Sicht als eine Kehrseite (mitunter) korrupter Verhältnisse am Ar- 
beitsplatz zu verstehen. Soll heißen: Würden sich die Führungskräfte tatsäch- 
lich moralisch verhalten, dann dürften sie der Versuchung, korrupte Praktiken 
im Dienste der eigenen Vorteilnahme zu verfolgen, widerstehen. Eben dies ge- 
schieht aber nicht, wobei unmittelbar die Frage nach der Motivation für kor- 
ruptes Verhalten aufkommt. Genau da, wo man Korruption am wenigsten 
brauchen kann, nämlich in den Unternehmen, die nicht nur Arbeitsplätze be- 
reitstellen, sondern als Ort der Selbstverwirklichung und der eigenständig kre- 
ativen Arbeit angepriesen werden, zeigt sie sich (Thomas 1999: 523). 


Was motiviert Führungskräfte zum korrupten Verhalten? 


Führungskräfte, aber auch einfache Angestellte entwickeln, dabei den drohen- 
den Jobverlust in Zeiten der Rezession vor Augen, ein Verhalten, das die Psy- 
chologen als „Rette-sich-wer-kann“-Syndrom beschreiben. Da die Menschen 
von der Zukunft nicht Gutes, sondern nur Ungewisses erwarten, bedienen sie 
sich in der Gegenwart, so gut es eben geht. Dass den Führungskräften das 
Wasser buchstäblich bis zum Halse steht, konnten wir in den von uns ausge- 
werteten Interviews durchwegs spüren.'’ Die Wenigsten sitzen so fest im Sat- 
tel, darf man daraus schließen, dass sie auf „Zuwendungen von außen“ - lega- 
ler oder illegaler Art - nicht angewiesen erscheinen. Insofern wäre es falsch 
und geradezu heuchlerisch, zu leugnen, „daß die Vorteile von Korruption für 
die Beteiligten häufig immens sind“ (Heiman/Mohn 1999: 531). Die ökono- 
mischen Rahmenbedingungen, dies bedarf neben der persönlichen Verantwor- 
tung einer besonderen Betonung, leisten auch hier ihren Beitrag: Steigende 
Arbeitslosenzahlen, auch bei Managern und leitenden Angestellten, seit Mitte 
der neunziger Jahre, liefern die empirisch gesättigte Rahmung der Entwicklung 
eines verstärkten Kampfes um das „Überleben“ am Arbeitsplatz, an dem nicht 
wenige zu zerbrechen drohen (Baethge/Denkinger/Kadritzke 1995: 19).' 

Die herrschende Ideologie ist im flexibel gehandhabten Kapitalismus zweifel- 
los eine andere. Die Leistungsgesellschaft suggeriert den Aufstieg eines jeden, 


13 Ein Motiv an der Studie teilzunehmen liegt mit Sicherheit darin, dass die Beschäftigten spü- 
ren, dass etwas mit ihnen nicht stimmt und insofern der Therapiewunsch mehr oder weniger 
deutlich über den Gesprächen schwebte. 

14 Emotionale Ausbrüche und depressive Verstimmungen bis hin zu starken Depressionen tau- 
chen bei den von uns Befragten immer wieder als Reaktionen auf Misserfolg und den dro- 
henden Verlust des Arbeitsplatzes auf. 
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ohne jedoch konkret die Bedingungen für eine persönliche „Entwicklung“ ga- 
rantieren zu können. Die Stars von gestern mutieren nunmehr zu den Buh- 
männern von heute und morgen.” Die betriebliche Alltagswelt steht, wıe 
könnte es auch anders sein, im auffälligen Kontrast zu deren Versprechungen. 
Die Frustration über den verpassten Aufstieg, die als ungerecht empfundene 
Entlassung und die Angst vor Mobbing machen, so habe ich bereits darzule- 
gen versucht, anfällig für Korruption, die sich notgedrungen auf einer mehr 
indirekten, also heimlichen und verschobenen Art und Weise abspielt. Direkte 
Informationen zu erlangen ist nahezu unmöglich, denn wer spricht schon 
gerne von seinen (moralischen) Verfehlungen? Gleichwohl bietet das sozial- 
phänomenologische Vorgehen ein indirektes Erschließen und Identifizieren 
korrupten Verhaltens, denn eines ist sicher: Für die Beteiligten ist entschei- 
dend, dass alles getan werden muss, um ihr eigenes korruptes Vorgehen zu 
vertuschen und nicht nach außen dringen zu lassen. Wie wir bereits wissen, 
sind im Zweifelsfalle immer nur die anderen korrupt. Die bösen Vorgesetzten, 
der intrigierende Kollege oder der mit unlauteren Mitteln agierende Mitkon- 
kurrent auf dem umkämpften Markt. Besonders aufschlussreich ist in diesem 
Zusammenhang die Befragung von Beschäftigten aus ein und demselben Un- 
ternehmen gewesen. Mit ihren sich teilweise ergänzenden, aber auch wider- 
sprechenden Beschreibungen liefern die Befragten - eher unfreiwillig - ein Sit- 
tenbild der Zustände im gegenwärtigen Wirtschaftsleben. Über diese interakti- 
ve Ebene hinausgehend bedarf es, in diesem Zusammenhang auf eine Praktik 
aufmerksam zu machen, die im gegenwärtigen Diskurs viel zu wenig berück- 
sichtigt wird. Ich nenne es „selbstkorrumpierende Optimierung des Verhal- 
tens“, eine ars corrumpendi, die nicht auf andere oder dritte zielt, sondern auf 
das eigene Selbst. 


4. Beschreibung einer Praktik — 
selbstkorrumpierende Optimierung des Verhaltens" 


Versteht man Korruption nicht nur im Sinne einer sozialen Beziehung (Höff- 
ling 2002), was ich soeben selber getan habe, sondern gleichfalls als ein Po- 
tenzial im reflexiven Verhältnis zu sich selbst, so stößt man auf eine Dimensi- 
on, die ich als „persönlichkeitskorrupt“ oder genauer als „selbstkorrumpie- 


15 Noch zu Beginn der neunziger Jahre konnte Horst-Eberhard Richter schreiben: „Die ausge- 
kochtesten und windigsten Erfolgsmanager sind, ganz anders als vor zwanzig Jahren, inzwi- 
schen die eigentlichen Kultfiguren“ (1991: 69). Der hier bereits angedeutete historische Wan- 
del bezüglich der öffentlichen Wahrnehmung der Führungskräfte bedürfte einer eigenen Un- 
ersuchung. 

16 Eine Praktik ist in Anlehnung an Paul Veyne (der an Foucault anschließt) keine mysteriöse 
Instanz, auch keine verborgene Triebkraft: „sie ist, was die Leute tun (das Wort sagt genau, 
was es sagen will“ (Veyne 1992: 22). Die Selbstpraktik ist ein reflexives Tun und Handeln in 
Bezug auf das eigene Selbst. Foucault spricht auch von sog. Selbsttechniken bzw. von 
Technologien des Selbst, vgl. dazu Foucault (1993: 24). 
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rende Optimierung des Verhaltens“ bezeichnen möchte. Damit ist gemeint, 
dass sich Führungskräfte nicht selten „persönlichkeitskorrupt“ insofern verhal- 
ten, als sie in ihr eigenes Handeln manipulierend, ja normierend eingreifen:'” 
von der Fremdmanipulation zur Selbstmanipulation und, je nach Bedarf, 
auch umgekehrt. Motiviert und erwünscht ist dieses Vorgehen „gegen sich 
selbst“, wie wir unseren Fallstudien entnehmen, mitunter durch die Teilnahme 
an Assessment-Centern, durch Trainingsseminare und Management- 
Schulungen, die den Aufstieg greifbar nahe erscheinen lassen. Diese Maß- 
nahmen gehören insofern zum weiten Feld der Lern- und Qualifikationspro- 
zesse, die Führungskräfte prinzipiell durchlaufen müssen, falls sie im Unter- 
nehmen aufsteigen und Erfolg haben wollen. Und aufstiegswillig sind die meı- 
sten. Interessant ist aber der Moment, an dem diese „Fort- und Ausbildungs- 
maßnahmen“ in eine „selbstkorrumpierende Optimierung des Verhaltens“, die 
sich dezidiert auf einen Eingriff in die Persönlichkeit bezieht, umschlagen. Als 
Ansatzpunkt fungiert dann nicht mehr das Erlangen einer bestimmten Fähig- 
keit oder einer fachspezifischen Kenntnis, sondern die Persönlichkeit insge- 
samt. Damit ıst jedoch keine Form der produktiven Selbstkritik gemeint, son- 
dern ein problematischer Eingriff, der erst dadurch ermöglicht wird, dass Füh- 
rungskräfte nicht nur ständig unter Fremdbeobachtung, vielmehr zudem auch 
unter Eigenbeobachtung stehen. Eine ganze Flut von Management-Ratgebern 
flankiert den ın diesem Zusammenhang ausgebildeten Drang zur Selbstopti- 
mierung, der im Kontext einer Ökonomisierung aller Lebensbereiche steht. So 
schreibt jüngst Dirk Kurbjuweit: 


„Man muss sich anpassen an die Regeln der Unternehmen, die Erwartungen der Manager. Das 
führt dann zur Selbstökonomisierung. Man unterscheidet nicht mehr zwischen Berufsleben und 
Privatleben, sondern wendet die Gesetze, die einem die Lebensgrundlage sichern sollen, auch auf 
alle anderen Bereiche an. So vermeidet man Widersprüche in der eigenen Person, denn die kön- 
nen die Chance schmälern“ (Kurbjuweit 2003: 169). 

Zwei Beispiele können die angesprochene Selbstökonomisierung oder Optı- 
mierung des Selbst für Führungskräfte in Dienstleistungsunternehmen ver- 
deutlichen. Bei mehreren Befragten, aber insbesondere bei einer Teamleiterin 
mit Managementfunktion aus einem Hightech-Unternehmen, nennen wir sie 
Frau B, hat sich gezeigt, wie stark ihr Bedürfnis nach einer Veränderung des 
eigenen Arbeitsvermögens ausgebildet ist. In diesem Fall hat sich hinter ihrem 
Begehren nach Veränderung eine Not verborgen, nämlich den Anforderungen 
des Unternehmens, also über bestimmte Führungseigenschaften zu verfügen, 
gerecht zu werden. Fachlich hatte diese Frau einiges zu bieten. In den Inter- 
views und in dem Assessment-Center wurde jedoch deutlich, dass Frau B den 
Anforderungen an eine Managementposition von ihrem Persönlichkeitsprofil 
her nur schwerlich entsprechen kann. Das behavioristisch orientierte Assess- 


17 Der Gedanke, dass Führungskräfte so etwas wie „persönlichkeitskorrupt“ sein könnten, ent- 
stammt aus einer Diskussion mit der Projektgruppe „Macht und Unterordnung“. 
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ment-Center zielte aber genuin auf eine Veränderung ihrer Persönlichkeit ab, 
freilich unter dem Deckmantel der Weiterbildung. Noch ein weiteres Beispiel. 
Der bereits zuvor geschilderte Angestellte, Herr A, versucht seine „Defizite“ 
im Umgang mit anderen Mitarbeitern dadurch zu bewältigen, dass er „Psy- 
cho-Seminare“ besucht und so vermeintlich einen Zugriff auf das eigene 
Selbst gewinnen konnte. Erworbenes Pseudo- und Halbwissen gefährden bei 
einem derartigen Vorgehen nicht gerade selten das eigene Leistungsvermögen 
am Arbeitsplatz insofern, als sich der Fokus der eigenen Tätigkeiten ver- 
schiebt. Anstatt eine inhaltliche Qualifizierung anzustreben, den Umgang mit 
anderen zu pflegen, wird auf die Optimierung des Selbst gesetzt. Man sicht an 
dieser Stelle: Die Korruption infiltriert nicht nur das Verhältnis zu anderen, 
macht vielmehr keineswegs vor der selbstkorrumpierenden Optimierung des 
eigenen Selbst halt. Das bereits angesprochene Dilemma, in dem sich Füh- 
rungskräfte wiederfinden, besteht nach dem Dargelegten genuin darin, von 
der Unternehmensseite her mehr oder weniger direkt gezwungen zu sein, Lei- 
stung und Erfolg ständig am Arbeitsplatz nicht nur zu erbringen, sondern dar- 
über zu kommunizieren, ohne jedoch - und das ist entscheidend - das gute 
Selbstbild ihrer moralisch intakten Persönlichkeit in Frage zu stellen. Dem- 
nach geht es gar nicht primär um das tatsächliche Leistungsvermögen der 
Führungskräfte" vielmehr um das Wahrnehmen einer „situativen Gunst“, die 
sich selbstredend durch eine gehörige Portion an Willkür auszeichnet. Und 
eben diese Willkür und das Ausgeliefert-Sein an die Situation machen anfällig 
für korruptes Verhalten, im Hinblick auf andere, aber auch mit dem Blick auf 
das eigene Selbst. 


5. Korruption jenseits des Einzelnen - 
„Unternehmenskultur der Geheimhaltung” 


Obwohl hier genuin das Arbeitshandeln von Führungskräften in den Blick 
genommen wird, verharrt Korruption, so wie sie beschrieben wurde, keines- 
wegs auf der Interaktionsebene bzw. im Zugriff auf die eigene Persönlichkeit. 
Allerdings bleibt es darauf bezogen, insofern steht und begreife ich hier den 
Terminus „jenseits des Einzelnen“, denn entscheidend sind neben den Mitläu- 
fern vor allem die Entscheidungsbevollmächtigten und das sind generell die 
Manager und die Führungskräfte. Unternehmen, seien es die zur Veranschau- 
lichung herausgegriffenen Banken, Versicherungen oder auch Firmen aus dem 
Hightech Bereich, stehen im global und flexibel agierenden Kapıtalismus zu- 
nehmend in einer weltweiten Konkurrenz. Korruption setzt sich dabeı als von 
den Unternehmen verfolgte und geheimgehaltene Strategie durch, um Verga- 


18 Dennoch wäre es falsch zu glauben, Erfolg sei ohne eine entsprechende Leistung auf Dauer zu 
haben. Historisch gesehen scheint sich allerdings das Verhältnis zwischen Leistung und Erfolg 
in Marktgesellschaften in Richtung Erfolg zu verschieben (Neckel 2001: 245f.). 
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beentscheidungen zugunsten des Unternehmens oder eines Kartells zu beein- 
flussen, kurzum, um die Konkurrenz mit unlauteren Mitteln außer Kraft zu 
setzen. Regelmäßig sind damit weitere Straftaten verbunden. Worauf es an- 
kommt, ist das Folgende: Die neoliberale Doktrin der Wettbewerbsfreiheit 
und die Ideologie des freien Zugangs zu den Märkten schaffen eine veränderte 
Lage hinsichtlich des Politischen (Wetzel 2003b). Der Zugriff des Politischen 
auf die Wirtschaftsordnung steht dabei selbst auf dem Spiel, denn neben die 
„Ökonomisierung des Sozialen und des Kulturellen“ tritt eine „Öko- 
nomisierung der Politik“, die auch auf staatlicher Ebene die Verflechtungen 
Wirtschaft, Politik und Gesellschaft für Korruption anfällig werden lässt. An- 
ders gesagt: Nicht nur bei den einzelnen Führungskräften wächst die Anfällig- 
keit für korruptes Verhalten, sondern gleichfalls auf der Unternehmensebene, 
immer zum Wohle des Unternehmens, versteht sich. Hinter der Fassade der 
Unternehmenskultur, die sich ethisch imprägniert und transparent gibt, setzt 
sich faktisch eine Kultur der Geheimhaltung und der Zurückhaltung bzw. eine 
Manipulation von Informationen durch. So mancher unserer Befragten, vor 
allem aus dem Hightech- und dem Bankenbereich, bezeugt durch sein Auftre- 
ten in den Interviews seine hohe Identifikation mit dem schönen Schein des 
Unternehmens, allerdings schwindet diese Identifikation deutlich, wenn sich 
der/die Beschäftigte negativ von den Entwicklungen, etwa durch Fusionen, 
betroffen weiß.” Dass das Gefährdungspotenzial für korruptes Verhalten da- 
durch eher zu- als abnimmt, wurde bereits thematisiert. Ohne zu zögern, soll- 
te die Illusion aufgegeben werden, dass durch eine fortschreitende Liberalisie- 
rung der Wirtschaftspolitik automatisch auch die Korruption verschwindet, 
„wie von so manchen Experten der Weltbank oder des Internationalen Wäh- 
rungsfonds gelegentlich behauptet wird“ (Pieth/Eigen 1999: 5). Recht besehen 
scheint doch gerade der umgekehrte Fall plausibel zu sein. Angenommen alle 
würden über die gleichen Zugangschancen verfügen, dann stellt sich die Fra- 
ge, wie sich Vorteile des einen gegenüber dem anderen Wettbewerber herstel- 
len. Vorteile drücken sich nicht unbedingt nur über das vermeintlich bessere 
Produkt und die günstigeren Preise aus. Anreize für unlautere Absprachen 
und das Zahlen von Bestechungsgeldern bleiben bestehen, denn auf der Un- 
ternehmensebene sieht man sich zumeist außerstande, durch einen klaren 
Verzicht auf Bestechung eine Schwächung der Marktposition zu riskieren und 
damit womöglich auch vor Ort Arbeitsplätze zu gefährden. Korruption wird 
wettbewerbsorientiert gedacht sogar belohnt: 


„im Wettbewerb der Korruption wird das effizienteste Unternehmen selektiert, aber der Nutzen 
für den Staat wird geschmälert. Im Fall der Auftragsvergabe kann zum Beispiel ein Teil des Beste- 
chungsgeldes im Wert des Auftrages versteckt werden“ (Rose-Ackerman 1999: 43). 


19 Scheitern bzw. eine „Kunst des Absteigens“ erweisen sich als zunehmend wichtig werdende 
Themen im Zusammenhang mit der gegenwärtigen ökonomischen Krise der Führungskräf 
te/ Angestellten. 
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Bei der angeführten Auftragsvergabe sind wiederum die Führungskräfte und 
die Manager gefordert, da sie vor der Entscheidung stehen, sich der Korrupti- 
onsofferte zu beugen oder ihr zu widerstehen: Durch die bereits beschriebene 
Funktionalisierung der Moral halten sich Führungskräfte dieses Problem 
buchstäblich vom Leib. Den anderen, meist den Vorgesetzten, wird die Ver- 
antwortung für das „richtige Handeln“ als Bürde auferlegt. Dennoch darf da- 
von ausgegangen werden, dass sich - nunmehr aus der Makroperspektive be- 
trachtet - der neoliberale Kapitalismus nicht an moralische Vorgaben, die 
vom Einzelnen funktionalisiert werden, gebunden weıß (Wetzel 2003b). Sonst 
würde es ja keine Korruption und keine Verbrechen auf der Unternehmens- 
ebene geben. Insofern ist Hans Magnus Enzensberger zuzustimmen, wenn er 
von einem enormen Potenzial an krimineller Energie gerade im ökonomi- 
schen Bereich ausgeht (Frankfurter Allgemeine Zeitung, 4.9.2002). Erst ın 
jüngster Zeit nimmt das ganze Ausmaß der Misere mehr und mehr Gestalt an. 
Das ökonomische System westlicher postindustrieller Gesellschaften prozes- 
siert nicht über Moral, sondern ist - im Gegenteil - für unlauteren Wettbewerb 
(Preisabsprachen, unlautere Auftragsvergaben) geradezu anfällig. Die verbor- 
gene Hand des Marktes funktioniert nicht ohne verborgene Faust und schon 
gar nicht ohne „interne Regelungen“ (Thomas L. Friedman). Interne Regelun- 
gen können vieles bedeuten: gerechtfertigte Gratifikationen, Boni etc., aber 
eben auch Geschenke, Zuwendungen und „Schmiergelder“. Abschließend ist 
folgerichtig zu fragen, inwiefern diese unter Entscheidungsdruck stehenden 
Führungskräfte auf der globalen Ebene des Empires einen Beitrag zur Äch- 
tung und Bekämpfung der Korruption leisten können. 


6. Zeitdiagnose „korruptes Empire” und die Rolle der Führungskräfte 


Folgen wir - wenn auch nur einen Augenblick - der nicht immer ganz ein- 
leuchtenden Zeitdiagnose von Hardt/Negri, dann herrscht im Empire überall 
die „Pestbeule Korruption“. Die beiden Autoren begreifen Korruption als 
„Eckpfeiler und Schlüsselelement von Herrschaft (...). Durch Korruption legt 
die imperiale Macht einen Rauchschleier über die Welt, und das Kommando 
über die Menge wird inmitten dieser stinkenden Wolke ausgeübt, fernab von 
Licht und Wahrheit“ (Hardt/Negri 2002: 396). In ein derartig nebulöses Rau- 
nen wollte der vorliegende Text gerade nicht einstimmen, vielmehr aus der 
Perspektive des Arbeitshandelns der Führungskräfte, sozusagen im Mikrokos- 
mos des Empires, sozialphänomenologisch über einige Facetten, Gesichter 
und Dimensionen der Korruption Auskunft geben. Denn die Äußerung eines 
- meist ethisch-moralisch motivierten - Generalverdachtes trägt aber auch rein 
gar nıchts zur Analyse, Kritik und Bekämpfung von Korruptionsdelikten so- 
wie den dabei benutzten korrupten Praktiken bei. Hardt/Negri haben aller- 
dings insofern den Zeitgeist getroffen, als Korruption als Thema aktueller und 
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akuter denn je erscheint. Bedingt durch die Globalisierung der Wirtschaft hat 
sich die Verbreitung und der Einfluss der Korruption im flexiblen Kapitalıs- 
mus (Sennett) weltweit dynamisiert. 

Die Lust an der Korruption, nicht nur aktiv, sondern auch von der Zuschau- 
erseite aus, ist nicht zu verleugnen. Die Medien machen reichlich Gebrauch 
von dieser Lust. Fraglos müssen sich Gesellschaftskritik, Justiz und Politik, 
aber insbesondere auch die Unternehmen, dem schillernden Phänomen der 
Korruption annehmen. Insbesondere die Leitungsspitze von Unternehmen 
muss die Bekämpfung der Korruption und des hohen Kontrolldefizits ın Un- 
ternehmen, aber auch in Verwaltungen zur Chefsache erklären. Vorbildcharak- 
ter, Glaubwürdigkeit, ein Ethos der Informationspflicht hinsichtlich des Wirt- 
schaftsstrafrechts und die Zielvorgabe: Vermeidung von Korruption sind 
Kennzeichen einer verantwortlichen Unternehmensleitung, die nicht nur dar- 
über spricht, sondern ein solches Verhalten zu praktizieren versteht (Warten- 
berg 1999: 269f.). Der zweifellos, gerade bei erfolgsorientierten Führungskräf 
ten, bestehende Anreiz zum korrupten Verhalten muss eingestanden und u.a. 
mit dem Hinweis begegnet werden, dass das Risiko strafrechtlich verfolgt zu 
werden, größer geworden ist. Als besonders anfällig erweist sich ein Täterty- 
pus,” dem man nicht selten in Leitungsfunktion in Unternehmen begegnet. 
Es ist der im Kontext eines erfolgsorientierten und moralisch korrekten Auf- 
tretens agierende und sozial angepasste, ehrgeizige Aufsteiger, wie er nicht nur 
von den aus der Dienstleistungsbranche stammenden Unternehmen bevor- 
zugt wird. Entsprechend sind auch wir im Zuge unserer Studie auf diesen Ty- 
pus vermehrt gestoßen. Es wird sich erst noch zeigen müssen, inwiefern es ge- 
lingt diese „neuen Angestellten/Führungskräfte“ von Korruptionspraktiken 
fern zu halten. 

Doch auch wenn alle Maßnahmen umgesetzt werden sollten (Wartenberg 
1999: 269f.; Rose-Ackerman 1999: 50f.), ändert sich nichts an der grundlegen- 
den Ambivalenz, die sich abschließend hinsichtlich des Umgangs mit dem 
Phänomen Korruption beschreiben lässt. Auf der einen Seite gibt es eine - 
nicht zu leugnende - zunehmend moralisch-ethisch begründete Ablehnung 
und Verurteilung der Korruption, was im speziellen Fall der Führungskräfte, 
wie gezeigt wurde, zu einer Funktionalisierung der Moral mutiert. Dies ändert 
allerdings nichts an der Ablehnung, die sich über die medial gestützte Öffent- 
lichkeitswirksamkeit der Thematik und vor allem die geäußerten Überzeugun- 
gen zeigt, Korruption sei schädigend für die Geschäftsmoral und gefährde die 
Grundlagen der Marktwirtschaft. Auf der anderen Seite muss man jedoch die 
Ablehnung einschneidender Maßnahmen nennen, sobald ureigenste Interes- 


20 Bannenberg unterscheidet zwei Tätertypen: den sozial angepassten, ehrgeizigen Aufsteiger 
und die klassische „Betrügerpersönlichkeit“ (2002: 484). In Übereinstimmung mit ihren For- 
schungsergebnissen würde ich nur einen kleinen Teil als „Betrügerpersönlichkeit“ im Bereich 
der Dienstleistungswirtschaft vermuten. 
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sen von Unternehmen und einflussreichen Führungskräften berührt werden. 
Dahinter verbirgt sich demnach nicht selten eine Doppelmoral, die es als sol- 
che ernst zu nehmen gilt. Meine Überlegungen habe ich daher jenseits einer 
schlichten moralischen Verdammung auf der einen und einer stillschweigen- 
den Akzeptanz der Korruption auf der anderen Seite, zu formulieren versucht. 
Mein Plädoyer ging dahin, erste Schritte einer funktional-nüchtern ausgerich- 
teten sozialphänomenologischen Beschreibung der Korruption im Kontext 
des Arbeitshandelns der Führungskräfte zu verfolgen. Dabeı hat sich gezeigt, 
dass Korruption unter globalisierten, wirtschaftlich zunehmend prekären Ver- 
hältnissen eine nicht zu unterschätzende Rolle bei Führungskräften spielt. Auf 
der Unternehmensebene, im Umgang mit Mitarbeitern und Vorgesetzten, a- 
ber auch im Selbstverhältnis. 
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Torsten Bultmann, Oliver Schöller 


Die Zukunft des Bildungssystems: Lernen auf 
Abruf - eigenverantwortlich und lebenslänglich! 
Oder: die langfristige Entwicklung und 
politische Implementierung eines 
postindustriellen Bildungsparadigmas 


Die Phänomene der Deregulierung und (Teil-JPrivatisierung öffentlicher Da- 
seinsvorsorge schienen lange Zeit - zumindest hierzulande - den in fester ob- 
rigkeitsstaatlicher Tradition stehenden öffentlichen Bildungssektor auszuneh- 
men. Dieser stellte sich als Hort des Konservatismus, Bürokratismus und Im- 
mobilismus, Scherzbolden gar nach einem geflügelten Wort als „letzte Bastion 
des Staatssozialismus“ dar. 

Wir werden im folgenden aufzeigen, dass dies nicht der Fall ist. Die gängigen 
Diskurse neoliberaler Modernisierung erreichten, verglichen mit anderen ge- 
sellschaftlichen Sektoren, den Bildungsbereich eventuell verspätet und weniger 
spektakulär, erzeugen aber nicht zuletzt auch hier mittlerweile praktische Wir- 
kungen, über die viel zu wenig öffentlich geredet wird. Vor allem in der zwei- 
ten Hälfte der 9er Jahre ist eine intensive Lobby- und politische Vernet- 
zungsarbeit einschlägiger gesellschaftlicher Gruppen zu verzeichnen, die 
schließlich ihre Handlungsperspektive in der Anforderung koordinieren, auch 
das Bildungssystem müsse zukünftig vor allem nach wirtschaftlichen Efh- 
zienzkriterien organisiert werden, mehr noch: seine Beziehungen zur Geseli- 
schaft, seine Binnenverwaltung und seinen pädagogischen „Ertrag“ in diesem 
Kontext neu bewerten. 

In unserem Beitrag wollen wir nachzeichnen, wie sich diese zunächst rand- 
ständige Debatte zu einem hegemonialen Diskurs verdichtet hat und welche 
Folgen für das Bildungssystem sıch aktuell abzeichnen, sollte dieser Weg wei- 
ter beschritten werden. Dabei messen wir ganz bewusst den zeitlichen und po- 
litischen Entwicklungsweg vom diskreten Expertenwissen, über politische 
Umsetzungstechnologien bis hin zu (massen-)populären Legitimationsmustern 
aus. Gerade anhand des Bildungssektors lässt sich exemplarisch die Gleichzei- 
tigkeit von ökonomischer Theorie, ideologiepolitischer Praxis und politisch- 
institutioneller Reformbewegung innerhalb des Neoliberalismus aufzeigen. 
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Die Internationalisierung von Bildung - 
Transnationale Diskursgemeinschaften 


„Es ist die Aufgabe der Politik und der Medien, die Gesellschaft dazu zu 
bringen, die Neudefinition der Verantwortlichkeit des Staates zu akzeptieren.“ 
Weltbank (1995) 


In dem Maße wie sich seit den 70er Jahren in der öffentlichen Diskussion die 
Überzeugung durchgesetzt hatte, dass den Regierungen das Geld ausgegangen 
sei, steht der keynesianische Wohlfahrtsstaat zunehmend zur Disposition. Da- 
bei werden die leeren öffentlichen Kassen nicht als Ergebnis einer tiefgreifen- 
den Krise des fordistischen Akkumulationsregimes begriffen, sondern als Aus- 
druck eines hypertrophen Staatsapparats. Es setzte sich dıe Auffassung durch, 
dass der bürgerliche Rechtsstaat zum Versorgungsstaat mutiert sei (vgl. 
Schui/Blankenburg 2002). Dieser habe seine ehemals dienende Funktion ver- 
loren und würde die kreativen Handlungspotentiale der Gesellschaft lähmen. 

Es gelang insbesondere jenen Vertretern neoliberaler Wirtschaftskonzepte, wel- 
che sich jahrzehntelang in einem Netzwerk international agierender Think Tanks 
mit der konzeptionellen Weiterentwicklung wirtschaftsliberaler Gesellschafts- 
modelle engagiert hatten, die Wirtschaft als die eigentliche Verliererin darzu- 
stellen (vgl. Plehwe/Walpen 1999, Dixon 2000). Ihnen zufolge habe der Staat 
mit seinen allumfassenden Restriktionen die Wirtschaft um ihr zentrales Mo- 
vens gebracht, den Wettbewerb (Group of Lisbon 1995). Von dessen dynami- 
sierender Wirkung aber hänge die Konkurrenzfähigkeit im internationalen Kon- 
text ab, und damit der Wohlstand der Nationen. Auf diese Weise gelang es, die 
Einführung des ökonomischen Konkurrenzprinzips in vormals staatlich regu- 
lierte, dem freien Spiel der Marktkräfte entzogene Sozialsysteme zu legitimie- 
ren, mit dem Ziel, verkrustete Strukturen aufzubrechen. Der vormals national 
agierende Wohlfahrtsstaat soll seitdem zum international konkurrenzfähigen 
Wettbewerbsstaat transformiert werden (vgl. Jessop 1994, Hirsch 1995). 
Dementsprechend wird auch das Bildungssystem - insbesondere die Hoch- 
schulen - zum Standortfaktor (Reitz 2002). Als konzeptionelle Stichwortgeber 
im Bildungssektor wirken diesbezüglich auf internationaler Ebene die Welt- 
bank, die OECD sowie die EU, die in den 90er Jahren jeweils besondere Ak- 
tivitäten entfaltet haben (vgl. Hüfner 1999, Klausenitzer 2002, Hirtt 2002). 
Speziell die Weltbank (1995), die schon seit den 60er Jahren Bildungsprogram- 
me für Entwicklungsländer zum Zwecke der ökonomischen Strukturanpassung 
konzipiert, hat mit ihrem Beitrag Priorities and Strategies for Education erst- 
mals ein kohärentes Bildungsfinanzierungsprogramm vorgelegt, das mittlerweile 
auch auf Industrieländer übertragen wird (vgl. Jones 1997). Das erklärte Ziel 
ist die Senkung der Staatsausgaben durch eine stärkere Ausrichtung des Bil- 
dungssystems nach ökonomischen Leistungskriterien. Plädiert wird allerdings 
für eine zweigleisige Entwicklung, wobei der Staat sich zukünftig auf die Stär- 
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kung der Grundbildung zu konzentrieren hätte, während demgegenüber die 
gehobeneren Bildungssegmente, also der sog. Sekundär- und Tertiärbereich, 
durch eine private Eigenbeteiligung marktförmig erschlossen werden sollen. 
Damit ist ein bildungspolitisches Muster gesetzt, welches uns später, insbe- 
sondere in der Modernisierungsdebatte hierzulande, immer wieder begegnet. 
Darüber hinaus gälte es, die Bildungseinrichtungen zukünftig als Dienstlei- 
stungsunternehmen zu führen, die sich dann bei ihren Aktivitäten strikt an 
Kosten-Nutzen-Rechnungen im Sinne einer doppelten Buchführung orientie- 
ren müssten. Öffentliche Einrichtungen verfolgen diese Strategie in zunch- 
mendem Maße durch ‘Public-Privat-Partnerships’ (PPP). Dementsprechend 
konnte für den Zeitraum von 1976 bis 1996 ım internationalen Vergleich ein 
zunehmender Einfluss von Unternehmen etwa ım Bereich der Hochschulbil- 
dung nachgewiesen werden (vgl. Carroll/Beaton 2000).' 

Wurden die Aktivitäten von internationalen Organisationen in der Vergan- 
genheit zumeist auf spezifische nationalstaatliche Interessen bezogen, wird ın 
jüngster Zeit zunehmend die relative Eigenständigkeit global agierender Ak- 
teure hervorgehoben. Zu ihrer Beschreibung hat sich das theoretische Kon- 
zept transnationaler Diskursgemeinschaften bewährt (vgl. Higgott 2000). Da- 
mit sind internationale Netzwerkstrukturen bezeichnet, die ıhr eigenes “Agen- 
da Setting’ betreiben und mit ihren Vorschlägen nationale Diskurse speisen. 
Auf diese Weise üben transnationale Diskursgemeinschaften keinen direkten 
Einfluss auf politische Entscheidungsträger aus, vielmehr wird ihr Haupteffekt 
in der Legitimation von Reformprozessen gesehen. Dabei können drei Blöcke 
unterschieden werden. Zum einen der UN-Komplex mit Weltbank, IWF etc., 
zweitens der OECD-Komplex und drittens schließlich eine vielfältige Land- 
schaft ganz verschiedener Organisationen in denen sich Expertengruppen zu 
den unterschiedlichsten Themen zusammenfinden, um sich international aus- 
zutauschen und programmatische Konzepte zu entwickeln, die dann in die 
Reformdebatten auf nationaler Ebene hineingetragen werden. Während die er- 
sten zwei Komplexe relativ gut erforscht sind, fehlen noch empirische Studien 
zu den Aktivitäten der diversen international agierenden Expertengremien, die 
oftmals die Organisationsform der Stiftung wählen. Im Folgenden soll die 
Funktion dieser dritten Gruppe transnationaler Diskursgemeinschaften am 
Beispiel der für Deutschland besonders bedeutenden Bertelsmann-Stiftung 
demonstriert werden. 


1 Eine zusätzliche Dynamik könnte dieser Prozess durch die im Rahmen der Welthandelsorganı- 
sation (WTO) ebenfalls seit Mitte der 90er Jahre durchgeführten GATS-Verhandlungen erhal- 
ten, wenn, wie dort geplant, die grenzüberschreitende Liberalisierung aller nationalen Dienstlei- 
stungssektoren einschließlich der Bildung, zur Herstellung eines einheitlichen Marktes umge- 
setzt würde (vgl. Fritz/Scherrer 2002a; 2002b, Lohmann 2002). Durch die für das Jahr 2005 
angestrebte Marktöffnung im Bildungssektor könnte die Einführung der oben geschilderten 
von der Weltbank favorisierten Wirtschaftslogik vorangetrieben und für die Nationalstaaten 
verbindlich geregelt werden. 
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Ökonomisierung des Politischen 


Unter den vielfältigen Akteuren des dritten Organisationskomplexes nehmen 
global agierende Medien-Unternehmen, wie etwa der Bertelsmann-Konzern, 
eine besondere Stellung ein (vgl. Barnet/Cavanagh 1994). Die Bertelsmann- 
Stiftung gehört zum Bertelsmann-Konzern, dem weltweit drittgrößten Medi- 
enunternehmen, und ist mittlerweile die größte Unternehmensstiftung 
Deutschlands (vgl. Liedke 2000). Sie ist eine sog. operative Stiftung, die Pro- 
jekte selbst entwickelt und ihre Realisierung dauerhaft begleitet, mit dem er- 
klärten Ziel, auf gesellschaftliche Reformprozesse Einfluss zu nehmen. Die 
Bertelsmann-Stiftung versteht sich als unabhängige Denkfabrik und knüpft 
bewusst an die US-amerikanische Tradition der durch Think Tanks vermittel- 
ten Politikberatung an (vgl. Schöller 2001). 

Bislev et al. (2002) haben die Aktivitäten der Bertelsmann-Stiftung im Rahmen 
des von der Stiftung durchgeführten Projekts ‘Cities of Tomorrow’ genauer 
untersucht. Die Bertelsmann-Stiftung initiierte damit in Deutschland die Ein- 
führung neuer Steuerungsmodelle in den Kommunalverwaltungen im Sinne 
von ‘New Public Management’ (NPM) Konzepten. Das NPM gilt neben dem 
PPP als ein weltweit akzeptiertes Instrument, um bürokratische Strukturen 
durch an ökonomischen Effizienzkriterien orientierte Verfahrensweisen zu er- 
setzen (vgl. Pelizzari 2001). Die Bertelsmann-Stiftung startete ihr Projekt 1993 
mit der Vergabe des international renommierten Carl-Bertelsmann-Preises? für 
erfolgreiche Kommunalreformen an die Städte Phönix (Arızona USA) und 
Bremen. Nach eigener Aussage möchte die Bertelsmann-Stiftung mit der Ver- 
gabe des Preises „gegen Unbeweglichkeit, Verkrustungen und Rückstände in 
unserer Gesellschaft angehen und Impulse für Überlegungen, Diskussionen 
und nicht zuletzt auch für Aktivitäten auslösen, welche sich auf eine gesell- 
schaftsverträgliche Zukunftsgestaltung richtet“ (Carl-Bertelsmann-Preis 1990a: 
10). Mittlerweile umfasst das Netzwerk ‘Cities of Tomorrow’ 16 Städte aus 
Europa, Skandinavien, den USA, Kanada, Neuseeland und Japan. 

Nachdem sich die Situation in den deutschen Kommunalverwaltungen im in- 
ternationalen Vergleich bis Anfang der 90er Jahre durch einen allgemein be- 
klagten Reformstau ausgezeichnet hatte, werden heute auch in einführenden 
Lehrbüchern zur Kommunalpolitik die Aktivitäten der Bertelsmann-Stiftung 
als wesentlicher Faktor für die aktuellen Reformprozesse hervorgehoben (vgl. 
Kleinfeld 1996: 162). Aus diesem Beispiel der erfolgreichen Beeinflussung po- 


2 Der Carl-Bertelsmann-Preis wird seit 1987 vergeben. In seiner Präambel heißt es: „Die Bertels- 
mann Stiftung möchte innovative Gedanken und erfolgversprechende Initiativen auszeichnen, 
die einen wesentlichen Beitrag leisten zur Gestaltung der Evolution der demokratisch verfaßten 
Gesellschaft, besonders der Institutionen und Strukturen im Bereich der Wirtschaft und Kom- 
munikation. Sie richtet dazu den Carl Bertelsmann-Preis ein. Die durch den Preis herausgestell- 
ten Leistungen sollen in unsrem Land und über die Grenzen hinaus gesellschaftliche Entwick- 
lungen fördern.“ 
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litischer Reformen ım Bereich kommunaler Verwaltungen durch eine Unter- 
nehmensstiftung, resultieren für Bislev et al. zwei zentrale Einsichten: 


„First, as evidenced by Phoenix and Bremen, the Bertelsmann Network has only been capable of 
diffusing its managerialist messages into rather dissimilar places in very distant countries. It also 
orchestrates a whole number of criss-crossing links and overlapping fora which enable those asso- 
ciated with the network, either as full members or as participants in events and projects open to 
non-members, to engage in its activities to varying degrees, in different policy areas. Importantly, 
though, all the programmes, events and activities organised under the auspices of the network 
aim at the exchange of experience, mutual learning and the search for exemplary practice orien- 
tated solutions. Second, our material indicates that at no point during the events that led to the 
two cities becoming part of the Bertelsmann family were the respective national governments in- 
volved as “facilitators’ or ‘opponents’“ (Bislev et al. 2002: 205). 


Zielsetzung: neuer Bildungsmarkt 


Die Bertelsmann-Stiftung wirkt mithin als eine transnationale Diskursgemein- 
schaft, die, gestützt auf die ökonomische und symbolische Macht des Medi- 
enkonzerns, internationale Verbindungen herstellt und über die auf diese Wei- 
se generierte Definitionsmacht an nationalen Regierungen vorbei gesellschaft- 
liche Reformprozesse einleitet und beeinflusst. Für Innovationen im Bil- 
dungsbereich hat die Stiftung schon zweimal den renommierten Carl- 
Bertelsmann-Preis vergeben. Einmal 1990 für die gelungene Einführung neuer 
Steuerungsmodelle im Hochschulbereich und 1996 für vergleichbare Innova- 
tionen im Schulsystem. Ebenso wıe das Projekt ‘Cities of Tomorrow’ zählen 
auch die Bildungsaktivitäten der Stiftung zu den im Themenbereich ‘Staat 
und Verwaltung’ durchgeführten Projekten, „in denen vorwiegend in kommu- 
nalen, aber auch in staatlichen Aufgabenbereichen die qualitätsorientierte 
Steuerung effizienter und effektiver gestaltet wird“ (Carl Bertelsmann-Preis 
1996a).” Dies soll auch im Bildungssektor vor allem durch die Einführung 
von NPM-Strukturen und die Kooperation der Bildungseinrichtungen in PPPs 
erfolgen. Dabei geht es um die Zurückdrängung politischer Einflussnahme 
durch den Staat zugunsten ökonomischer Rationalitätskriterien. Die Stoßrich- 
tung verdeutlicht die Selbstbeschreibung der von der Bertelsmann-Stiftung 
1990 ausgezeichneten britischen Universität Warwick. Anlass für die erfolgrer- 
che Restrukturierung der Universität war, nach eigener Aussage, die in den 
80er Jahren von Regierungsseite durchgeführte Kürzungspolitik im öffentli- 
chen Sektor. Der Universität sei es daraufhin gelungen, sich Möglichkeiten 
nichtstaatlicher Finanzierung zu erschließen. Ihr wurde bescheinigt: 


„Wahrscheinlich früher als alle anderen Universitäten in Großbritannien erkannte die Universität, 
daß ihre Zukunft untrennbar verbunden ist mit ihren Außenbeziehungen, sowohl durch die Zu- 


3 Die Stiftung gliedert sich in insgesamt neun Bereiche. Neben ‘Staat & Verwaltung’ zählen dazu 
“Wirtschaft”, ‘Medien’, ‘Stiftungswesen’, ‘Medizin & Gesundheit’, ‘Öffentliche Bibliotheken’, 
‘Kultur, Politik’, Hochschule’. Bearbeitet wird diese thematische Vielfalt von 300 Mitarbeite- 
rinnen im Rahmen von 180 Projekten. 


336 Torsten Bultmann, Oliver Schöller 


sammenarbeit mit der Industrie als auch dadurch, daß sie eine innovative Rolle in der lokalen 
Wirtschaft spielt“ (Carl Bertelsmann-Preis 1990b: 63£).* 

Formal und inhaltlich ergeben sich mithin direkte Parallelen zu den kommu- 
nalpolitischen Aktivitäten der Stiftung. Ebenso wie die kommunalen Verwal- 
tungen zukünftig, vom politischen Einfluss befreit, eigenständig agieren sol- 
len, ohne dass ihnen ständig von Seiten der politischen RepräsentantInnen 
‘hereinregiert’ wird, sollen auch die Bildungseinrichtungen ihre Angelegenhei- 
ten weitestgehend autonom regeln. Dabei erschöpft sich die von der Stiftung 
immer wieder propagierte ‘Demokratisierung’ darin, dass die Verantwortlichen 
ihre Aktivitäten zukünftig selbstbestimmt jeweils an den im Rahmen von 
Globalhaushalten zur Verfügung stehenden finanziellen Ressourcen orientie- 
ren, „ Empowerment in the classroom’ geht einher mit ‘Empowerment of 
Management’“ (Carl Bertelsmann-Preis 1996a: 173). Das selbst gesteckte Ziel 
der Bertelsmann-Stiftung besteht darin, im Rahmen ihrer Projektarbeit „Pro- 
blemlösungen aus dem internationalen Kontext in die deutsche Reformdis- 
kussion einzubringen“ (ebd.: 177). 

Die folgende Analyse des deutschen Bildungsdiskurses der 90er Jahre soll ei- 
nen Eindruck davon vermitteln, welchen Einfluss die Unternehmensstiftung 
bezüglich der von ıhr angestrebten institutionellen Reform des Bildungssy- 
stems bis heute geltend machen konnte. 


Die Etablierung eines hegemonialen Bildungs(finanzierungs)diskurses 


Mitte der 80er Jahre eröffnete der Wissenschaftsrat’ den Wettbewerbsdiskurs 
in der Hochschulpolitik (vgl. Wissenschaftsrat 1985: 8). Dabei war allerdings 
zunächst noch nicht an eine formale Übertragung von Marktmechanismen 


4 Auch im Kontext ihrer Bildungsprojekte knüpft die Bertelsmann-Stiftung internationale Kon- 
takte, um dem angestrebten Reformprozess Nachdruck zu verleihen. „Es ist daher erklärtes Ziel 
der Bertelsmann Stiftung, Vertreter der Schulsysteme sowie der beteiligten Schulen in einem 
Netzwerk zusammenzuschließen, um den Erfahrungsaustausch systematisieren zu können. Es 
ist weiterhin geplant, in international besonders wichtigen Reformfeldern eigenständige For- 
schungs- und Entwicklungsbeiträge im Netzwerk zu erbringen. Zielsetzung wird es dabei sein, 
durch die Netzwerkarbeit Innovation und Leistungsfähigkeit der Schulsysteme zu fördern“ 
(Carl Bertelsmann-Preis 1996: 177). Dementsprechend orientierte sich die Bertelsmann-Stiftung 
schon 1990 bei ihrer Recherche nach vorbildlichen Hochschulmodellen an den USA, Großbri- 
tannien, der Schweiz, den Niederlanden, Belgien und Norwegen (Carl Bertelsmann-Preis 1990, 
1990a). Zur Beurteilung von ‘best practice’ Beispielen an Schulen 1996 wurden in Neuseeland, 
den Niederlanden, Norwegen, Ontario (Kanada), Schottland, der Schweiz und Ungarn sog. Ex- 
pertenkommissionen eingesetzt, die ihre Begutachtung nach einem zuvor erstellten, nach wirt- 
schaftlichen Effizienz- und Effektivitätskriterien ausgerichteten Bewertungskatalog orientierten. 

5 Der Wissenschaftsrat ist seit 1957 ein Organ der Bund-Länder-Wissenschaftsplanung in Koope- 
ration mit den führenden Wissenschaftsverbänden. Ihm gehören zum einen Abgesandte aller 
zuständigen Ministerien (politische Kommission), vor allem jedoch hochkarätige ‘ernannte’ 
Professoren an, auf die sich HRK, Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG), Max-Planck- 
Gesellschaft (MPG) und die Arbeitsgemeinschaft der Großforschungseinrichtungen (AGF) im 
Konsens verständigt haben (Wissenschaftskommission). Daraus ergibt sich das ‘spezifische Ge- 
wicht’ der jeweiligen ‘Empfehlungen’. 
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auf das Wissenschaftssystem gedacht; „Wettbewerb“ meint vielmehr im dama- 
ligen Kontext der Wissenschaftsrats-Argumentation eine Verstärkung von aka- 
demischen Selektionsmechanismen gegen die als „leistungsnivellierend“ darge- 
stellten politischen Regulations- und Partizipationsformen der sog. Gruppen- 
universität. 

Demgegenüber ging es der Bertelsmann-Stiftung seit Beginn der 90er Jahre vor 
allem um einen Wechsel des Wettbewerbsprinzips. Sie favorisierte die Einfüh- 
rung von marktähnlichen Rahmenbedingungen und betriebswirtschaftlichen 
Steuerungsmechanismen (Carl Bertelsmann-Preis 1990a: 140). Angedacht, aber 
damals noch als unrealisierbar verworfen, wurde erstmals eine Finanzierung 
von individueller Bildungsbeteiligung über Bildungsgutscheine und eine ent- 
sprechende Umlenkung der staatlichen Ressourcen. Grundsätzlich überwogen 
seinerzeit nach Einschätzung der Akteure noch die gesellschaftlichen Wider- 
stände gegen strukturelle Veränderungen wie sie hier vorgeschlagen wurden. 
Den einzig heilsamen Weg hin zu einem solchen Paradigmenwechsel sah man 
damals in einem „traumatischen Schock“, ausgelöst durch staatlicherseits 
durchgeführte Budgetkürzungen, wie es Anfang der 80er Jahre in Großbritan- 
nien geschehen sei (ebd.). Seitdem wird der deutsche Bildungsreformdiskurs 
zunehmend durch Finanzierungskonzepte bestimmt, die von sog. Bildungs- 
kommissionen erarbeitet werden und sich allesamt am Dogma der leeren 
Haushaltskassen orientieren. 

Den Auftakt machte 1992 die Bildungskommission des Landes Nordrhein- 
Westfalen, in der an prominenter Stelle u.a. der Gründer der Bertelsmann- 
Stiftung, Reinhard Mohn, beteiligt war. Ihr ging es um eine Neugestaltung des 
Schulsystems, wobei die institutionellen Reformen noch im wesentlichen an 
pädagogischen Überlegungen als Maßstab für eine Reorganisation des Bil- 
dungswesens ausgerichtet waren. Darüber hinaus kam die Kommission aber 
schließlich auch auf neue Formen der Bildungsfinanzierung und -bewirtschaf- 
tung zu sprechen. Dabei orientierte sie sich an den schon von der Bertels- 
mann-Stiftung bekannten Organisationsprinzipien der autonomen Selbstver- 
waltung der Bildungseinrichtungen, die zu diesem Zweck ein großzügig be- 
messenes Pauschalbudget erhalten sollten. Die AutorInnen betonten zwar, 
dass sie an der staatlich-kommunalen Finanzierung festhalten wollten und die 
Finanzierungsprobleme der öffentlichen Haushalte nicht zur Instrumentalısie- 
rung ihrer Vorschläge im Sinne knapp bemessener Pauschalbudgets verwandt 
werden sollten. Überdies erteilten sie einer Marktsteuerung der finanziellen 
Ressourcen ım Bildungssystem eine deutliche Absage. Gleichwohl wurde 
schließlich ein Ist-Zustand der öffentlichen Bildungsausgaben in NRW be- 
schrieben, der zukünftig die Etablierung effizienterer Organisationsformen der 
Bewirtschaftung an den einzelnen Bildungseinrichtungen erforderlich mache 
(Bildungskommission NRW 1992: 204ff.). Mit anderen Worten: Die Studie 
postulierte einen Finanzierungsvorbehalt der öffentlichen Hand, der bei einer 
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zu erwartenden Nachfragesteigerung aufgrund zunehmender SchülerInnenzah- 
len in den kommenden Jahren zu Finanzierungsengpässen führen würde. Dem 
könne nur durch die Einführung eines veränderten Bewirtschaftungssystems 
begegnet werden, welches den Akteuren vor Ort eine Binnenoptimierung der 
finanziellen Ressourcen ermöglichen müsse. 

Zwei Jahre später unternahm die Bertelsmann-Stiftung einen weiteren bil- 
dungspolitischen Vorstoß, der auf das Hochschulsystem zielte. Es gelang ihr, 
die Hochschulrektorenkonferenz (HRK) als Partner zu gewinnen und gemein- 
sam mit ihr das Centrum für Hochschulentwicklung (CHE) zu gründen (vgl. 
Bennhold 2002). Dessen Leiter, Detlef Müller-Böling, Professor für Betriebs- 
wirtschaftslehre an der Universität Dortmund, hat in seinem Buch Die entfes- 
selte Hochschule (2000) prägnant zusammengefasst, welche Reformziele das 
CHE verfolgt. Die befreite Hochschule skizziert er dort als autonomes 
Dienstleistungsunternehmen, das auf nationalen und internationalen Bil- 
dungsmärkten im Wettbewerb mit anderen Anbietern profilierte Wissenspro- 
duktion betreibt. Zu diesem Zweck werden die ehemals politischen Selbstver- 
waltungs- und Steuerungsmechanismen durch Verfahren ökonomischer Selbst- 
regulierung ersetzt.‘ 

Die Tendenz einer Entpolitisierung des Bildungssektors und der damit ein- 
hergehenden Fixierung auf Finanzierungsfragen zeichnet seitdem alle politisch 
relevanten Bildungsreformkonzepte aus. So ging auch die mit dem CHE bis 
heute eng zusammenarbeitende HRK schon 1996 von einem grundsätzlichen 
Finanzierungsvorbehalt der öffentlichen Hand aus. Daher müssten verstärkt 
Möglichkeiten der privaten Hochschulfinanzierung eröffnet werden. Die 
Hochschulen sollten sich dem Kapitalmarkt insgesamt öffnen und privaten 
Anlegern etwa im Bereich des Hochschulbaus Anlagemöglichkeiten bieten, 
um auf diese Weise die öffentliche Hand zu entlasten (HRK 1996: 29). 
Schließlich wurde zum ersten Mal von offizieller Seite eine Beteiligung der 
Studierenden an den Kosten des Studiums thematisiert, dies wurde allerdings 
noch mit einer nachdrücklich geforderten Reform des staatlichen Beitrags zu 
einer existenzabsichernden Studienfinanzierung (BAFöG, Stipendien) verbun- 
den (ebd. 26). Ungeachtet dessen propagiert die HRK in ihrem Bericht an 
hinterer Stelle ein Denkmodell der individuellen Studienförderung, welches 
von einem elternunabhängigen Sockelbetrag ausgeht, der durch ein Bildungs- 
sparmodell ergänzt werden soll. Als Vorbild dient das steuerlich begünstigte 
Bausparmodell. Demnach sollen Eltern in Zukunft frühzeitig Bildungskonten 


6 Dementsprechend sind die neuen Bildungseinrichtungen Müller-Böling folgend vor allem au- 
tonom, wissenschaftlich, wettbewerblich, wirtschaftlich, international und natürlich virtuell. 
Über die politische Verfassung der entfesselten Hochschule erfahren wir hingegen nichts. Dies 
ist im Rahmen eines reinen Marktmodells nur konsequent. Die Frage etwa, ob es sich bei der 
entfesselten Hochschule um eine demokratische Einrichtung handelt, stellt sich unter Markt- 
bedingungen nicht. 
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für ihre Kinder anlegen, mit denen diese später einen Teil ihres Hochschul- 
studiums finanzieren können. Auf diesem (Um-) Weg wird ein individueller 
Kostenbeitrag der Studierenden an der institutionellen Hochschulfinanzierung 
eingefordert. 

Den entscheidenden Einfluss zugunsten eines verbesserten Bildungssystems 
verspricht sich auch der auf Initiative verschiedener Einzelgewerkschaften ein- 
gesetzte Sachverständigenrat Bildung bei der Hans-Böckler-Stiftung (1998) von 
einem semi-privaten Beitragsmodell, das sich zusammensetzt aus einem kom- 
binierten System von Bildungskonten, Bildungsgutscheinen, Bildungssparen 
sowie Bildungsdarlehen auf der einen sowie einer staatlichen Sockelfinanzie- 
rung, die auch in einer sozial degressiv gestaffelten Subventionierung der indi- 
viduellen Bildungskonten zum Ausdruck kommt, auf der anderen Seite (vgl. 
Schöller et al. 2000). Demnach legen zukünftig Eltern für ihre Kinder Bil- 
dungskonten an, auf die sie regelmäßig Beiträge einzahlen. Die Heranwach- 
senden können diese Beiträge später in Bildungsgutscheine umwandeln und 
an staatlich akkreditierten Bildungseinrichtungen gegen entsprechende Dienst- 
leistungen einlösen. Darüber hinaus ist es möglich, staatlich subventionierte 
Bildungsdarlehen zu erhalten, die nach Beendigung der Ausbildungsphase zu- 
rückgezahlt werden. Nach den Vorstellungen des Sachverständigenrates soll 
dieses Modell nach der Pflichtschulzeit mit Abschluss der Sekundarstufe I (Klas- 
se 10) eingeführt werden. Das würde bedeuten, dass z.B. die bis heute von staat- 
licher Seite vollfinanzierte institutionelle Förderung der gymnasialen Oberstufe 
teilweise über private Zuzahlungen finanziert würde. Das Prinzip wird im tertiä- 
ren Bereich (Hochschule) fortgesetzt, z.B. durch sog. Studienkonten.’ 

Das Expertengremium verspricht sich hier eine erzieherische Funktion im 
Sinne eines eigenverantwortlichen Umgangs mit Bildungs- und Ausbildungzei- 
ten sowie mit den bereitgestellten Bildungsangeboten. So werden in neuartiger 
Form fiskalpolitische, betriebswirtschaftliche und moralisch-pädagogische dis- 
kursive Elemente miteinander kombiniert. Auf diese Weise sollen die Bil- 
dungsnachfragenden zugleich auf ein marktförmig organisiertes Bildungssy- 
stem eingestimmt werden. 


„Die individuelle Verfügung über Bildungsguthaben und -gutscheine steigert bei den Bildungsan- 
bietern infolge der Konkurrenz um die Bildungsgutscheine die Qualität ihrer Angebote, weil die 
Finanzierung der Institution über einen Sockelbetrag, den der Staat den Institutionen direkt zu- 


7 Bei der Gewichtung staatlicher und privater Finanzierungsbeiträge ist an eine Verteilung von 
90% zu 10% im Sekundarbereich II und 70% zu 30% im tertiären Bereich gedacht (vgl. Bulan 
1999: 22). Der Sachverständigenrat möchte die neue Finanzierung allerdings zunächst ein- 
schränken auf die gymnasiale Oberstufe, den schulischen Teil der dualen Ausbildung, der be- 
ruflichen Ausbildung in Vollzeitschulen, der Hochschulbildung und der Weiterbildung. Dies 
wird begründet mit dem begrenzten Angebot an Kindertageseinrichtungen und die für die 
Primarstufe sowie den Schulen der Sekundarstufe I bestehende Schulpflicht bzw. das daran in 
der Regel geknüpfte Prinzip der Wohnortnähe. Damit sei die vom Sachverständigenrat ge- 
wünschte Wahlfreiheit und die damit verbundenen Marktbedingungen in diesen Bildungsseg- 
menten nicht gewährleistet. 
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weist, durch die individuellen Bildungsgutscheine ergänzt wird. Wenn eine Institution zu wenige 
Bildungsgutscheine erhält, wird ihr Bestand gefährdet. Qualitative Schwächen bei den Anbietern 
werden so ‘bestraft’, qualitative Stärken ‘belohnt’“ (Sachverständigenrat Bildung 1998: 49). 
Dieses gesteigerte Konkurrenzprinzip wünscht sich der Sachverständigenrat 
langfristig freilich auf das gesamte Bildungssystem ausgedehnt (vgl. ebd.: 47). 
Die Mit-Autoren des Finanzierungspapiers des Sachverständigenrat Bildung 
bei der Hans-Böckler-Stiftung, Klaus Klemm und Jürgen Lüthje, beteiligten 
sich auch am gemeinsamen Arbeitskreis des Stifterverbandes für die Deutsche 
Wissenschaft? und des Centrums für Hochschulentwicklung (vgl. 1999), der 
wiederum enge Kontakte zum Initiativkreis Bildung der Bertelsmann-Stiftung 
(vgl. 1999) unterhält. Vor diesem Hintergrund ist es nicht erstaunlich, dass es 
sich bei den Bildungsfinanzierungskonzepten der unterschiedlichen Bildungs- 
kommissionen um jeweils identische Vorschläge handelt. Das gilt auch für die 
Finanzierungsvorschläge der Bildungskommission der Heinrich-Böll-Stiftung 
(vgl. 2001). Hatte doch deren Vorsitzende Sybille Volkholz zuvor schon als 
Mitglied des Sachverständigenrat Bildung bei der Hans-Böckler-Stiftung teil- 
genommen, während sich dessen Vorsitzender, Dieter Wunder, nun seinerseits 
als Mitglied der Bildungskommission der Heinrich-Böll-Stiftung engagierte. 
Darüber hinaus unterstützte Wunder auch den Initiativkreis Bildung der Ber- 
telsmann-Stiftung, während im Gegenzug Cornelia Stern von der Bertelsmann- 
Stiftung sowohl im Sachverständigenrat Bildung bei der Hans-Böckler-Stiftung 
wie auch in der Bildungskommission der Heinrich-Böll-Stiftung teilnahm. Ein 
Teil des Stammpersonals findet sich schließlich wieder im sog. Netzwerk Eu- 
ropäische Lernprozesse (NELP) - offiziell eine Gemeinschaftsaktion der 
Grundsatzabteilung des DGB-Bundesvorstandes, der Hans-Böckler-Stiftung 
und des Instituts für Soziologie der Universität Freiburg -, welches sich An- 
fang 2002 mit seinem sog. Manifest Bildung für die Arbeits- und Wissensge- 
sellschaft (NELP 2002) an eine breitere Öffentlichkeit wandte. 

Dennoch handelt es sich nicht allein um eine Wiederholung des Immerglei- 
chen durch die gleichen Leute. Die Sachverständigenräte, die ab Mitte der 
90er-Jahre die Bühne betreten, erfüllen die spezifische Funktion einer Rück- 
koppelung der bereits zuvor entwickelten Argumentationsfiguren mit gewerk- 


8 Der Stifterverband wurde 1949 als Förderverein der deutschen Wirtschaft gegründet und um- 
fasst heute 21 Stiftungen. Aktiv als eine Art Lobbyorganisation verwaltet er gleichzeitig fast das 
gesamte Stiftungsvermögen der privaten Wirtschaft. 

9 Das NELP-Manifest ist - bis in identische Textbausteine hinein - eine Art provokante Radika- 
lisierung des Bildungsfinanzierungsgutachtens des Böckler-Sachverständigenrats Bildung (1998); 
allerdings mit der signifikanten Erweiterung, dass diesmal der Geschäftsführer der Böckler- 
Suftung, Nikolaus Simon, offiziell mitverantwortlich zeichnet (bis dahin wurde immer Wert 
darauf gelegt, dass die Meinung des Sachverständigenrates nicht mit der der Stiftung identisch 
sein muß); das Gleiche gilt für die offizielle Unterstützung durch Wolf Jürgen Röder für den 
IG-Metall-Hauptvorstand (die IG Metall hatte sich vom ersten 1998er-Böckler-Gutachten zur 
Bildungsfinanzierung noch offiziell durch Röders Amtsvorgänger, Siegfried Bleicher, nach- 
drücklich distanziert). 
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schaftlichen und parteipolitischen Milieus und den in diesen vorherrschenden 
Denkstilen. So wird quasi eine Verbindung hergestellt zwischen den ursprüng- 
lichen Think Tanks und sozialen Institutionen bzw. politischen Apparaten.” 


Global orientierter Wettbewerbskorporatismus 


Das international geknüpfte Netzwerk der Bertelsmann-Stiftung setzt sich na- 
tional über vielfältige institutionelle Kooperationen und personelle Verflech- 
tungen fort. Die Stiftung praktiziert dabei einen korporatistischen Ansatz, mit 
dem es ıhr gelingt, die unterschiedlichsten gesellschaftlichen Akteure systema- 
tisch in ıhre Strategien einzubinden. Dies gilt insbesondere für öffentliche 
Einrichtungen und deren Mitarbeiter, welche die Stiftung gezielt in ıhr Netz- 
werke integriert. So begleitet sie in den 16 Bundesländern mittlerweile eine 
Vielzahl von Schulprojekten. Allein das zusammen mit dem nordrhein- 
westfälischen Schulministerrum durchgeführte Pilotprojekt ‘Schule & Co’. 
umfasste 52 Schulen (vgl. Klausenitzer 2002a). In das neue, bis 2008 anvisierte 
Projekt „Selbständige Schulen“ sind 237 Schulen einbezogen. 

Aber auch im Hochschulbereich leistet die Bertelsmann-Stiftung über das 
CHE Kernerarbeit. Gemeinsam mit der Präsidialverwaltung der Technischen 
Universität München (TUM) wurde etwa das Modell der „Bildungsbeiträge“ - 
vulgo: Studiengebühren - entwickelt (vgl. Bartz 2002). Die TUM diente dem 
CHE schon zuvor als Beispiel für eine sog. „best practice*-Hochschule.'' Es 
wird - in den Worten des TUM-Präsidenten Herrmann (2002) - herausgeho- 
ben, dass diese „Bildungsbeiträge“ ein Indikator sind, um vor allem weitere 
private Mittel (Studiendarlehen, Drittmittel, Industriestipendien etc.) zu ak- 
quirieren. Dies Konzept steht daher ausdrücklich im Kontext des „Umbau(s) 
der Universität von der unentgeltlichen Bildungsbehörde zur unternehmeri- 
schen Solidargemeinschaft“ (Herrmann 2002: 5f).? 

Es ıst daher Frank Nullmeier zuzustimmen, wenn er die Reformprozesse im Bil- 
dungsbereich seit Mitte der 90er Jahre als neue Formen der Subpolitik beschreibt: 


10 Sybille Volkholz (Bündnis 90/ Die Grünen) brachte dies bei der Vorstellung der Bildungsfi- 
nanzierungsvorschläge der Böll-Stiftung prägnant zum Ausdruck, als sie feststellte, dass zu die- 
sem Thema zwar alles schon einmal gesagt sei, aber noch nicht von allen. Die Böll-Stiftung se- 
he ihre Aufgabe insofern vor allem darin, die schon bekannten Inhalte einer speziellen Klientel 
mit einem entsprechenden Vokabular zu vermitteln, um auf diese Weise zur Herstellung gesell- 
schaftlicher Akzeptanz für die angestrebten Bildungsreformen beizutragen. 

11 Den Einfluss auf die Hochschule als Experimentierfeid und Leuchtturmprojekt für zukünftige 
Reformvorhaben hat sich das CHE dadurch gesichert, dass der Präsident der TUM, Wolfgang 
Herrmann, kurzerhand in das Beratergremium des CHE aufgenommen wurde, wo er sowohl 
mit Gerd Schulte-Hillen aus dem Präsidium der Bertelsmann-Stiftung wie auch mit dem Präsı- 
denten der Hochschulrektorenkonferenz zusammenarbeiten wird. 

12 Zur Propagierung dieses TUM-Studiengebührenmodelis wurde vom 27.-28.3.2003 ein aufwen- 
diger Kongress der Bayerischen Rektorenkonferenz in der Münchener Residenz durchgeführt. 
Finanziert wurde dieser Kongress vom Stifterverband, der BMW AG, dem CHE, der Hertie- 
Stiftung, der Herbert-Quandt-Stiftung und - last not least - der Hans-Böckler-Stiftung. 
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„Begünstigt von Spar- und Konsolidierungszwängen kommt es zu Reformen auch unterhalb der 
Ebene gesetzgeberischer Veränderungen, gestützt durch veränderungsbereite Hochschulrektoren 
und -präsidenten, einzelne Landesregierungen und eine auf die Hochschulen als Organisationen 
aufmerksam gewordene Stiftungsszenerie“ (Nullmeier 2000: 220). 

Dabei verfolgen die genannten Bildungsreformprojekte im Wesentlichen drei 
Ziele: Erstens streben sie durch ‘Private Public Partnerships’ einen stärkeren 
Einfluss der Wirtschaft im Bildungssystem an. Zweitens bemühen sie sich 
durch die Einführung ökonomischer Rationalitätskriterien in den Bildungsein- 
richtungen um eine ÖOrganisationsreform im Sinne des ‘New Public Manage- 
ment’. Drittens schließlich geht es ihnen mit der Konzeptionierung von Bil- 
dungsfinanzierungsmodellen, die einen privaten Eigenanteil beinhalten, um 
eine über Marktmechanismen erzwungene Verhaltensänderung der Bildungs- 
kundInnen und -anbieter. 

Da die angestrebten Maßnahmen der Marktsteuerung und finanziellen Eigen- 
beteiligung erfahrungsgemäß zu einer stärkeren sozialen Selektion im Bil- 
dungswesen über das heutige Maß hinaus beitragen (vgl. Keller/Schöller 2002), 
stellt sich die Frage, wie diese Reformen gesamtgesellschaftlich legitimiert wer- 
den? Wie war es möglich, die in den Bildungsfinanzierungskonzepten der er- 
sten Hälfte der 90er Jahre durchaus noch angesprochene soziale Problematik 
soweit klein zu arbeiten, dass sie in der aktuellen öffentlichen Debatte kaum 
noch in der Form des Einwandes gegen neoliberale Deregulierungsvorhaben 
in Erscheinung tritt? Damit beschäftigen wir uns im folgenden. 


Vom Konzept zur politischen Praxis 


Nach der Jahrtausendwende lässt sich zunehmend registrieren, wie die Argu- 
mentationsmuster, die in den 90er-Jahren „subpolitisch“ durch Think Tanks 
und Sachverständigenräte vorbereitet wurden, die politischen Apparate errei- 
chen, die Programmdiskussion der Parteien bestimmen, auf die Titelseiten der 
überregionalen Presse vordringen und tendenziell die gesamte mediale Insze- 
nierung bildungspolitischer Konflikte prägen. Dies drückt sich etwa darin aus, 
wenn Öffentlich immer häufiger eine moralische Relation hergestellt wird zwi- 
schen der Gebührenfreiheit des Studiums an deutschen Hochschulen und der 
Gebührenpflichtigkeit von Kindertagesstätten (dazu kritisch: Völckel 2002)." 

Wer die politische Implementierung ursprünglich in diskreten Expertenzirkeln 
erprobter bildungspolitischer Muster so darstellt, wie wir dies hier tun, setzt 
sich leicht dem Vorwurf aus, Anhänger von Verschwörungstheorien zu sein. 
Letzteres wäre allerdings eine Entpolitisierung der Problematik und ist auch 


13 Stellvertretend für viele Aussagen dieser Art: Peter Glotz in einem Interview: „Wir müssen in 
der Tat mehr Geld in die Integration von Ausländern, in Kindergärten und Ganztagsschulen 
stecken. Das heißt natürlich auch, dass der Staat Hochschulen finanziell nicht stärker fördern 
kann. Universitäten brauchen daher langfristig neue Geldquellen; und das sind vor allem Stu- 


diengebühren“ (VDI-Nachrichten 18.7.02). 
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durch die Realität keineswegs gedeckt. Es existiert keine „Verschwörung“ und 
auch kein generalstabsmäßig umgesetzter „großer Plan“. Ebenso falsch wäre 
allerdings der formale Umkehrschluss, die jeweilige bildungspolitische Praxis 
sei nur aus situationsbedingten Zufallskonstellationen zu erklären. Gerade für 
die aktuelle Transformation des Bildungssystems dürfte der Begriff der „passi- 
ven Revolution“ (Gramsci) treffender seın (Merkens 2002: 350) als die Vorstel- 
lung einer „Verschwörung“: Die fordistische politische Regulationsweise be- 
ruht bekanntlich auf relativ stabilen juristischen Kompromissen, denen eine 
Homogenisierung von Interessen zugrunde liegt (für den Hochschulbereich 
besonders signifikant: die „Gruppenuniversität“). Diese relativ stabile Konstel- 
lation zerfällt in disparate und diffuse Interessenlagen im Zusammenhang mit 
der zunehmenden Durchsetzung eines Knappheitsregimes und einer damit 
verbundenen Verwettbewerblichung der Ressourcensteuerung. Die Interessen 
sortieren sich neu; salopp formuliert: die eine Entscheidungsebene will vor al- 
lem sparen, die andere entbürokratisieren und/oder alte Rechnungen begler- 
chen, andere wollen im Zusammenhang mit der neuartigen Transparenz des 
Marktes mehr Einfluss und Partizipation für sich selbst durchsetzen usf. In der 
formalen Koordination dieser disparaten - und vermutlich auf absehbare Zeit 
konfus bleibenden - Interessen auf gemeinsame „Leitbilder“ und „Projekte“ 
kommt dann allerdings den erwähnten Think Tanks und Sachverständigenrä- 
ten, bzw. der durch diese beeinflussten Modernisierungsrhetorik in den Medı- 
en, eine neuartige und herausragende Bedeutung zu (Bultmann 2002a: 75f). 

Die Konzepte der Deregulierung und eines wettbewerbsorientierten Bil- 
dungsmanagements können nicht in ihrer technokratischen Form gesellschaft- 
lich wirksam und politisch durchsetzungsfähig werden. Dafür stehen die im 
folgenden diskutierten Versuche, diese Deregulierungsstrategien mit Visionen 
eines besseren Lebens und eines Gewinns an subjektiver Freiheit in der Gestal- 
tung des eigenen Lebensweges zu verbinden. Es werden Begründungsmuster 
eingeführt, die sich um Leitbegriffe wie „Chancengleichheit“, „Selbstbestim- 
mung“ und „soziale Gerechtigkeit“ gruppieren. Damit soll ein Diskurs insze- 
niert werden, dessen Anspruch in nichts geringerem besteht als auf ein epo- 
chales und umfassendes, gesellschaftspolitisch komplex ausgerichtetes Bil- 
dungskonzept für die „nach-industrielle“ Informations- oder Wissensgesell- 
schaft zu zielen. Inwieweit diese Verknüpfung gelingt ist noch keineswegs ent- 
schieden, womit zugleich das Terrain der aktuellen bildungspolitischen Aus- 
einandersetzung markiert ist. 


Chancengleichheit als neues Staatsziel 


Die Aussage, dass Bildung und Wissen für das individuelle Durchkommen in 
der heraufdämmernden „Informationsgesellschaft“ immer „wichtiger“ werden, 
ziert mittlerweile als Einstiegssatz nahezu alle programmatischen Texte zur Bil- 
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dungspolitik. Jürgen Rüttgers wird in dem Zusammenhang das geflügelte Wort 
zugeschrieben, dass „Bildung die soziale Frage des 21. Jahrhunderts“ sei. Am 
weitesten geht die Böll-Bildungskommission, wenn sie feststellt, dass 

„angesichts des Zerfalls natürlicher Bindungen und Milieus, angesichts von Globalisierung und 
Individualisierung ... es geboten (erscheint), den Zusammenhalt der Gesellschaft als vorrangige 
Aufgabe des Bildungssystems anzusehen“ (Böll II 2001, Kap II: 3). 

Es wäre verfehlt, solchen und ähnlichen Auslassungen eine lediglich deklara- 
torische Funktion zuzusprechen oder sıe nur als banalen Hinweis darauf an- 
zusehen, dass eine informationstechnologisch basierte Produktionsweise eine 
Anhebung des durchschnittlichen gesellschaftlichen Qualifikationsniveaus er- 
fordere. Mit derartigen Äußerungen werden vor allem Konzepte transportiert, 
die a) auf eine defacto-Neubewertung des Bildungssysteins innerhalb des ge- 
sellschaftlichen Ensembles und b) auf eine Neu-Justierung der staatlichen Bil- 
dungsfinanzen zielen. Einfacher gesagt: Das Bildungssystem soll künftig Auf- 
gaben erhalten, welche es zuvor in dieser Form nicht hatte. 

Unter dem Vorsitz von Bundesbildungsministerin Edelgard Bulmahn (SPD) 
und des bayerischen Wissenschaftsministers Hans Zehetmair (CSU) führte das 
sog. Forum Bildung als eine Art korporatistisches Gremium nach dem Vor- 
bild des „Bündnis für Arbeit“ ab 1999 Vertreter von Bund und Ländern, der 
Wissenschaft und aller relevanten gesellschaftlichen Verbände zusammen, um 
zu klären, was in der Bildungspolitik derzeit konsensfähig ist. Die um die Jah- 
reswende 2001/2002 veröffentlichten mehrbändigen „Empfehlungen“ wider- 
spiegeln daher die denkmöglichen politischen Ziele einer informellen großen 
bildungspolitischen Koalition in der gesellschaftlichen Spannweite zwischen 
CSU und SPD, zwischen Arbeitgebern und Gewerkschaftsfunktionären. In der 
Präambel der „Empfehlungen“ werden von insgesamt fünf strategischen „Her- 
ausforderungen“ als die ersten drei wichtigsten folgende genannt: 


„den Zugang zu Bildung und den Erwerb von Bildung unabhängig von Herkunft, Geschlecht, 
Nationalität sowie sozialer und wirtschaftlicher Situation sicherzustellen, 

die Kompetenzen zu erwerben, die erforderlich sind, um sich in der immer größeren Fülle des 
Wissens zurecht finden, das relevante Wissen auswählen und anwenden zu können, 

den Grundsatz des lebenslangen Lernens in allen Bildungsbereichen und für alle zu verwirkli- 
chen...“ (Forum Bildung I 2001: 7). 


In dieser spezifischen Verknüpfung der Zielsetzungen 1. „chancengleicher Zu- 
gang“, 2. „individuelle Orientierungsfähigkeit in der Fülle des Wissens“, 3. „le- 
benslangen Lernens“ klingt, wie noch zu zeigen sein wird, so etwas an wie das 


14In den weiteren Empfehlungen wird herausgestrichen, dass sich die Zielsetzung der Chancen- 
gleichheit (Punkt 1) vor allem in der „frühen Förderung“ (ebd.: 9ff.) d.h. in der institutionellen 
Aufwertung frühkindlicher Bildung (Kitas, Grundschule, Ganztagsunterricht) verwirklichen soll. 
Da vergleichbare OECD-Konkurrenten in diesen Sektor der Elementarbildung z.T. mehr als 
das Doppelte investieren (vgl. u.a. OECD 2002, 176f.: 213), bestünde hier ein erheblicher 
Nachholbedarf. Im Koalitionsvertrag der zum zweiten Mal gewählten rot-grünen Bundesregie- 
rung ist daher festgelegt, dass der Bund von 2003 bis 2007 für die Einrichtung von Ganztags- 
schulen vier Mrd. Euro zur Verfügung stellt. 
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das bildungspolitische Leitmotiv der „postindustriellen“ Gesellschaft. Diese Mo- 
tivik ist zweifellos offen für verschiedene politische Interpretationsrichtungen, 
ebenso wie mit ihr sinnvolle Einzelmaßnahmen verbunden sind (bessere fı- 
nanzielle Ausstattung von Kitas und Grundschulen). Diese Feststellung kann 
allerdings nicht darüber hinweg täuschen, dass aktuell ein bestimmter domi- 
nanter Interpretationsrahmen festgelegt wird, der allein deswegen problema- 
tisch ist, weil er ın letzter Konsequenz auf die Kompensation jeglicher Sozial- 
politik durch Bildungspolitik hinausläuft (Bultmann/Klier 2002). 
Noch Mitte der 90er Jahre wirkte angesichts der bildungspolitisch dominieren- 
den Markt- und Wettbewerbsrhetorik der Begriff der „Chancengleichheit“ wie 
ein Relikt aus einer anderen Zeit. Seit Ende des gleichen Jahrzehntes jedoch 


ist eine geradezu inflationär ansteigende Verwendung dieses Begriffes in politi- 
schen Dokumenten zu verzeichnen. Allerdings wird er damit im Regelfall nicht 


nur uminterpretiert, sondern zugleich in einen neuen sozialpolitischen Kon- 
text gerückt. In einer sehr erhellenden Formulierung umreifßt die ehemalige 
NRW-Ministerin für Bildung und Wissenschaft, Gabriele Behler (SPD), auf einer 
dem Thema „Chancengleichheit“ gewidmeten Tagung die programmatische 
Karriere dieses Begriffes im Verhältnis zur gesamten Geschichte ihrer Partei: 


„Die Forderung nach Chancengleichheit im Bildungswesen war in den Anfängen der Arbeiterbe- 
wegung ein zentrales Instrument, über das [sic!] die Befreiung der ganzen sozialen Gruppe ange- 
strebt wurde. Heute hat sich die Blickrichtung von der sozialen Klasse hin zum Individuum ver- 
schoben. Es geht jetzt bei der Forderung nach Chancengleichheit mehr um die bestmögliche 
Ausstattung jedes Einzelnen“ (Behler 1999: 10). 

Dies ist schön gesagt, weil auf diese Weise - quasi als kurzer historischer Lehr- 
gang der Geschichte der deutschen Sozialdemokratie - tatsächlich die Bedeu- 
tungsspannweite des Begriffes zwischen der sozialen Emanzipation der Klasse 
und der Wettbewerbsfähigkeit von Individuen auf den Punkt gebracht wird. 


Allerdings muss hier relativiert werden, dass auch in früheren Phasen der Bil- 
dungsreform der Begriff der Chancengleichheit zwischen den Zielen einer 
bloßen juristischen Vermehrung „höherer“ Bildungsabschlüsse und politi- 
schen Vorstellungen egalitärer gesellschaftlicher Strukturen nie eindeutig war 
(Keim 2001). Bereits in den 60er Jahren vermuteten Kritiker eine kompensato- 
rische Entpolitisierung des (anderen) Begriffs sozialer Gleichheit durch „Bil 
dungsreform“ (Klausenitzer 2002: 64). Allerdings stand das Thema „Chancen- 
gleichheit“ immer noch in einem Spannungsverhältnis zwischen den Kriterien 
formal gleicher Bildungsbeteiligung und gleichen Lebenschancen in der Ge- 
sellschaft; kurz: der Begriff versprach mehr als er hielt und war gerade in die- 
sem Widerspruchsverhältnis politisch und politisierbar. In den aktuell domi- 
nanten Bildungsdiskursen jedoch wird der Begriff der Chancengleichheit von 
allen Vorstellungsresten „einer gerechten oder guten Gesellschaft“ (Klausenit- 
zer ebd.) entleert. Das Ansinnen „nach der Herstellung strukturell gleicher 
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Lebenschancen wird ersetzt durch die individualistische Instandsetzung des 
Individuums für die riskante Konstruktion seiner Biographie ... in der Kon- 
kurrenz“ (Bernhard 2001: 265). 

In letzter Konsequenz läuft dies auf eine Begriffsumkehrung hinaus. In der 
Modernisiererterminologie wird „Chancengleicheit“ zu einer Legitimationsh- 
gur für soziale Ungleichheit sowie für Staats- und Sozialabbau." Ungleichheit 
ist ebenso Voraussetzung wie ständiges Resultat der Marktkonkurrenz, für 
welche die Individuen durch ein zu optimierendes Bildungssystem „ausgestat- 
tet“ werden sollen. Die auf dem Markt wirkenden Inklusions- und Exklusi- 
onsmechanismen sind in der Logik der skizzierten Bildungsreform nicht nur 
politisch - und für staatliche Verantwortung - irrelevant, sie sind sogar „ge- 
recht“ in dem Grade, wie über das Bildungssystem Chancengleichheit realı- 
siert ist: dann nämlich beruhen - ebenfalls in der Logik des kritisierten Ansat- 
zes - soziale Unterschiede auf Leistungsunterschieden, welche das Bildungswe- 
sen vorher bei Ausschluss jeglicher Diskriminierung entfaltet hätte.'° Dies geht 
folgerichtig einher mit einer tendenziellen Naturalisierung gesellschaftlicher 
Hierarchien, da schließlich bei einem theoretisch vorgestellten Zustand opti- 
maler Chancengleichheit die Unterschiede an vermeintlicher Leistungsfähig- 
keit individuell zugeschrieben, d.h. „vereigenschaftet“ werden können.” 


15 Die logische Konsequenz dieses modernisierten Chancengleichheitsbegriffs bringt die Wirt- 
schaftswoche (Nr.21/14.5.1998) auf den Punkt: „Faire Bildungschancen machen die teure, inef- 
fiziente Sozialpolitik alten Stils entbehrlich.(...) Je durchlässiger das Bildungssystem, je leichter 
der soziale Aufstieg, desto schwieriger wird es für die Bequemeren, staatliche Transfers zu for- 
dern. Sie müssen die Konsequenzen ihres Verhaltens selbst tragen.“ 

16Die dazu passende rhetorische Komplementärfigur ist die Gegenüberstellung von „Chancen- 
gleichheit beim Zugang“ vs. „Gleichheit der Ergebnisse“; anders gesagt: Chancengleichheit dür- 
fe nicht mit Ergebnisgleichheit verwechselt werden! Diese Figur ist im politischen Diskurs mitt- 
lerweile geradezu universalisiert. Ausgehend von der Bertelsmann-Stiftung und zwischengelan- 
det im Schröder-Blair-Papier taucht sie mittlerweile in sämtlichen der hier diskutierten bil- 
dungspolitischen Sachverständigengutachten auf. Denunziert wird damit eine politisch- 
emanzipatorische Traditionslinie der Bildungsreform, indem man dieser eine Art administrative 
„Gleichmacherei“ bzw. zwanghafte „Nivellierungsphilosophie“ (Bernhard 2001, 275), womög- 
lich in der Perspektive eines kasernenhofsozialistischen Ameisenstaates, unterstellt. Im Kern 
ging es dieser Tradition jedoch primär um strukturell gleiche Lebensbedingungen für sehr ver- 
schiedene Individuen. Gleichheit und Differenz sind eben keine Gegensätze (grundsätzlich zu 
dieser Diskussion: Bernhard 2001). Es sei denn, man belegt soziale Hierarchien, die man weder 
erklären noch politisch verändern will, affirmativ mit dem modischen Begriff der „Differenz“ 
und legitimiert so soziale Ungleichheit jenseits formal gleicher Bildungschancen, wie dies unse- 
re Sachverständigenräte tun (vgl. etwa insbesondere das Kapitel III „Normative Grundlagen der 
Bildungseinrichtungen“ in den 2. Empfehlungen der Böll-Sachverständigen mit dem Obertitel 
„Chancengleichheit oder Umgang mit Gleichheit und Differenz“). 

17Während etwa die Böll-Sachverständigen noch etwas unentschlossen über die „Wechselbezie- 
hungen zwischen genetischen Anlagen und Umwelteinflüssen“ (Böll II 2001 Kap. I., 3) raison- 
nieren, wird dieser implizite Biologismus vom gewerkschaftlichen Netzwerk auf die Spitze ge- 
trieben: „Nicht alle Kinder sind gleichermaßen begabt, nicht jeder Jugendliche braucht die 
gleichen Lernprogramme. Differenzierte Förderung ist notwendig, um Schwächen zu mindern 
und Stärken zu entwickeln“ (NELP 2002: 7). 
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Lebenslanges Lernen - auf Abruf! 


Seit den 60er Jahren ist die politische Regulierung des lebenslangen Lernens 
Gegenstand - bisher vergeblich gebliebener - bildungsreformerischer Bemü- 
hungen (Bayer/Jaich 2002: 65). Aktuell erlebt der Begriff eine Renaissance; al- 
lerdings indem er seine Bedeutung stark verändert: Im Zusammenhang mit 
bestimmten politisch gängigen Vorstellungen der „Informationsgesellschaft“ 
rückt er ın den Kontext von Individualisierungs- und Privatisierungsstrategien 
(ebd.). Es ginge künftig um eine Veränderung der „zeitliche(n) Struktur von 
Bildungsprozessen und -phasen ... zugunsten einer lebensbegleitenden Struk- 
tur...“ (Böll III 2002, Kap. II: 2). Damit wird eine Vorstellung lebenslangen 
Lernens in spezifischer Weise mit dem bereits diskutierten Konzept der 
„Chancengleichheit“ verbunden: „Wenn Menschen als Lernende ihre eigene 
Bildungsbiografie gestalten, für den eigenen Bildungsprozess Verantwortung 
übernehmen sollen, muss vor allem in der frühen Bildungsphase hierfür die 
motivationale Grundlage gelegt werden“ (ebd.). In anderen Worten: Es geht 
nicht mehr nur um die „vierte Säule“ nach dem herkömmlichen staatlichen 
Bildungssystem, „lebenslanges Lernen“ wird vielmehr zu einem Schlüsselbe- 
griff für die Neuproportionierung und -vermessung des gesamten Bildungssy- 
stems von der Kita bis zur beruflichen Fortbildung, eingeschlossen eine Um- 
lenkung von finanziellen Ressourcen bzw. ihre Konzentration in bestimmten 
Bereichen. Leitgedanke dieser Neuvermessung ist die Optimierung lebenslan- 
ger Wettbewerbsfähigkeit der einzelnen Individuen. 

Ein solcher Blickwinkel hat mehrere ganz praktische Konsequenzen. Zum ei- 
nen wird „lebenslanges Lernen“ zu einem „Alıbi für Bildungsverkürzung“ 
(Fischbach 2002: 18) ım staatlichen Sektor. Diese muss allerdings nicht mehr 
dröge fiskalpolitisch durch den „Sachzwang“ des „Sparenmüssens“ begründet 
werden sondern kann sich als expertenratsmäßig ausgewiesenes bildungspoliti- 
sches und pädagogisches Konzept präsentieren. Mit diesem ist zugleich eine 
(kostenindifferente oder -senkende) Umverteilung innerhalb des staatlichen 
Bildungssystems begründbar: Es ginge - so der Sachverständigenrat der 
Böckler-Stiftung - um „eine andere Verteilung der Lernzeiten auf das Leben 
der Individuen (also insbesondere eine Verlagerung von der Erstausbildung ın 
die Weiterbildung)...“ (Sachverständigenrat Bildung 1998: 9). Dies kann so- 
wohl erfolgen durch administrative Verknappung (Kurzstudiengänge) als auch 
durch Erhebung privater Kostenbeiträge in den späteren („berufsnahen“) Ab- 
schnitten des staatlichen Bildungssektors - oder beides gleichzeitig. Durch 
diese Entlastung der Erstausbildung über eine Delegation von Bildungsbe- 
standteilen in den überwiegend marktförmig organisierten Weiterbildungsbe- 
reich werden zusätzlich die Verteilungsspielräume für die Stärkung der frühe- 
ren biographischen Bildungsabschnitte (Vorschulbereich, Grundschule) ge- 
schaffen. 


348 Torsten Bultmann, Oliver Schöller 


Obwohl „Chancengleichheit“ einer seiner Leitbegriffe ist, führt dieser bil- 
dungspolitische Ansatz nicht zu einer Vermehrung gesellschaftlicher Chancen 
in der sozialen Breite, nicht einmal innerhalb des gesamten Bildungssystems. 
Die notwendige und wünschenswerte Relativierung von sozialen Ausgren- 
zungsmustern in der frühkindlichen Bildung" und in der Grundschule wird ın 
der Immanenz dieses Ansatzes begleitet von einer Verstärkung von Selekti- 
onsmechanismen in späteren biographischen Bildungsphasen. Dazu zählt 
nicht nur die Einführung privater Kostenbeteiligung, sondern auch die Tatsa- 
che, dass alle hier diskutierten Expertengutachten etwa für eine Ersetzung der 
heutigen allgemeinen Hochschulzugangsberechtigung durch ein „Auswahl- 
recht“ der Hochschulen gegenüber Studienplatzbewerbern eintreten. Das ist 
die Konsequenz der Durchsetzung einer stärkeren Marktsteuerung, in deren 
Logik es liegt, dass Bildungsbeteiligung immer weniger über Rechtsansprüche, 
sondern statt dessen über individualisierte Vertragsbeziehungen reguliert wird. 
Die Modernisierung, mit der wir es hierbei zu tun haben, ist vor allem eine 
Modernisierung von Auslesemechanismen. 

Hinter diesem Konzept des „lebenslangen Lernens“ steckt eine mittlerweile 
überall gehandelte, aber selten begründete und nie hinterfragte Theorie, näm- 
lich die von der „wachsenden Halbwertszeit des Wissens“: Im Zyklus ökono- 
misch-technologischer Konjunkturen würde einmal erworbenes Wissen in 
immer kürzeren Abständen „verfallen“. Das Lernen der Zukunft können 
demnach nur ein „Lernen auf Abruf“ (Wirtschaftswoche Nr. 42, 9.10.97) sein. 
Demgegenüber sei unser traditionelles Bildungssystem nach dem Prinzip des 
„Lernens auf Vorrat“ (ebd.) entsprechend dem industriegesellschaftlichen 
normalbiographischen Muster „(Aus)Bildung - Arbeit - Rente“ organisiert. 
„Lernen auf Vorrat“, so sekundiert hier der Initiativkreis Bildung der Bertels- 
mann Stiftung, sei aber aufgrund „der dynamischen Entwicklung des Wissens 
schon heute nicht mehr möglich. (....) Bildung muss deshalb zunehmend 
durch situatives, selbstorganisiertes und tätigkeitsorientiertes lebenslanges Ler- 
nen erworben werden“ (Initiativkreis Bildung 1998: 7). 

Bei dieser Vorstellung eines immer schnelleren „Verfalls“ des Wissens’” geht es 


18 Hier erfolgt eine Selektion allein schon durch die Kosten. Der private Finanzierungsanteil des 
Vorschulbereiches ist in Deutschland mit 37,8% doppelt so hoch wie im OECD-Mittel von 
17,8% (OECD 2002, 213). Man kann sich ausmalen, wie hoch der Investitionsbedarf ist, wenn 
insbesondere in diesem Bildungsbereich die Weichen zur Korrektur „unseres“ schlechten PISA- 
Ergebnisses gestellt werden sollen. 

19 Eigentlich müsste genau umgekehrt argumentiert werden: gerade angesichts der sozialen Ver- 
änderungsdynamik steigt die gesellschaftliche Relevanz „haltbarer“ und anti-zyklischer Wissens- 
bestände, die vorrangig im staatlich-öffentlichen Bildungssystem erworben werden, welches 
folglich eher noch aufgewertet werden muss. Ein Sachzwang zur Verknappung staatlicher Bil- 
dungsangebote existiert damit nicht. Eine solche Sichtweise versuchte etwa ein von der Berliner 
Senatsverwaltung für Arbeit, Berufliche Bildung und Frauen einberufener Expertenbeirat (vgl: 
Berliner Memorandum zur Modernisierung der Beruflichen Bildung (September 1999), S. 41) 
durchzusetzen. Dies ist leider bisher nicht gelungen, zumal sogar gewerkschaftliche oder ge- 
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allerdings weder um dessen realen Erkenntnisgehalt noch um seine objektt- 
vierbare gesellschaftliche Relevanz, sondern ausschließlich um die immer neu 
individuell zu aktualisierende Verwertbarkeit von Fertigkeiten auf deregulier- 
ten (Arbeits-)Märkten, also unter anonymisierten gesellschaftlichen Bedingun- 
gen, welche selbst weder Gegenstand des Lernens noch der gesellschaftlichen 
Gestaltung sind, denen gegenüber folglich die Einzelnen ohnmächtig sind. Als 
einzig benennbare Bestimmung des zukünftigen Bildungssystems bleibt folge- 
richtig das Lernen als reine Funktion, die gegenüber ihrem Inhalt gleichgültig 
ist. Zurück bleibt gleichzeitig „ein ganz und gar leeres Subjekt und ein bedeu- 
tungsloses Wissen zu beliebigen Zwecken“ (Wimmer 2002, 54). 

Damit läuft aber die allenthalben behauptete Stärkung der „Gestaltungsmög- 
lichkeiten“ der Individuen, welche durch die neuen Chancengleichheits- und 
Finanzierungskonzepte gefördert würde, eigentlich auf das exakte Gegenteil 
hinaus: die Verlagerung von gesellschaftlichen Risiken, die durch eigenes 
Handeln und Entscheiden nicht beeinflussbar sind, in die jeweils Einzelnen 
(Bernhard 2002, 317). 


Bildungsfinanzierung und soziale Gerechtigkeit 


In letzter Konsequenz mündet jede Bildungsreformdebatte in einen Streit um 
Geld und dessen Verteilung. So wie bei den aktuellen Bemühungen stärker als 
zuvor das Bildungssystem als ganzes betrachtet wird, werden komplementär 
dazu neuerdings auch die öffentlichen Bildungsfinanzen als System bewertet, 
um in diesem Sinne das Thema „Gerechtigkeit“ zu besetzen. Damit ist die 
Tendenz verbunden, die Relationen für soziale Gerechtigkeit ausschließlich 
innerhalb des Bildungssystems zu fixieren: als eine Verteilungsbeziehung zwi- 
schen einzelnen Gruppen von Bildungsteilnehmern. Das Leitmotiv dafür gab 
erstmalig der Sachverständigenrat der Böckler-Stiftung vor: „Die verfügbaren 
Mittel sollen verteilungsgerechter eingesetzt werden“ (Sachverständigenrat Bil- 
dung 1998: 8). Das kann etwa bedeuten, „die Benachteiligung der Bildungs- 
wege, dıe über die Hauptschule zu Abschlüssen im dualen System führen, ge- 
genüber denen, die über Gymnasien zu Hochschulabschlüssen führen“ aufzu- 
heben (ebd.). 

Diese Argumentationsfigur wird nahezu wortidentisch in späteren Bildungs- 
manıfesten dauernd wiederholt (NELP 2002: 8). Sie hat für sich den Vorteil, 
an realen Erscheinungen anknüpfen zu können. Es ist zweifellos zutreffend, 
dass die Hauptschule zunehmend zur sprichwörtlichen „Restschule“ wird, 
dass die staatliche Administration die beruflich perspektivreichen Bildungswe- 
ge (über die Sekundarstufe II) im Verhältnis besser ausstattet oder dass insbe- 
sondere der Elementarbildungsbereich dramatisch unterfinanziert ist. Aller- 


werkschaftsnahe Sachverständigenräte die gängige neoliberale Vorstellung von Lebenslangem 
Lernen affırmativ übernehmen. 
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dings enthält die Forderung der Sachverständigenräte mindestens zwei Prämis- 
sen, die nicht politisch begründet, sondern einfach vorausgesetzt werden: Er- 
stens dass das Maß der Verteilung - und damit der Gerechtigkeit - durch die 
zu einem angenommenen Zeitpunkt zur Verfügung gestellten addierten öf- 
fentlichen Gesamtbildungsausgaben bestimmt ist und zweitens, dass die eine 
Gruppe deswegen zu wenig Mittel zur Verfügung hätte, weil die andere zu viel 
hat.”° Auf diese Weise lässt sich dann das Thema der „Gerechtigkeit“ von der 
Regulierung gesellschaftlicher Verhältnisse bequem abspalten (Wolf 2002: 54) 
und als eine Art Nullsummenverteilungskampf innerhalb des Bildungssystems 
begrenzen, welches auf diese Weise zugleich als eine Art „betriebswirtschaftli- 
cher“ Einheit konstituiert wird. Diese Konfiguration bildet den Hintergrund 
für öffentliche Kampagnen etwa gegen sog. „Langzeitstudierende“ (Bultmann 
2002b: 378) als Ausdehnung des „Sozialmissbrauchs“-Motiv auf den Bildungs- 
sektor. Gefordert werden können Kostenreduktion und Gebühren in „oberen“ 
Bildungsetagen zugunsten etwa einer Besserausstattung von Grundschulen 
und Kitas. Privatisierung erhält die Form der Kinderförderung; gestiftet wird 
so eine potentielle politische Zweckkoalition aus differenten Absichten von 
Sparpolitik, postmoderner Pädagogik, Ökonomisierung der Hochschulen und 
Familienpolitik. Theoretisiert wurde dieser Ansatz etwa in dem bildungspoliti- 
schen Bestseller von Christoph Ehmann mit dem programmatischen Titel 
Bildungsfinanzierung und soziale Gerechtigkeit (Ehmann 2001). 

Das genannte Arrangement „größere Verteilungsgerechtigkeit“ beruht in seiner 
Wirkung auf einer rhetorisch zielgerichteten Vertauschung einer analytischen 
mit einer gegenständlichen Ebene. Die Gesamt-Bildungsausgaben sind eine 
Abstraktion von völlig unterschiedlichen unmittelbaren Finanzierungsquellen 
und politischen Zuständigkeitsbereichen in der Spannweite zwischen Bund, 
Ländern, Kommunen und privaten Trägern. Auf der gegenständlichen Ebene 
gibt es keinen Vorgang des „Verteilens“ (so wie etwa ein Hochschulhaushalt 
zwischen den Fachbereichen aufgeteilt wird), der die Behauptung begründen 
kann, die einen („Privilegierte“) hätten das zuviel, was sie den anderen wegge- 
nommen hätten oder vorenthalten würden. Folglich kann es auch keine un- 
mittelbare politische Verteilungskonkurrenz zwischen einzelnen Gruppen von 
Bildungsteilnehmern, etwa zwischen Studierenden und Vorschulkindern, ge- 
ben. Maßstab für eine sinnhafte Debatte um Bildungsfinanzierung kann nur 
der gesamte gesellschaftliche Wertschöpfungsprozess sein und es ist eine poli- 


20 Natürlich lässt sich aus dem genannten Befund ebenso die Schlussfolgerung ziehen, die unter- 
finanzierten Bildungsbereiche besser auszustatten, ohne anderen Bildungsteilnehmern etwas 
wegzunehmen. Die hier diskutierten Sachverständigen-Gutachten ziehen daraus aber unisono 
die Konsequenz einer Kostenreduktionsstrategie in den weiterführenden Bildungsbereichen 
(nach der allgemeinen Schulpflicht) des staatlichen Sektors, u.a. durch mehr „Eigenbeteili- 
gung“, um in den Grundbildungsbereich „umverteilen“ zu können, wie es dem bildungspoliti- 
schen Muster der Weltbank entspricht (Klausenitzer 2001). 
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tische Frage, welcher Teil davon für Bildung zur Verfügung steht. Man kann 
folglich die Tatsache der Unterfinanzierung einzelner Bildungsbereiche in eine 
Relation zu jeder anderen Form staatlichen Finanzverhaltens (oder Nichtver- 
haltens) stellen; ein methodischer „Sachzwang“, die Differenzierung von Bil- 
dungskosten ausschließlich bildungssystemimmanent zu vergleichen, existiert 
nicht. 

Die Konstruktion dieses Sachzwanges erfolgt allerdings ideologisch absichts- 
voll. Gerade an diesem Beispiel lässt sich die Überführung neoliberaler Theo- 
rie in massenwirksame politische Praxis studieren, oder die Art und Weise wie 
technokratische Arrangements, die ursprünglich nur einer Expertenöffentlich- 
keit bekannt waren, in den gesellschaftlichen Raum drängen. 


Kritisches Resum&e und Perspektive: 
Die Zukunft von Bildung und Arbeit 


Es dürfte deutlich geworden sein, dass hinter der von uns kritisierten Tendenz 
aktueller Bildungsreformen kein technokratisch isolierbares Bildungskonzept, 
sondern ein Gesellschaftskonzept steht. Die „ökonomische Indienstnahme 
von Schulen und Hochschulen“ soll aus diesen nicht allein die letzten „Effi- 
zienzreserven“ unter Bedingungen der „Haushaltskonsolidierung“ herauspres- 
sen, sie steht in einem umfassenderen Kontext der lebenslangen „Ökonomi- 
sierung des Selbst“ (Merkens 2002: 340). Die „Individualitätsform des flexi- 
blen Kapitalismus“ wird als „pädagogisches Leitbild“ verallgemeinert (ebd.). 
Aktuelle Bestrebungen der Bildungsreform und der Arbeitsmarktreform 
(Hartz) stützen und legitimieren sich daher wechselseitig (Brütt 2002). Identi- 
sche Richtgrößen für beide (Teil-JPolitiken sind daher die Förderung von 
Employability (Beschäftigbarkeit), Entrepreneurship (Selbst-Unternehmertum), 
Adaptability (Anpassungsfähigkeit) (ebd.: 4). 

Aus diesem Befund werden derzeit häufig nicht die Schlussfolgerungen gezo- 
gen, die eigentlich nötig wären. Zunächst ist es eine Sackgasse, die aber oft 
betreten wird, den Praktiken neoliberaler Deregulierung einen spätidealisti- 
schen emphatischen Bildungsbegriff vollendeter Zweckenthobenheit entge- 
genzustellen, welcher sich lediglich in der einfachen Negation ökonomischer 
Instrumentalisierung von Bildung erschöpft. Es geht auch in einem positiven 
Sinne um die Zwecke von Bildung und Wissenschaft. Eine kritische - und po- 
litische - Perspektive gewinnt man nur dadurch, dass ein Entwurf selbstbe- 
stimmten Lebens entwickelt wird, in dem die Gestaltung von gesellschaftli- 
chen Arbeits- und Bildungsverhältnissen aufeinander bezogen ist (Gombert/ 
Kaulisch/Neis 2002). Dazu gehört auch die Überwindung der gegenseitigen 
Isolierung von (fach-)politischen Akteuren in beiden Feldern, die sich gegen- 
seitig nicht zur Kenntnis nehmen. Der Begriff „Entwurf“ darf dabei keines- 
wegs maximalistisch oder utopistisch - und in dem Fall: ohnmachterzeugend 
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- aufgefasst werden. Die Politik beginnt bei der einfachen methodischen Fra- 
ge: Unter welchen Bedingungen kann überhaupt ein umfassenderer gesell- 
schaftlicher Gebrauchswert von Bildung und Wissenschaft entstehen bzw. 
vermehrt werden (Pasternack 2001)? Vor diesem Hintergrund lässt sich der 
Nachweis führen, dass der Neoliberalismus nicht hält, was er verspricht, wo- 
mit er aber - noch - potentiell mehrheitsfähig ist: einen Zuwachs an individu- 
eller Selbstbestimmung und ökonomischer Wohlfahrt zu erzeugen. Das jewei- 
lige Gegenteil seiner Behauptungen ist zutreffend. Es lässt sich ebenso der 
Nachweis führen, dass Privatisierung und ein betriebswirtschaftliches Wis- 
sensmanagement das Wissen von den lebendigen sozialen, kommunikativen 
und institutionellen - kurz: öffentlichen - Quellen seiner Entstehung und 
Vermehrung abschneidet (Fischbach 2002) und damit die Möglichkeit seines 
gesellschaftlichen Nutzens untergräbt. Anders gesagt: Der Markt ist blind und 
Betriebswirtschaft macht dumm - den Einzelnen ebenso wie die ganze Gesell- 


schaft! 
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